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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vor s i t zen d e: Präsident Benya, Zwei­
ter Präsident Mag. Minkowitsch, Dritter Prä­
sident Thalhammer. 

Präsident: Die Sitzung ist e r Ö f f n e t. 

Kr a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Ing. Murer, Frodl und Kriz. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Ich gebe bekannt, daß die Anfra­
gebeantwortungen 1397/AB bis 1403/AB ein­
gelangt sind. 

Die Abgeordneten Dr. Schwimmer, Glaser 
und Kern haben das Verlangen, den von 
Ihnen gestellten Antrag 137/ A betreffend Pen- . 
sionserhöhungsgesetz 1982 einer ersten 
Lesung zu unterziehen, zurückgezogen. 

Ich weise daher den gegenständlichen In­
itiativantrag dem Ausschuß für soziale Ver­
waltung zu. 

Die in der letzten Sitzung eingebrachten 
Anträge weise ich ebenfalls dem Ausschuß für 
soziale Verwaltung zu, und zwar: 

Antrag 140/A der Abgeordneten Egg und 
Genossen betreffend ein Bundesgesetz über 
die Gewährung der Leistung der Betriebshilfe 
(des Wochengeldes) an Mütter, die in der 
gewerblichen Wirtschaft oder in der Land­
und Forstwirtschaft selbständig erwerbstätig 
sind, und 

Antrag 1411A der AbgeordnetenDr. Schüs­
sel und Genossen betreffend ein Bundesge­
setz, mit dem das Entgeltfortzahlungsgesetz 
geändert wird. 

Ich gebe bekannt, daß ich gemäß § 80 Abs. 1 
der Geschäftsordnung das eingelangte Ersu­
chen des Strafbezirksgerichtes Wien um Auf­
hebung der Immunität des Abgeordneten zum 
Nationalrat Otto Rösch wegen § 111 Strafge­
setzbuch dem Immunitätsausschuß zugewie­
sen habe. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (815 und Zu 815 
der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das 

Jahr 1982 samt Anlagen (900 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein. 

Gegenstand ist der Bericht des Finanz- und 
Budgetausschusses über die Regierungsvor­
lage (815 und Zu 815 der Beilagen): Bundesfi­
nanzgesetz für qas Jahr 1982 samt Anlagen. 

Generalberichterstatter ist der Herr Abge­
ordnete Dr. Gradenegger. Ich bitte ihn um sei­
nen Bericht. 

Generalberichterstatter Dr. Gradenegger: 
Herr Präsident! Hohes Haus! Ich bringe den 
Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (815 und Zu 815 
der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das 
Jahr 1982 samt Anlagen. 

Die Bundesregierung hat am 6. Oktober 
1981 den Entv..-urf des Bundesfinanzgesetzes 
für das Jahr 1982 dem Nationalrat vorgelegt. 
In der 87. Sitzung des Nationalrates am 
14. Oktober 1981 gab Bundesminister für 
Finanzen Dr. Salcher die einbegleitende 
Erklärung zu dieser Regierungsvorlage ab. In 
der 89. Sitzung am 11. November 1981 wurde 

. die Vorlage in erste Lesung genommen und 
sodann dem Finanz- und Budgetausschuß zur 
Vorberatung zugewiesen. 

Die Regierungsvorlage besteht aus dem 
eigentlichen Bundesfinanzgesetz sowie den 
einen Bestandteil desselben bildenden Anla­
gen; es sind dies: der Bundesvoranschlag 
(Anlage I) samt den Gesamtübersichten 
(Anlagen Ia bis Ic), der Konjunkturausgleich­
Voranschlag (Anlage 11) samt dessen summa­
rischer Aufgliederung (Anlage lIa) sowie der 
Stellenplan (Anlage 111); Anlagen zum Bun­
desvoranschlag in gesonderten Heften bilden 
der Systemisierungsplan der Kraft-, Luft- und 
Wasserfahrzeuge des Bundes sowie der Syste­
misierungsplan der Datenverarbeitungsanla­
gen des Bundes. 

Bundesfinanzgesetz 

Der von der Bundesregierung vorgelegte 
Text des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 
1982 stimmt mit dem Text des in Geltung ste­
henden Bundesfinanzgesetzes weitgehend 
überein. Im besonderen wird zu den einzelnen 
Bestimmungen des Bundesfinanzgesetzes 
beziehungsweise zu Änderungen gegenüber 
dessen Wortlaut im Jahre 1981 folgendes 
bemerkt: 

Artikel lAbs. 1 spricht die Bewilligung des 
Bundesvoranschlages im Sinne des Art. 42 
Abs.5 B-VG aus. Abs. 2 enthält die Vorschrif-
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ten für die Bedeckung des (Gesamtgebarungs-) 
Abganges. Diese Bestimmungen sind inhalt­
lich unverändert. 

Artikel II Abs. 1 verpflichtet den Bundesmi­
nister für Finanzen, Ausgabenrückstellungen 
zu verfügen, um die Bedeckung von zusätzlich 
anfallenden, unabweisbaren Personalausga­
ben und Sachausgaben auf Grund gesetzli­
cher Verpflichtungen sicherzustellen, die 
während des Finanzjahres zusätzlich anfal­
len; die Art und Weise, in der solche Rückstel­
lungen durchzuführen sind, wird im Abs. 2 
festgelegt. Auch dieser Artikel ist gegenüber 
dem Bundesfinanzgesetz des Vorjahres 
unverändert. 

Im Artikel III Abs. 1 wird der Bundesmini­
ster für Finanzen ermächtigt, unter den dort 
normierten Voraussetzungen der österreichi­
schen Volkswirtschaft zusätzliche Bundesmit­
tel bis zu dem im Konjunkturausgleich-Voran­
schlag ausgewiesenen Gesamtbetrag von 
rund 5,3 Milliarden Schilling zuzuführen, um 
dadurch erforderlichenfalls auf die Konjunk­
turentwicklung stabilisierend oder belebend 
einzuwirken. Abs. 2 betrifft zusätzliche 
Kreditoperationen, Abs. 3 definiert das Krite­
rium des "Konjunkturrückganges"; im Abs.4 
wird festge halten , daß sich der im Artikel I 
Abs. 1 ausgewiesene (Gesamtgebarungs-) 
Abgang in jenem Ausmaße erhöht, in dem 
von den Ermächtigungen gemäß Abs. 1 und 2 
und Artikel VIII a Gebrauch gemacht wird. 
Diese Bestimmungen enthalten ebenfalls 
keine inhaltlichen Änderungen gegenüber 
dem Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1981. 

Artikel IV, dessen Wortlaut ebenfalls gegen­
über dem geltenden Bundesfinanzgesetz 
keine Änderung erfahren soll, enthält alle 
Überschreitungsermächtigungen, bei denen 
die Bedeckung in Mehreinnahmen zu finden 
ist. 

In Artikel V sind jene Überschreitungser­
mächtigungen enthalten, bei denen die Bedek­
kung vorwiegend in Ausgabenrückstellungen 
beziehungsweise Pauschalvorsorgen zu fin­
den ist. Gegenüber dem Bundesfinanzgesetz 
für das Jahr 1981 wurde die seit 1977 unverän­
derte Betragsgrenze in der Z.8 des Abs.1 
(Ausgabenansätze für Hilfeleistungen in 
Katastrophenfällen im In- und Ausland, in 
Seuchen- und Epidemiefällen sowie für die 
Durchführung von Konferenzen, Tagungen 
und ähnliches) von sieben auf zehn Millionen 
Schilling angehoben. 

Artikel VI enthält alle Bestimmungen, wel­
che zwischen bestimmten Ansatzbeträgen die 
gegenseitige Deckungsfähigkeit vorsehen. 
Ein neuer Abs.l0 sieht vor, daß auch im Jahr 

1982 im Interesse einer beweglichen und 
rasch reagierenden Arbeitsmarktpolitik Ver­
zögerungen bei erforderlichen Mittelverlage­
rungen innerhalb der verfügbaren Förde­
rungsbeträge vermieden werden. In Abs.6 
wurde die bisher im letzten Satz vorgesehene 
Umschichtungsmöglichkeit entbehrlich. 

Artikel VII faßt die Form- und Verfahrens­
vorschriften zusammen; sein Wortlaut ist 
gegenüber dem geltenden Bundesfinanzge­
setz unverändert. 

Auf Grund der Bestimmung des Artikels 
VIII werden entsprechend dem Grundsatz der 
Gesetzmäßigkeit der Verwaltung (Artikel 18 
Abs.1 Bundes-Verfassungsgesetz) die Voraus­
setzungen, Art und Umfang der Ermächtigun­
gen des Bundesministers für Finanzen zur 
Durchführung von Kreditoperationen festge­
legt, die der Sicherstellung der Bedeckung des 
(Gesamtgebarungs-)Abganges dienen sollen. 
Das zulässige Höchstvolumen einer Kredit­
operation im Einzelfall wurde auf 8 Milliarden 
Schilling angehoben, um von der nach der 
derzeitigen Marktsituation angezeigten Mög­
lichkeit größerer Kreditoperationen erforder­
lichenfalls Gebrauch machen zu können. 

Durch die Bestimmung des Artikels VIlla 
wurde ab dem Bundesfinanzgesetz 1978 der 
Bundesminister für Finanzen ermächtigt, 
nach Abschluß entsprechender Verträge mit 
den Bundesländern Finanzschulden bis zu 
einem bestimmten Höchstbetrag einzugehen 
und über den Rahmen der jährlichen zweck­
gebundenen Bundesstraßenfinanzierungsmit­
tel hinaus zum forcierten Ausbau von Bun­
desstraßen und Autobahnen zu verausgaben. 
Auch im Artikel VIII ades Bundesfinanzge­
setzes 1982 ist somit eine dem geltenden Bun­
desfinanzgesetz . analoge Bestimmung mit 
einem Umfang von 2,1 Milliarden Schilling 
enthalten. Der Abs. 2 hält ausdrücklich fest, 
daß die eingegangenen Verpflichtungen aus 
solchen Sonderfinanzierungsvereinbarungen 
mit Bundesländern samt den auf den Bund 
entfallenden anteiligen Zinsen letzten Endes 
die für den Ausbau und die Erhaltung von 
Bundesstraßen und Autobahnen zweckgebun­
denen Einnahmen belasten. 

Die Bestimmungen der Artikel IX und X 
wurden im wesentlichen unverändert aus 
dem Vorjahr übernommen. 

Die dem Bundesminister für Finanzen 
übertragenen Ermächtigungen zu Verfügun­
gen über unbewegliches Bundesvermögen 
sind im Artikel XI, jene zu Verfügungen über 
bewegliches Bundesvermögen im Artikel XII 
festgelegt. Es bleibt aber dem Bundesminister 
für Finanzen unbenommen, im Rahmen die-
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. ser Ermächtigungen aus Gründen der Ver­
waltungsökonomie die Durchführung dieser 
Verfügungen an das ansonsten zuständige 
Ressort zu delegieren. Diese Delegierungsbe­
stimmungen des Artikels XI Abs. 9 und des 
Artikels XII Abs. 13 wurden im Interesse 
einer unmißverständlichen Auslegung 
ergänzt und präzisiert. Weiters wurde im Arti­
kel XI die Erhöhung des Gesamtwertes der 
dem Bundesminister für Finanzen im Abs. 3 
Z.3 eingeräumten Veräußerungsermächti­
gung von 130 auf 150 Millionen Schilling 
durch die allgemein noch immer steigende 
Grundpreistendenz und den vermehrten 
Anfall von Veräußerungsanträgen erforder­
lich. Im ersten Satz des Artikels XII Abs. 11 
wurde der Abs. 5 als zusätzliche Zitierung ein­
gefügt. 

Die Artikel XIII bis XVII entsprechen wört­
lich denselben Artikeln des geltenden Bun­
desfinanzgesetzes. 

Bundesvoranschlag 

In nomineller Hinsicht weist das Bundesfi­
nanzgesetz 1982 nachstehende Schlußsum­
men aus: 

Bundesvoranschlag 1982 in Millionen Schil­
ling: 

Ausgaben 368 349, Einnahmen 309 134, 
Brutto-Gebarungsabgang 59215, ab Finanz­
schuldtilgungen 27652, verbleibt Netto-Geba­
rungsabgang 31 563, Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) 1128 000, Netto-Gebarungsabgang in 
Prozent des BIP 2,8. 

Die Zuwachsrate der für 1982 geschätzten 
Einnahmen gegenüber den voraussichtlichen 
Budgeteinnahmen des Jahres 1981 in Höhe 
von 7,0% liegt infolge Vorsorge für die Steuer­
senkung zum 1. Jänner 1982 unter der Sozial­
produktzuwachsrate. 

Der inlandwirksame Ausgabenüberschuß 
beträgt im Budgetentwurf 1982 rund 25,5 Mil­
liarden Schilling. 

Da nicht auszuschließen ist, daß im Jahre 
1982 die wirtschaftliche Lage konjunkturbele­
bende Maßnahmen erfordert, ist auch im Bun­
desfinanzgesetz für das Jahr 1982 ein entspre­
chendes Instrumentarium vorgesehen. Dem 
Bundesfinanzgesetz 1982 ist wie in den Vor­
jahren ein Konjunkturausgleich-Voranschlag 
mit einer Stabilisierungs- und einer Konjunk­
turbelebungsquote in der Größenordnung von 
5,3 Milliarden Schilling angeschlossen. 

Der Finanzschuldenstand wird bei Zutref­
fen der Schätzungen für 1981 mit Jahresende 
1982 rund 320 Milliarden Schilling betragen. 

Über die wesentlichsten Unterschiedsbe­
träge der Bundeshaushalte 1981 und 1982 ist 
noch zu bemerken: 

Der Personalaufwand des Jahres 1982 sieht 
gegenüber dem Bundesvoranschlag 1981 
Mehrausgaben von rund 6,8 Milliarden Schil­
ling vor. Hievon entfallen 4,9 Milliarden Schil­
ling auf den Aktivitätsaufwand und 1,9 Mil­
liarden Schilling auf den Pensions aufwand. 
Dieser Mehraufwand ist im wesentlichen 
bedingt durch eine Vorsorge für eine Bezugs­
erhöhung der öffentlich Bediensteten sowie 
durch strukturell bedingte Kostenfaktoren 
und liegt, durch die Einsparungsmaßnahmen 
vor allem im Überstundenbereich und durch 
die Ausgliederung der Österreichischen 
Staatsdruckerei bedingt, um über 1 Milliarde 
Schilling unter der Steigerungsrate des Vor­
jahres. 

Im Sachaufwand ist bei den Ansätzen für 
Gesetzliche Verpflichtungen gegenüber den 
Ansätzen des Bundesvoranschlages 1981 ein 
Mehrbedarf von 20,5 Milliarden Schilling 
gegeben. 

Die Ansätze für Ermessensausgaben erfuh­
ren eine Ausweitung um insgesamt 6,0 Mil­
liarden Schilling. 

Im Bereich des Bundesministeriums für 
Bauten und Technik wurden die Mittel für 
den Bundeshochbau um 0,5 Milliarden Schil­
iing aufgestockt; nunmehr erhöhen sich die 
Aufwendungen infolge Umschichtungen im 
Bereich des Straßen- und Hochbaus gegen­
über dem Vorjahr bei den Ausgaberi auf 
Grund Gesetzlicher Verpflichtungen um 1,4 
und bei den Ermessensausgaben um 4,0 Mil­
liarden Schilling; hingegen verringern sich 
die Ausgaben für Gesetzliche Verpflichtungen 
bei den Förderungen um 3,6 und die Ermes­
sensausgaben für Anlagen um 1,3 Milliarden 
Schilling. 

Systemisierungsplan der Kraft-, Luft- und 
Wasserfahrzeuge des Bundes 

Der Wortlaut des Allgemeinen Teiles des 
Systemisierungsplanes der Kraft-, Luft- und 
Wasserfahrzeuge des Bundes blieb gegenüber 
dem Jahr 1981 im wesentlichen unverändert. 
Es mußte lediglich durch Erhöhung der 
Betragsgrenze im Abs. 3 der Z. 6 auf 
200 000 Schilling den zwischenzeitlich einge­
tretenen Preissteigerungen und durch Strei­
chung der lit. d des Abs. 6 der Z. 6 den geän­
derten Bestimmungen des § 20 a EStG 1972 
bzw. des § 16 a KStG 1966 Rechnung getragen 
werden. 

Die Gesamtanzahl der im Plan der systemi­
sierten Kraftfahrzeuge ausgewiesenen Fahr­
zeuge erhöhte sich gegenüber dem Vorjahr 
um 975. Von diesem Mehrbedarf entfällt der 
wesentlichste Anteil auf den Bereich der Post­
und Telegraphenverwaltung (+ 938). 
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Bei den Wasserfahrzeugen erhöhte sich die 
Anzahl gegenüber dem Vorjahr von 295 auf 
298. Hingegen blieb der Stand der systemi­
sierten Luftfahrzeuge gegenüber 1981 mit 49 
unverändert. 

Systemisierungsplan der Datenverarbeitungs­
anlagen des Bundes 

Der Wortlaut des Allgemeinen Teiles des 
Systemisierungsplanes der Datenverarbei­
tungsanlagen des Bundes wurde gegenüber 
dem Vorjahr nicht verändert. 

Stellenplan 

Dem Bundesfinanzgesetz 1982 ist als 
Anlage III der Stellenplan angeschlossen, der 
einen Allgemeinen Teil, das Planstellenver­
zeichnis und eine Aufstellung über die Plan­
stellen der Österreichischen Bundesbahnen 
sowie der jugendlichen Bediensteten enthält. 

Der Stellenplan für das Jahr 1982 sieht als 
Gesamtsumme 286 581 Planstellen für Bun­
desbedienstete und 4 670 Planstellen für 
jugendliche Vertragsbedienstete, Anlern­
kräfte und Lehrlinge vor. 

Für die Spezialdebatte wurde der Voran­
schlag und der Konjunkturausgleich-Voran­
schlag in 15 Beratungsgruppen gegliedert. 

Spezialberichterstatter sind die Abgeordne­
ten Reicht, Dr. StippeI, Egg, Dr. Lenzi, Dr. 
Fertl, Fister, Hochmair, Stögner, Kokail, 
Wanda Brunner, Tirnthal, Weinberger, ModI, 
Gärtner und Heigl. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
von der Bundesregierung vorgelegten Ent­
wurf des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 
1982 samt dessen Anlagen in der Zeit vom 
17. November bis 27. November 1981 in Ver­
handlung gezogen. Im Laufe der Sitzungen 
des Ausschusses wurden Anträge gestellt. Zur 
Vorbehandlung dieser Anträge wurde ein 
Unterausschuß eingesetzt. 

Die Debatte über den Text des Bundesfi­
nanzgesetzes für das Jahr 1982, den Systemi­
sierungsplan der Kraft-, Luft- und Wasser­
fahrzeuge des Bundes, den Systemisierungs­
plan der Datenverarbeitungsanlagen des Bun­
des sowie den Stellenplan fand gemeinsam 
mit jener über die Beratungsgruppe XI des 
Bundesvoranschlages in der Ausschußsitzung 
am 27. November 1981 statt. 

Das Bundesfinanzgesetz wurde vom Aus­
schuß unter Berücksichtigung eines Abände­
rungsantrages des Abgeordneten Pfeifer mit 
Stimmenmehrheit angenommen. 

Der Abänderungsantrag lautet: Abände-

rung zum Entwurf des Bundesfinanzgesetzes 
in 815 der Beilagen. 

Am Ende des Art. V Abs. 1 Z. 9 des Bundes­
finanzgesetzes für das Jahr 1982 ist der Punkt 
durch einen Strichpunkt zu ersetzen und fol­
gende Z. 10 anzufügen: 

,,10. bei Ausgabenansätzen für Aufwendun­
gen zu geben, wenn geringwertige Wirt­
schaftsgüter des Anlagevermögens im Finanz­
jahr 1982 angeschafft werden und die für 
diese Zwecke erforderlichen Mehrausgaben 
durch Ausgabenrückstellungen bei Ausgaben­
ansätzen für Anlagen innerhalb desselben 
Paragraphen bedeckt werden können." 

Das Ergebnis der Ausschußberatungen 
bezüglich des Bundesvoranschlages und des 
Konjunkturausgleich-Voranschlages ist den 
Berichten der Spezialberichterstatter zu ent­
nehmen. 

Der Systemisierungsplan der Kraft-, Luft­
und Wasserfahrzeuge des Bundes wurde 
unverändert mit Stimmenmehrheit angenom­
men. 

Der Systemisierungsplan der Datenverar­
beitungsanlagen des Bundes wurde unverän­
dert mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Der Stellenplan wurde unverändert mit 
Stimmenmehrheit angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt 
somit als Ergebnis seiner Beratungen den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Entwurf des Bundesfinanzgesetzes für das 
Jahr 1982 mit der dem schriftlichen Ausschuß­
bericht angeschlossenen Abänderung sowie 
dessen 

Anlage I - Bundesvoranschlag in der Fas­
sung der Spezialberichte samt 

Anlagen I a bis I c - Gesamtübersichten 
unter Berücksichtigung der sich aus den Spe­
zialberichten ergebenden Änderungen zu den 
Beratungsgruppen, 

Anlage 11 - Konjunkturausgleich-Voran­
schlag sall?-t dessen summarischer Aufgliede­
rung in der Anlage II a,' 

Anlage III - Stellenplan, 

Systemisierungsplan der Kraft-, Luft- und 
Wasserfahrzeuge des Bundes (Anlage zum 
Bundesvoranschlag) und 

Systemisierungsplan der Datenverarbei­
tungsanlagen des Bundes (Anlage zum Bun­
desvoranschlag) (815 und Zu 815 der Beilagen) 

wird die verfassungsmäßige _ Zustimmung 
erteilt. 
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Herr Präsident, ich ersuche, in die Debatte 
einzugehen. 

Präsident: General- und Spezialdebatte 
werden unter einem durchgeführt. 

Gemäß § 73 Absatz 2 der Geschäftsordnung 
werden die Debatte und Abstimmung über die 
Vorlage in Teilen - entsprechend der allen 
Abgeordneten vor Beginn der Vorberatung 
durch den Finanz- und Budgetausschuß zuge­
gangenen Übersicht - durchgeführt. 

Im Einvernehmen mit den Parteien wird 
die Debatte über die Beratungsgruppen I 
Oberste Organe und 11 Bundeskanzleramt mit 
Dienststellen des Bundesvoranschlages 
zusammengefaßt. 

Spezialdebatte 

Beratungsgruppe I 

Kapitel 01: Präsidentschaftskanzlei 

Kapitel 02: Bundesgesetzgebung 

Kapitel 03: Verfassungsgerichtshof 

Kapitel 04: Verwaltungsgerichtshof 

Kapitel 05: Volksanwaltschaft 

Kapitel 06: Rechnungshof 

Beratungsgruppe 11 

Kapitel 10: Bundeskanzleramt mit Dienst­
stellen 

Präsident: Wir gelangen daher zunächst zur 
Verhandlung über die Beratungsgruppen I 
und 11. 

Spezialberichterstatter über die Beratungs­
gruppe I ist der Herr Abgeordnete Reicht. Ich 
ersuche ihn um seinen Bericht. 

Spezialberichterstatter Reicht: Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Ich bringe den Bericht des 
Finanz- und Budgetausschusses über die 
Regierungsvorlage (815 und Zu 815 der Beila­
gen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1982 
samt Anlagen, Spezialbericht zu Beratungs­
gruppe I. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die in 
der Beratungsgruppe I zusammengefaßten 
finanzgesetzlichen Ansätze des Bundesvoran­
schlages für das Jahr 1982 in seiner Sitzung 
vom 26. November 1981 einer Vorberatung 
unterzogen. 

Im Bundesvoranschlag 1982 sind bei den 
gegenständlichen Budgetkapiteln Gesamtaus-

gaben von 803,649 Millionen Schilling veran­
schlagt. Hievon entfallen 236,008 Millionen 
Schilling auf laufende persönliche und 503,733 
Millionen Schilling auf laufende sachliche 
Ausgaben sowie 63,908 Millionen Schilling auf 
die Vermögensgebarung. Gegenüber dem lau- . 
fenden Jahr ergibt sich eine Gesamterhöhung 
von 72,147 Millionen Schilling. An Gesamtein­
nahmen werden bei dieser Beratungsgruppe 
16,395 Millionen Schilling, das sind um 
2,338 Millionen Schilling mehr als 1981 vorge­
sehen ist, erwartet. 

Bei Kapitel 01: Präsidentschaftskanzlei sind 
zusammen 32,561 Millionen Schilling, das 
sind um 1,072 Millionen Schilling mehr als im 
laufenden Jahr, budgetiert. An Einnahmen 
wird mit 531 000 S gerechnet. 

Die Erhöhung des Personalaufwandes um 
1,003 Millionen Schilling auf 15,822 Millionen 
Schilling ist auf generelle Bezugserhöhungen 
für Bundesbedienstete, die bei allen entspre­
chenden finanzgesetzlichen Ansätzen ihren 
Niederschlag finden, zurückzuführen. Der mit 
16,739 Millionen Schilling veranschlagte Sach­
aufwand ist ungefähr gleich hoch wie im lau­
fenden Jahr. 

Bei Kapitel 02: Bundesgesetzgebung sind 
Gesamtausgaben von 533,769 Millionen Schil­
ling veranschlagt, das sind um 52,751 Millio­
nen Schilling mehr, als für 1981 vorgesehen 
ist. Auf den Nationalrat entfallen hievon 
479,520 Millionen Schilling, auf den Bundesrat 
54,249 Millionen Schilling. Die voraussichtli­
chen Gesamteinnahmen betragen 10,355 Mil­
lionen Schilling. Der für beide gesetzgeben­
den Körperschaften gemeinsam veran­
schlagte Personalaufwand ist mit 56,261 Mil­
lionen Schilling, um 3,012 Millionen Schilling 
höher als 1981, veranschlagt. Der Sachauf­
wand verzeichnet bei Titel 021, Nationalrat, 
eine Erhöhung um 47,759 Millionen Schilling 
auf 423,259 Millionen Schilling; bei Titel 022, 
Bundesrat, 54,249 Millionen Schilling, das ist 
eine Erhöhung um 1,98 Millionen Schilling. 

Bei Kapitel 03: Verfassungsgerichtshof sind 
Gesamtausgaben von 29,746 Millionen Schil­
ling, das sind um 1,075 Millionen Schilling 
mehr als im laufenden Jahr, vorgesehen. An 
Einnahmen sind 396 000 S budgetiert. Der 
Personalaufwand ist für das kommende Jahr 
mit 8,487 Millionen Schilling, um 666 000 S 
höher als im laufenden Jahr, veranschlagt. 
Beim Sachaufwand ist mit 21,259 Millionen 
Schilling gegenüber 1981 einE:. Erhöhung um 
409 000 S gegeben. 

Bei Kapitel 04: Verwaltungsgerichtshof sind 
Gesamtausgaben von 56,266 Millionen Schil­
ling, das sind um 2,957 Millionen Schilling 
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mehr als 1981, präliminiert. An Einnahmen 
wird mit 3,581 Millionen Schilling gerechnet. 
Der Personalaufwand ist mit 47,432 Millionen 
Schilling, um 2,38 Millionen Schilling höher 
als 1981, veranschlagt. Mit 8,834 Millionen 
Schilling ist der Sachaufwand gegenüber dem 
laufenden Jahr um 577 000 S gestiegen. Die 
Steigerung im Sachaufwand ist im wesentli­
chen durch höhere Energiekosten, durch Neu­
anschaffungen für die Amtsbibliothek und die 
Vorsorge für die erhöhten Familienbeihilfen 
bedingt. 

Bei Kapitel 05: Volksanwaltschaft sind 
Gesamtausgaben von 19,685 Millionen Schil­
ling, 4,688 Millionen Schilling mehr als im lau­
fenden Jahr, veranschlagt. Hievon entfallen 
7,536 Millionen Schilling, das sind um 
1,059 Millionen Schilling mehr als 1981, auf 
den Personalaufwand. Für sachliche Aufwen­
dungen sind 12,149 Millionen Schilling, das 
sind 3,629 Millionen Schilling mehr als für 
1981, vorgesehen. 

Bei Kapitel 06: Rechnungshof sind für das 
kommende Jahr Gesamtausgaben von 
131,622 Millionen Schilling, das sind um 
9,604 Millionen Schilling mehr als im laufen­
den Jahr, vorgesehen. An Einnahmen wird 
mit 1,112 Millionen Schilling gerechnet. Der 
Personal aufwand ist mit 100,47 Millionen 
Schilling, das sind um 8,582 Millionen Schil­
ling mehr als 1981, budgetiert. Der Sachauf­
wand ist mit 31,152 Millionen Schilling, um 
1,022 Millionen Schilling mehr als im laufen­
den Jahr, veranschlagt. 

In der Deba~, die sich an die Ausführun­
gen des Spezialberichterstatters anschloß, 
ergriffen die Abgeordneten, Dkfm. DDr. 
König, Dr. Fischer, Peter, Dr. Hauser, Dr. 
Ermacora, Bergmann, Dr. Schranz, Dr. 
Kapaun und Ing. Gassner das Wort. 

Zu den aufgeworfenen Fragen nahmen der 
Präsident des Nationalrates Benya, der Präsi­
dent des Rechnungshofes Dr. Broesigke und 
Staatssekretär Dr. Löschnak Stellung. 

Bei der Abstimmung am 27. November 1981 
wurden die in der Beratungsgruppe I zusam­
mengefaßten finanzgesetzlichen Ansätze 
unverändert mit Stimmeneinhelligkeit ange­
nommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt 
somit den An t rag, der Nationalrat wolle 
beschließen: 

Dem Kapitel 01: Präsidentschaftskanzlei, 

dem Kapitel 02: Bundesgesetzgebung, 

dem Kapitel 03: Verfassungsgerichtshof, 

dem Kapitel 04: Verwaltungsgerichtshof, 

dem Kapitel 05: Volksanwaltschaft und 

dem Kapitel 06: Rechnungshof 

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1982 
(815 der Beilagen) wird die verfassungsmä­
ßige Zustimmung erteilt. 

Herr Präsident, ich ersuche, in die Debatte 
einzugehen. 

Präsident: Ich danke für den Bericht. 

Spezialberichterstatter für die Beratungs­
gruppe II ist der Herr Abgeordnete Stippel. 
Ich ersuche um seinen Bericht. 

. Spezialberichterstatter Dr. Stippet: Herr 
Präsident! Hohes Haus! Ich bringe den 
Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (815 und Zu 815 
der· Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das 
Jahr 1982 samt Anlagen, Spezialbericht zu 
Beratungsgruppe 11, Kapitel 10: Bundeskanz­
leramt mit Dienststellen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat das in 
der Beratungsgruppe 11 enthaltene Kapitel 10 
"Bundeskanzleramt mit Dienststellen" des 
Bundesvoranschlages für das Jahr 1982 am 
26. November 1981 in Verhandlung gezogen. 

Im Bundesvoranschlag für Kapitel 10 "Bun­
deskanzleramt mit Dienststellen" ist für das 
Budgetjahr 1982 ein Ausgabenbetrag von 
1 913 791 000 S vorgesehen. 

Von diesen Ausgaben entfallen 
540 633 000 S auf den Personalaufwand, der 
Sachaufwand ist mit 1 373 158 000 S veran­
schlagt. 

Die Ausgaben des Bundeskanzleramtes 
Zentralleitung - und die der Ständigen Ver­
tretung Österreichs bei der OECD sind unter 
Paragraph 1000 veranschlagt; sie werden. im 
kommenden Jahr 837 898 000 S betragen. 

Der Personala~and von 171 788 000 S 
liegt wegen der Vorsorge für die Bezugserhö­
hungen um 14588000 S über dem des Vorjah­
res. 

Der unter Paragraph 1001 ausgewiesene 
Bedarf der Verwaltungsakademie ist gegen­
über dem Vorjahr nahezu unverändert veran­
schlagt. 

Die unter Paragraph 1002 für Entwicklungs­
hilfe veranschlagten Kreditmittel von 
300001000 S wurden gegenüber dem Vorjahr 
um 49.250 000 S erhöht. 

Die Kosten des Druckes und Vertriebes des 
Bundesgesetzblattes und der ,,Amtlichen 
Sammlung wiederverlautbarter Österreichi-
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scher Rechtsvorschriften" sind unter Ansatz 
10038 mit 15793000 S veranschlagt. 

Die unter Paragraph 1004 für regional- und 
strukturpolitische Maßnahmen veranschlag­
ten Förderungsausgaben von 100 Millionen 
Schilling wurden gegenüber dem Vorj ahr um 
35 Millionen Schilling erhöht. 

Die Aufwendungen für das Staats archiv 
und Archivamt sind unter Titel 101 mit insge­
samt 35416000 S veranschlagt. 

Unter Paragraph 103 sind erstmalig die 
Aktivbezüge der Bediensteten des Amtes der 
"Wiener Zeitung" und des ,,Amtes der Öster­
reichischen Staatsdruckerei" im Ausmaß von 
insgesamt 36 994 000 S veranschlagt. 

An Einnahmen werden bei Kapitel 10 "Bun­
deskanzleramt mit Dienststellen" im kom­
menden Jahr 218354 000 S erwartet. Dies 
bedeutet eine Erhöhung gegenüber dem Jahre 
1981 um 26642000 S, die ausschließlich aus 
dem vorerwähnten Kostenersatz der Österrei­
chischen Staatsdruckerei resultiert. 

An der Debatte des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Beratungsgruppe II betei­
ligten sich die Abgeordneten Dr. Neisser, Dr. 
Schranz, Dr. Frischenschlager, Dr. Kapaun, 
Dr. Ermacora, Ing. Gassner, Dr. Veselsky, Dr. 
Blenk, Rechberger, Burger, Tirnthal, Wim­
mersberger sowie Bundeskanzler Dr. Kreisky 
und die Staatssekretäre Johanna Dohnal, Dr. 
Löschnak und DDr. Nussbaumer. 

Bei der Abstimmung am 27. November 1981 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der 
Beratungsgruppe II unverändert mit Stim­
menmehrheit angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt 
somit den An t rag, der Nationalrat wolle 
beschließen: 

Dem Kapitel 10: Bundeskanzleramt mit 
Dienststellen 

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1982 
(815 der Beilagen) wird die verfassungsmä­
ßige Zustimmung erteilt. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, ersuche ich 
den Vorsitzenden, in die Debatte einzugehen. 

Präsident: Danke für den Bericht. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Abge­
ordnete Dr. Mock. 

9.30 

Abgeordneter Dr. Mock (ÖVP): Meine 
Damen und Herren! Wenn wir heute die Bud­
getdebatte, die Generaldebatte über das Bud­
get 1982 abführen, so ist dies immer eine will­
kommene Gelegenheit, sich auch über grund-

sätzliche politische und gesellschaftspoliti- . 
sche Zielsetzungen zu unterhalten. Hier zu 
diskutieren ist auch das Budget, auch ein zen­
trales Steuerungsinstrument für die gesell­
schaftspolitische Entwicklung unseres Lan­
des. 

Wenn ich hier unsere Zielsetzungen kurz 
zusammenfassen darf, so möchte ich unter­
streichen, daß es für die Volkspartei gerade in 
einer sehr unruhigen Zeit Ziel ist, eine Politik 
zu machen, die den Menschen Sicherheit für 
ihr Einkommen und ihren Arbeitsplatz garan­
tiert, die den Menschen Mut zur persönlichen 
Leistung und zur persönlichen Verantwortung 
und Hoffnung für ihre Zukunft und die 
Zukunft ihrer Kinder gibt. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Wenn ich hier von einer unruhigen Zeit 
gesprochen habe, meine Damen und Herren, 
so gibt es eine ganze Reihe von, man könnte 
sie als "Sozialindikatoren" bezeichnen, die 
diese Unruhe sehr klar aufzeigen. Die Zahl 
der Konkurse und Ausgleiche ist in Öster­
reich mit 1 076 in den ersten neun Monaten 
dieses Jahres besonders gewachsen. Sie hat 
in den letzten zwei Jahren um mehr als 
20 Prozent zugenommen. 

55 Prozent der Bürger dieses Landes erklär­
ten vor kurzem in einer Befragung, daß sie 
Sorge um ihre berufliche Zukunft haben. 
43 Prozent ist der Satz, um den jene zugenom­
men haben, die sich aus Sorge, aus Angst, aus 
einer gewissen Ausweglosigkeit in den Miß­
brauch von Drogen flüchten. Die steigende 
Anzahl von Ehescheidungen bringt ebenso 
Enttäuschungen, Verlust an Glück und 
Sicherheit für viele Familien und vor allem 
für viele Kinder. 

Ich bin nun überzeugt, meine Damen und 
Herren, daß wir mit einer anderen und mit 
einer besseren Politik diese Schwierigkeiten 
für unser Land zurückdrängen können (Bei­
fall bei der ÖVP), mit einer Politik, wo sich die 
jungen Menschen in der Familie, in der 
Schule wieder daheimfühlen, wo wir Fami­
lienpolitik machen, Schulpolitik machen, mit 
der wir eine positive Einstellung bei den jun­
gen Menschen zu diesen wichtigen Institutio­
nen unserer Gesellschaft erwecken. Heute 
flüchten sie aus diesen Räumen. 

Daher eine Politik, die die Stellung der 
Familie dem Ansehen nach stärkt, aber auch 
der bedeutenden Stellung der Familie mate­
riell Rechnung trägt. Eine Politik, die an die 
jungen Menschen Herausforderungen richtet, 
sie zur Eigenverantwortung, zur Eigeninitia­
tive veranlaßt. Es geht nicht darum, daß wir 
nur für die jungen Menschen etwas tun, son-
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dern daß wir eine Politik machen, die sie 
etwas tun läßt, die sie zur eigenen Initiative 
ermuntert. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das, davon bin ich überzeugt, meine Damen 
und Herren, könnte einiges an diesen bedenk­
lichen gesellschaftlichen Indikatoren ändern. 
Und dazu kann man auch vom Budget aus 
einiges tun. Hier können auch vom Budget 
aus Impulse gegeben werden. 

Wobei natürlich, meine Damen und Herren, 
die Bereitschaft zur Eigenverantwortung, zur 
Eigenleistung, zur Eigeninitiative vom Bürger 
nur dann akzeptiert werden wird, wenn dem 
auch eine entsprechende Praxis, nicht nur 
Worte in der Politik entsprechen. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Wenn jetzt, meine Damen und Herren, die 
erste Runde der AKH-Prozesse abgeschlossen 
ist, so kann man sagen, es ist der Justiz, der 
unabhängigen Justiz, gelungen, bezüglich 
Korruption rechtliche Konsequenzen zu zie­
hen, die Konsequenzen des Rechtsstaates 
zum Tragen zu bringen. Die Konsequenzen 
für politische Verantwortung wurden nicht 
gezogen. Es ist zwar ein Sieg der Justiz, aber 
es ist bisher eine Niederlage der Demokratie, 
weil politische Verantwortung nicht zum Tra­
gen gekommen ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Die Ökonomie, 
wenn man an die verschwendeten Millionen 
und Milliarden denkt, ist dabei natürlich auch 
auf der Strecke geblieben. Das haben wir 
gestern wieder gesehen bei der Diskussion 
um die x-te Reorganisation der Leitung dieses 
Gigantenprojektes. 

Ich glaube daher, daß die Debatte, wenn wir 
das Budget analysieren, nicht an der Frage 
vorbeigehen kann, ob dieses Budget dem 
Menschen Sicherheit gibt oder ihm die 
Sicherheit verweigert, ob dieses Budget dem 
Menschen Mut macht zur Leistung und zum 
Engagement oder ihn entmutigt, ob dieses 
Budget Hoffnung gibt oder ihm Zuversicht 
verweigert. Und wir werden dabei in dieser 
Diskussion den Freiraum, den unsere Demo­
kratie uns gibt, voll nützen, um bessere Vor­
schläge zu machen, aber auch, um uns kri­
tisch mit Ihrer Politik, Herr Bundeskanzler, 
auseinanderzusetzen. 

Ich möchte hier sehr offen sagen: Je demo­
kratiefeindlicher einzelne politische Akte 
Ihrer Partei sind - ich denke sozusagen an 
das Kritik- und Sprechverbot der Wiener Pla­
katierungsaktion -, umso intensiver werden 
wir die demokratischen Rechte der kritischen 
Auseinandersetzung in Anspruch nehmen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn Freiheit überhaupt etwas bedeutet -
schreibt George Orwell -, dann vor allem das 
Recht, das zu sagen, was die Machthaber 
nicht hören wollen. Und von dem werden wir 
nicht abgehen. 

Die Budgetpolitik und die Steuerpolitik der 
siebziger Jahre sind für mich, Herr Bundes­
kanzler, zentrale Ursachen für die wachsen­
den wirtschaftlichen und sozialen Probleme 
in unserem Land. Ich beziehe mich auf ein 
ORF-Interview des Herrn Finanzministers. 
Ein hartes Sparprogramm hat er versprochen, 
weil andernfalls die Budget- und Finanzpoli­
tik auf Dauer nicht glaubwürdig ist. 

Herr Bundesminister! Ein Budget, dessen 
Defizit offiziell um 20 Prozent auf 59 Milliar­
den steigt, inoffiziell auf über 60 Milliarden 
steigen wird, wo die Anzahl der Dienstposten 
nicht, wie angekündigt, um 1 000 gesenkt 
wird, sondern de facta um 900 steigt, ist kein 
Sparbudget. (Beifall bei der (jVP.) Es ist kein 
hartes Sparprogramm und daher auf die 
Dauer nicht glaubwürdig. Und ein Budget, das 
im Zeitpunkt, zu dem es noch nicht beschlos­
sen ist, schon wieder ergänzungsbedürftig ist, 
ist ein Phantombudget und daher auch nicht 
glaubwürdig. (Beifall bei der ÖV~.) 

Wenn der Herr Finanzminister - und Sie 
werden es ihm, Herr Professor Seidel, sicher 
bestellen - selbst gesagt hat, ein hartes Spar­
programm ist Voraussetzung für eine glaub­
würdige Budget- und Finanzpolitik, dann hat 
er selbst ein negatives Urteil über sein eige­
nes Budget gefällt. Denn dieses Budget bringt 
weder zusätzliche Impulse für die Vollbe­
schäftigung in unserem Land noch fördert es 
indirekt die Investitionsbereitschaft unserer 
privaten und verstaatlichten Betriebe. Es wird 
der alte Weg gegangen. Die Bürokratismus­
ausgaben, gelegentlich auch Verschwen­
dungsausgaben genannt, wachsen. Aber das, 
was für Investitionen und für Investitionsför­
derung aufgewendet wird, nimmt prozentuell 
und in absoluten Ziffern ab. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich daran 
denke, daß fast jede Woche von der Sicherung 
der Arbeitsplätze gesprochen wird, daß aber 
die Regierung in ihrem eigenen Budget 
immer weniger Aufwendungen für die Siche­
rung der Arbeitsplätze macht, weil der Anteil 
der öffentlichen Investitionen und der Investi­
tionsförderung abnimmt, so ist das keine 
glaubwürdige Politik, auch wenn man durch 
die Art der Selbstdarstellung einige Zeit 
Glaubhaftigkeit sicherstellt. 

Die Selbstdarstellung, Herr Bundeskanzler, 
hat schon lange Zeit und in vielen Bereichen 
der Geschichte die Menschen sehr lange ver-
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führt, ein Urteil, ein politisches Urteil bel 
Wahlen abzugeben, von dem sich dann viel 
später herausgestellt hat, daß es die Zustim­
mung zu einem falschen Weg war. Und das ist 
auch heute in Österreich gegeben. 

Meine Damen und Herren! 1970 war der 
Anteil der öffentlichen Investitionen am Bun­
desbudget 9,1 Prozent. Heute ist er 6,2 Pro­
zent. Das gleiche gilt für die Investitionsförde­
rung. Das heißt, jene Maßnahmen, die mehr 
Arbeitsplätze schaffen, bekommen weniger 
Geld aus dem Bundesbudget. 

Und warum? Natürlich muß der Finanzmi­
nister immer mehr Geld verwenden, um Zin­
sen und aufgenommene Kredite zurückzuzah­
len. Wir benötigen 1982 ein Drittel der Netto­
steuereinnahmen, um Zinsen und Schulden 
zurückzuzahlen. Das ist. eine ständig stei­
gende Post. 

Der Verwaltungsaufwand steigt ständig. 
Der Personalstand ist seit 1970 um 7 Prozent 
gewachsen. In den Ministerien und Zentral­
stellen um 16 Prozent. 

Einzelbeispiele wie das Wissenschafts- und 
Unterrichtsministerium zeigen so ganz richtig 
diese Bürokratismusaufblähung. Dort ist der 
Stand der Dienstposten in den letzten zehn 
Jahren um 71 Prozent gestiegen. 

Meine Damen und Herren! Wie locker hat 
der Herr Bundeskanzler vor elf Jahren bei 
der Gründung des Wissenschaftsministeriums 
gemeint: Na einige Dienstposten, eimge 
Schreibtische wird wohl die Forschung und 
wird wohl die Wissenschaft wert sein. 

Natürlich sagt ein jeder, meine Damen und 
Herren: Selbstverständlich, die Forschung ist 
ja so wichtig für die Wirtschaft, für die Uni­
versitäten, für die Schulen, das wird doch 
einige Schreibtische wert sein. 

Inzwischen sind es viele Schreibtische 
geworden, Herr Bundeskanzler. Inzwischen 
ist das eine Ministerium, das neue, größer, als 
das ursprüngliche Zentralministerium gewe­
sen ist. Das ist das Parkinsonsche Gesetz, wie 
es praktischer noch nirgends in den letzten 
Jahren von irgendeiner politischen Partei 
praktiziert worden ist. Und da bleibt natürlich 
für öffentliche Investitionen und für öffentli­
che Investitionsförderung immer weniger 
übrig. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Wenn ich die 
zwei zentralen Positionen herausarbeite: der 
wachsende Verwaltungsaufwand und der 
wachsende Staatsschuldenaufwand, so kann 
man heute das sagen, wofür die Volkspartei 
und ihre Redner früher wiederholt belächelt 
wurden: Sie schaffen mit Staatsschulden 

heute nicht zusätzliche Arbeitsplätze, sondern 
die Staatsschulden zerstören heute Arbeits­
plätze. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und durch die Reduzierung der öffentlichen 
Investitionen, Herr Bundeskanzler, reduzie­
ren Sie das Ausmaß an Sicherheit, das dieses 
Budget für die Arbeitsplätze gibt. Sie erhöhen 
es nicht, Sie reduzieren, Sie schaffen Unsi­
cherheit für den Bereich der Beschäftigung 
durch diese Finanz- und Budgetpolitik. 

Man sollte es doch ernst nehmen, Herr 
Bundeskanzler, wenn es in jüngsten Fachauf­
sätzen geheißen hat: Wenn sich diese Ent­
wicklung fortsetzt, wird die Zahl der vorge­
merkten Arbeitslosen im Jänner nächsten 
Jahres voraussichtlich bei 140000 liegen. Im 
industriell-gewerblichen Sektor sind inner­
halb- eines Jahres rund 25 000 Arbeitsplätze 
verlorengegangen. 

Herr Bundeskanzler! Das sind doch ganz 
entscheidende Warnungen vor der zukünfti­
gen Entwicklung. Das sollten wir doch ernst 
nehmen. 

Ich möchte hier dem Herrn Finanzmini­
ster ... Bitte, ich habe Verständnis, wenn er 
kurz den Saal verläßt, sehr interessiert 
scheint er an der Generaldebatte des Budgets 
nicht zu sein. (Zwischenrufe bei der ÖVP. -
Abg. K ern: Er ist weggegangen!) 

Aber, Herr Staatssekretär, man sollte es 
doch ernst nehmen, wenn das, was ich hier 
gesagt habe, untermauert wird von einem 
Institut wie dem Wirtschaftsforschungsinsti­
tut, wo Sie Leiter waren, wo Sie selbst den 
personellen Nachwuchs aufgebaut haben, wo 
anerkannte Experten sitzen. 

Meine Damen und Herren! Da können Sie 
am Montag, dem 30. November, in einer Stel­
lungnahme zum Bundesvoranschlag 1982 
lesen: Die Verschiebung in der Ausgaben­
struktur zu Ausgaben mit geringer Nachfra­
gewirksamkeit hat stark zugenommen. Das 
heißt, es gehen keine Nachfrageimpulse mehr 
vom Budget aus. Im kommenden Jahr gibt es 
k~ine zusätzlichen Nachf~ageimpulse. 

Zweitens ist hier die Rede von der Verringe­
rung des Budgetspielraums: Das heißt, der 
Finanzminister ist weniger als zu irgendei­
nem Zeitpunkt der vergangenen zehn Jahre 
in der Lage, auf neue konjunkturelle Situatio­
nen zu reagieren, zusätzliche Impulse für die 
Beschäftigung zu geben. 

Es ist hier drittens die Rede von dem über­
proportionalen Anstieg des Finanzschulden­
aufwandes. Er kann nicht mehr durch eine 
unterproportionale Ausweitung der Sozialaus-
gaben kompensiert werden. . 
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Die Finanzschulden der letzten Jahre wur­
den teilweise nur deswegen verkraftet, meine 
Damen und Herren, weil man die Zuschüsse 
zu den Sozialversicherungsinstitutionen 
gekürzt hat. Auch das funktioniert nicht 
mehr. 

Nächster Punkt: Der Anstieg des Finanz­
schuldenaufwandes geht primär zu Lasten 
der Ausgaben für Investitionen und Investi­
tionsförderungen. 

Und dann heißt es: Es ist daher im kom­
menden Jahr mit keinen Impulsen für die 
Bauwirtschaft aus dem Bundeshaushalt zu 
rechnen. 

Das ist ein katastrophales Urteil und bestä­
tigt unsere Bedenken, daß von diesem Budget 
nicht Sicherheit für die Vollbeschäftigung 
gegeben wird, sondern Unsicherheit für die 
Vollbeschäftigung ausgeht. (Lebhafte Zustim­
mung bei der ÖVP.) 

Ich glaube, Herr Bundeskanzler, das sollte 
uns doch zu denken geben. Und es sollte uns 
zu denken geben, wenn die Situation noch 
erschwert wird durch die hohen Zinsen, die 
sicherlich eine Ursache im Ausland haben, 
auf dem internationalen Kapitalmarkt, die 
aber, was Sie natürlich immer verschweigen, 
auch eine Ursache im Inland haben, wo sehr 
wohl vor kurzem Experten wie Professor 
Streissler schreiben, daß der Grundsockel der 
Zinsniveaubewegung zwar von internationa­
len Kapitalmärkten bestimmt ist, aber doch 
ein nennenswerter Teilbetrag der österreichi­
schen Zinsen - bis zu zwei Prozent - haus­
gemacht ist. 

Sie haben ja noch Ihren speziellen Beitrag 
zu den hohen Zinsen durch die Einführung 
der Kreditsteuer geleistet. 

Jetzt mag es, meine Damen und Herren, 
etwas übertrieben klingen, aber es sollte uns 
eine Warnung sein, wenn es in angesehenen 
Blättern wie in der "Wirtschaftswoche" , einer 
europäischen Fachzeitschrift, heißt: "Für 
internationale Banken gilt Österreich in 
puncto Bonität nicht mehr als erste Adresse" , 
und wenn es in englischsprachigen Fachzeit­
schriften wie im "Institutional Investor" 
heißt, daß die Bonität Österreichs in den letz­
ten Jahren um einige Prozentpunkte gefallen 
ist. 

Sagen Sie mir nicht, Herr Bundeskanzler, 
wir ruinieren damit unsere eigene Reputa­
tion. Wir haben die Pflicht als kontrollierende 
Opposition, Sie auf den Verfall unserer Boni­
tät aufmerksam zu machen und Sie zu war­
nen, diesen Weg weiterzugehen. (Beifall bei 
der ÖVP.). 

Erinnern wir uns, meine Damen und Her­
ren, an die erste Budgetrede eines sozialisti­
schen Finanzministers. Im Oktober 1970 hat 
der damalige Finanzminister wörtlich' festge­
stellt: "Der Erschließung neuer Einnahmen 
sind enge Grenzen gesetzt, weil das Ausmaß 
der Gesamtbelastung" nicht mehr überschrit­
ten werden kann, da ansonsten der Motor des 
wirtschaftlichen Fortschritts, der Anreiz zur 
höheren Leistung abgewürgt wird. 

Herr Bundeskanzler! Damals haben wir 
eine Abgabenquote von 36 Prozent des Brutto­
nationalproduktes gehabt. Heute liegen wir 
bei 42 Prozent. Der Steuerdruck ist in knapp 
einem Jahrzehnt um ein Sechstel gestiegen. 
Sie haben dadurch auch den Beitrag zu dem 
geleistet, was Ihr früherer Finanzminister 
und Vizekanzler gesagt hat, nämlich den 
Motor der wirtschaftlichen Leistung, den 
Anreiz zur höheren Leistung immer mehr 
abgewürgt. 

Herr Bundeskanzler! Allein in den letzten 
sechs Jahren sind 30 Steuererhöhungen 
durchgeführt oder neue Steuern eingeführt 
worden. Sie haben auch damit alles getan, um 
den Motor des wirtschaftlichen Fortschritts, 
die Leistungsfähigkeit des einzelnen und der 
Betriebe abzuwürgen. 

Herr Bundeskanzler! Im Jahre 1970 hat ein 
Österreicher durchschnittlich 43 000 S an 
Steuern gezahlt. Seither ist das Leben viel 
teurer geworden, um knapp über 100 Prozent, 
aber die Steuern und Abgaben sind nicht um 
100, sondern um 240 Prozent, auf das Dreiein­
halbfache, gestiegen. 

Sie haben wirklich sehr viel gemacht, Herr 
Bundeskanzler, um den Motor des wirtschaft­
lichen Fortschritts, den Anreiz zur persönli­
chen Leistung immer mehr abzuwürgen. (Bei­
fall bei der ÖVP.) Sie haben viel zu vielen 
Menschen, Herr Bundeskanzler, den Mut zur 
persönlichen Leistung und zum persönlichen 
Engagement genommen. 

Richtig: Sie haben, Herr Bundeskanzler, in 
der Zwischenzeit Arbeitsplätze, Investitionen 
in Produktion, Investitionen in Information, 
Information in Forschung gestützt, aber nicht 
aus Erträgen, sondern zuerst aus der Sub­
stanz und dann mit Schulden. Und das ist ein 
Weg, der einmal zu einem schlimmen Ende 
führen wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir glauben, meine Damen und Herren, wir 
müssen den Menschen wieder Mut machen 
zum persönlichen Engagement, Mut machen 
zum Investieren, Mut machen zum Sparen. 
Deswegen haben wir im Rahmen des Modell 
Österreichs einen Dreiphasenplan zur Steuer­
reform vorgeschlagen: zuerst einen Steuer-
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und Belastungsstopp, dann eine Steuerreform 
und schließlich eine Steuerentlastung. 

Wir haben uns bei diesem Dreiphasenplan 
sehr klare Ziele gesetzt: 

Die These 1 besagt, daß die Grenzen der 
steuerlichen Belastung in Österreich erreicht 
sind, wenn wir den Aufholprozeß gegenüber 
anderen europäischen Ländern fortsetzen 
wollen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die These 2: Die Steueranpassung 1982 soll 
die progressive steuerliche Belastung abfla­
chen und automatische Belastungserhöhun­
gen bis 1984 ausschließen. 

Die These 3: Wir sagen, wir sollen Mut 
haben, eine Lohn- und Einkommensteueran­
passung im Zweij ahresrhythmus gesetzlich 
festzulegen, bei einer bestimmten Steigerung 
der Inflationsrate. 

Die These 4 lautet, daß wir mehr Steuerge­
rechtigkeit verwirklichen wollen, indem wir 
ein überschaubares Steuersystem schaffen. 
Der kleine Staatsbürger, egal, ob das der 
kleine Gewerbetreibende, Bauer oder Arbeit­
nehmer ist, der die inneren Zusammenhänge 
unserer Steuergesetzgebung nicht kennt, der 
all die Löcher nicht kennt, wo man allenfalls 
dem Steuerdruck entweichen kann, wird 
heute durch die Komplexität, durch die Kom­
pliziertheit systematisch benachteiligt. Das 
heißt: Das heutige Steuerrecht ist auch aus 
diesem Grund ein unsoziales Steuerrecht, das 
reformiert gehört. (Beifall bei der ÖVP.) 

These 5: Wir sollten die Familie wieder stär­
ker. im Steuerrecht berücksichtigen. Für uns, 
meine Damen und Herren, ist die Familie 
nicht - wie das vor kurzem formuliert wurde 
- irgendeine Form des menschlichen Zusam­
menlebens neben vielen anderen möglichen, 
sie ist für uns die qualifizierte Bauzelle unse­
rer Gesellschaft, von deren Stabilität, von 
deren Gesundheit nicht nur das Glück vieler 
Menschen, sondern auch die Stabilität der 
Gesellschaft abhängt. (Neuerlicher Beifall bei 
derÖVP.) 

These 6: Wir wollen mehr Steuergerechtig­
keit für unsere bäuerlichen Mitbürger. Herr 
Bundeskanzler! Es müßte Ihnen doch zu den­
ken geben, wenn man Ihnen vorhält, daß es in 
den letzten Jahrzehnten zu einer systemati­
schen Anhebung der Einheitswerte kam: 1970 
um 11 Prozent, 1976 um 10 Prozent, 1980 um -
durchschnittlich 20 Prozent. Dann haben Sie 
noch eines Tages gesagt, man müßte über­
haupt die Einh~itswerte an die Verkehrswerte 
der bäuerlichen G'rundstücke heranführen 
und danach die Besteuerung ausrichten. Da 
muß ich Ihnen in aller Deutlichkeit sagen: Der 

Bauer kann doch nur von seinen Erträgen 
leben, nicht aber vom Verkauf seiner Grund­
stücke! (Beifall bei der ÖVP.) Danach hat sich 
auch das Steuerrecht auszurichten. 

These 7: Wir müssen neue Impulse geben, 
daß die Betriebe wieder finanzielle Reserven 
bilden können. 

Ich anerkenne Ihre Bemühungen, die 
Arbeitsplätze zu sichern. Dieses grundsätzli­
che Ziel verfolgen ja alle drei Parteien, nur 
wird es bei Ihnen mit dem falschen Instru­
mentarium angepeilt. 

Ich habe Ihnen den sehr harten Vorwurf 
gemacht, daß Sie bei der Arbeitsplatzsiche­
rung und bei der Förderung von Investitionen 
von der Substanz gezehrt haben, die finanziel­
len Reserven der Betriebe systematisch redu­
ziert haben und dann mit den Schulden diese 
Ziele. angestrebt haben, statt eine Politik zu 
machen, die Erträge ermöglicht und über die 
Erträge Investitionen und Arbeitsplätze 
sichert. (Beifall bei der ÖVP.) Daher brauchen 
wir heute wieder eine Steuerpolitik, die die 
Bildung finanzieller Reserven erlaubt. 

These 8: Hier geht es darum, Herr Bundes­
kanzler daß wir das Grundbedürfnis des 
Wohne~s auch im Steuerrecht entsprechend 
berücksichtigen. Für uns ist der Anspruch auf 
eine Wohnung zu angemessenen Preisen, auf 
eine Wohnung, die man sich leisten kann, ein 
soziales Grundrecht. Und das hat seinen Nie­
derschlag und seine Förderung auch im 
Steuerrecht zu finden. (Beifall bei der ÖVP.) 
Da möchte ich, Herr Bundeskanzler, speziell 
auf das Wohnen im eigenen Heim und speziell 
auf das Wohnen in der Eigentumswohnung 
verweisen. 

Wir halten eine gesellschaftspolitische Ent­
wicklung für richtig, wo bezüglich des Woh­
nens der Mensch nicht mehr von anderen 
abhängig ist. Das heißt, wir fördern eine Ent­
wicklung, wo ihm das als Eigentum gehört, 
was ein menschliches Grundbedürfnis, näm­
lich das Wohnen, abdeckt. 

Daher kann ich nur schärfstens kritisieren, 
daß Sie mit einer Novelle 1972 die Errichtung 
und den Erwerb von Eigentumswohnungen 
erschwert beziehungsweise die entsprechen­
den Begünstigungen abgeschafft haben, daß 
Sie dann mit einer Novelle 1975 den Erwerb 
von Eigentumswohnungen, Eigenheimen und 
die Finanzierung erschwert haben. 

Sagen Sie nicht, "Eigentumsfeindlichkeit 
des Sozialismus" sei ein Schlagwort! Ich weiß,· 
daß es auch bei Ihnen viele gibt, die in Eigen­
tumswohnungen wohnen. Ja es gibt auch bei 
Ihnen sehr viele, die ihre Kinder nicht in die 
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Gesamtschule schicken, sondern andere 
schulorganisatorische Formen bevorzugen. 

Wir werden daher sehr klar sagen, daß wir 
eine Partei des Eigentums, des persönlichen 
Eigentums auch beim Wohnen, auch in ande­
ren Bereichen sind. Ich bin überzeugt, wenn 
wir das klarer sagen, als wir es bisher gesagt 
haben, werden wir auch manchen anspre­
chen, der Ihnen bisher seirie Stimme gegeben 
hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Diese Linie ent­
spricht, diese acht Thesen entsprechen auch 
den Ordnungsvorstellungen der sozialen 
Marktwirtschaft. 

Wir haben uns gerade in den letzten acht 
Tagen anläßlich des 90. Geburtstages von 
Bundeskanzler Ing. J ulius Raab sehr oft des 
erfolgreichen Raab-Kamitz-Kurses erinnert. 
Mit diesem wirtschaftspolitischen Kurs, der 
sich an den Ordnungsvorstellungen der sozia­
len Marktwirtschaft orientiert hat, haben wir 
damals die Nachkriegsschwierigkeiten, die 
Beschränkungen der Nachkriegszeit, die 
Arbeitslosigkeit der Nachkriegszeit überwun­
den. Ich bin überzeugt, daß dieses Ordnungs­
system auch die besten Lösungsmöglichkei­
ten für neue Probleme der achtziger und der 
neunziger Jahre gibt. 

Ich möchte hier, Herr Bundeskanzler, vor 
allem auf folgendes verweisen: Meiner Auf­
fassung nach ist die große politische Leistung 
dieses Ordnungssystems, wobei natürlich 
immer ein gewisses Spannungsverhältnis zwi­
schen der Theorie und der Praxis gegeben ist, 
die Integration der Förderung der wirtschaft­
lichen Leistung und die ständige Verwirkli­
chung eines höheren Ausmaßes an sozialer 
Gerechtigkeit. 

Beide sind Grundpfeiler der politischen Sta­
bilität und des politischen und sozialen Frie­
dens. Wenn das auseinanderklafft und wenn 
das zerbrochen wird, riskieren wir für unser 
Land sehr viel! 

Es hat für mich einen hohen Stellenwert, 
wenn die OECD vor kurzem eine beachtens­
werte Broschüre über die Frage "Krise des 
Wohlfahrtsstaates" herausgebracht hat. Hier 
wird geschrieben, daß das Auseinand.erbre­
chen von Wirtschaftspolitik und Sozialpolitik 
große Gefahren für die Stabilität eines Lan­
des mit sich bringt. 

Denn was dem Westen, den freien westli­
chen Ländern in den letzten Jahrzehnten 
gelungen ist, war die Integration von wirt­
schaftlicher Leistungsfähigkeit und sozialem 
Fortschritt, indem man alles getan hat, um 
zur wirtschaftlichen Leistung zu ermuntern; 

aber nicht als Selbstzweck, sondern indem 
man diese wirtschaftliche Leistung dann in 
den Dienst des sozialen Fortschritts gestellt 
hat. Und das wollen wir für Österreich unbe­
dingt aufrechterhalten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir wollen daher eine Steuerreform, die 
den Menschen wieder Mut macht und Zuver­
sicht gibt. 

Wir sind heute, Herr Bundeskanzler, zu oft 
in einer wirtschaftlichen Sterbephase. Wenn 
ich da an verschiedene Unternehmen denke 
- der Tod des einen oder anderen Unterneh­
mens wird verlängert, und es wird vielzusehr 
vergessen auf das Faktum des wirtschaftli­
chen Werdens. Ich bin dafür, jedem zu helfen, 
der in einer schwierigen Situation ist, aber 
wir werden das nur tun können, wenn wir 
nicht wie bisher auf das wirtschaftliche Wer­
den von Betrieben, von neuen Betrieben ver­
gessen. Das ist leider bisher geschehen. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Beides ist Bestandteil einer Wirtschaft, die 
sich dem Strukturwandel unterwirft. Da soll­
ten wir doch einer Meinung sein: Sterben und 
Werden - das zweite dürfen wir nicht verges­
sen! Die Strukturpolitik ist eben in dem letz­
ten Jahrzehnt sehr zurückgeblieben. 

Ich erinnere mich noch des pathetischen 
Ausrufs des früheren Staatssekretärs Dr. 
Veselsky im Jahre 1975: Jetzt Strukturpolitik! 

Herr Bundeskanzler, wo ist die Strukturpo­
litik geblieben? Damals hatten Sie schon fünf 
Jahre Verantwortung. 

Vor kurzem sagte der anerkannte Ordina­
rius für Volkswirtschaftspolitik an der Grazer 
Universität, Professor Tichy: 

"Wir sind die meisten Strukturprobleme 
nicht einmal angegangen. Wir disponieren 
bloß für die unmittelbare Gegenwart. Und wir 
sind dabei, durch die Form der Problemlö­
sung, wie wir sie jetzt praktizieren, die 
Zukunft zu belasten." 

Herr Bundeskanzler! Ich habe Ihnen vorhin 
gesagt: Sie bemühen sich auch, wenn Betriebe 
in Schwierigkeiten sind, so wie wir uns bemü­
hen. Nur, Sie haben das von der Substanz her 
finanziert, Sie haben das mit Schulden finan­
ziert, und das belastet die· Zukunft. Das 
schlägt ja jetzt bereits im Budget durch. 

Ich habe das auch erläutert, meine Damen 
und Herren, wie die Verpflichtungen des 
Finanzministers für den Schuldendienst 
immer größer werden und daher der Anteil 
der Investitionen immer geringer wird. Diese 
Politik, über das Budget gemacht, zerschlägt 
Arbeitsplätze, schafft nicht neue. (Beifall bei 
der ÖVP.) 
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Zumindest müßte Ihnen, Herr Bundeskanz­
ler, doch auch zu denken geben, wenn jener 
Mann, den Sie einmal aus Ihrer Sicht als den 
besten aller Finanzminister" bezeichnet 

haben, jetzt, wo er Bankdirektor ist, a~ 
28. November 1981 in der "Süddeutschen ZeI­
tung" zitiert wird, wonach sich Österreich 
nicht ausreichend an die geänderten Umwelt­
bedingungen angepaßt hat. Österreich sei im 
Begriff, weiteres Terrain im internationalen 
Wettbewerb zu verlieren. 

Meine Damen und Herren! Nicht die Oppo­
sition, nicht irgendein Kritikaster, sondern 
der in den Augen des Bundeskanzlers "beste 
aller Finanzminister" sagt: Wir verlieren 
nicht nur Terrain - wir verlieren weiteres 
Terrain! Er sagt Ihnen: Wir haben schon Ter­
rain verloren! Also, das sind doch Stimmen, 
Herr Bundeskanzler, die Ihnen zu denken 
geben müssen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Was ich Ihnen gesagt habe aus dem Bereich 
des Wirtschaftsforschungsinstituts, wenn ich 
einen Mann zitiere, von dem Sie gesagt 
haben: Was immer sonst seine Fehler waren, 
in der Wirtschaftspolitik hatte er eine beson­
ders hohe Kompetenz - da darf man sich 
nicht wundern, meine Damen und Herren, 
wenn es dann in einer bekannten deutschen 
Wochenzeitschrift in einem Aufsatz von 
Michael Jungblut heißt: 

Sozialistische Politik hat noch jedes Land, 
seibst die reichsten Industriestaaten, schließ­
lich in eine Krise getrieben. Der wachsende 
Gegensatz zwischen Anspruch und Leistung 
im öffentlichen und privaten Bereich, eine 
wuchernde Bürokratie und eine immer drük­
kende Abgabenlast würgen das Wirtschafts­
wachstum ab, lähmen die private Initiative 
und bringen die öffentlichen Finanzen in eine 
heillose Unordnung." 

Ein hartes Urteil. Wir werden alles tun, 
Herr Bundeskanzler, in der kritischen Aus­
einandersetzung, aber auch im Dialog, um 
diesen Weg für Österreich zu vermeiden. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Wir werden das auch tun bezüglich der 
schwierigen Situation der verstaatlichten 
Industrie. Sie ist für uns ein wichtiger Teil der 
Gesamtwirtschaft. Sie benötigt genauso, 
meine Damen und Herren, wie andere Wirt­
schaftsbereiche Eigenkapital als finanzielle 
Reserven, ein Steuerrecht, das Innovation, 
Forschung und Leistung begünstigt. Sie benö­
tigt genauso wie andere Betriebe eigenverant­
wortliche Unternehmer und Manager, und sie 
benötigt genauso wie andere Betriebe Arbeit­
nehmer, die die Überzeugung haben, daß 
Wettbewerbsstärke und finanzielle Kraft 

ihrer Unternehmen die beste Garantie auch 
für ihre Arbeitsplätze ist. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Damit, Herr Bundeskanzler, sagen wir sehr 
klar, welche wirtschaftspolitische Linie wir in 
dieser Frage verfolgen. Wir können ohn~ 
Überheblichkeit sagen: Als die VolksparteI 
1970 die Verantwortung übergeben hatte, hat 
sie wirtschaftspolitische Rahmenbedingun­
gen geschaffen, wo es den. Leistungen d~r 
Menschen in der verstaatlIchten IndustrIe 
möglich war, trotz auch des damals. h~rten 
internationalen Wettbewerbs 1 700 MIllIonen 
zu erwirtschaften. Das war der Ertrag 1970. 

Wo die verstaatlichte Industrie heute steht, 
wissen wir· alle. Die finanzielle Auszehrung 
auf Grund Ihrer Steuerpolitik ist auch ein 
Grund, daß sich die im besonders harten 
internationalen Wettbewerb stehenden 
Betriebe heute auch besonders schwer tun. 
Diesen Vorwurf kann ich Ihnen nicht erspa­
ren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir haben, Herr Bundeskanzler, rechtzeitig 
gewarnt. Wir haben eine längerfristige Pla­
nung vorgeschlagen, eine Politik, die auf 
einige Jahre abgestellt ist. 

Wir haben am 12. Oktober 1978 hier in 
einem Antrag Eigenmittel für die verstaat­
lichte Industrie verlangt, damit sie rechtzeitig 
eine kräftigere Strukturpolitik betreiben 
kann. Warum haben Sie damals diesen 
Antrag abgelehnt? 

Wir haben diesen Antrag wieder gestellt am 
10. Oktober 1979, über die ÖlAG der verstaat­
lichten Industrie es zu ermöglichen, Kredite 
aufzunehmen, um sich stärker zu modernisie­
ren, weil wir gesehen haben, in welche 
Schwierigkeiten sie kommen wird. Warum 
haben Sie das abgelehnt? 

Wir treten auch jetzt dafür ein, diesen 
Betrieben wieder zu helfen, aber mit Kon­
trolle dieser InvestitIonen, weil wir Verant­
wortung gegenüber allen österreic~.ischen 
Steuerzahlern haben. (Beifall bei der OVP.) 

Herr Bundeskanzler! Dies mit dem Ziel, daß 
daraus nicht Subventionsbetriebe, sondern 
wieder finanziell kräftige Betriebe werden, 
die auf Grund der eigenen Erträge investieren 
und bestehen können, und mit Hilfe gesamt­
wirtschaftlicher - Maßnahmen, die auch den 
anderen Bereichen der Wirtschaft, vor allem 
den Klein- und Mittelbetrieben, helfen, deren 
Erträge wir heute hier benötigen, um d~men, 
die keine Erträge haben, zu helfen. DIesen 
Weg werden wir in dieser Frage gehen. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Es ist für uns das Recht auf Arbeit ein 
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soziales Grundrecht. Wir haben einen diesbe­
züglichen Antrag im Dezember 1978 hier auch 
vorgelegt. Aber das Recht auf Arbeit, das 
heißt das Recht auf eine Politik, die für jeden 
Menschen einen Arbeitsplatz zur Verfügung 
stellt, die auch dann einen Arbeitsplatz als 
Ersatzarbeitsplatz zur Verfügung stellt, wenn 
einer verloren geht, das gilt für jeden Staats­
bürger, gleichgültig, welchen sozialen Hinter­
grund er hat. Daher ist die Frage eines 
Arbeitsplatzes, eines sicheren Arbeitsplatzes 
eine Frage, die sich für uns für Arbeiter 
genauso stellt wie für Angestellte, genauso 
wie für selbständige Gewerbetreibende, 
ebenso wie sie sich für unsere bäuerlichen 
Mitbürger oder irgendeinen anderen Staats­
bürger stellt. Das Recht auf Arbeit steht 
jedem Staatsbürger zu, und daher formulie­
ren wir auch unsere Politik in dieser Rich­
tung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Damit ist ein Grundproblem angeschnitten, 
Herr Bundeskanzler. Wir müssen eine Politik 
machen, die wieder vorausschauend ist, die 
nicht im nachhinein nur als Feuerwehr agiert, 
so gut das auch gemeint ist. Wenn die Men­
schen den Eindruck bekommen, wir versu­
chen von vornherein Schwierigkeiten zu ver­
meiden, werden sie wieder mehr Mut haben, 
werden sie Zuversicht haben. 

Ich habe Ihnen gesagt, Herr Bundeskanz­
ler: 1977 wurden sie zum ersten Mal hinsicht­
lich der Schwierigkeiten in der verstaatlich­
ten Industrie gewarnt. Und trotzdem haben 
Sie 1978, 1979 unsere Anträge abgelehnt. Sie 
haben erst 1980, 1981 massiv gehandelt, Herr 
Bundeskanzler! 

Ich erinnere mich an Ihre Feststellungen 
noch 1979, wo Sie gesagt haben, bezüglich 
Judenburg gibt es eine ganze Reihe von indu­
striellen Projekten, die direkt oder indirekt 
Aufträge zur Folge haben, Produktionen dort 
zur Folge haben; eine nähere Angabe können 
Sie nicht machen, das würde die Projekte 
gefährden. - Allein in diesem Jahr gibt es im 
Bereich der Vereinigten Edelstahlwerke 
2 000 Arbeitsplätze weniger! 

Sie haben am 7. November 1979 im Fern­
sehmagazin "Schilling" gesagt: Für die näch­
sten zwei Jahre - das war 1979, meine 
Damen und Herren! - sehe ich in Judenburg 
überhaupt keine Arbeitsprobleme. Die Bun­
desregierung beschäftige sich seit Monaten 
mit dem Problem und tue mehr als Briefe 
schreiben. Keiner würde in .Judenburg seinen 
Arbeitsplatz verlieren. 

Herr Bundeskanzler! Hier geht es nicht nur 
darum, etwas zu zitieren, wo sich jemand 
geirrt hat. Da kann man sagen, das steht auch 

Ihnen zu, das ist jedem schon einmal passiert. 
Aber Sie sind diesen Weg gegangen und 
haben diese Aussagen gemacht, obwohl Sie 
nachdrücklich gewarnt wurden! Sie haben 
uns als Schwarzmaler abqualifiziert. Sie 
haben uns als Leute abqualifiziert, die die 
Reputation des eigenen Landes und der eige­
nen Firmen reduzieren und unterminieren. Es 
ist gar keine so große Befriedigung, zu sagen: 
Wir haben in dieser Frage recht gehabt! 

Ich komme wieder auf das Grundproblem 
zurück, Herr Bundeskanzler. Ja was war 
denn? In Judenburg haben die Leute ihre 
Schwierigkeiten zuerst durchaus akzeptiert. 
Die Arbeitnehmer haben sich vorbildlich ver­
halten. Sie. haben, als die Schwierigkeiten 
gekommen sind, auf Sozialleistungen ver­
zichtet. Auf über 100000000 S. Wo geschieht 
das in ganz Europa ohne Streik, ohne Wirbel? 
Sie haben geglaubt, sie bringen damit ihren 
Betrieb durch. Das wurde ihnen auch so von 
Ihrer Seite gesagt. 

Zwei Jahre später mußten sie wieder Ideen 
von Schließungen hören, Ideen von Kündi­
gungen. Einmal 4000, dann hat es geheißen 
1000, einmal 700, einmal 2 000. Da wurden sie 
wieder in Sorge gebracht: Was ist ihr persönli­
ches Schicksal, das Schicksal ihrer Familien? 
Was ist das Schicksal der Gewerbetreibenden, 
die dort wohnen, die von der Kaufkraft dieser 
Menschen natürlich auch abhängig sind? 

Und dann hat sich gezeigt - das ist ja ein 
Betrieb, wo Sie politisch in jeder Hinsicht 
dominieren -, daß auch Ihre Leute dort nicht 
mehr mittun. Ein früherer Obmann der 
Gewerkschafts-Bezirksexekutive hat eine 
eigene Liste aufgestellt und hat, obwohl er 
Gewerkschafter ist und sich als Sozialist 
bekennt, in der Öffentlichkeit einen StreIt mit 
dem ÖGB-Präsidenten begonnen, wo der 
andere nur sagen konnte: Was kann er denn 
machen? - Wind kann er machen! 

Sehen Sie: Wenn die Frage wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit und soziale Belastung aus­
einanderfällt. Für uns war es immer etwas 
Wertvolles in Österreich, auch im Bereich der 
Sozialpartnerschaft, daß jeder, der einen 
Sozialpartner vertritt, in seinem Bereich ein 
hohes Maß an Anerkennung hat, daß er jene 
Autorität hat, daß ihm die Leute mitgehen, 
wenn er Kompromisse abschließt, denn in der 
Demokratie geht es nur mit Kompromissen. 
Die Ehrlichkeit muß man haben, das zuzuge­
ben. Aber da zerbrechen Strukturen! 

Dann hat man demonstriert. Man hat noch 
österreichisch demonstriert. Friedlich demon­
striert. Alle sind mitgegangen: die Arbeitneh­
mer der VEW Judenburg, Pfarrer, Bürgermei-
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ster, Gemeinderäte. Österreichisch demon­
striert im guten Sinn. Aber wie lang werden 
die Menschen bei so etwas mittun, Herr Bun­
deskanzler? Wann wird die Belastung für 
unser politisches System, das so stark auf 
Integration von wirtschaftlicher Leistungs­
kraft und sozialem Fortschtitt, auf Gesprächs­
fähigkeit setzt, wann wird die Belastung zu 
groß? Hier müssen wir einen anderen Weg 
gehen und rechtzeitig gehen, Herr Bundes­
kanzler! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir haben Sie seit Anfang der siebziger 
Jahre gewarnt vor dem Rückgang im Woh­
nungsbau. Herr Bundeskanzler! Wieder Ihre 
eigenen Leute. In einer Studie der Wiener 
Arbeiterkammer heißt es: ... ist der gesamt­
österreichische Zugang an Wohnungen beson­
ders seit den Jahren 1970171 zurückgegangen. 
Dieser Einbruch geht vor allem zurück auf 
drastische Einschränkung des Wohnbaues in 
Wien. 

Wir haben seit eineinhalb Jahren im Parla­
ment ein Gesetz liegen, wonach Genossen­
schaftswohnungen, Gemeindewohnungen in 
das Eigentum der Benützer übergeführt wer­
den gegen einen vernünftigen, angemessenen 
Preis. Es wird nicht beschlossen, obwohl wir 
mit diesen Mitteln, die da herauskommen, im 
Jahr mindestens 500 Millionen Schilling, in 
einem Zeitraum von sechs bis sieben Jahren 5 
bis 6 Milliarden Schilling dem Wohnbau zur 
Verfügung stellen könnten. 

Nur, weil offensichtlich irgend jemand in 
Ihrer Partei - ich weiß nicht, wer - sagt: 
Nein, damit wird mehr Eigentum gebildet, wo 
kommen wir da hin, wenn Gemeindewohnun­
gen und Genossenschaftswohnungen Eigen­
tumswohnungen werden! - Da wird einfach 
gemauert, das wird nicht beschlossen. 

Und dann machen Sie einen Bautengipfel 
im nachhinein. Zu spät. Da liegt das Geld 
herum, Herr Bundeskanzler! Treffen Sie eine 
Entscheidung! Beraten wir dieses Gesetz, und 
das hat sicherlich mehr Wirksamkeit,als der 
Bautengipfel! (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bundeskanzler, ich weiß, auch bei die­
sem Gipfeltreffen bemühen Sie sich. Sie laden 
alle ein. Nur: Wir sollten eine Politik machen, 
die die Krisengipfel vermeidet, und nicht eine 
Politik, die immer mehr Krisengipfel benötigt. 
Vorausschauend, planend, eine Politik, die 
Zuversicht macht, die Optimismus fördert und 
die die Erwartungslage der Menschen positiv 
beeinflußt und sie nicht entmutigt. 

Ich erinnere Sie: Vor fünf Jahren gab es 
einen Textilgipfel; ich glaube, Wien-Ost oder 
Wien-Süd hat das geheißen. Eine dramatische 
Rettungsaktion, wo Sie auch alle, die da 

irgendwie befaßt waren, eingeladen haben. 
(Bundeskanzler Dr. Kr eis k y: Vorsichtig 
sein!) Ja, Herr Bundeskanzler, Sie sagen, ich 
soll vorsichtig sein. (Bundeskanzler Dr. 
Kr eis k y: ... vorsieh tigf) Ja, ich bin sehr 
vorsichtig. Sie haben alle eingeladen, aber ich 
sage Ihnen: Heute gibt es das Unternehmen 
nicht mehr, es gibt die 1400 Arbeitsplätze 
nicht mehr, und niemand trägt die Verantwor­
tung, daß dort 500 Millionen Schilling Steuer­
gelder hineingegeben wurden! Das ist keine 
langfristig konzipierte Politik. (Zustimmung 
bei der ÖVP. - Ruf bei der .ÖVP: Das ist ein 
Skandal! - Abg. Dr. S te ger: Herr Kollege, 
1,2 Milliarden waren es bei der Textilindu­
strie!) Danke für die Berichtigung, Kollege 
Steger! (Bundeskanzler Dr. Kr eis k y : Aber 
ich kann auch mehr dazu sagen, Herr Kollege 
Steger, was da los war!) 

Sanierung, Herr Bundeskanzler: Wir haben 
aufmerksam gemacht auf die Entwicklung in 
der Sozialversicherung. Noch im vergangenen 
Jahr wurde ein Antrag der ÖVP abgelehnt, die 
Sozialversicherung und ihre finanzielle Ent­
wicklung zu analysieren und zu sanieren. Sie 
haben noch im Dezember 1979 Budgetleitli­
nien abgelehnt: Wo wollen wir sparen? -
Meine Damen und Herren! Wir haben sie 
Ihnen in Form eines Antrages vorgelegt. Wir 
wurden niedergestimmt. 

Herr Bundeskanzler! Sollten wir nicht die 
Politik wechseln? Eine andere, eine voraus­
schauende, eine planende Politik machen, die 
nach Möglichkeit solche Krisengipfel und kri­
senhaften Entscheidungen vermeidet? (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Wenn wir daher, Herr Bundeskanzler, 
davon sprechen, daß wir zur Sicherung der 
Einkommen und der Arbeitsplätze in der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik einen Kurs­
wechsel verlangen, so heißt dies: 

Stärkung der finanziellen Reserven und 
nicht Schwächung der finanziellen Reserven 
der Betriebe! 

So heißt dies: Förderung der öffentlichen 
Investitionen und Senkung der Bürokratis­
musausgaben. 

So heißt dies: Stärkung der Forschungs­
und Innovationsausgaben und nicht Senkung 
dieser Ausgaben. 

So heißt dies: Eine Steuerreform, die den 
einzelnen zum Investieren, zum Sparen 
ermuntert und nicht ihn davon abhält. 

So heißt dies: Eine Budgetsanierung nicht. 
Herr Bundeskanzler, auf Kosten der öffentli­
chen Investitionen, sondern eine Budgetsanie­
rung auf Kosten der Bürokratismusausgaben. 

634 
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Und wenn wir von einem Kurswechsel 
reden, Herr Bundeskanzler, dann möchte ich 
sehr klar sagen: Kurswechsel bedeutet für 
uns vor allem auch - und da bin ich gänzlich 
anderer Meinung als Sie - eine Gleichbe­
handlung, eine möglichst weitgehende Gleich­
behandlung österreichischer und ausländi­
scher Unternehmungen und nicht eine provo­
kante Bevorzugung ausländischer multinatio­
naler Konzerne, wie General Motors, die für 
einen Arbeitsplatz einen Zuschuß von 
1 400 000 Schilling bekommen, und die öster­
reichischen Unternehmungen müssen sich 
das Geld bei der Sparkasse und bei der Bank 
um 10 oder um 16 Prozent holen. (Beifall bei 
der 6vp.) 

Und Kurswechsel heißt eine Regionalpoli­
tik, Herr Bundeskanzler, wo die Einkom­
menschancen und die Beschäftigungsmöglich­
keiten für die Menschen in Gmünd, im südli­
chen Burgenland, im Lavanttal, im Lungau 
und in Wien und in Linz und in Graz angenä­
hert werden und nicht weiter auseinanderfal­
len. Wir wollen, ohne hier Illusionen zu haben, 
eine Entwicklung, wo die Menschen in den 
verschiedensten Teilen Österreichs möglichst 
gleiche Chancen auf Einkommen und auf 
Beschäftigung haben, aber nicht so, daß heute 
das Durchschnittseinkommen in Gmünd noch 
geringer ist, verglichen mit dem Wiener Zen­
tralraum oder dem Linzer Zentralraum, als 
das vor zehn Jahren der Fall gewesen ist. 

Und Kurswechsel bedeutet Ausgliederung 
von Bundesaufgaben, die kostengünstiger , 
mehr auf die Menschen abgestellt, besser von 
anderen Institutionen, auch von privaten, 
erfüllt werden können. 

Und Kurswechsel bedeutet: Förderung der 
kleineren und mittleren Betriebe und nicht 
nur der industriellen Großeinheiten. Meine 
Damen und Herren! Wir sollten doch lernen, 
daß der Großbetrieb, daß das Großkranken­
haus, daß "die Großgemeinde, daß die Massen­
universität an sich nicht menschlich und wirt­
schaftlich hochstehende Leistungen garantie­
ren. Die Industriegesellschaft benötigt auch 
Großeinheiten, ~ber sie gewinnt an Sicherheit 
und menschlicher Qualität durch überschau­
bare Einheiten. (Beifall bei der ÖVP.) Das gilt 
für die Wirtschaft genauso wie für die politi­
sche Gliederung unseres Landes. 

Daher bedeutet Kurswechsel auch hier: 
Weg von der Zentralisierung zu mehr Dezen­
tralisierung, ganz gleich, ob das einen Großbe­
trieb betrifft, auch innerhalb des Großbetrie­
bes bringt eine starke dezentrale Gliederung 
mehr menschliche Qualität, mehr Über­
schaubarkeit für jene, die dort arbeiten müs­
sen. 

Meine Damen und Herren! Wir werden 
diese Ziele beharrlich verfolgen und mit Aus­
dauer erläutern und, wo wir können, auch ver­
wirklichen, und wir werden auf eine voraus­
schauende Politik, Herr Bundeskanzler, in 
der kritischen Auseinandersetzung und auch 
im Dialog dringen auf eine Politik, die 
bestrebt ist, den Menschen dieses Landes 
Sicherheit, mehr Sicherheit bezüglich ihres 
Einkommens und ihres Berufes zu geben, 
Mut zur Leistung und zum Engagement zu 
machen und Optimismus und Hoffnung für 
die Zukunft unseres Landes zu vermitteln. 
(Anhaltender Beifall bei der OVP.) 10.24 

Präsident: Zum Wort kommt der Abgeord- ~ 
nete Fischer. 

10.24 

Abgeordneter Dr. Fischer (SPÖ): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Es ist heute auf den Tag 
genau ein Jahr, daß die Generaldebatte über 
den Staatshaushalt 1981 stattgefunden hat. Es 
war das, wie Sie sich sicher erinnern werden, 
eine sehr stürmische Sitzung, unterbrochen 
von einer dringlichen Anfrage an den Bundes­
kanzler mit drei Mißtrauensanträgen und hef­
tigsten Auseinandersetzungen. 

Ich kann daher heute mit der erfreulichen 
Feststellung beginnen, daß sich die Debatte 
über den Haushalt 1982 offenbar unter günsti­
geren Voraussetzungen und klimatisch besse­
ren Bedingungen abspielt als jene über den 
Haushalt 1981. 

Daran hat meiner Ansicht nach auch der 
gestrige Versuch, mit einer dringlichen 
Anfrage ein gewisses Thema zu beleben, 
nichts geändert, im Gegenteil, er hat bestä­
tigt, daß Dinge, die von der Justiz behandelt 
werden, bei der Justiz bleiben sollen, und 
Dinge, die sachlich zu behandeln sind, sach-· 
lieh behandelt werden sollen, und daß die Ver­
suche politischer Zündeleien hier zum Schei­
tern verurteilt sind. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zwei Dinge, meine Damen und Herren, 
mögen zu dieser Tatsache beigetragen haben. 

Erstens, daß es in der Zwischenzeit genü­
gend Beweise dafür gibt, daß die Bevölkerung 
Sachlichkeit will und einen bestimmten politi­
schen Stil ablehnt. Erst heute in der "Wochen­
presse" konnte man recht erfreuliche Tatsa­
chen über die Einschätzung der politischen 
Situation durch die österreichische Öffentlich­
keit lesen, selbst von seiten eher konservati­
ver Meinungsforschungsinstitute. 

Und zweitens spielt hier sicher auch eine 
Rolle die empirische Tatsache, daß zum elften 
Mal Prognosen, die von dieser Stelle hier 
abgegeben wurden - der Staatshaushalt für 
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1981 ist ja sogar als "Sicherheitsrisiko" für die 
Republik Österreich bezeichnet worden -, 
nicht in Erfüllung gegangen sind. 

Und vielleicht ist es ein Beweis für eine 
gewisse Lernfähigkeit, daß man dann halt 
doch verzichtet, etwa" den Vorwurf, dieses 
Budget sei ein Sicherheitsrisiko, zu wiederho­
len, wenn er in so eindeutiger Weise widerlegt 
wurde. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und daraus schöpfe ich auch die Hoffnung, 
daß zumindest streckenweise die Debatte 
über den Staatshaushalt 1982 nicht die 
zwölfte Reprise eines Rituals, wie wir es seit 
1970 kennen, sein möge, sondern daß man 
doch das eine oder andere Problem auch 
unter neuen Gesichtspunkten beurteilt. 

Aber, meine Damen und Herren, eine Auf­
gabe müssen wir natürlich erfüllen: Wenn die 
Opposition falsche Argumente zum zwölften 
Mal wiederholen sollte, müssen Sie auch zum 
zwölften Mal widerlegt werden. Darauf hat 
die österreichische Öffentlichkeit Anspruch. 

Und in diesem Sinn vielleicht auch einige 
Bemerkungen und einen Diskussionsbeitrag 
zu der Rede meines Vorredners. 

Herr Dr. Mock, Sie haben gemeint, der 
österreichischen Jugend müsse ein Freiraum 
eingeräumt werden, sie müsse Entfaltungs­
möglichkeiten bekommen, et cetera. 

Ich glaube, wenn ich mir die Situation der 
jungen Leute anschaue in Liverpool oder Lon­
don, in Zürich, in Berlin, in Amsterdam, in 
Mailand, in Rom, daß es doch dort überall 
Beweise dafür gibt, daß dort Umstände vor­
handen sind, die die Jugend in einer unerträg­
lichen Weise als eine Einschränkung ihrer 
Zukunftchancen betrachtet - hohe Jugendar­
beitslosigkeit et cetera -, und daß sie in 
Österreich wahrlich mehr Freiraum und Libe­
ralität und Entfaltungsmöglichkeiten hat als 
in allen diesen anderen Städten. (Beifall bei 
derSPÖ.) 

Ich glaube auch, daß in Österreich die 
Regierung und die Sozialistische Partei und 
viele Staatsmänner etwa zu der Frage des 
Friedens, der Entspannung, der" Friedenssi­
cherung, der Abrüstung, der Friedensbewe­
gung Positionen einnehmen, die für die 
Jugend viel verständlicher sind als die Posi­
tionen von Staatsmännern, an denen Sie sich 
sonst orientieren. 

Wenn die CDU den Herrn Mechtersheimer 
ausschließt aus ihren Reihen, ist das nicht ein 
Zeichen großer Liberalität in diesen Fragen. 
Das zum ersten. 

Zum zweiten: Ein Vorwurf, den Sie immer 

wieder erheben, dies sei kein Sparbudget, 
dies sei ein Phantombudget. 

Meine Damen und Herren! Es ist schon oft 
gesagt worden, aber ich muß es wiederholen: 
Wenn wir Ihren Vorstellungen folgen, gl~uben 
Sie, daß es dann mehr ein Sparbudget wäre? 
Wo haben Sie uns in der Budgetdebatte etwa 
einen konkreten Ansatz geliefert für ein Spar­
budget ci la ÖVP? (Abg. Dr. Mo c k: Seit 1978, 
Kollege Fischer!) 

Herr Kollege! Seit 1978 haben Sie Anträge 
vorgelegt - der Finanzminister hat es Ihnen 
vorgerechnet -: 19,5 Milliarden Schilling 
Mehrausgaben allein im letzten Jahr! Das ist 
doch kein Sparbudget. Man kann natürlich 
sagen: Sparbudget - Rufzeichen, Klammer 
- mehr Forderungen - Klammer zu. 

Aber das paßt ja nicht zusammen. Zum Vor­
wurf vom Phantombudget sage ich ihnen: Das 
Budget, so wie es vorliegt, ist ein sehr reali-: 
stisch geschätztes Budget. Aber eines kann 
passieren - das gebe ich zu -: Daß wir im 
Laufe des nächsten Jahres - zum Teil nach 
Verhandlungen mit Ihnen - die eine oder 
andere zusätzliche Maßnahme noch ergreifen, 
die dann allenfalls die Ausgaben noch erhö­
hen könnte. Aber wollen Sie uns das zum"Vor­
wurf machen? Wollen Sie uns zum Vorwurf 
machen, wenn wir uns ernsthaft anhören, was 
Präsident Sallinger und Präsident Graf über 
ihre Vorstellungen zur Förderung von Klein­
und Mittelbetrieben uns sagen? Sollen wir 
sagen: Nein, das Budget ist beschlossen, rien 
ne va plus, da läßt sich nichts mehr ändern, 
das wird alles abgelehnt!? - Oder sollen wir 
nicht auf Überlegungen eingehen, selbst 
dann, wenn sie unter Umständen budgetwirk­
sam sein könnten? 

Aber dann dürfen Sie nicht den Vorwurf 
des Phantombudgets erheben, denn er ist 
ungerecht und er ist im Kern gesprächsfeind­
lich. Denn wenn wir einfach an diesem Bud­
get festhalten und keinerlei Korrekturen 
mehr vornehmen, dann wird es genau so rea­
lisiert werden, wie" es im Finanzgesetz stehen 
wird. Aber Sie werden keine Freude haben. 

Zum dritten: Sie sagen uns immer, Öster­
reich hat jetzt die höchste Steuer- und Abga­
benquote in seiner Geschichte. 

Jawohl, aber bitte keinen Punkt, sondern 
einen Beistrich nach dieser Feststellung zu 
machen und festzustellen, daß Österreich 
auch die höchsten Leistungen im Sozi albe­
reich in seiner Geschichte hat, daß Österreich 
die höchsten Leistungen im Bildungsbereich 
in seiner Geschichte hat, daß Österreich die 
höchsten Ausgaben in den meisten anderen 
Bereichen, für die Forschung et cetera, hat. 
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Das muß man doch in einem Zusammenhang 
sehen! 

Ich glaube: Niemand in Österreich würde 
zurückkehren wollen zu einer Zeit, wo tat­
sächlich die Staatsquote um 3 oder 4 Prozent 
geringer war, aber Leistungen an die österrei­
chische Bevölkerung nicht erbracht wurden, 
an deren Abschaffung wir ja nicht einmal im 
Traum denken können, weil das die österrei­
chische Bevölkerung mit Recht als eine 
Errungenschaft betrachtet, von der sich nie­
mand trennen will. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sie haben in Ihrem heutigen Diskussions­
beitrag und in letzter Zeit auch wieder die 
Zeit von Raab-Kamitz erwähnt. Da erwacht 
dann sicher eine gewisse Nostalgie in der 
ÖVP. Das verstehe ich schon. 

Aber, meine Damen und Herren: Es ist viel­
leicht sogar unfair, der Zeit, in der Raab und 
Kamitz gewirkt haben, vorzuwerfen, was es 
damals alles noch nicht gegeben hat, was 
heute selbstverständlich ist, und was damals 
alles noch nicht entwickelt war. 

Aber bitte übersehen Sie doch nicht - zum 
Beispiel einen einzigen Punkt -: Kamitz war 
Finanzminister in den fünfziger Jahren. Die 
Arbeitslosenraten in den fünfziger Jahren: 
7,5 Prozent im Jahr 1952, 8,7 Prozent im Jahr 
1953, 7,7 Prozent im Jahr 1954, 5,5 Prozent im 
Jahr 1955, bis 5,3 Prozent im Jahr 1958. (Abg. 
Mag. Mi n k 0 w i t s c h: Russische Beset­
zung! - Abg. Dr. Hau s er: Damals gab es 
noch keine Frühpensionen!) Ja eben! Ich sage 
ja, daß es das alles damals noch nicht gegeben 
hat, meine Damen und Herren. (Beifall bei 
der SPÖ. - Zwischenrufe bei der ÖVP.) Es 
hat eine ganze Menge von dem noch nicht 
gegeben, was wir heute als selbstverständlich 
betrachten. 

Vielleicht kann mein Kollege Erich Schmidt 
diese Diskussion dann fortsetzen. Wenn man 
zum Beispiel, Herr Dr. Hauser, die Relation 
Österreichs zum Durchschnitt der OECD-Län­
der damals und die Relation Österreichs zum 
Durchschnitt der OECD-Länder heute 
betrachtet, dann werden Sie auch zu recht 
interessanten Ergebnissen kommen. (Abg. 
Mag. Mi n k 0 w i t sc h: Wir waren russisch 
besetzt im Osten! Wollen Sie das übersehen?) 

Aber ich will jetzt gar nicht gegen diese Zeit 
polemisieren. Das liegt mir fern. Das war eine 
Zeit, in der die Sozialistische Partei ihren Teil 
in der Regierungsverantwortung getragen 
hat. Ich warne nur vor einer falschen Nostal­
gie, die zu falschen Schlußfolgerungen führen 
müßte. 

Meine Damen und Herren! Noch etwas: Wie 

ein roter Faden hat sich auch heute durch die 
Argumentation von Dr. Mock der Vorwurf 
gezogen, daß auch das Budget 1982 keinen 
Beitrag zur Vollbeschäftigung leiste." Es war 
das ziemlich genau das gleiche, was vor einem 
Jahr dem Budget für 1981 vorgeworfen wurde. 

Heute trennt uns nur mehr ein Abstand von 
29 Tagen vom Ende des Jahres 1981. Wir wis­
sen, daß Österreich im Jahr 1981 eine Arbeits­
losenrate von 2,4 Prozent haben wird, wäh­
rend der Durchschnitt der europäischen 
OECD-Länder bei 6,7 Prozent liegen wird. 
Über diesen Unterschied zwischen 2,4 Prozent 
und 6,7 Prozent, meine Damen und Herren, 
muß man doch einmal nachdenken. Das muß 
man doch einmal aussprechen. Das muß man 
sich doch einmal konkret vorstellen, was es 
bedeutet, in einer Welt zu leben, wo in West­
europa die durchschnittliche Arbeitslosenrate 
6,7 Prozent ist, in Österreich 2,4 Prozent. 
(Abg. Dr. BI e n k: Das ist statistisch begrün­
det! Das wissen Sie doch, Herr Dr. Fischer!) 

Diese erfolgreiche Politik dann in Grund 
und Boden zu kritisieren, ist wohl fern der 
Realität und der politischen Fairneß. Auch die 
Inflationsrate in Österreich beträgt 7 Prozent. 
Kollege Blenk! Sie sind doch beim Europarat, 
Ihnen werden doch diese Zahlen nicht unbe­
kannt sein. 7 Prozent Inflationsrate in Öster­
reich. .. (Abg. Dr. BI e n k: Kollege Fischer! 
Ich sage, daß es auch statistisch begründet 
war zum Teil!) 

Herr Kollege Blenk! Sie kommen mir wie 
Kollege Lanner vor, der vorgehalten hat, daß 
eine Arbeitslosenrate von 2,4 Prozent nur ein 
Durchschnittswert ist und daß es in einzelnen 
Regionen auch schlechtere Ergebnisse gibt. 
Dazu kann ich nur sagen: Es ist nun einmal 
das Wesen eines Durchschnittswertes, daß er 
sich aus besseren und schlechteren Ergebnis­
sen zusammensetzt. (Abg. Dr. BI e n k: Sie 
wissen genau, was ich meine!) Dieser Durch­
schnittswert ist eben in Österreich 2,4 Prozent 
gegen 6 Prozent in Europa. Und das ist etwas, 
worauf wir stolz sind. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es hat in Österreich auch das Netz der 
sozialen Sicherheit gehalten, während es in 
vielen anderen Ländern entweder einfach 
gerissen ist oder reduziert werden mußte. 
Meine Damen und Herren! Daß es uns gelun­
gen ist, die Inflationsrate niedrig zu halten, 
die Vollbeschäftigung hoch zu halten und das 
Netz der sozialen Sicherheit im wesentlichen 
aufrechtzuerhalten vor dem Hintergrund der 
europäischen Wirtschaftskrise - und nicht 
einer westeuropäischen kapitalistischen 
Krise; auch in Osteuropa, möchte ich jener 
kleinen Minderheit sagen, die vielleicht dort 
hinüberblickt, gibt es diese handfeste Krise 
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-, ist die Leistung der österreichischen Poli­
tik, und die kann uns niemand eskamotieren! 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wir haben nach 
elfeinhalbjähriger Erfahrung Grund zur 
Annahme, daß Sie diese Tatsachen nicht hin­
dern werden, auch das Budget 1982 in ähnli­
cher Weise - ich sagte schon: die Atmo­
sphäre ist besser - zu kritisieren, wie Sie das 
in der Vergangenheit getan haben. Aber wir 
glauben doch, meine Damen und Herren, daß 
der österreichische Weg so schlecht nicht sein 
kann, wie Sie ihn beschreiben, wenn er sich 
auf diese Fakten stützen kann, die ich Ihnen 
genannt habe. 

Noch einen kleinen Unterschied zum Vor­
jahr möchte ich herausarbeiten: Wir haben 
Sie heuer deutlicher als je zuvor eingeladen 
- eine Zeitung hat sich sogar über das Wort 
einladen" mokiert; aber es war eine Einla­

dung -, bei der Budgetdebatte wenigstens in 
einigen Punkten Alternativen im Budgetbe­
reich zu konkretisieren. 

Ich meine natürlich kein Gegenbudget der 
Opposition, ich weiß schon, daß das nicht Ihre 
Aufgabe ist. Ich meine nicht einmal, daß Sie 
alle Ihre Forderungen, die Sie erhoben haben, 
jetzt auch budgetwirksam formulieren, im 
Budget einbringen und zum Gegenstand von 
Abänderungsanträgen machen. Ich meine 
aber, daß doch wenigstens der eine oder der 
andere Akzent bei der Haushaltsdebatte in 
Form eines Abänderungsantrages hätte 
gesetzt werden sollen. 

In einem Entschließungsantrag am 17. Sep­
tember haben Sie von der Regierung eine Mil­
liarde Schilling mehr für die Forschung und 
eine halbe Milliarde Schilling mehr für den 
ländlichen Raum verlangt. Und außerdem tre­
ten Sie doch so massiv für eine Milliarde 
Schilling für die mittelständische Wirtschaft 
ein. 

Warum, meine Damen und Herren, bean­
tragen Sie nicht bei der Budgetdebatte: Abän­
derungsantrag der Abgeordneten Neisser und 
Genossen: Forschungsbudget soll um eine 
Milliarde Schilling erhöht werden!? Warum 
tun Sie das nicht, meine Damen und Herren? 
Wenn Sie mir keine Antwort geben, werde ich 
eine Antwort versuchen: Sie tun es deshalb 
nicht, weil Sie dann logischerweise auch hät­
ten beantragen müssen: Endsumme, Defizit 
muß um 2,5 Milliarden Schilling höher sein. 
Denn das ist nun einmal die Tücke eines Bud­
gets, wenn man bei einem Teilansatz eine 
Erhöhung beantragt, daß sich das in der End­
summe auswirkt. 

Oder, meine Damen und Herren, Sie hätten 

einen Bedeckungsvorschlag vorlegen müssen. 
Da haben Sie sich in Ihrer Entschließung 
auch leicht getan: Zu bedecken ist das beim 
aufgeblähten Personalaufwand ~ei den Ze~­
tralstellen. Das läßt sich so schon allgemem 
zu Papier bringen. (Abg. Dr. Ha f n er: Bedek­
kung bei den Staatssekretär~n!). Bei d~n 
Staatssekretären, da werden SIe dIe 2,5 MIl­
liarden Schilling bedecken! Da wünsche ich 
Ihnen viel Glück, meine Damen und Herren, 
für diese Rechnung. 

Da hätten Sie schon tiefer schneiden müs­
sen, denn Sie hätten so sagen müssen ... 
(Neuerlicher Zwischenruf des Abg. Dr. Ha f -
ner.) 

Und außerdem, Herr Kollege Hafner, wen~ 
Sie jetzt die gute Idee haben, Bedeckun~ bel 
den Staatssekretären, warum haben Sle es 
dann nicht im Budgetausschuß beantragt? Da 
wären Sie nämlich daraufgekommen, daß Sie, 
wenn Sie sämtliche Staatssekretäre einspa­
ren nicht ein Tausendstel Ihrer Mehrforde­
run~en damit bedecken kö~.nen. Das ist die 
Realität. (Beifall bei der SPO.) 

In Ihrer Entschließung haben Sie gemeint, 
das möge beim öffentlichen Dienst eingespart 
werden. Die Aufwendungen für den öffentli­
chen Dienst in unserem Budget sind 71 Mil­
liarden Schilling. Das gilt für 286000 öffent­
lich Bedienstete. Das heißt, wenn Sie eine 
Milliarde Schilling einsparen wollen, müssen 
Sie 4000 öffentlich Bedienstete entweder ent­
lassen, oder Sie dürfen die gleiche Anzahl 
nicht neu anstellen. Wenn Sie die 2,5 Milliar­
den einsparen wollen, die Sie in Ihrer Ent­
schließung gefordert haben, müssen Sie den 
öffentlichen Dienst um 10 000 Bedienstete 
reduzieren. 

Da sagen Sie immer: Wir wollen da.s nich~ 
bei den Lehrern, wir wollen das auch nIcht bel 
der Polizei und bei der Gendarmerie, nur bei 
den "bösen" ZentralstelIen. Aber die Zentral­
stellen umfassen 8500 Beamte, und 10000 
wollen Sie aus den Ministerien entlassen? Das 
heißt wenn Sie die Ministerien völlig ausräu­
men ' vom Portier bis zum Staatssekretär, 
ha~n Sie noch nicht das bedeckt, was Sie 
hier konkret verlangt haben. 

In dieser Irrealität sind Sie selbst gefangen, 
meine Damen und Herren, und darum kön­
nen Sie keine konkreten Vorschläge machen. 
(Beifall bei der SPÖ.) Das ist die Realität, und 
das ist der Grund, warum Sie Ihre Forderun­
gen nicht in konkrete Abänderungsanträge 
kleiden können. (Abg. Dr. BI e n k: So kann 
man das nicht darstellen, weil man nicht in 
einem Jahr das korrigieren kann, was man in 
zehn Jahren aufgebläht hat!) 
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Sie glauben, daß man das so nicht darstel­
len kann. Bitte, stellen Sie es anders dar. 
(Abg. Dr. Ha f n er: Sachlicher!) 

Sachlicher. Also ist es unsachlich zu sagen, 
daß der öffentliche Dienst pro eine Milliarde 
Schilling 4 000 Personen betrifft. Wenn Sie 
eine Milliarde Schilling einsparen wollen, 
müssen Sie 4 000 Qienstposten wegnehmen. 
Das ist nicht unsachlich, sondern das ist Rea­
lität, und gegen die Realität kann man halt 
schwer ankämpfen, meine Damen und Her­
ren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Der Hinweis, daß es von der Opposition 
keine konkreten Alternativen gibt, ist in der 
vorjährigen Budgetdebatte, wenn, ich mich 
richtig erinnere, vom Kollegen Heinzinger 
mit dem Hinweis beantwortet worden: 
.schauen Sie sich doch unsere Initiativanträge 
an. Das sind unser Alternativen. 

Ich habe sie mir angeschaut, und wir stellen 
aufgrund dieser Initiativanträge fest, um wie­
viel mehr das Budget belastet werden würde, 
wenn wir diese Initiativanträge verwirkli­
chen. Daher ist der Hinweis auf Initiativan­
träge auch keine Antwort auf das Argument, 
daß Sie das nicht auf einen Nenner bringen kön­
nen, nämlich den Vorwurf, das Budget sei zu 
wenig sparsam, und den Vorwurf, daß wir 
Ihre Initiativanträge nicht realisieren, die das 
Defizit noch weiter erhöhen würden. Das ist 
ein Faktum, meine Damen und Herren. (Zwi­
schenrufe bei der ÖVP.) 

Wir bedauern, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, diesen Verzicht auf konkrete 
Alternativen im budgetären Bereich, weil wir 
glauben, daß es der Öffentlichkeit dadurch 
noch erschwert wird, die unterschiedlichen 
Auffassungen zu analysieren und festzustel­
len. (Abg. Dr. Bi e n k: Ich habe vorhin 
gesagt, es ist halt nich t möglich, das, was man 
in zehn Jahren aufgebläht hat, in einem Jahr 
einzusparen!) 

Kollege Blenk, an irgendeinem Punkt der 
Diskussion kommt dann immer jene Stelle, 
wo . Sie sagen: Schuld ist die sozialistische 
Regierung. Das ist zum Beispiel das Argu­
ment, das Sie am Beginn der konservativen 
Regierungszeit der Frau Thatcher angeführt 
haben, wenn man auf deren katastrophale 
Wirtschaftspolitik hinweist. 

Nur: Im Vorjahr sind Sie uns noch damit 
gekommen, die Frau Thatcher muß eben das 
Erbe der Labour-Party bereinigen. Aber jetzt 
ist wieder ein Jahr vergangen, und jetzt muß 
die Frau Thatcher noch immer das Erbe der 
Labour-Party bereinigen. Und in fünf Jahren 
werden Sie auch noch so argumentieren, und 
am Schluß werden die Leute mit Recht sagen: 

Wenn konservative Regierungen während 
ihrer ganzen Regierungszeit alle ihre Fehler 
nur damit begründen, daß sie das Erbe der 
früheren Regierung bereinigen, dann werden 
wir konservative Regierungen gar nicht mehr 
wählen. Das ist auch eine logische und rich­
tige Schlußfolgerung, meine Damen und Her­
ren. (Beifall bei der SPÖ. - Abg. Dr. B l e n k: 
Nicht abschweifen! So geht das nicht! Das 
geht an den Tatsachen vorbei, das wissen Sie 
genau! - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Herr Kollege Blenk! Ich glaube, daß wir in 
dieser Budgetdebatte Punkte herausarbeiten 
sollen, wo es Dissens zwischen den Parteien 
gibt, wie zum Beispiel in der Frage, ob die 
Opposition konkretisierbare Alternativen hat, 
daß man vielleicht aber auch gewisse Berei­
che des Konsenses abstecken kann . 

Ich glaube, daß es einen Konsens bei der 
Beurteilung der wirtschaftlichen Situation in 
Europa dahingehend geben müßte, daß sich 
die europäischen Industrieländer - ich sagte 
schon, das beschränkt sich nicht nur auf den 
Westen - in einer handfesten, in einer wirk­
lich handfesten und ernsten Krisensituation 
befinden. Es gibt europäische Länder, wo 
heute die Arbeitslosenrate höher ist als in den 
berüchtigten dreißiger Jahren. 

Die zweite Feststellung, die doch auch nie­
mand bestreiten kann, meine Damen und 
Herren, lautet, daß Österreich von dieser 
Krise zwar nicht unberührt ist, daß es sich 
aber weitaus besser gehalten hat als die mei­
sten anderen Industriestaaten. Wir konnten 
und können die europäische Krise nicht unge­
schehen machen. Aber wir können ihre Aus­
wirkungen von der österreichischen Bevölke­
rung besser und wirksamer fernhalten, als 
das in vielen anderen europäischen Ländern 
der Fall ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich habe das deshalb als eine Konsensfest­
stellung formuliert, weil ich glaube, daß die 
Zahlen einfach nicht bestritten werden kön­
nen. Von den elf europäischen OECD-Län­
dern, Kollege Blenk, haben acht eine höhere 
Arbeitslosenrate als Österreich und nur zwei 
eine niedrigere. Von den elf europäischen 
OECD-Ländern haben sieben eine höhere 
Inflationsrate als Österreich und nur drei eine 
niedrigere. Von den elf europäischen OECD­
Ländern - das sind die bestentwickelten 
westeuropäischen Industriestaaten - haben 
neun im Durchschnitt der letzten zehn Jahre 
ein niedrigeres Wirtschaftswachstum als 
Österreich und nur eines, nämlich Norwegen, 
ein höheres. 

Meine Damen und Herren! Das ist doch ein 
Faktum. Das ist doch eine Leistung, auf die 
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eigentlich alle Österreicher stolz sein könn­
ten. Es würde der Opposition keine Perle aus 
ihrer oppositionellen Krone fallen, wenn sie 
das auch gemeinsam mit uns anerkennen 
würde. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn wir uns gemeinsam mit unserem Kol­
legen Sekanina und mit Herrn Minister Si no­
watz darüber freuen können, daß Österreich 
zu jenen 14 Ländern zählt, die sich für die 
Fußball-WM qualifizieren konnten, dann 
sollte es doch mindestens ebensoviel gemein­
same Genugtuung darüber geben, daß Öster­
reich zu den drei Ländern mit der niedrigsten 
Arbeitslosenrate zählt, was ja wichtiger ist. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Kollege Gassner könnte ruhig als Gewerk­
schafter mit uns einstimmen in diese Genug­
tuung über die niedrige Arbeitslosenrate. Alle 
anderen von Ihnen könnten es eigentlich 
auch, wenn sie wirklich an die Interessen 
aller Österreicher, aller Arbeitnehmer und 
aller Angestellten, denken. (Beifall bei der 
SPÖ. - Abg. Dr. Hau s e r: Sekanina will 
dauernd den Bundestrainer auswechseln!) Ja, 
weil wir eben nur unter den 14 Besten sind, 
während wir bei der Arbeitslosenrate unter 
den drei Besten sind. Daher gibt es nichts aus­
zuwechseln, Herr Dr. Hauser. Das ist ganz 
klar. (Neuerlicher Beifall bei der SPÖ.) 

Sie wollen dauernd ins Team aufgenommen 
werden. Das geht doch nur, wenn Sie sich 
zum gemeinsamen Mannschaftsziel beken­
nen, die Vollbeschäftigung zu erhalten und 
diese Wirtschaftspolitik fortzusetzen. (Abg. 
Pro b s t: Ihre Sportzeitung ist alt, es sind 
schon 20!) 20 europäische Länder? Das glaube 
ich nicht. Sie haben mir nicht zugehört, Kol­
lege Probst. Ich habe nur von europäischen 
Ländern geredet. (Ruf bei der sro: So etwas 
nennt man Eigentor!) 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß 
Sie auf Grund dessen, was ich Ihnen bisher 
an Fakten aufgezählt habe, auch unsere Hal­
tung zu der ÖVP-Forderung nach einem Kurs­
wechsel begreifen und verstehen werden. Der 
Kurs der österreichischen Wirtschaftspolitik 
orientiert sich in erster Linie am Ziel, die Zahl 
der Beschäftigten möglichst hoch zu halten 
und die Zahl der Arbeitslosen möglichst nied­
rig zu halten. Ich sagte Ihnen schon, daß es 
uns besser gelungen ist als anderen Ländern, 
dieses Ziel zu erreichen. Daher sind wir der· 
Meinung, daß man diesen Kurs fortsetzen 
soll, daß man diesen Kurs nicht ändern soll. 

Zugespitzt formuliert würde ich sagen: Kol­
lege Blenk, Sie kennen sicherlich die Ent­
scheidung des Nobelpreis-Komitees im 
Bereich Ökonomie. Wenn wir die Wahl hätten, 

ob wir uns den wirtschaftspolitischen Thesen 
des Nobelpreisträgers für Nationalökonomie 
Tobin anschließen oder den Thesen, die Sie, 
Kollege Blenk, vertreten, dano. wäre die Ent­
scheidung für uns ziemlich eindeutig, weil wir 
glauben, daß die Wirtschaftspolitik, die wir 
machen, besser ist als jene Wirtschaftspolitik, 
die konservativ regierte Staaten machen; 
Staaten, die ja auch ihre wirtschaftspoliti­
schen Theorien und Thesen haben. 

Es erhebt sich daher sogar die Gegenfrage, 
ob der Kurswechsel - ein ganz kleiner nur 
am Anfang - nicht zunächst einmal bei der 
ÖVP fällig wäre, ob Sie nicht darüber nach­
denken sollten. Es muß ja nicht gleich so 
demonstrativ und publikumswirksam sein, 
wie das Kollege Lanner kürzlich in einem 
"Kurier"-Gespräch getan hat, in dem er in der 
Frage der höheren Staatsschuld zwecks 
Sicherung der Arbeitsplätze geradezu demon­
strativauf die Linie des Bundeskanzlers ein­
geschwenkt ist. Ich bin gar nicht einmal 
sicher, ob es dem Bundeskanzler recht war, 
daß er vom Generalsekretär der ÖVP da so 
umarmt wurde. (Abg. Dr. BI e n k: Das ist 
aber Wunschdenken!) Wunschdenken? Eine 
"Kurier"-Überschrift vom November lautet: 
"VP-Lanner geht auf Kreiskys Schuldenli­
nie" . (Zwischenruf des Abg. Dr. B 1 e n k.) 
Herr Kollege! Der "Kurier" hat das unter 
Anführungszeichen als Zitat und nicht als 
Meinung geschrieben. Lanner - wörtliches 
Zitat -: 

"Eine Sanierung der Verstaatlichten über 
den Abbau von einigen tausend Arbeitskräf­
ten kommt für mich nicht in Frage. Da muß 
eine Finanzhilfe her. Und wenn diese auch die 
Staatsschulden in vielleicht unangenehme 
Höhen treibt, ist mir das noch allemal lieber." 

Wissen Sie, was an diesem Zitat so bemer­
kenswert ist? Nicht nur, daß sich Generalse­
kretär Lanner auf Thesen festgelegt hat, die 
wir auch vertreten, sondern er hat gesagt: 
Selbst wenn das die Staatsschuld in unange­
nehme Höhen treiben sollte. Das heißt, sie 
sind nach Auffassung des ÖVP-Generalsekre­
tärs heute nicht in unangenehmen Höhen. 
Das mußte doch einmal von diesem Pult aus 
festgestellt werden, wenn Sie uns jetzt viele 
Tage lang davon erzählen werden, daß diese 
Staatsschuld unerträglich hoch ist. (Zustim­
mung bei der SPÖ.) 

Wieder ernsthaft gesprochen und disku­
tiert: Wir finanzieren mit jen~ Tfi Nettobudget­
defizit von rund 3 Prozent des l.i"llandsproduk­
tes lieber die Vollbeschäftigung als mit einem 
gleich hohen oder noch höheren Defizit die 
Arbeitslosigkeit. Daß das nicht bloß eine 
Redensart ist, sondern diese Alternative tat-
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sächlich besteht, erkennen Sie, wenn ich Sie 
daran erinnere, daß zum Beispiel in Belgien 
das Nettobudgetdefizit 6,5 Prozent beträgt, 
also mehr als doppelt so hoch ist wie in Öster­
reich, und die Arbeitslosigkeit über 13 Pro­
zent. Also auch diese Gefahr gibt es, daß man 
mit einem viel höheren Nettobudgetdefizit 
eine viel höhere Arbeitslosigkeit zu finanzie­
ren hat. In Italien sind die Werte in beiden 
Positionen schlechter, in Großbritannien auch 
und in vielen anderen Ländern auch. 

Das heißt, meine Damen und Herren, daß 
Ihre Formel, die so plakativ gemeint ist: Die 
Schulden von heute sind die· Arbeitslosen von 
morgen!, auf Österreich schon über einen sehr 
langen Zeitraum nicht zutrifft. Aber die 
andere Formel: Die Arbeitslosen von heute 
sind die Schulden von morgen, die sozialen 
Spannungen von morgen und die weiteren 
Arbeitslosen von morgen!, ist viel reeller. 

Das ist in vielen europäischen Ländern der 
Fall. Wir glauben, daß wir hier mit großer 
Sorgfalt zu Werke gehen müssen, um zu ver­
meiden, daß es hohe Schulden und hohe 
Arbeitslosigkeit gibt. Das ist der Sinn und 
Inhalt unserer Politik. 

Wir fühlen uns in diesem Punkt auch in 
gewissem Ausmaß durch das Expertenpapier 
bestätigt, das von Experten der ÖVP und der 
SPÖ ausgearbeitet wurde und das ich als sehr 
nützlich bezeichne. Ich will jetzt nicht lang 
und breit aus diesem Papier zitieren, denn 
natürlich besteht dann die Gefahr, daß sich 
jede Seite genau das heraussucht, was von ihr 
hineinreklamiert wurde. Ich will das nicht 
zerreden. (Abg. Dr. Tau s: Ist logisch!) Das 
ist logisch, Kollege Taus, da sind wir einer 
Meinung. 

Wenn sich heide Seiten im wesentlichen 
dazu bekennen können, dann ist das schon 
ein Zeichen, daß hier gute Arbeit geleistet 
wurde. Aber - das darf ich schon kurz erwäh­
nen - dieses Papier beginnt mit der Feststel­
lung, daß das übergeordnete Ziel der Wirt­
schaftspolitik und damit auch der Budgetpoli­
tik die nachhaltige Sicherung der Vollbeschäf­
tigung bleiben muß. Kollege Gassner! Bleiben 
muß! Sie wissen, was ich damit meine. Das ist 
ein Bekenntnis dazu, daß das, was bisher das 
übergeordnete Ziel der Wirtschafts- und Bud­
getpolitik war, nämlich die Sicherung der 
Vollbeschäftigung, auch in Zukunft überge­
ordnetes Ziel bleiben muß. (Abg. Ing. Gass­
n er: Das ist unumstritten!) Damit sind wir 
schon zufrieden. Ich will gar nicht mehr in 
diesen Satz hineinlegen, als drinnen ist. (Abg. 
Dr. Si n 0 wa t z: Kein Kurswechsel!) Der 
Vizekanzler hat mir das Stichwort gegeben, 
was ich hier angesprochen habe. (Präsident 

Mag. Mi n k 0 w i t sc h übernimmt den Vor­
sitz.) 

Ich glaube, daß zu den vordringlichen wirt­
schaftspolitischen Aufgaben im Sinne dieses 
Expertenpapiers auch das VOEST-Gesetz zäh­
len wird, über das der Nationalrat am 
15. Dezember zu entscheiden haben wird. Ich 
möchte neuerlich, wie ich das schon ein paar­
mal getan habe, der Hoffnung Ausdruck ver­
leihen, daß dieses Gesetz einstimmig 
beschlossen wird. 

Und dabei geht es nicht etwa darum, meine 
Damen und Herren, daß ein Gesetz, das mit 
Mehrheit beschlossen wird, weniger Gewicht 
oder weniger Gültigkeit hat als ein einstim­
mig beschlossenes, da geht es auch nicht 
darum, dem Kollegen Wimmersberger oder 

. Burger aus einer schwierigen Situation her­
auszuhelfen, sondern ich glaube, daß eine sol­
che Einstimmigkeit, eine einstimmige 
Beschlußfassung, Ausdruck der sachlichen 
Berechtigung und Rechtfertigung dieser Maß­
nahme wäre und auch Ausdruck des Vertrau­
ens in die VOEST, das sich dieses Unterneh­
men doch wahrlich verdient hat, meine 
Damen und Herren. (Zustimmung bei der 
sPÖ.) 

Da erinnere ich mich - angeregt von den 
Ausführungen des Kollegen Mock - an die 
vorjährige Budgetdebatte; ich sagte es schon: 
heute am 2. Dezember vor genau einem Jahr. 
In dieser vorjährigen Budgetdebatte hat der 
Kollege Burger mit Vehemenz urgiert, für die 
Stahlindustrie auch in Österreich so wie in 
anderen europäischen Staaten eine Struktur­
hilfe zu geben. Ich habe die Zitate des Kolle­
gen Burger hier: "Geben Sie doch jene 2,5 Mil­
liarden Schilling der Verstaatlichten, die auch 
General Motors bekommen hat!" , hat er 
gesagt. Ähnlich hat sich auch der Kollege 
Wimmersberger geäußert. (Abg. Dr. Mo c k : 
Ich auch! 1978 schon!) Und Sie auch. 

Nur verstehe ich eines nicht: Warum soll 
das, was am 2. Dezember 1980 von Ihnen 
gefordert wurde, am 15. Dezember 1981 nicht 
einstimmig beschlossen werden können? Das 
versteht doch niemand in Österreich, meine 
Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Und warum muß eigentlich das, wo Sie uns 
am ·2. Dezember 1980 aufgefordert haben, ja 
zu sagen, jetzt, wo es herangereift ist, Gegen­
stand so mühsamer Verhandlungen sein? Sie 
halten es für berechtigt, wir halten es für 
berechtigt, also werden wir es doch wohl auch 
gemeinsam beschließen können, müßte sich 
jeder denken, der hier geradlinig an die Pro­
bleme herangeht, und auch darauf stütze ich 
meinen Optimismus. 

93. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)24 von 131

www.parlament.gv.at



Nationalrat XV. GP - 93. Sitzung - 2. Dezember 1981 9187 

Dr. Fischer 

Es sind damals vom Kollegen Wimmersber­
ger keine Bedingungen formuliert worden, 
unter denen die ÖVP zustimmen würde. Er 
hat uns aufgefordert, es zu beschließen. Wir 
fordern auch auf, es zu beschließen, und so 
wird es doch wohl, meine Damen und Herren, 
über die Bühne gehen. (Abg. Dr. Tau s: 
Haben Sie es 1978 beschlossen?) Kollege Taus! 
Gut Ding braucht Weile. (Ironische Heiterkeit 
bei der ÖVP.) Und eine richtige Maßnahme 
wird auch dadurch nicht falsch, daß man sie 
im Sinne der Sparsamkeit an jenen Zeitpunkt 
heranrückt, wo sie richtig und notwendig ist, 
meine Damen und Herren. (Beifall bei der 
SPÖ. - Abg. Dr. Tau s : Das ist eine falsche 
Sparsamkeit, man hätte früher viel Besseres 
daraus machen können!) 

Wir werden es auch heuer nur im notwendi­
gen Ausmaß beschließen, und falls Sie zusätz- . 
liehe Forderungen stellen sollten, so muß man 
diese auch wieder unter dem Gesichtspunkt 
der Sparsamkeit prüfen. Das ist doch ganz 
klar. Das hängt wieder mit den BudgetsaIden 
zusammen, die Ihnen immer zu hoch sind, wo 
Sie uns aber gleichzeitig den Vorwurf 
machen, daß wir viele, viele Anträge, die von 
Ihnen gestellt wurden, nicht beschließen. -
Ich habe mich schon am Beginn meiner Aus­
führungen damit auseinandergesetzt. (Abg. 
Dr. Tau s: Das ist ein schlechtes Argument! 
Sie haben schon bessere gehabt!) 

Kollege Taus! Daß ich von Ihnen ein 
schlechtes Zeugnis bekomme, bin ich 
gewohnt, aber ich revanchiere mich nicht ein­
mal mit einem schlechten Zeugnis für Sie. 
Das tue ich nicht! (Abg. Dr. Tau s : Ich habe 
gesagt: Sie haben ein paar gute Argumente 
gebracht, aber das letzte war falsch! Ich werde 
Ihnen das dann erklären! - Abg. Dr. Marga 
Hub i n e k: Ich fürchte, das ist vergebliche 
Liebesmüh!) 

Meine Damen und Herren! Eines möchte 
ich auch bei dieser Gelegenheit sagen, weil es 
gewissermaßen zu einer Generaldebatte hin­
eingehört, weil es eine Grundsatzfrage ist: Sie 
verlangen von uns eine gezielte Investitions­
politik. Förderungsmaßnahmen in diesem 
Bereich, in jenem Bereich, in dieser Region, 
in jeder Region. Okay. Wir haben nur eine 
Bitte, eine große Bitte an die ÖVP: Verlangen 
Sie von uns nicht all diese staatlichen Maß­
nahmen und Eingriffe, um uns dann bei einer 
anderen Gelegenheit Dirigismus vorzuwerfen, 
denn das paßt nicht zusammen. (Abg. Dr. 
B 1 e n k: Was haben Sie bitte gemacht, weil 
wir es verlangt haben? Das würde mich inter­
essieren!) 

Kollege Blenk! Sie werfen uns doch so oft 
Wirtschaftsdirigismus vor. Wir glauben, daß 

es nicht gleichzeitig geht, gezielte Investi­
tions- und Regionalpolitik von der Regierung 
zu verlangen und dann vom staatlichen Diri­
gismus zu sprechen. Das ist eIne Feststellung. 
(Weitere Zwischenrufe des Abg. Dr. BI e n k .) 

Damit möchte ich schon alles übrige sehr 
kurz fassen und folgende Überlegung anstel­
len: Ich glaube, es gilt, in der wirtschaftspoliti­
schen Diskussion einen vernünftigen Mittel­
weg zu finden zwischen einem unbekümmer­
ten Überoptimismus, der nicht am Platz ist, 
und einem parteipolitisch motivierten Zweck­
pessimismus. 

Und der ÖVP-Obmann Mock hält uns hier 
aus irgendeiner deutschen Wirtschaftszei­
tung ein Zitat vor, bei dem ich erst prüfen 
muß, ob das nicht ein österreichischer Journa­
list war, der das in einer ausländischen Zei­
tung geschrieben hat, aus Ihrem politischen 
Umkreis, denn dann würde mich das Zitat 
weniger beeindrucken, wenn das der Herr 
Graber oder so jemand wäre. (Abg. Dr. Mo C k : 
Jungbluth heißt er! Ich habe ihn zitiert!) Aber 
abgesehen davon kann ich Ihnen für jeden 
solchen Artikel zehn andere Artikel vorlegen, 
in denen di,e österreichische Wirtschaftssitu­
ation viel tatsachennäher , viel realistischer 
und viel ausgewogener im europäischen Ver­
gleich und daher auch viel positiver darge­
stellt wird. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir Sozialisten interpretieren die Grund­
stimmung der österreichischen Bevölkerung 
etwa so: Natürlich machen sich viele Men­
schen Sorgen über die weitere wirtschaftliche 
Entwicklung, weil sie fast täglich im Fernse­
hen und in den Medien mit schlechten Nach­
richten, mit Hiobsbotschaften aus allen Teilen 
Europas konfrontiert werden. Und auch in 
Österreich gibt es Problembereiche, gibt es 
Warnlichter, die aufleuchten, wenn Sie so wol­
len. 

Aber die Menschen - und das verschwei­
gen Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition - haben gleichzeitig auch Ver­
trauen in die Leistungsfähigkeit unserer 
Volkswirtschaft, sie haben Vertrauen in 
unsere Fähigkeiten, auf Warnlichter richtig 
zu reagieren, uns sie haben Vertrauen in die 
Richtigkeit jenes Weges, den Österreich seit 
mehr als zehn Jahren beschreitet. (Abg. Dr. 
B 1 e n k: Dann ist eigentlich "eh" alles in Ord­
nung!) 

Herr Kollege Blenk! Wenn Sie für eine 
differenzierte Betrachtung kein Verständnis 
haben und es in diese Formel fassen, so tut es 
mir leid. Ich hoffe, ich habe deutlich genug die 
zwei Seiten dieses Problems beleuchtet, das 
Einerseits und das Andererseits. Das ist viel 
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realitätsnäher als Ihre Schwarzmalerei, als 
Ihre einseitige Abqualifizierung an dessen, 
was in Österreich geschieht. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Ich glaube auch, daß man schlecht beraten 
ist, wenn man auf eine solche realistische 
Politik zum Beispiel damit reagiert, daß man 
verantwortungs bewußte Gewerkschafter als 
"Mauerrnacher" bezeichnet, wie ich das so oft 
in diesem Hause gehört habe. Und ich glaube 
auch, daß wir uns doch illusions los darüber im 
klaren sein müssen, daß es nicht genügt, den 
Zauberstab namens Kurswechsel in die Hand 
zu nehmen und so zu tun, als ob man allein 
damit alle Probleme wegzaubern könnte. Das 
ist nicht der Fall! Die Österreicher wissen, 
daß dieser Zauberstab nur in den Märchen 
und Sagen aus der Kärntnerstraße existiert, 
wo der "tapfere Sixtus" alle Probleme weg­
zaubert und dann die "Fee Aloisia" ins Regie­
rungsschloß trägt oder so irgendwie. (Heiter­
keit.) 

Aber, meine Damen und Herren, die Reali­
tät ist ja eine andere, und mit dieser Realität 
wollen wir uns eben auch auseinandersetzen. 
Und ich sage Ihnen: Wenn wir in einem Jahr, 
wenn wir im Dezember 1982 bei der Verhand­
lung des Staatshaushaltes für 1983 sein wer­
den, meine Damen und Herren von der ÖVP, 
dann wird sich abspielen, daß wir Ihnen 
sagen müssen: Zum 13. Mal kritisieren Sie 
das Budget für 1983 in Grund und Boden, zum 
13. Mal aber auch müssen Sie zugeben, daß 
Österreich auch im Jahr 1982 zu jenen Län­
dern mit guten Vergleichsdaten im europä­
ischen Vergleich gehört hat. Das, glaube ich, 
wird feststehen, und ich werde vielleicht auf 
diese Frage zurückkommen können. 

Ich wollte im Rahmen der Generaldebatte 
auch einige Überlegungen zu unserem politi­
schen System und zu seiner Funktionsweise, 
zu der guten Mischung aus Effizienz einer 
Einparteiregierung und einem konsensfähi­
gen Parlament anstellen. Ich lasse das aber 
beiseite, es wird sich eine andere Gelegenheit 
ergeben, das zu tun. 

Ich brauche mich, glaube ich, auch nicht 
lange mit dem Kollegen Steger und seinen 
Wahlprognosen auseinandersetzen. Wir 
haben den Eindruck, wenn dem Kollegen Ste­
ger nicht sehr viel einfällt, dann erfindet er 
Parteienfinanzierung in einem bestimmten 
Verhältnis. Und wenn ihm überhaupt nichts 
einfällt, dann erfindet er Wahltermine. Aber 
das ist ja eine sehr dankbare Beschäftigung, 
wenn sie einen bis nach Vorarlberg führt. 
(Zwischenruf des Abg. Dr. Jörg Hai der .) 

Ja, ich bin nicht genügend angeregt von 

Ihren Wahlspekulationen, meine Damen und 
Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sie kommen mir immer nach der gleichen 
Masche gestrickt vor, und ich glaube, über 
den Wahltermin werden wir uns dann unter­
halten, wenn die Frage aktuell ist, und nicht 
dann, wenn mein Freund Mahr aus der 
Löwelstraße ein paar Plakatflächen gemietet 
hat. Das möchte ich dazu sagen. 

Und so komme ich zum Schluß und sage: 
Dieses Budget, meine Damen und Herren, ist 
das 12. Budget einer SPÖ-Regierung. Für die­
ses Budget spricht die Erfahrung, die Öster­
reich mit den 11 vorangegangenen Budgets 
einer sozialistischen Regierung gemacht hat. 
Und wir sind sicher, daß auch bei der Vollzie­
hung dieses 12. Budgets der Beweis geliefert 
werden wird, daß es zu dieser Budgetpolitik 
keine sinnvolle Alternative gibt, daß wir mit 
dieser Budgetpolitik zu den europäischen 
Ländern mit der niedrigsten Arbeits"losenrate 
gehören, und daß wir mit dieser Budgetpoli­
tik, ohne den Menschen rosige Zeiten verspre­
chen zu können, ohne den Menschen Einkom­
menszuwächse wie in den siebziger Jahren 
versprechen zu können, im Gegenteil, daß wir 
mit dieser Budgetpolitik die Menschen auf die 
Probleme, aber auch auf die Chancen unseres 
Landes ehrlich hinweisen, daß wir gut bera­
ten sind mit dieser österreichischen Wirt­
schaftspolitik, wie sie in den letzten Jahren 
gemacht wurde und die hoffentlich auch in 
den nächsten Jahren beitragen wird, daß es 
den Österreichern gelingt, mit internationa­
len Problemen besser fertig zu werden als die 
meisten anderen Staaten dieses Kontinents. 
(Anhaltender Beifall bei der SPÖ.) 11.12 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dkfm. Bauer. Ich erteile es ihm. 

11.12 

Abgeordneter Dkfm. Bauer (FPÖ): Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich kann und will jetzt auf den Herrn 
Kollegen Fischer nur insoweit eingehen, als 
er sich mit dem Budget des kommenden J ah­
res befaßt hat. Zu seinem Hinweis auf Par­
teienfinanzierung und Wahltermin möchte ich 
Ihnen nur sagen, Herr Kollege Fischer: Es ist 
noch nicht aller Tage abend. 

Zum Thema Parteienfinanzierung möchte 
ich hier und heute nur anmerken - Sie haben 
ja auch nur eine Randbemerkung fallengelas­
sen -, es ist halt leider immer noch nicht 
geklärt, wohin denn alle diese Gelder wirklich 
geflossen sind. Es ist immer noch ungeklärt, 
warum aU diese Dinge vor den Augen der ver­
antwortlichen politischen Mandatare auf der 
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Wiener Landesebene und auch auf der Bun­
desebene passieren konnten, ohne daß es zu 
Konsequenzen geführt hat, daß sie überhaupt 
passiert sind. Das ist das Eigenartige! So lange 
die politischen Konsequenzen nicht daraus 
gezogen werden, gibt einem auch das zu den­
ken, warum man die nicht zieht, obwohl doch 
eigentlich die Verantwortlichkeit klar zu 
sehen ist. (Abg. Dr. Fis c her: Das ist ja ein 
Fortschritt, daß Sie das als ungeklärt bezeich­
nen, denn vorher sind Beschuldigungen, und 
das soll man nicht, bevor etwas geklärt ist!) 

So lange diese Dinge ungeklärt im Raum 
stehen, kann man auch den Gedanken, der 
hier geäußert wurde, nicht ganz von sich 
schieben und so tun, als wäre das überhaupt 
nicht denkbar. Noch dazu, wo ja auch, ich gebe 
zu, nur ein sehr kleines Detail klar auf den 
Tisch gelegt worden ist. Ich denke da an die 
Parteienfinanzierung in Kärnten. Aber damit 
möchte ich mich Ihren eigentlichen Ausfüh­
rungen und dem eigentlichen Thema des heu­
tigen Tages zuwenden. 

Herr Kollege Fischer, Sie haben in Ihrem 
Debattenbeitrag Alternativen und Abände­
rungsanträgen der Opposition - Sie haben 
damit beide Oppositionsparteien im Hause 
angesprochen - urgiert und Sie haben dar­
über hinaus, Gott sei Dank heute nicht mehr, 
aber in einer Pressekonferenz konstruiert, 
daß auf Grund des Fehlens konkreter Abän­
derungsanträge die Opposition offensichtlich 
mit diesem Ihrem Budget einverstanden sei. 

Bitte, seien Sie mir nicht böse, Herr Kollege 
Fischer, Sie haben schon intellektueller argu­
mentiert. Ich meine das nicht abwertend, es 
kann nicht immer jeder sich in Hochform 
befinden, vor allem dann, wenn er gewöhnlich 
auf hohem intellektuellen Niveau argumen­
tiert. Aber diesmal, bitte, war dies ein sehr 
schwaches, dürftiges -intellektuelles Argu­
ment, daraus eine Zustimmung der Opposi­
tion ableiten zu wollen. Ich sage Ihnen auch 
ganz genau, warum es so gewesen ist. Dabei 
kann ich natürlich nur für die freiheitliche 
Opposition hier im Hause sprechen. 

Sie wissen ganz genau, daß wir Freiheitli­
chen Verhandlungen mit einzelnen Ressort­
ministern geführt haben, um zu sehen, inwie­
weit es möglich ist, in einzelnen Ministerien, 
bei einzelnen Ministern freiheitliche Forde­
rungen und Vorstellungen, soweit sie das Bud­
get und ihre Arbeit betreffen, umzusetzen und 
unterzubringen. 

Wir haben also auf Grund dieser Gespräche 
zumindest in einigen Bereichen ganz genau 
gewußt, was drin ist, wenn ich das so ausdrük­
ken darf, was mit einer gewissen Wahrschein-

lichkeit durchzusetzen ist. Wir hätten doch, 
wenn wir über das hinausgegangen wären, 
reine Makulatur produziert, wenn wir weitere 
Forderungen und Abänderungsanträge nur 
um der Demonstration willen gestellt hätten. 

Das haben wir uns aus diesem Grund 
erspart, wir haben es uns und auch dem Haus 
erspart, weil wir wissen, wenn Sie einmal Ihre 
sozialistische Abstimmungsmaschinerie in 
Gang gesetzt haben, dann läuft diese Maschi­
nerie, dann sind Sie sachlichen Argumenten 
einfach nicht mehr zugängig. Ich sage, wenn 
sie einmal in Bewegung gesetzt worden ist. 
Ich erkenne an, daß Sie durchaus gesprächs­
bereit sind und auch auf Vorstellungen ande­
rer Parteien einzugehen bereit sind. Aber 
wenn Sie einmal sozusagen den Rollbalken 
runtergelassen haben, wenn die Abstim­
mungsmaschinerie in Gang gesetzt ist, dann 
ist nichts mehr drinnen. Und das wissen wir. 
Und daher haben es wir uns - wie gesagt -
und auch dem Hause erspart, hier Papier um 
des Papiers willen zu produzieren. Ich würde 
mit einer solchen Argumentation auch deswe­
gen sehr vorsichtig sein, weil sie sich unter 
Umständen gegen Sie selber wenden könnte, 
weil man dann auf diese Ihre gewöhnlich 
funktionierende Abstimmungsmaschinerie 
hinweisen muß. (Abg. Dr. Fis c her: Hat 
sich nich t auf die· FPÖ bezogen!) 

Danke für den Hinweis, dieser Vorwurf 
hätte uns nämlich auch wirklich getroffen, 
weil wir uns im Hause in unserer derzeitigen 
Rolle als eine konstruktive Oppositionspartei 
verstehen. Das heißt, daß wir bei aller Bereit­
schaft, die Regierung härtest zu kritisieren 
und zu kontrollieren, auch zu sachlicher 
Zusammenarbeit bereit sind. 

Das setzt voraus, da werden Sie mir zustim­
men, daß man ganz einfach nicht von vorne­
herein und alles pauschal und ungeprüft 
ablehnen kann, was andere auf den Tisch 
legen. Das nimmt einen auch in· der Öffent­
lichkeit, glaube ich, niemand ab, wenn man 
behauptet: alles, was die anderen vorschla­
gen, ist schlecht, und nur das, was auf dem 
eigenen Mist wächst, ist sozusagen das SchÖn­
ste und Beste des Vorstellbaren. 

Mit dieser grundsätzlichen Einstellung sind 
wir auch an den Voranschlag 1982 herange­
gangen und haben die Ansätze der einzelnen 
Ressorts und die politischen Absichtserklä­
rungen der einzelnen Minister geprüft. 

Wir hatten dabei ursprünglich vier Bereiche 
ausgemacht, bei denen uns eine Zustimmung 
möglich erschiene, wenn es über diese 
Ansätze hinausgehend gelänge, auch noch 
verschiedene freiheitliche Forderungen und 
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Vorstellungen unterzubringen, um sie eben, 
was ja auch das legitime Recht einer Opposi­
tionspartei ist, einer Verwirklichung zuzufüh­
ren. 

Diese vier Bereiche waren: Gesundheit und 
Umweltschutz, Handel, Gewerbe und Indu­
strie, Wissenschaft und Forschung und die 
Landesverteidigung. Ich möchte in diesem 
Zusammenhang mit allem Nachdruck darauf 
hinweisen, daß die Forderungen und die Vor­
stellungen, die wir versucht haben an diese 
vier Ressorts heranzutragen, keine Erhöhung 
des Budgetdefizits nach sich gezogen hätten. 

Das möchte ich deswegen so deutlich unter­
streichen, weil Herr Kollege Fischer der 
Opposition, er hat nicht differenziert, vorge­
worfen hat, ich glaube, es war aber mehr an 
die Adresse der Österreichischen Volkspartei 
gerichtet, daß man hergeht und lizitiert und 
Forderungen stellt, die das Budgetdefizit 
erhöhen, und auf der anderen Seite den gro­
ßen Abgang im Haushalt, im Voranschlag kri­
tisiert. Sondern das waren Forderungen, die 
entweder rein qualitativen Inhaltes waren 
oder die sich durch Umschichtungen inner­
halb der jeweiligen Ressorts verwirklichen 
hätten lassen. 

Bei zwei Ministern waren wir erfolgreich, 
bei zweien nicht. Besonders leid tut es uns, 
daß sich die Verhandlungen mit dem Gesund­
heitsminister zerschlagen haben. Die Haupt­
forderung, die wir an ihn gerichtet haben, war 
die, daß man die dem Benzin zur Erhöhung 
der Klopffestigkeit zugesetzten, aber hochgif­
tigen Aromate durch Biosprit ersetzen sollte. 
Der Gesundheitsminister war mit dieser For­
derung einverstanden. Er hat sie als richtig 
erkannt. Er hat gesagt, das ist eigentlich auch 
meine Vorstellung. Er hat sich bedauerlicher­
weise offensichtlich aber weder in seiner 
Regierung noch bei der verstaatlichten ÖMV 
durchgesetzt. Und das möchte ich auch ganz 
deutlich und wirklich, ich möchte sagen, 
erbost feststellen, daß diese verstaatlichte 
ÖMV nicht nur ihrer Preisbrecherfunktion 
am Benzinmarkt, am Treibstoffmarkt nicht 
nachkommt - sie ist da ganz fest in das Kar~ 
tell der internationalen Multis eingebunden, 
diese unsere verstaatlichte ÖMV -, sondern 
daß sie darüber hinaus auch nicht bereit ist, 
dieses verstaatlichte Unternehmen, Schritt­
macherdienste auf dem von uns vorgeschlage­
nen Gebiet im Interesse der Gesundheit unse­
rer Mitbürger zu leisten. Und darüber werden 
wir uns bei Gelegenheit auch noch deutlich zu 
unterhalten haben mit den Damen und Her­
ren, die dort das Sagen haben. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Ich frage mich, wozu bitte sehr brauchen 

wir denn solch einen verstaatlichten Betrieb, 
der sich so geriert, wie ich es jetzt nur ganz 
skizzenhaft darlegen konnte, der fest einge­
bunden ist, wie gesagt, in dieses multinatio­
nale Schema der Ölfirmen, der nicht bereit 
ist, kostengünstig zu produzieren, der nicht 
bereit ist, an die österreichische Bevölkerung 
seine Produkte preisgünstiger abzugeben, 
wozu er ohne Zweifel in der Lage wäre, als 
das die anderen privatwirtschaftlich organi­
sierten Multis tun, der halt nur weniger nach 
privatwirtschaftlichen Gesichtspunkten, das 
heißt weniger rationell, arbeitet. Ich frage 
mich wirklich, wozu brauchen wir die Damen 
und Herren in diesem Betrieb dort. 

Erfolgreicher waren wir bei unseren Bemü­
hungen im Ressort Wissenschaft und For­
schung. Es ist hier gelungen, eine Verbesse­
rung der Begabtenförderung zu erreichen und 
eine Aufstockung des Forschungsförderungs­
Fonds für die gewerbliche Wirtschaft durchzu­
setzen. 

Auch beim Kapitel Landesverteidigung ist 
es gelungen, eine Reihe von qualitativen Ver­
besserungen beziehungsweise Zusagen des 
Ressortministers zu erhalten. Darüber hinaus 
müssen wir bei diesem Kapitel, wenn wir es 
sachlich, offen und ehrlich betrachten, halt 
ganz einfach feststellen, daß es hier nach lan­
gen Jahren erstmals deutlich mehr Mittel 
gibt, daß es nach langen Jahren erstmals 
deutlich mehr Mittel für den Bereich Landes­
verteidigung gibt. Und aus diesen Gründen 
werden wir; abgesehen von dem Kapitel Ober­
ste Organe natürlich, diesen beiden Kapiteln 
Wissenschaft und Forschllng sowie Landes­
verteidigung unsere Zustimmung geben. 

Das kann natürlich nichts daran ändern, 
daß wir den Haushaltsvoranschlag für 1982 in 
seiner Gesamtheit ablehnen müssen, weil wir 
ihn in seiner Gesamtheit als falsch, ja ich 
möchte fast sagen als gefährlich deswegen 
erachten, weil er ganz einfach der derzeitigen 
wirtschaftlichen Situation nicht gerecht wird. 

Nachdem Herr Kollege Fischer diese 
unsere wirtschaftliche Situation erwartungs­
gemäß in Rosarot gemalt hat, muß ich auf 
diese doch ein wenig eingehen und versuchen, 
den Hintergrund auszuleuchten, vor dem wir 
das Budget 1982 abhandeln. 

Ich möchte mich dabei auszugsweise an den 
jüngsten Monatsbericht des Wirtschaftsfor­
schungsinstitutes halten, damit mir nicht 
unterstellt werden kann, das ist die typische 
und bekannte Schwarzmalerei, von der Herr 
Kollege Fischer schon gesprochen hat, in die 
halt die Opposition immer dann verfällt, wenn 
es um den Haushaltsvoranschlag der Bundes­
regierung geht. 
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Ich zitiere daher ausschließlich aus diesem 
jüngsten Bericht: "Die ausgeprägte Konjunk­
turschwäche der österreichischen Wirtschaft 
setzte sich im Spätsommer und zu Herbstbe­
ginn fort. Die Rezessionsfolgen wurden auf 
dem Arbeitsmarkt zunehmend spürbar. Die 
heimische Industrie produzierte im August 
um 2,8 Prozent weniger als im Vorjahr. Die 
Inlandsnachfrage blieb weiterhin gedämpft. 
Der Außenhandel ließ im August real keine 
konjunkturelle Belebung erkennen. Das 
Handelsdefizit war im August um mehr als 
ein Viertel höher als im Vorjahr." 

Herr Kollege Fischer, das sind Fakten, die 
Sie wahrscheinlich nicht bestreiten wollen 
und die wahrscheinlich auch nicht in Zweifel 
zu ziehen sind, weil sie vom Wirtschaftsfor­
schungsinstitut nach objektiven Kriterien 
und Gesichtspunkten erhoben worden sind. 

Und weil Sie im Zusammenhang mit der 
wirtschaftlichen Situation auch noch auf den 
Arbeitsmarkt zu sprechen gekommen sind, 
auf die Arbeitslosenrate und gemeint haben, 
wir sollten uns doch darüber freuen, daß es 
eine so relativ niedrige Arbeitslosenrate gibt, 
möchte ich Ihnen auch dazu noch etwas 
sagen: Selbstverständlich freuen wir uns, und 
ich stehe gar nicht an festzuhalten, daß es im 
internationalen Vergleich wirklich eine rela­
tiv niedrige Arbeitslosenrate ist. Allerdings 
sprechen die Zeichen der Zeit, die Zeichen an 
der Wand mittlerweile leider eine deutlich 
andere Sprache. 

Ich möchte zu diesem Behufe, um das zu 
belegen, Ihnen auch wieder die jüngsten Zah­
len, die Sie ja wahrscheinlich ohnehin selber 
wissen, nur haben Sie es halt nicht gesagt, zur 
Kenntnis bringen. Und ich beziehe mich bei 
diesen jüngsten Zahlen aus dem Arbeits­
marktbereich auf das Statistische Zentralamt 
und dessen Unterlagen. Aus diesen geht fol­
gendes hervor: Im Vergleich zum Vorjahr hat 
sich die Zahl der vorgemerkten Arbeitslosen 
im zweiten Quartal des heurigen Jahres um 
27,1 Prozent erhöht, im dritten Quartal sogar 
um 39,3 Prozent und im Oktober gar um 40 
Prozent. Meine sehr geehrten Damen und 
Herren, das spricht doch eine deutliche Spra­
che. 

Ich weiß schon, daß man das in einen 
Gesamtzusammerihang stellen muß, und ich 
weiß schon, daß man nicht einen Zeitraum 
willkürlich mit einem anderen vergleichen 
kann, sondern daß man den gesamten 
Berichtszeitraum beobachten muß. Aber die 
Tendenz, bitte sehr, die Tendenz ist eindeutig, 
die daraus hervorgeht: plus 27 Prozent, plus 
39 Prozent, plus 40 Prozent. Es liegt ja auch 
bereits die Prognose für das gesamte nächste 

Jahr vor, die man revidieren mußte, und zwar 
von 2,6 Prozent auf 3 Prozent. 

In diesem Zusammenhang möchte ich wei­
ters noch auf eine besonders problematische 
Entwicklung hinweisen, nämlich auf die eben­
falls vom Wirtschaftsforschungsinstitut kon­
statierte Zunahme der Arbeitslosigkeit der 18-
bis 29jährigen, bei denen es im August eine 
Zunahme um über 50 Prozent gegeben hat. 
Die Tendenz nach oben ist also unverkenn­
bar. 

Wir freuen uns natürlich nicht darüber, son­
dern ich sage das nur deswegen, damit wir 
Ihnen die Fakten vor Augen halten, damit Sie 
aufwachen und nicht hier heraus gehen und 
die Dinge immer so darstellen, als wäre alles 
in wunderschönster und bester Ordnung, und 
meinen, daher braucht man auch nichts zu 
tun. 

Diesen Eindruck habe ich bei Ihnen immer 
wieder. Sie sagen: Es ist ohnehin alles in Ord­
nung, was sollen wir denn tun? Es ist alles 
bestens. - Doch so ist es eben leider, leider, 
leider nicht. 

Alles in allem ist das, was ich Ihnen hier 
zitiert habe, sicherlich kein erfreulicher 
Befund und steht in Gegensatz zu so mancher 
Sonntagsrede so mancher Mitglieder der Bun­
desregierung und der sozialistischen Fraktion 
in diesem Hause. Wenn Sie mir gut zugehört 
haben, dann werden Sie zur Kenntnis genom­
men haben, daß ich gesagt habe: so mancher. 

Es ist daher für uns Freiheitliche keine 
Frage, daß die Hauptaufgabe der Finanz- und 
Budgetpolitik derzeit lauten müßte: Konjunk­
tur beleben, Konjunktur beleben und ·noch­
mals Konjunktur beleben. Entweder durch 
verstärkte Investitionstätigkeit seitens der 
Bundesregierung oder - "und" kann man 
durchaus auch sagen - durch gezielte Steuer­
anreize. 

Dem, meine sehr geehrte Damen und Her­
ren, steht nun die bekannte und selbstver­
schuldete Budgetmalaise gegenüber und ent­
gegen. Der jahrelang von Ihnen zerrüttete 
Staatshaushalt erfordert nämlich auf der 
anderen Seite - ich habe das schon mehr­
mals hier von diesem Pult aus gesagt - eine 
sparsamere Ausgabenpolitik als bisher. Vor 
diesem Dilemma stehen Sie zugegebEmerma­
ßen. Aber dieses Dilemma ist Ergebnis Ihrer 
elf jährigen sozialistischen Alleinregierung in 
diesem Land. Das muß auch immer wieder 
ganz deutlich unterstrichen und dazugesagt 
werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich gebe zu: Guter Rat ist jetzt teuer. Aber 
es gibt ein Rezept, es gibt ein Mittel dagegen. 
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Sie wenden es nur nicht konsequent an, nicht 
mit aller Konsequenz an, weil es Ihnen nicht 
schmeckt, weil es über weite Strecken bitter 
schmeckt. Das ist mir schon klar. Darum tun 
Sie es nicht, und deshalb handeln Sie nicht. 
Es hieße nämlich: Einsparungen in jenen 
Bereichen, von denen keine - ich habe das 
auch schon einmal hier gesagt - konjunktur­
belebenden Impulse zu erwarten sind, und 
gezielte Mehrausgaben dort, wo solches 
erwartet werden kann. Aber das tun Sie nicht. 
Ich werde dann noch im Detail darauf einge­
hen, was Sie tun. 

Aber Sie von der sozialistischen Bundesre­
gierung und die Sie unterstützende sozialisti­
sche Fraktion in diesem Haus streben diesem 
Ziel, gezielte Einsparungen auf der einen 
Seite, wo keine konjunkturbelebenden 
Impulse ausgehen werden, gezielte Mehraus­
gaben dort, wo man solches erwarten kann, ja 
nicht einmal mit halben Schritten entgegen, 
sondern Sie gehen geradezu in die verkehrte 
Richtung. 

Ich möchte Ihnen das wie folgt belegen, 
meine sehr geehrten Damen und Herren. 
Unter den vier Sparressorts, die ich in diesem 
Budget ausmachen konnte - das sind jene, 
bei denen der Ausgabenzuwachs unter der 
Inflationsrate liegt; ein echtes Minus gibt es 
ja nirgends, das sei ohne jede Wertung hinzu­
gefügt -, befinden sich die Ministerien Bau­
ten und Technik, Handel, Gewerbe und Indu­
strie. Also genau jene Ressorts, von denen 
über die Eigeninvestitionen des Bundes bezie­
hungsweise über Förderungsmittel diese kon­
junkturbelebenden Impulse ausgehen könn­
ten und müßten, von denen ich gesprochen 
habe. 

In diesem Zusammenhang möchte ich 
Ihnen auch noch zur Kenntnis bringen, weil 
das der Herr Finanzminister . .. Wo ist er 
denn überhaupt? Ihn interessiert offensicht­
lich überhaupt nicht, daß es hier heute die 
Generaldebatte zu seinem Haushaltsvoran­
schlag gibt. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Er hat jedenfalls in seiner Budgetrede 
schamhaft verschwiegen, verständlicherweise 
schamhaft verschwiegen, und daher sage ich 
es hier und heute, daß die Gesamtinvestitions­
mittel, die im Budget bereitgestellt werden, 
sinken, in absoluten Zahlen, real gemessen 
und im Prozentsatz, und zwar von 62 auf 58 
Milliarden Schilling, und daß der Anteil der 
Investitionsausgaben, gemessen an den 
Gesamtausgaben, von 7,7 auf 6,9 Prozent 
zurückgeht. Dort wird gespart. Das will ich 
einmal festhalten, weil es für den weiteren 
Verlauf meiner Argumentation von einiger 
Bedeutung ist. 

Die Wachstumsressorts, also die Ressorts, 
bei denen deutlich mehr ausgegeben wird, als 
die Inflation ausmacht, sind das Bundeskanz­
leramt, soziale Verwaltung, Auswärtige Ange­
legenheiten und das Finanzressort. Hier aller­
dings hauptsächlich auf Grund der ausufern­
den Rückzahlungsverpflichtungen für die 
alten Schulden. 

Meine Damen und Herren! Glauben Sie 
wirklich, daß vom Bundeskanzleramt, von der 
sozialen Verwaltung oder von der Außenpoli­
tik, so wichtig sie sein mag, wirklich konjunk­
turbelebende Impulse ausgehen?·· Solche 
Dinge glaubt ja nicht einmal ein volkswirt­
schaftlicher Volksschüler . Sie glauben sie 
wahrscheinlich auch· nicht, aber Sie tun es 
trotzdem - wider besseres Wissen. 

Ich sage Ihnen daher - und das ist mein 
erstes Resümee -: Sie sparen, sofern Sie 
überhaupt sparen, am falschen Platz. Sie 
pumpen das Geld zum falschen Zeitpunkt in 
die falschen Kanäle. Darüber gibt es keine 
Diskussion, das ist Faktum. Das ist von jedem 
im Budget nachzulesen, der das Budget lesen 
kann. 

Daß das nicht nur die freiheitliche Opposi­
tion hier in diesem Haus so sieht, beweist 
ebenfalls der bereits von mir erwähnte jüng­
ste Monatsbericht des Wirtschaftsforschungs­
institutes. Herr Kollege Mock hat daraus 
schon einige Sätze zitiert. Ich möchte noch 
einige andere Zitate aus diesem Bericht aus­
zugsweise anfügen. 

Es heißt darin - Zitat-: "Die Einflüsse des 
Budgets sind zum einen durch Verdrängungs­
effekte mitbestimmt, die durch die Kreditauf­
nahme des Bundes entstehen können. Zum 
anderen sind die Verschiebungen in der Aus­
gabenstruktur zu Ausgaben mit geringer 
Nachfragewirksamkeit sehr stark." 

Also die Ausgaben mit geringer Nachfrage­
wirksamkeit sind sehr stark. Genau das, was 
ich Ihnen gerade jetzt gesagt habe. 

Ich fahre fort zu zitieren: "Trotz der 
Zunahme des inlandswirksamen Defizits 1982 
auf 25,5 Milliarden Schilling sind vom Bun­
deshaushalt im kommenden Jahr keine 
zusätzlichen Nachfrageimpulse zu erwarten." 
Ende des Zitates. 

Das ist auch genau das, was ich Ihnen 
gerade gesagt habe: Es sind von diesem Bud­
get, Herr Kollege Fischer, keine zusätzlichen 
Nachfrageimpulse zu erwarten. Das stelle 
nicht ich, sondern das stellt das Wirtschafts­
forschungsinstitut fest. 

Letztes Zitat aus diesem Be!-,icht, weil der 
Herr Kollege Mock schon zum Teil zitiert hat: 
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"Im kommenden Jahr steigt erstmals seit 
einigen Jahren der Anteil der Sozialausgaben 
an den Gesamtausgaben. Die Zunahme des 
Finanzschuldaufwandes und der Sozialausga­
ben geht primär zu Lasten der Ausgaben für 
Investitionen und die Investitionsförderung." 
Ende des Zitats. 

Das sage nicht ich, Holger Bauer, sondern 
das sagt der Bericht des Wirtschaftsfor­
schungsinstitutes. Er sagt Ihnen, daß Sie 
genau das Falsche zum falschen Zeitpunkt 
tun. Ich räume Ihnen ein, daß Sie nicht unbe­
dingt mir in allem und jedem glauben sollen 
und müssen. Das wäre sicherlich auch falsch, 
weil ich sicherlich nicht in allem und jedem 
recht habe. Aber Sie sollten doch wenigstens 
das zur Kenntnis nehmen, was Ihnen Stellen 
und Personen servieren, die von den Dingen 
etwas verstehen, die zugegebenermaßen 
mehr davon verstehen als ich. Die sagen 
Ihnen genau das gleiche. Aber Sie nehmen es 
ganz einfach nicht zur Kenntnis. 

Dieser Analyse der Wirtschaftsforschungs­
institutes ist daher aus freiheitlicher Sicht 
nichts hinzuzufügen, außer vielleicht folgen­
des: Es ist unglaublich, was Sie tun. Aber 
wahr ist, daß Sie es tun: nämlich das Falsche. 

Und Sie, meine sehr geehrten Damen und 
Herren von der sozialistischen Alleinregie­
rung und der sozialistischen Fraktion in die­
sem Haus, scheinen wirklich von allen guten 
wirtschaftspolitischen Geistern verlassen zu 
sein. Ich weiß nicht, wohin sie sich verflüch­
tigt haben. Ich weiß nicht, wohin sie sich ver­
flüchtigt haben. Denn zu Beginn der Tätigkeit 
des Herrn Finanzministers, der heute durch 
Abwesenheit glänzt - es geht ja nicht um sei­
nen Bereich, es geht ihn offensichtlich nichts 
an, und genauso macht er auch sein Budget, 
nämlich mit der linken Hand, so nebenbei 
(Abg. Dr. 0 f n er: Mit der ganz linken!), so 
nebenbei, mit der ganz linken -, waren diese 
wirtschaftspolitischen Geister wenigstens 
schemenhaft da und dort noch manchmal aus­
zumachen. 

Ich erinnere nur an sein Interview, das er 
am Beginn des Jahres Ihrem theoretischen 
Organ, der "Zukunft", gegeben und in dem er 
ausgeführt hat - ich zitiere wieder -: "Es ist 
nicht zu erwarten, daß wir beim Nettodefizit 
weit unter die 2,5 Prozent-Marke des Brutto­
inlandsproduktes kommen werden. Ich muß 
ausdrücklich darauf hinweisen, daß wir ohne 
diese geplanten Einsparungen in eine Budget­
tendenz hineinkommen, die nicht zu verant­
worten ist." - Ende des Zitats. 

Das sagte Herr Finanzminister Salcher. Er 
sagte: Wir werden nicht weit unter 2,5 Prozent 
Nettodefizit, gemessen am Bruttoinlandspro-

dukt, kommen, aber wir werden darunter 
kommen und wir müssen darunter kommen, 
weil wir sonst, sagte der Herr Finanzminister , 
in eine Budgettendenz hineinkommen, die 
nicht zu verantworten ist. 

Sie wissen ja hoffentlich mittlerweile, in 
welche Tendenz er hineingekommen ist. Sie 
wissen ja mittlerweile, nehme ich an, daß er 
nicht nur sein Ziel verfehlt hat, unter 2,5 Pro­
zent zu kommen, sondern daß wir bei 2,8 Pro­
zent zurzeit - Voranschlag - liegen, aber 
man soll den Voranschlag nicht vor dem 
Rechnungsabschluß loben. Darüber werden 
wir uns noch gesondert unterhalten müssen. 

Man ist also nicht nur nicht darunter 
gekommen, sondern darüber gekommen, 
nämlich statt 2,35, da waren wir beim letzten 
Mal, auf 2,8 Prozent. 

Daher sind wir nach den eigenen Worten 
des Finanzministers in einer Budgettendenz, 
die nicht zu verantworten ist. - Soweit der 
Herr Finanzminister selber. 

Er hat in diesem Interview auch noch viele 
andere schöne Dinge gesagt, die wir Freiheit­
lichen durchaus bis zu einem gewissen Grad 
und auf gewissen Strecken unterstreichen 
können. 

Es ist davon die Rede gewesen, daß die 
Staatsausgaben um 6 bis 8 Milliarden Schil­
ling gekürzt werden müssen, daß 6 bis 8 Mil­
liarden Schilling eingespart werden müssen, 
wird da in (lern Interview ausgeführt, und 
diese Einsparungen sollten außer den Sozial­
ausgaben und der Wirtschaftsförderung alle 
Bereiche betreffen. 

Bitte wo ist denn all das geblieben? Nichts 
ist irgendwo eingespart worden, gar nichts, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Dann, hat der Herr Finanzminister noch 
gesagt, es müßte auch einmal keine Erhöhung 
der Planstellen geben, unter Umständen 
sogar eine Verminderung des Planstellenstan­
des 1982 um etwa 1 000 Dienstposten, hat der 
Herr Finanzminister gemeint. Dann hat er 
weiter gesagt, außerdem müßte man, global 
gesagt, die Ermessensausgaben auf 90 Pro­
zent des Ansatzes für 1981 kürzen. 

Schließlich hat er noch etwas Schönes 
gesagt, was wir auch unterstreichen: Im 
Bereich Bundestheater , Theater, Festspiele 
ist sicherlich eine Verminderung auf 95 Pro­
zent des Ansatzes an~ustreben. - Das hat der 
Herr Finanzminister auch gesagt. Nur getan 
hat er es nicht, nichts hat er getan! Geredet 
hat er, sonst gar nichts, schön geredet hat er, 
das sei zugegeben, aber er soll nicht reden, 
sondern handeln. (Beifall bei der FPÖ.) 
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Ich kann nur noch einmal fragen: Wo sind 
sie geblieben, all diese ~chönen Versprechun­
gen und die schönen Dinge, von deren Not­
wendigkeit er ja hoffentlich selbst überzeugt 
ist, sonst hätte er es nicht gesagt, nehme ich 
an? 

Ich sage Ihnen, wo sie geblieben sind, diese 
notwendigen und richtigen Dinge. Sie wurden 
geopfert am Altar Ihrer sozialistischen Ideolo­
gie und am Altar der nächsten Nationalrats­
wahl. Das ist die Wahrheit und nichts ande­
res. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich frage Sie weiter: Wo ist denn, Herr Bun­
deskanzler, Ihr mittelfristiges Wirtschafts­
und Finanzkonzept auf statistisch gesicherter 
Basis? Wo ist denn die Generalreform des 
österreichischen Steuerrechtes, von der wir 
seit Jahren hier in diesem Haus sprechen und 
zu der sich alle im Grundsatz bekennen? Wo 
ist sie denn? Nirgends ist sie, entschlafen ist 
sie im Schoß der Steuerreformkommission. 

Wo ist die Generalreform des österreichi­
schen Haushaltsrechts geblieben? Seit elf 
Jahren sind Sie in diesem Haus mit absoluter 
Mehrheit ausgestattet. Wo sind diese Dinge? 
Nichts haben Sie von dem zuwegegebracht. 
Wie lange braucht. man denn gemeiniglich, 
um solche Dinge auf die Beine zu stellen? Ich 
weiß schon, das geht nicht von heute auf mor­
gen. Aber bitte innerhalb von elf Jahren 
müßte man das doch wenigstens in Angriff 
nehmen können. Ich glaube, in elf Jahren 
könnte man es auch zu einem guten Ende 
bringen. Nichts ist geschehen. 

Wo ist ein Budgetsanierungskonzept, meine 
sehr geehrten Dam~n und Herren, wo ist es 
denn? Es gibt keines. Geredet ist darüber wor­
den, als Herr Finanzminister Salcher inthro­
nisiert wurde. Geredet hat er darüber, getan 
hat er nichts in diese Richtung. 

Es geht genauso weiter wie bisher. Fortge­
wurstelt wird. Auch im Budgetbereich: Ein­
mal bewilligte Ausgaben werden traditionell 
fortgeschrieben, auch wenn sich in der Zwi­
schenzeit völlig andere Erfordernisse im 
Bereiche des jeweiligen Ministerium ergeben 
haben. 

Für neue Bedürfnisse werden dann neue 
Ausgabenposten budgetiert, und in der Folge 
ziehen Sie die Steuerschraube an oder schnal­
zen die Finanzschuld weiter hinauf. Das ist 
die Realität, das ist der Budgetalltag, in dem 
Sie weiterhin auf alten Geleisen dahintrotten. 

Herr Kollege Fischer hat nach den Alterna­
tiven gefragt, die die Opposition anzubieten 
habe. Ich fühle mich beim Wort "Opposition" 
immer mit angesprochen, solange Sie nicht 
differenzieren. Er fragte: Wo sind denn die 

Alternativen? Sie reden immer vom Sparen, 
aber selber wissen Sie nicht, wo Sie sparen 
sollen. Sie legen hier keine Abänderungsan­
träge vor. 

Herr Kollege F,ischer! Sie sind nicht ver­
pflichtet, genauestens zu verfolgen, was die 
anderen Fraktionen im Haus oder die ande­
ren Parteien in ihren Gremien behandeln und 
beschließen. Ich möchte Ihnen daher sagen: 
Wir haben so ein Budgetsanierungskonzept 
vorgelegt, natürlich nur in Grundzügen, im 
einzelnen können und wollen wir Ihnen das 
auch gar nicht sagen, wir k ö n n e n es nicht, 
weil wir ja nicht die ganze Maschinerie der 
einzelnen Ministerien und auch die einzelnen 
genauen Abläufe kennen, weil wir nicht wis­
sen, was wo geschieht. Daher kann man nicht 
sagen: Dort, dort und dort soll gespart werden. 
Man kann wohl eine Grundtendenz aufzeigen. 

Bitte in einer Angelegenheit ersuche ich 
auch noch um Verständnis für eine Opposi­
tionspartei: Sie sind jahrelang mit dem Füll­
horn der Versprechungen durch's Land gezo­
gen und haben viele richtige und manche 
weniger richtige Dinge den Menschen gege­
ben, versprochen und verwirklicht. Das 
Ergebnis dieser Ihrer Politik ist bekannt und 
ein Faktum. Ich bin darauf schon eingegan­
gen, wo wir jetzt stehen und wie es jetzt aus­
schaut. 

Doch jetzt verlangen Sie von der Opposi­
tionspartei, daß sie den umgekehrten Weg 
geht, durch das Land geht und sagt: Das neh­
men wir euch weg und das nehmen wir euch 
weg,- und das muß gestrichen werden, das 
muß gekürzt werden. - Bitte, das können Sie 
von uns wirklich nicht verlangen. Wir haben 
es ja auch nicht gegeben, wir sind auch nicht 
verantwortlich dafür, daß wir uns in einer 
Situation wie der derzeitigen befinden. Dafür 
sind Sie verantwortlich. Daher müssen auch 
Sie ganz konkret sagen, wo im Detail einge­
spart werden soll. 

Aber ich gebe Ihnen zu: Man kann es als 
Aufgabe einer Oppositionspartei betrachten, 
daß sie Einsparungsmöglichkeiten in groben 
Zügen angibt. Das tun wir und das haben wir 
getan. 

Wir haben etwa vorgeschlagen, daß jedes 
Ressort jedes Jahr von null an budgetieren 
muß und nicht ganz einfach die Ansätze mit 
einer entsprechenden Steigerungsrate, näm­
lich der Inflationsrate. 

Dann sollte es unserer Meinung nach einen 
Budgetmittelvortrag in den einzelnen Res­
sorts auf das nächste Jahr geben, um zu ver­
hindern, daß vor Jahresende allfällige und 
noch nicht in Anspruch genommene Budget-
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mittel, ich will nicht sagen, unsinnig, aber um 
jeden Preis ausgegeben werden, damit sie für 
das nächste Jahr nicht verfallen, damit man 
beim nächsten Jahr wieder beim gleichen 
Ansatz neu aufstocken kann. So etwas 
geschieht aber, daß man nämlich vor Jahres­
ende sagt: Es werden, ich weiß nicht, 1 000 
Bleistifte und 500 Radiergummis gekauft. 

Drittens schlagen wir vor, daß budgetwirk­
same Gesetze vor der Beschlußfassung auf 
allfällige Folgekosten untersucht werden sol­
len, daß man steuerliche Anreizsysteme 
grundsätzlich zeitlich befristen soll, denn das, 
was zum Zeitpunkt X richtig und notwendig 
ist, muß es nicht zum Zeitpunkt Y sein. Bei 
uns gilt aber: Das, was einmal eingeführt ist, 
steht, da fährt der Zug darüber. - Das ist 
falsch und kostet dann nicht nur etwas, son­
dern kann sich manchmal auch geradezu ins 
Gegenteil verkehren. 

Außerdem glauben wir, daß eine größere 
Transparenz bei den Subventionen eine ent­
sprechende Durchforstung und Kürzung der 
diesbezüglichen Ansätze erst möglich macht. 
Welche das dann sein werden, darüber muß 
man sich im Detail unterhalten. Aber das ist 
jener Bereich, in dem sicherlich eingespart 
werden kann. 

Außerdem glaube ich, daß man diesen alten 
Vorschlag, diese alte Idee neu beleben sollte, 
daß man nämlich, um zu geeigneten Einspa­
rungsvorschlägen aus der Verwaltung selbst 
zu gelangen - und es ist wichtig, daß sie aus 
der Verwaltung selbst auch kommen, damit 
sie von der Verwaltung mitgetragen und mit­
exekutiert werden -, durch eine entspre­
chende fTämie entsprechende Anreize setzen 
soll. Ich weiß, das hat es schon gegeben, es ist 
nur eingeschlafen. Man sollte es wieder bele­
ben. 

Schließlich schlagen wir Freiheitliche vor, 
daß durch die Ausgliederung weiterer Bun­
desbetriebe aus dem Budget nur mehr die 
Abschreibungsquoten einerseits wirksam 
werden und auf der anderen Seite eine bes­
sere Wirtschaftskontrolle möglich wird. 

Schließlich - und das möchte ich auch 
ganz deutlich unterstreichen - sollten ver­
schiedene Staatsaufgaben beziehungsweise 
Teilbereiche von Staatsunternehmungen 
dahin gehend überprüft werden, ob sie nicht 
kostengünstiger oder zumindest gleich gut 
auch von privater Seite durchgeführt werden 
können. Da gibt es Dutzende Beispiele, daß es 
in vielen Fällen so ist, nicht in allen. Ich weiß, 
daß sich nicht alle Bereiche dazu eignen. Im 
Detail muß man sich dann darüber erst unter­
halten. 

Denn daß es gerade in diesen Bereichen 
imer wieder zu unwirtschaftlichen Leerläufen 
und ständig wachsenden Ausgaben kommt, 
ohne daß die Leistungen deswegen im selben 

. Ausmaß besser werden, ist auch ein Faktum. 
Daher sollte man das ohne jede ideologische 
Scheuklappe einmal angehen und diskutie­
ren. 

In diesem Zusammenhang, glaube ich, 
kann ich dann auch noch darauf hinweisen, 
daß dann, wenn man in dieser Art und Weise 
an die Erstellung des Staatshaushaltes heran­
geht, es zu echten Einsparungen im aufge­
zeigten Sinn kommt und kommen muß. Wenn 
das gelingt, dann kann man das tun, was wir 
Freiheitlichen weiters vorgeschlagen und ver­
langt haben, nämlich ein Einfrieren der 
Staatsquote auf dem derzeitigen Stand von 
42,5 Prozent. (Zustimmung bei der FPÖ.) 

Wir halten das nicht nur für eine Forde­
rung, die gut klingt - tut sie auch, hoffe ich, 
nehme ich an -, sondern wir glauben, daß 
das deswegen notwendig ist, um die Lei­
stungsbereitschaft der Menschen in diesem 
Lande nicht zu beschneiden, ihnen nicht das 
Gefühl zu geben: Ich kann mich anstrengen, 
so viel ich will - der Fiskus, der Staat, die 
einzelnen Abgabenträger nehmen mir ohne­
hin von meinem zusätzlichen Erarbeiteten 
wieder bis zu 50 Prozent oder 42,5 Prozent 
weg; es lohnt sich daher nicht, mehr zu lei­
sten, mehr zu arbeiten! Dieses Gefühl sollten 
wir gerade "In Zeiten wie diesen" den Men­
schen nicht geben. Daher halte ich diese For­
derung auf Einfrieren der Staatsquote für 
richtig und wichtig. 

Schließlich ist es auch ein bißchen ein Rie­
gel dafür, daß die Allmacht des Staates mit 
seiner Bürokratie sich nicht allzuweit und 
noch mehr ausbreitet, als sie es ohnedies 
schon tut. 

Wir glauben, daß man über die Frage: Sol­
len und können Steuern und Abgaben im 
Lande weiter erhöht, hinaufgesetzt werden?, 
durchaus auch eine Volksabstimmung durch­
führen könnte. 

Daß diese Überlegung von gar nicht so weit 
hergeholt ist, zeigt das Beispiel der Schweiz. 
Ich habe nämlich schon das Argument gehört: 
Geh, über eine Steuererhöhung eine Volksab­
stimmung durchführen - das ist ja so, wie 
wenn ich jemanden frage: Willst du Schläge 
oder nicht? Da wird jeder sagen: Nein! 

So ist es eben nicht, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! (Abg. Dr. Fis c her: Es 
gibt ja auch Masochisten!) So ist es nicht, 
Herr Kollege Fischer! Wer das glaubt, hält die 
Menschen im Lande für dümmer, als sie sind, 

635 
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hält sie für weniger demokratisch reif, als sie 
es Gott sei Dank und erfreulicherweise sind; 
weil ich nicht annehme, daß die Schweizer um 
so vieles demokratisch reifer, um so vieles 
klüger, volkswirtschaftlich bewanderter sind 
als wir Österreicher. Das glaube ich nicht! 

Gerade in der Schweiz hat es nämlich vor 
kurzem eine Volksabstimmung exakt zu die­
ser Frage gegeben. Sie werden es ja wissen: 
Die Menschen haben sich in dieser Volksab­
stimmung für eine Erhöhung der Steuern aus­
gesprochen, weil sie diese offensichtlich für 
richtig und notwendig gehalten haben. (Abg. 
K i t t 1: Bei 30 Prozent der Wähler!) 

Ich verstehe das eine nicht, Herr Kollege 
Kittl: Sie, die SPÖ, die sich immer über weite 
Strecken als die demokratische Partei 
schlechthin darstellt, sind durch diese elf 
Jahre Regierungstätigkeit zu einer Partei 
geworden, die dieses urdemokratische Instru­
ment der Volksabstimmung zu fürchten 
scheint. Denn immer, wenn das auf das Tapet 
kommt, heißt es bei Ihnen: Njet, geht nicht, 
wird nicht gemacht! Es ist nicht das erstemal, 
daß Sie mit der Idee einer Volksabstimmung 
keine Freude haben. Ich weiß nur nicht, 
warum, da hat es irgend etwas. Fürchten Sie 
die Entscheidung des Volkes? Die Wahlen zei­
gen Ihnen ja ohnehin, daß Sie ganz gut liegen. 
Ich verstehe nicht, warum man sich justa­
ment gegen dieses urdemokratische Instru­
ment gerade bei Ihnen so sperrt. (Zwischen­
ruf bei der FPÖ.) Das mag eine Erklärung 
sein. 

Abschließend - ich krieg' ohnehin schon 
Bescheid genickt, ich soll mich tummeln -
möchte und muß ich mich doch noch auch der 
Frage der Budgetwahrheit und der Budget­
klarheit sowie dem Problem zuwenden, inwie­
weit man mit dem vorliegenden Budget die 
ohnehin. bescheidenen, aber selbstgesteckten 
Ziele erreicht hat beziehungsweise erreichen 
wird. 

Das beginnt mit der Behauptung, man habe 
ein Sparbudget erstellt. Ich gehe nicht zuletzt 
deswegen trotz der fortgeschrittenen Zeit dar­
auf auch noch ganz kurz ein, weil es der Herr 
Kollege Fischer auch getan hat. 

Hier scheint es eine semantische Begriffs­
verwirrung in Ihren Reihen oder zumindest 
beim Herrn Finanzminister Salcher zu geben. 

Nach allgemeiner Ansicht versteht man 
doch unter Sparen, daß ich weniger ausgebe, 
als ich einnehme. Das ist mein Begriff vom 
Sparen, mein sehr persönlicher Sparbegriff. 

Daß davon bei diesem Budget keine Rede 
sein kann, brauche ich, glaube ich, nicht 

näher erläutern. Die Einnahmen des kom­
menden Jahres werden auf 310 Milliarden 
geschätzt, und die Ausgaben werden 370 Mil­
liarden ausmachen. Von Sparen kann also 
wirklich keine Rede sein. 

Ich gebe schon zu, daß es vielleicht noch 
einen etwas eingeschränkteren Begriff des 
Sparens gibt, nämlich jenen, daß ich sage: 
Sparen tue ich dann, wenn ich zumindest 
weniger ausgebe als bisher. 

Aber das tun Sie auch nicht. Im heurigen 
Jahr werden Sie - zumindest laut Voran­
schlag - 335 Milliarden ausgeben, im näch­
sten Jahr werden es, wie bereits erwähnt, 370 
Milliarden sein. Nach diesem Sparbegriff 
kann man also auch nicht von einem Sparbud­
get reden. 

Nur, Ihrer Definition, was ein Sparbudget 
ist, können wir uns also wirklich nicht 
anschließen, das möchte ich mit aller Deut­
lichkeit unterstreichen. 

Der Herr Finanzminister Salcher hat sie 
uns gegeben. Er hat gesagt: Das ist deswegen 
ein Sparbudget, weil es gelungen ist, weniger 
zu budgetieren, als die Ressortminister ver­
langt haben. 

Bitte schön, das kann ich wirklich nur als 
einen schlechten Scherz auffassen, denn 
wenn das der Begriff des Sparens ist, dann 
gibt es überhaupt nur Sparbudgets, auf der 
ganzen Welt nur Sparbudgets, denn daß 
natürlich alle Minister für ihren Bereich mehr 
verlangen und daß man das dann auf ein ver­
antwortungsvolles Maß reduzieren muß, ist ja 
allgemein bekannt. 

Weil sich der Herr Finanzminister so gerne 
mit den Dudelsackpfeifern aus Schottland 
vergleichen läßt - er meint nämlich, er sei 
ein "Schotte aus Tirol" -, so möchte ich nur 
sagen, es hat schon etwas für sich, daß er der 
Schotte aus Tirol ist, nämlich insofern, als er 
aus dem letzten Loch pfeift, das möchte ich 
auch in aller Deutlichkeit dazusagen. (Abg. 
K i t tl : Ich habe noch keinen Schotten gese­
hen, der aus dem "letzten" Loch pfeift!) Aber 
mehr hat es mit dem Begriff "Schotte aus 
Tirol" wirklich nicht auf sich, denn sparen tut 
er wirklich nicht, Herr Kollege KittL Er pfeift 
höchstens aus dem letzten Loch seines Bud­
getdudelsacks, sonst überhaupt nichts, Herr 
Kollege Kittl! 

. Den .zweiten Punkt habe ich Ihnen schon 
vorgehalten, daß es nämlich nicht gelungen 
ist, das selbstgesteckte Ziel beim Nettodefizit 
zu erreichen. Wir halten jetzt schon, wie 
gesagt, bei den 2,8 Prozent; es werden aber 
mehr werden. 
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Ich sage Ihnen daher drittens schon jetzt, 
daß selbst das ohnehin gigantische Defizit -
Brutto- oder Nettodefizit, das können Sie hal­
ten, wie Sie wollen, es läuft aufs gleiche in die­
sem Fall hinaus -, daß dieses Defizit nicht zu 
halten sein wird: Das steht für mich fest wie 
das Amen im Gebet, und nicht nur für mich, 
wenn ich nur an die bereits feststehenden, 
aber noch nicht budgetierten Mehrausgaben 
denke, wie etwa - ich greife da nur einige 
wenige Positionen heraus und die auch nur 
stichwortartig - eine Milliarde Schilling 
zusätzlich ... (Abg. Pet er: Entschuldige, es 
ist die erste Budgetdebatte des neuen Finanz­
ministers. Kann man es sich wirklich bieten 
lassen als Opposition, daß er nicht da ist? -
Abg. Dr. Fr i s c h e n s chI a ger: Er spart 
bei der Anwesenheit! - Abg. B erg man n : 
Er versteht es ja sowieso nicht! - Abg. 
Pet er: Als Gesundheitsminister war es die­
selbe Situation! - Abg. Dr. K 0 h Im ai er: 
Er ist vielleicht in Schottland! - Abg. Be r g­
man n: Es war gestern bei der Dringlichen 
genauso!) 

Ich habe das schon kritisiert, ich kann dem 
nichts hinzufügen. Genauso ernst, wie er 
diese Budgetdebatte nimmt, scheint er über­
haupt seine Aufgabe als Finanzminister zu 
nehmen. Aber, wie gesagt, vielleicht ist es 
wirklich gleichgültig, ob er da ist oder nicht. 

Ich sage Ihnen also voraus, daß dieses Defi­
zit sicherlich nicht zu halten sein wird, wenn 
ich nur daran denke, daß es etwa eine Mil­
liarde Schilling zusätzlich für den Straßenbau 
geben soll, beschlossen am Baugipfel; daß es 
150 Millionen Schilling Zinsstützungen für 
ERP-Mittel geben soll, beschlossen am Bau­
gipfel; daß wir 300 bis 400 Millionen Schilling 
mehr für die Beamtengehälter brauchen wer­
den, weil der Abschluß über den erwarteten 
und ins Budget eingeflossenen Prozentsätzen 
lag. 

Die verstaatlichte Industrie wird Millionen 
und aber Millionen brauchen, und wir werden 
sie ihr geben müssen. Die Ansätze für die 
Arbeitslosenversicherung sind mit Sicherheit 
zu niedrig budgetiert. Gerechnet wurde mit 
2,6 Prozent Arbeitslosen, mittlerweile wissen 
wir, daß es leider 3 Prozent werden. 

Ich weiß nicht, ob die halben Ansätze für 
die Polenflüchtlinge realistisch sind. Wir wer­
den sehen, inwieweit hier die Bemühungen 
des Innenministers tatsächlich Früchte tra­
gen. 

Die Länderbank hat Kapitalbedarf in Mil­
liardenhöhe angemeldet, und so weiter und so 
fort. Alles Dinge, von denen feststeht, daß sie 
im nächsten Jahr kommen werden. Die Grö-

ßenordnung ist noch nicht ganz klar, aber 
kommen werden sie. Das sind alles Dinge, die 
nicht im Budget sind. Daher ist es mit der 
Budgetwahrheit wirklich nicht sehr weit her, 
Herr Kollege Fischer. 

Viertens: Der Umstand, daß 1982 die Inve­
stitionen des Bundes real und daß die Investi­
tionsförderungsmittel sogar nominell gekürzt 
werden, wurde in der Budgetrede schamhaft 
verschwiegen, wird nicht angeführt; es geht 
allerdings zugegebenermaßen aus den Beila­
gen hervor. 

Und fünftens und letztens paßt das vorge­
legte Nettodefizit von 31,5 Milliarden einfach 
nicht zu den Finanzschulden, die laut Beila­
gen, wenn man es mühsam zusammenrech­
net, 333 Milliarden Schilling ausmachen. Das 
ergäbe ein Plus von 41,5 Milliarden Schilling. 

Ich möchte damit zum Schluß kommen, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, und 
möchte zusammenfassend festhalten: Die 
Sozialistische Partei hat in den elf Jahren 
ihrer Alleinherrschaft Österreich tief ver­
schuldet. Noch unsere Kinder werden das 
zurückzahlen müssen, was Sie in diesen elf 
Jahren ausgegeben haben. Die Staatskasse ist 
leer, völlig ausgeräumt, das Wachstum bleibt 
aus. Das ist das zweite Ergebnis Ihrer elf jäh­
rigen Regierungstätigkeit. 

Jetzt geht es nicht mehr, meine sehr geehr­
ten Damen und Herren, nur ums Verteilen, 
sondern jetzt müßte und muß das Produzieren 
im Vordergrund stehen. Das ist eine Situa­
tion, mit der Sozialisten offenbar nur sehr 
schwer fertig werden. Das beweist einmal 
mehr dieses Budget. 

Ich habe Ihnen nachgewiesen, daß Soziali­
sten offensichtlich ganz einfach nicht sparen 
können oder nicht wollen, ich weiß es nicht, 
Sie können es sich aussuchen. (Abg. Dr. 
K 0 h 1 mai er: Beides!) Faktum ist es, daß es 
nicht geschieht. Und wenn sie es tun, ansatz­
weise versuchen, dann sparen sie mit Sicher­
heit am falschen Platz. 

Und zum dritten: Die SPÖ will oder kann -
auch das können Sie sich wieder aussuchen 
- das volkswirtschaftliche Einmaleins nicht 
begreifen. Sie handeln zumindest nicht 
danach, sonst könnten Sie nicht so handeln, 
wie Sie es tun, nämlich verkehrt, indem Sie 
das ohnehin nur sehr sparsam und spärlich 
vorhandene Geld zum falschen Zeitpunkt in 
die falschen Kanäle pumpen. 

Und es fehlt Ihnen viertens und letztens 
ganz einfach der Mut zur notwendigen Zäsur, 
zum notwendigen Umdenken zur Wahrheit. 

Ich sage Ihnen nur eines, meine sehr geehr-
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ten Damen und Herren: Auf diese Art und 
Weise werden wir sicherlich nicht vorne blei­
ben, und auf diesem Ihren, nicht österreichi­
schen, sondern sozialistischen Weg können 
und werden wir Freiheitlichen Sie nicht 
begleiten, weil es kein Weg in eine gute 
Zukunft ist. (Beifall bei der FPÖ.) 12.04 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Kohlmaier. Ich erteile es ihm. (Abg. 
Pet er: Herr Finanzminister, ich bin neugie­
rig, wie Sie den Generalrednern der drei 
Fraktionen antworten werden, ohne daß Sie 
deren Reden gehört haben! Das war noch nie 
da in diesem Haus! - Abg. Dr. S te ger: 
Warum ist denn auch kein Staatssekretär da? 
- Abg. Pet er: Er ha t zwei Staatssekretäre, 
und keiner sitzt da! - Abg. Dr. S te ger: Die 
haben ja weniger zu tun als der Minister, die 
könnten doch wenigstens da sein! - Abg. 
Dipl.-Vw. J 0 s sec k: Da braucht er noch 
einen dritten, der aufpaßt! - Abg. Dr. Jörg 
Hai der: Das ist eine solche Abwertung des 
Parlaments, das ist wirklich bedauerlich! -
Abg. Pet er: Unerhört!) 

12.05 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (ÖVP): Hohes 
Haus! In meinem Debattenbeitrag möchte ich 
mich in grundsätzlicher Form mit der Ent­
wicklung unserer Demokratie auseinander­
setzen, einem Thema ... (Weiterer Zwischen­
ruf des Abg. Dr. S te ger.) 

Herr Dr. Steger, wollen Sie Ihren Disput 
noch weiterführen? Ich warte gerne. Ich bin 
im Prinzip Ihrer Meinung. (Abg. Dr. S t e­
ger: Aber ich bin sicher, daß wir beide gleich 
darüber denken!) Ja, ich sage, wir sind einer 
Meinung. Ich wollte nur fragen, ob Sie noch 
weiter den Disput führen wollen. Dann warte 
ich gerne. 

Ich möchte mich in grundsätzlicher Form 
mit der Entwicklung unserer Demokratie aus­
einandersetzen - das paßt genau zu dem -, 
einem Thema, das oft zu kurz kommt und 
gerade bei solchen Anlässen behandelt wer­
den sollte. 

Ganz allgemein glaube ich feststellen zu 
müssen, daß wir zunehmend an den Folgen 
negativer Entwicklungen zu tragen haben, die 
sich in einer Art Veränderung des demokrati­
schen Klimas auswirken. Es wird zunehmend 
deutlich, daß die kritische und sachliche Dis­
kussion der öffentlichen Angelegenheiten 
immer mehr zu kurz kommt, daß wir auf das 
Phänomen der Diskussionsverweigerung und 
auch der Kritikunterdrückung stoßen. 

Hohes Haus! Wenn man die Tätigkeit der 
Regierung beobachtet, stellt man fest, daß sie 

sich - offenbar sehr konsequent und syste­
matisch - in die Rolle einer totalen Unent­
behrlichkeit begeben will. 

Dies geschieht in zweifacher Weise: Auf der 
einen Seite werden alle Errungenschaften bis 
zu den banalsten Selbstverständlichkeiten als 
Wohltat des Sozialismus dargestellt, die mit 
der unveränderten Sozialistischen Regierung 
sozusagen stehen und fallen. Die Regierung 
vereinnahmt damit eine Menge Dinge in ihre 
Kompetenz, auch wenn es sich um Dinge 
handelt, die leicht nachweislich längst vor 
ihrem Amtsantritt existierten oder einfach 
dem Fortgang der Entwicklung zuzuschreiben 
sind. Sozialer Friede und Vollbeschäftigung 
gehören ebenso hieher wie Telefonan­
schlüsse, neue Verkehrswege. 

Wenn man allerdings beobachtet, wie in 
Wien Steuermillionen für Plakate und Bro­
schüren ausgegeben werden, die darstellen, 
wie sich die ganz selbstverständlichen öffent­
lichen Dienste um die Einwohner mühen, so 
wird man in peinlicher Weise an die Propa­
ganda in den Oststaaten erinnert, wo man die 
mangelhafte Erbringung der selbstverständli­
chen Leistungen als "Errungenschaft der 
Arbeiterklasse" darstellt. 

Diese Massierung von Eigenlob will offen-
. sichtlich Abhängigkeiten schaffen oder 
zumindest das Bewußtsein von Abhängigkei­
ten. Wenn man buchstäblich alles, vor allem 
den Arbeitsplatz und damit die Existenz und 
das Einkommen, ja das ganze Gemeinwesen 
durch eine raffinierte Verknüpfung. der 
Begriffe SPÖ und Österreich okkupiert, dann 
drängt man die Bürger immer mehr in die 
Rolle von Lehensempfängern, in einer neuen 
Form des Feudalismus. 

Diese Tendenz wird dadurch verstärkt, daß 
man die Österreichische Volkspartei, welche 
Wirtschaft, Wohlstand, Demokratie und Frei­
heit in der Zweiten Republik an erster Stelle 
aufgebaut hat, als suspekte Richtung dar­
stellt, die in einem finsteren Bündnis mit aus­
ländischen Konservativen Arbeitslosigkeit 
und soziale Unruhen stiften möchte. 

Auf diese Weise, meine Damen und Herren, 
findet eine ungeheure Verzerrung des politi­
schen Meinungsbildungsprozesses statt. Was 
österreichisch ist, ist Folge der Regierungs­
politik, und daher ist jede Kritik an sozialisti­
scher Politik mit dem Charakter des Destruk­
tiven, des Ausländischen, mit einer dunklen 
Absicht der Verschwörung gegen Frieden und 
Wohlstand verbunden. Der in einer Demokra­
tie durchaus natürliche Vorgang der Infrage­
stellung von Macht und der Vorgang der 
Ablöse der Macht wird zum Anschlag auf den 
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Staat und seine Wohltaten umfunktioniert. 
Am krassesten hat dies vor kurzem der zweite 
Mann in der Regierungspartei zum Ausdruck 
gebracht. Der "Kurier" vom 12. Oktober 1981 
berichtet von einer SPÖ-Konferenz in Mat­
tersburg mit folgendem Zitat des Dr. Sino­
watz - ich zitiere -: "Es sei aber eine arge 
Herausforderung an die Demokratie, den 
Österreichern einreden zu wollen, daß die 
sozialdemokratische Politik schlecht sei." Ich 
wiederhole: eine arge Herausforderung an die 
Demokratie, wenn man sozialdemokratische 
Politik kritisiert. 

Meine Damen und Herren! Man muß eine 
solche Äußerung mehrmals lesen, um ihre 
Tragweite zu erfassen, und letzten Endes 
kommt man darauf, daß das alles eigentlich 
unfassbar ist .. Glauben die heutigen Inhaber 
der Macht wirklich, daß es unzulässig ist, sie 
zu kritisieren, und daß es sozusagen ein 
Anrecht sozialistischer Regierungen ist, unge­
stört von lästiger Beanstandung ihre Tätig­
keit ausüben zu können? Es gibt mehrere und 
durchaus als anmaßend zu bezeichnende 
Äußerungen darüber, daß Sozialismus und 
Demokratie sozusagen eine Einheit bilden 
und sich gegenseitig zum Superlativ steigern. 
Zunehmend komme ich aber zu der Überzeu­
gung, daß es für Sozialisten keine gleichblei­
benden Spielregeln der Demokratie gibt, je 
nachdem, ob man gerade in der Mehrheits­
oder in der Minderheitsposition ist. Es ist ein 
Faktum, daß die SPÖ eine' ungeheuer harte 
und aggressive Oppositionspartei war, deren 
Anführer Dr. Kreisky das inzwischen 
unrühmlich berühmte Wort vom "Lumpen­
pack" in den Saal schleuderte. Kritiker aus 
der heutigen Opposition werden als Stören­
friede, als Falken oder gar Vergifter des politi­
schen Klimas dargestellt - genauso, als ob es 
die Vollendung der Demokratie wäre, wenn 
die Regierung sich selbst lobt, Mißstände 
leugnet und dabei die demütig-stumme Dul­
dung der Opposition oder gar deren Lob huld­
voll entgegennehmen kann. 

Was heute stattfindet, Hohes Haus, ist der 
Vorgang einer unfaßbaren Diskussionsver­
weigerung. Eine letzten Endes fruchtbare 
Auseinandersetzung über die Notwendigkei­
ten unseres Gemeinwesens wird zunehmend 
unmöglich, weil alles, was kritik- und verbes­
serungswürdig ist, abgelehnt, wegdiskutiert, 
abgestritten, vertuscht oder mit ungeheuer 
aufwendigen Eigenlobplakaten überklebt 
wird. 

Die zweitgrößte Bank Österreichs muß 
durch ein Sondergesetz vor dem Konkurs 
gerettet werden, und jetzt stellt sich heraus, 
daß sie erst wieder Sanierungsmilliarden 

benötigt. Aber es steht ja alles zum besten. 
Wir beraten ein Budget, von dem man weiß, 
daß Einnahmen und Ausgaben längst nicht 
mehr stimmen, daß es eigentlich nur mehr ein 
Phantombudget ist, das so gut wie unfinan­
zierbar ist. Aber es steht ja alles zum besten. 
Man nimmt heute, Hohes Haus, den Familien 
jährlich nachweislich sechs bis sieben Milliar­
den Schilling weg, das sind pro Kind mehr als 
3 000 S, weil man sonst die Pensionsversiche­
rung nicht mehr finanzieren kann. Trotzdem 
streiten Sozial- und Finanzminister darüber, 
ob man in Zukunft die Beitragszahler oder 
den Staat mehr belasten muß. Aber es steht ja 
alles zum besten. Jedermann weiß, daß hinter 
unseren Vollbeschäftigungsziffern Hundert­
tausende verlorene selbständige gewerbliche 
und bäuerliche Existenzen stehen und daß es 
eine hohe versteckte Arbeitslosigkeit gibt. 
Aber es steht ja alles zum besten. Und so geht 
es fort an jedem Tag, der vergeht. Gestern 
muß Dr. Kreisky vor dem Parlament zugeben, 
daß er die Herkunft der Millionen für seinen 
Persönlichkeitswahlkampf 1979 nicht aufklä­
ren kann, obwohl der Geber in einem nach­
weislichen personellen und örtlichen Nahe­
verhältnis stand, das sich mit denen des 
AKH-Kriminellen Winter berührt. Aber es 
steht ja alles zum besten. Die Öffentlichkeit 
ist darüber aufgerüttelt, daß Präsident Kan­
dutsch einen Rückzug aus seiner Rolle als 
Hauptverantwortlicher für den AKH-Weiter­
bau öffentlich ankündigt, doch der Finanzmi­
nister erklärt auf dringliches Befragen, daß 
solches nicht stattfindet. Aber es steht ja alles 
zum besten. 

Hohes Haus! Die ÖVP steht keineswegs 
allein da in ihrer großen Sorge. Bundespräsi­
dent Kirchschläger hat am Nationalfeiertag 
betont, daß die Demokratie "von innen 
bedroht" sei, und zwar - ich darf das Staats­
oberhaupt hier wörtlich zitieren - durch 
"Verfall der demokratischen Gepflogenheiten, 
Unaufrichtigkeit und Unsauberkeit". Ich wie­
derhole: Unaufrichtigkeit und Unsauberkeit. 
Nicht nur prominente Publizisten äußern sich 
ähnlich - so spricht Hermann Polz am 
31. Oktober von einer gewaltigen Entschlos­
senheit zur Selbsttäuschung, die allein zur 
Täuschung befähigt -, sondern auch promi­
nente Sozialisten erheben ihre warnende 
Stimme. Karl Sekanina hat bei der Rückkehr 
aus Japan wörtlich erklärt: ;,Österreich 
braucht ab sofort eine Politik, die sich in einer 
wirklichen Offenheit in der Beschreibung der 
Probleme äuf3ert." Ende des Zitats - Aussage 
eines sozialistischen Politikers. 

Hohes Haus! Als alarmierend muß freilich 
angesehen werden, wenn die Diskussionsver­
weigerung, das Abstreiten der TatSachen in 
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eine offene Unterdrückung der Kritik ausar­
tet. Wir müssen hier im Hohen Haus Stellung 
beziehen zu einer geradezu abenteuerlichen 
Form sozialistischer Propaganda, die unser 
Bundesparteiobmann mit Recht als linksfa­
schistisch qualifiziert hat. Es handelt sich um 
das wirklich üble Plakat der Wiener SPÖ, wo 
die Parole ausgegeben wurde: "Nicht herum­
reden, nicht schimpfen, nichts Unmögliches 
versprechen, nicht unsinnige Fragen stellen." 
Mit Recht wurden hier von der Bevölkerung 
und öffentlichen Kommentatoren Reminis­
zenzen an die Nazi-Zeit und Parallelen zu 
kommunistischen Diktaturen hergestellt. Der 
Volkswitz sprach von der "Verordnung des 
Obersten Stadtsowjets" . Wenn man das alles 
betrachtet, was ich bereits ausgeführt habe, 
so muß man zu dem Schluß. kommen, daß es 
sich nicht um eine einmalige Entgleisung, 
sondern um ein System handelt. 

Hohes Haus! Zum Thema: "Kritikunter­
drückung als System" möchte ich etwa nur 
noch auf den Bericht der "Furche" vom 
28. Oktober 1981 hinweise, wonach Stadtrat 
Zilk eine Kritik des Katholischen Familien­
verbands am "Theater der Jugend" in rüder 
Weise niederfährt, so mit dem Beisatz: Ja darf 
man denn überhaupt eine so gute Einrichtung 
kritisieren? Den Vogel abgeschossen hat aber 
zweifellos der Vorstand der Österreichischen 
Bundesbahnen. Meine Damen und Herren! 
Diese Herren, die hohe Bezüge haben, um 
öffentliche Gelder zu verwalten, lassen es sich 
nicht gefallen, wenn sie kritisiert werden, son­
dern führen einen Millionenprozeß gegen 
einen Abgeordneten dieses Hauses mit ruinö­
sen Kostenbelastungen, nur weil dieser Abge­
ordnete die Gestion dieser Herren beanstan­
dete .. (Abg. K i t t 1: "Beanstandete"!) Diese 
Herren selbst dürften allerdings kein Prozeß­
risiko haben. Ich habe das Gefühl - es wird 
berichtet -, daß die Kosten entweder die Bahn 
oder die Gewerkschaft trägt, die sich - wie 
man ja bekanntlich spöttisch sagt - diese 
Vorstandsdirektoren "hält" . (Zwischenrufe 
des Abg. K i t t 1.) Dieser Schandprozeß ist ein 
unfaßbarer Anschlag gegen das demokrati­
sche Recht der Kritik, und ich fordere von die­
ser Stelle die Vorstandsdirektoren der Bun­
desbahnen auf, die Klage - wenn Sie es noch 
nicht getan haben - schleunigst zurückzuzie­
hen! (Beifall bei der OVP.) 

Was aber diesem üblen Kujonieren eines 
freigewählten Volksvertreters die Krone auf­
setzt, ist die Meinung des stellvertretenden 
SPÖ-Vorsitzenden Gratz, verkündet in der 
,,Arbeiter-Zeitung" vom 23. Oktober, zu einem 
ganz ähnlichen Prozeß, wo auch ein Mandatar 
im Zivilrechtsweg auf Schadenersatz geklagt 

wird, weil er etwas kritisiert hat, nämlich die 
Verwendung von Steuergeldern. 

Gratz sagte dazu in der ,,Arbeiter-Zeitung": 
"Die Immunität der Abgeordneten verletzt die 
in einer Demokratie gebotene Waffengleich­
heit." 

Das ist, Herr Bundeskanzler, die Saat, die 
aufgeht und die Sie gestreut haben. 

Ich kann daraus nur schließen, daß Leopold 
Gratz, Ihr Stellvertreter, die freie Rede der 
Mandatare ablehnt. Er befindet sich damit 
genau auf eben dieser Linie der Kritikunter­
drückung, die wir zunehmend erleben, Hohes 
Haus. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es gibt dieses Phänomen auch in der Kunst. 
Vor kurzem hat man es bei einer sehr umstrit­
tenen künstlerischen Darbietung gemerkt. 
Wer bestimmte Formen, bestimmte Aus­
drucksformen der Kunst kritisiert, wird 
empört zurechtgewiesen, so mit dem Beisatz: 
Ja darf er denn das? Aktionisten und so wei­
ter kritisieren, darf man denn das überhaupt? 
Man wird zurechtgewiesen. 

Aber ich stehe noch allemal auf dem Stand­
punkt, meine Damen und Herren, daß die 
Freiheit der Kunst begleitet sein muß von der 
gleichen Freiheit, Kunst zu kritisieren, selbst 
wenn sie mit öffentlichen Geldern subventio­
niert wird. (Beifall bei der ÖVP.) Auch die 
Entscheidungen der Kunstförderer sind kriti­
sierbar und nicht jeder, der etwa von Dr. Si no­
watz mit Steuergeldern bedacht wird, kann 
darauf hoffen, von der Nachwelt ebenso 
gewürdigt zu werden wie vom Unterrichtsmi­
nister. 

Zur Freiheit der Kunst, meine Damen und 
Herren, die wir alle verteidigen, noch eine 
Bemerkung oder besser noch eine Frage: Gibt 
es nicht auch eine Verantwortung der Subven­
tionierenden und haben sie nicht auch sich 
jeder Kritik zu stellen? 

Das Wiener Volkstheater bringt demnächst 
ein Stück auf die Bühne, das im gegenwärti­
gen Wien spielt, wo Repräsentanten der Wie­
ner Gesellschaft auftreten und wo die Party 
zu später Stunde in eine Orgie ausartet, bei 
welcher ein Abgeordneter zum Nationalrat 
auf der Bühne mit dem jugoslawischen 
Dienstmädchen des Hausherrn, nachdem er 
sie bezahlt hat, Geschlechtsverkehr hat. 

Wenn man mit dem Autor spricht - wie ich 
es zufällig getan habe - und ihn nach· der 
Qualität dieser Vorgangsweise fragt, erfährt 
man, daß man schon bei der nächsten Auffüh­
rung im Ausland nicht mehr wisse, daß der 
Abgeordnete XY - er hat mir den Namen 
genannt - das Vorbild der Bühnenfigur ist. 
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Ich erwähne das hier, weil alle die, die sich 
dagegen wenden werden, daß man aus Arbeit­
nehmergeldern so etwas subventioniert, und 
wir wissen ja alle, daß das Volkstheater aus 
Gewerkschafts- und Arbeiterkammergeldern 
subventioniert wird, daß alle, die das kritisie­
ren werden, als Gegner der Freiheit der 
Kunst denunziert werden, daß man ihnen 
Zensur vorwerfen wird. 

Es ist richtig, meine Damen und Herren, 
die Gesellschaft muß auch kritisiert werden 
können und die Kunst ist sicher eine Ebene 
der Kritik an der Gesellschaft und ihren Miß­
ständen. Aber auch die Kritiker selbst sind 
nicht tabu, ebenso nicht ihre Geldgeber, selbst 
wenn ausnahmsweise einmal ein linker Abge­
ordneter in dieser indiskutablen Weise und im 
buchstäblichen Sinn des Wortes bloßgestellt 
wird. 

Ich habe das alles in meine Betrachtung 
miteinbezogen, Hohes Haus, weil ich glaube, 
daß wir uns einer Entwicklung bewußt wer­
den müssen, die - wie ich bereits erwähnte 
- das demokratische Klima nachhaltig beein­
trächtigt und, wie ich glaube, verschlechtert. 

-Betrachten wir doch das, was wir als Ideal­
zustand sehen wollen. Hohes Haus! Die Mehr­
heit, und ich sage noch einmal, ich versuche 
hier einen Idealzustand zu schildern, die 
Mehrheit, die demokratisch gewählte Regie-

.rung fühlt sich in erster Linie der Sache ver­
bunden. Sie duldet nicht nur Kontrolle und 
Kritik, sondern sie unterwirft sich diesen 
demokratischen Korrektiven bereitwillig. Sie 
attackiert nicht die Kritiker, sondern Miß­
stände, wie es sie immer und überall geben 
wird, sind das Objekt ihrer Anstrengung. Sie 
meidet den Eindruck, sich ihre Propaganda 
aus öffentlichen Mitteln zahlen zu lassen, sie 
ist tolerant selbst gegen überschießende Kri­
tik und intolerant gegen Verfehlungen und 
Schwächen in den eigenen Reihen. Sie arro­
giert nicht Vollkommenheit, sondern nimmt 
Bemühtsein in Anspruch, sie verbirgt nicht 
Mißstände, sondern tritt in einen offenen und 
ehrlichen Gedankenaustausch über die beste 
Möglichkeit, sie zu überwinden. 

Messen wir, meine Damen und Herren, die 
Wirklichkeit der letzten Jahre und die Ten­
denzen der Entwicklung an diesem Ideal. Wir 
werden zu dem bedrückenden Schluß kom­
men müssen, daß wir uns um den Zustand 
unserer. Demokratie Sorge machen müssen. 
Das zunehmende Mißtrauen gegen Parteien 
und Politiker müßte für uns alle ein Warn­
signal sein. 

Wir müssen daher an die Mehrheitspartei 
in diesem Haus die Frage richten, ob ihr Kurs 

der richtige war und ist. Ein Kurswechsel 
scheint nicht nur bei der Bewältigung der 
Wirtschafts- und Finanzprobleme, sondern 
auch bei der Bewahrung und weiteren Ent­
wicklung unseres demokratischen Systems 
dringend geboten zu sein. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich möchte 
abschließend noch kurz auf die Rede des 
Abgeordneten Fischer zu sprechen kommen, 
der gemeint hat, die ÖVP könne ein Budgetde­
fizit nicht kritisieren, weil sie dauernd Forde­
rungen an den Staatshaushalt stelle und 
keine Einsparungsvorschläge. 

Diese Feststellung, meine Damen und Her­
ren, ist sicher nicht haltbar. Erlauben Sie mir, 
daß ich zunächst einmal einfach zurückblende 
auf eine Zeit, wo wir 6 bis 7 Milliarden Schil­
ling Budgetdefizit im Jahr hatten und wo ein 
damaliger Oppositionsführer, der sich jetzt 
mit seinem Finanzminister auf der Regie­
rungsbank unterhält, wörtlich sagte: Defizite 
von 6 bis 7 Milliarden Schilling sind doch ein 
Wahnsinn. 

Die Übernahme der Regierung durch den 
Herrn, der das damals festgestellt hat, müßte 
doch erwarten lassen, daß dieses Budgetdefi­
zit reduziert wird. Das kann man auf zweier­
lei Weise machen: Man kann die Einnahmen 
steigern, das hat die Regierung inzwischen 
kräftigst getan, man kann auch die Ausgaben 
senken. Beides kann man auch tun. 

Meine Damen und Herren! Die Einnahmen 
des Staates sind seit damals exorbitant gestei­
gert worden, aber die Ausgaben noch viel 
mehr, sodaß wir heute vor nicht mehr finan­
zierbaren Budgetdefiziten stehen. (Beifall bei 
derÖVP.) 

Und dann kommt der Klubobmann der 
SPÖ, der diesen heutigen Bundeskanzler, der 
von "Milliardendefiziten" , von "Wahnsinnsde­
fiziten von 7 Milliarden" sprach, in der Klub­
führung vertritt und sagt, die ÖVP verlangt 
nur mehr, sie hat keine Einsparungsvor­
schläge. 

Wir können nicht nur Vorschläge für uns in 
Anspruch nehmen, sondern wir können auch 
in Anspruch nehmen, daß wir viel niedrigere 
Defizite hatten, daß wir den Staatshaushalt 
viel besser in Ordnung gehalten haben als die 
Regierung der SPÖ. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und es ist nachweisbar flilsch, daß wir 
keine Einsparungsvorschläge unterbreitet 
haben. Na so unredlich argumentieren wir 
nicht. Wir haben sogar im Jahr 1978 einmal 
ein komplettes Alternativbudget hier skiz­
ziert. Das wurde weggewischt. 
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Wir haben hier mehrmals konkretisiert, wo 
man einsparen könnte'. Ich verweise etwa dar­
auf, daß wir eine Personalsteigerung seit 1970 
im öffentlichen Dienst von 7 Prozent haben, 
das allein kostet den Staat fast 5 Milliarden 
jedes Jahr. 

Wir haben viele Vorschläge unterbreitet. 
Wir haben sogar die Wiener Bevölkerung auf­
gerufen, über einen Sparvorschlag abzustim­
men, nämlich die Unterlassung des Baues des 
Konferenzzentrums. Die Aktivbürger Wiens 
haben das mit absolut überzeugender Mehr­
heit angenommen. Dann kommt die SPÖ und 
sagt: Das ist für uns unbeachtlich! Dann 
kommt die SPÖ und sagt: Die Partei macht 
keine Sparvorschläge. - So geht es wirklich 
nicht, meine Damen und Herren! (Zustim­
mung bei der ÖVP.) 

Ich möchte insbesondere darauf verweisen, 
daß es einen Entschließungsantrag der Öster­
reichischen Volkspartei gibt, II-482 der Beila­
gen, wo wir ganz konkret - das ist der 
Antrag der Abgeordneten Sandmeier, Zitt­
mayr und Graf - Vorschläge zur Budgetein­
sparung unterbreitet haben. Dieser Antrag ist 
abgelehnt worden. Nicht viel später kommt 
ein Klubobmann der SPÖ und sagt: Wir haben 
gar keine Vorschläge. - Wir haben sie schon, 
aber sie wurden von der SPÖ abgelehnt. 

Ich glaube, das allein skizziert die Argu­
mentation des Dr. Fischer und was wir davon 
zu halten haben. (Beifall bei der ÖVP.) 12.31 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächste 
zum Wort gemeldet ist die Frau Abgeordnete 
Dr. Jolanda Offenbeck. Ich erteile es ihr. 

12.32 

Abgeordnete Dr. Jolanda Offenbeck (SPÖ): 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Sie 
werfen uns heute ununterbrochen vor, daß 
wir die Situation in Österreich zu rosig sehen 
und daß wir den Menschen nicht klipp und 
klar sagen, wie es um die Wirtschaft in Öster­
reich steht. Das ist keineswegs der Fall. Wir 
sehen durchaus alle Schwierigkeiten, die es 
nun einmal gibt, klar und deutlich. 

Wir wissen, in welch hohem Maß die Zinsen 
die Wirtschaft belasten. Wir wissen, wie 
schwierig es ist, in dieser Situation die 
Arbeitsplätze zu sichern. Wir wissen um die 
Stahlkrise. Und glauben Sie uns: Das Budget­
defizit macht uns auch große Sorgen. Es ist 
nicht so, daß wir dieses Budget mit einer rosa 
Brille sehen. Wir verweigern nicht die Diskus­
sion über dieses Budget und über alle diese 
Schwierigkeiten, sondern· wir sollten gemein­
sam Wege suchen, um Lösungen zu finden, 
denn alle Österreicher sitzen gemeinsam in 
einem Boot. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Man kann aber 
an einer Tatsache nicht vorbeigehen - ich 
war vor kurzem, anfangs voriger Woche, in 
England -: Man kann an der Tatsache nicht 
vorbeigehen, daß es den Menschen hier in 
Österreich weitaus besser geht, daß sie unter 
weitaus besseren Bedingungen als in anderen 
Ländern, zum Beispiel in England, leben. 

Deshalb glaube ich, daß die österreichi­
schen Sozialisten doch nicht eine so schlechte 
Politik und so schlechte Budgets gemacht 
haben können. Wir sind es gewöhnt, daß wir 
von Ihnen, meine Damen und Herren, immer 
wieder alljährlich und regelmäßig getadelt, 
gerügt und kritisiert werden. Das machen Sie 
seit elf Jahren! Aber trotz weltwirtschaftlicher 
Schwierigkeiten ist die Situation der Österrei­
cher besser als die Situation der Menschen im 
Ausland. 

Man spürt eben in dem konservativen Eng­
land der Frau Thatcher, daß die Preise gewal­
tig angezogen haben, nämlich um 12,8 Pro­
zent, daß es 13 Prozent Arbeitslose in diesem 
Land gibt und daß es eine gewaltige Jugend­
arbeitslosigkeit gibt. Man sieht es buchstäb­
lich in den Straßen, die Menschen sind zum 
Beispiel viel schlechter gekleidet als in Öster­
reich. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Während es in den anderen Ländern 
Armeen von Arbeitslosen gibt, kämpfen wir 
buchstäblich um jeden einzelnen Arbeitsplatz. 
Ich muß es wirklich noch einmal sagen - ich 
habe es schon einmal gesagt -: Es hat in der 
Geschichte der Republik Österreich noch nie 
einen Bundeskanzler gegeben, außer Kreisky, 
der mit den Betriebsräten und mit den Unter­
nehmern direkt Kontakt aufgenommen und 
sich den Kopf zerbrochen hat, wie man die 
Arbeitsplätze sichern und Lösungen finden 
kann. (Beifall bei der sm. - Zwischenrufe 
bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Langsam mer­
ken die Menschen nicht nur in Österreich -
nicht nur in Österreich! -, sondern auch in 
anderen europäischen Staaten, auf wen sie 
sich bei der Lösung der Probleme wirklich 
verlassen können. Ich muß auf die Wahlresul­
tate in Frankreich und in Griechenland hin­
weisen, und ich muß Ihnen auch sagen, daß 
die letzten Nachwahlergebnisse in England 
zugunsten der Sozialdemokraten ausgegan­
gen sind. Es ist eine Tatsache, daß immer 
mehr Menschen den Sozialisten Regierungs­
verantwortung übertragen. (Beifall bei der 
SPÖ. - Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Meine Herren von der Opposition! Sie 
lächeln. (Neuerliche Zwischenrufe bei der 
ÖVP.) Sie lächeln, Sie haben schon oft über 
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diese Methode, Arbeitsplätze zu sichern, gelä­
chelt, genauso wie Sie über die Reisen des 
Bundeskanzlers immer gelächelt und geätzt 
haben. Aber alle Reisen des Bundeskanzlers 
haben der Entspannung in der Welt gedient 
und sie haben zur Sicherung der Arbeits­
plätze in Österreich wesentlich beigetragen. 
Das möchte ich Ihnen sagen! (Beifall bei der 
SPÖ. - Zwischenrufe bei der Öv,P.) 

Alle Reisen haben der Reputation Öster­
reichs nicht geschadet, sondern nur genützt. 
Und so möchte ich hier, weil ich gerade aus 
New York komme, noch etwas sagen: Ein 
zweiter Österreicher, UNO-Generalsekretär 
Kurt Waldheim, hat weit über die Grenzen 
Österreichs hinaus Bedeutung in der Welt 
erlangt und dazu beigetragen, Krisen in der 
Welt beizulegen und den Entspannungsprozeß 
in der Welt zu fördern. Alle guten Wünsche 
von uns sind heute bei Kurt Waldheim, daß er 
die nächsten Wahlgänge - und ich hoffe, daß 
es nicht mehr allzuviele sind - für sich ent­
scheiden möge. 

Waldheim hat sich bewährt und gezeigt, 
daß bei ihm diese komplizierte Weltorganisa­
tion UNO in guten Händen ist. Gerade in der 
derzeit kritischen Weltsituation ist die Konti­
nuität in diesem Amt anzustreben und es ist 
zu wünschen, daß diese sensible Position der­
jenige erhält und daß derjenige in diese Posi­
tion gewählt wird, der über die größte Erfah­
rung verfügt und auch die nötige Reife besitzt. 
(Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordneten 
derÖVP.j 

Meine Damen und Herren! Wenn in dieser 
Budgetdebatte immer wieder vo~ Budgetdefi­
zit gesprochen wird, dann muß man doch 
sagen - und es ist ja auch heute schon von 
Klubobmann Fischer erwähnt worden -: So 
solide Staaten wie etwa Belgien, Schweden, 
die Bundesrepublik Deutschland, die Schweiz, 
aber auch die USA haben weitaus größere 
Pro-Kopf-Verschuldungen als wir. Wir stehen 
also noch nicht vor dem Ruin. So dramatisch, 
wie Sie das darstellen, ist die Situation nicht. 

Ich habe mir die betreffende Aufstellung 
herausgesucht - Sie alle haben sie in Ihren 
BUdgetunterlagen und können sie nachlesen 
-: Die Pro-Kopf-Verschuldung in D-Mark 
beträgt in Belgien 15 300, in Schweden 14 100, 
in der Schweiz 8000, in der Bundesrepublik 
Deutschland 7 500 und in Österreich 7 000. -
So ist die Situation, aber nicht so, als ob uns 
die Schulden schon über den Kopf wachsen 
würden. (Beifall bei der sm. - Zwischenrufe 
bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich wollte mich 
eigentlich nicht so sehr mit trockenen Zahlen 

auseinandersetzen, mit den trockenen Zahlen 
des Budgets, die auch vielfach bei der Jugend 
wenig Verständnis finden, sondern ich wollte 
mich mit der Jugendfrage besonders ausein­
andersetzen. Man muß sich die Frage stellen: 
Warum ist unsere Jugend an den materiellen 
Grundlagen unserer Republik so wenig inter­
essiert? - Mir scheint, daß die Frauen im 
besonderen Maße dazu berufen sind, sich mit 
diesem Thema zu beschäftigen, da die Erzie­
hungsaufgaben noch immer weitgehend in 
den Händen der Frauen liegen und den 
Frauen anvertraut sind. 

Unsere Jugend - das muß man sagen -
leidet nicht unter der furchtbaren Arbeitslo­
sigkeit, wie sie in anderen europäischen Län­
dern oder in Amerika besteht. Ich habe kürz­
lich in New York gehört, daß die Jugendar­
beitslosigkeit speziell unter den Schwarzen 
an der 45-Prozent-Grenze liegt und daß die 
Kriminalisierung natürlich dadurch noch 
mehr gefördert wird. 

Die Jugend besitzt bei uns - das muß man 
hier festhalten - mehr von jenen Lebensgü­
tern, die das Leben besser und bequemer 
machen, und Freiheit und Mitbestimmung 
sind ihnen eine Selbstverständlichkeit. Es ist 
gut so, daß ihnen das eine Selbstverständlich­
keit ist. Wir Älteren, die wir um die 50 Jahre 
alt sind, schenken den materiellen Vorausset­
zungen größere Beachtung. Das mag daran 
liegen, daß wir den Mangel lebenswichtiger 
Güter durchgemacht und den Krieg noch den­
kend erlebt haben. 

Man wirft unserer Jugend allzuoft Demo­
kratieverdrossenheit vor, ohne dies wirklich 
belegen zu können. Denn die Jugend zeigt 
heute in höherem Maße als bisher politisches 
Interesse und nimmt in höherem Maße am 
politischen Geschehen teil. Diese Tatsache ist 
erfreulich. Aber es ist nicht zu leugnen, daß es 
zwischen Jungen und Alten eine gewisse 
Kluft gibt. Die Ursache mag darin liegen, daß 
unsere Jugend heute bessere Bildungschan­
cen hat; weit bessere Bildungschancen als die 
ältere Generation. Unsere jungen Menschen 
zählen zu den bestausgebildeten Menschen 
der Welt. Auch das ist einer sozialistischen 
Regierung zu danken. (Beifall bei der SPÖ.) 

Unsere politisch interessierten jungen Men­
schen träumen von einer humaneren und 
friedlicheren Welt. Lassen Sie mich in diesem 
Zusammenhang ein paar Worte zur gegen­
wärtig so aktuellen Friedensbewegung sagen. 
Wir Sozialisten waren immer der Meinung, 
daß alle unsere Visionen von einer humane­
ren und besseren Welt nur im Frieden ver­
wirklicht werden können. Es ist uns daher lie­
ber, wenn die jungen Menschen für den Frie-
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den als für den Krieg marschieren. Ich 
möchte das hier ausdrücklich festhalten. 
(Neuerlicher Beifall bei der SPÖ.) 

Wir hoffen aber, daß diese große Friedens­
sehnsucht der Menschen von keiner Macht 
der Welt mißbraucht· wird. Es wäre schänd­
lich, wenn das der Fall wäre. Frieden ist für 
uns eine Frage der Vernunft, denn heute sind 
die Waffenpotentiale in der Welt so groß, daß 
das Überleben der Menschheit nur dann 
garantiert ist, wenn sie sich für den Frieden 
entschließt. Wenn die Menschheit überleben 
will, ist es Zeit, daß die Atomwaffen überall in 
der Welt, in Ost und West und in der Dritten 
Welt, geächtet werden. 

Deshalb sehen wir mit großer Hoffnung 
nun auf die Verhandlungen der Großmächte 
in Genf. Wir hoffen sehr und wir hoffen 
immer noch, daß sich die Großmächte dazu 
entschließen werden, in Zukunft auf Atom­
waffen überhaupt zu verzichten. Ich weiß, das 
ist gegenwärtig eine Hoffnung, aber vielleicht 
wird diese Hoffnung doch eines Tages Wirk­
lichkeit. Das wünschen wir uns! (Beifall bei 
derSPÖ.) 

Unsere jungen Menschen bekennen sich zu 
73 Prozent zur Ehe und wünschen sich einen 
treuen Ehepartner. Werte wie Liebe und 
Treue erfahren geradezu eine Renaissance in 
unserer Zeit. Diese Jugend ist weder demo­
kratieverdrossen noch schlecht, sondern sie 
ist die erste Generation, die nicht nur nach 
materiellen Werten strebt. Es ist eine Jugend, 
die nicht mehr glaubt, daß allein Wachstum 
selig macht - ich weiß, daß ich hier auch mit 
manchem meiner Freunde in Konflikt gera­
ten werde -, sondern die einen umfassenden 
Wertwandel vom materialistischen System 
weg durchmacht. In einer solchen Gesell­
schaft ist die Befriedigung primitiver Bedürf­
nisse eine Selbstverständlichkeit, und das 
Interesse wendet sich höheren Ansprüchen 
der Lebensgestaltung zu. 

So sollten wir die sogenannten Grünen 
nicht nur als Gefahr für die Demokratie 
betrachten, sondern als Menschen, die sich 
Sorgen um die Zukunft machen, die nach bes­
serer Lebensqualität streben, die sich nicht 
nur materiell niederschlägt. Nach einer lan­
gen Epoche des Kampfes der Menschheit 
gegen materielle Not sind wir nun - aller­
dings nicht alle auf dieser Welt, sondern nur 
die Menschen in den fortgeschrittenen Indu­
strienationen - in diese postmaterielle Phase 
eingetreten. Das ist doch eine erfreuliche Tat­
sache. 

Die Jugend, die Not und Krieg nicht mehr 
erlebt hat, geht in diesem Wertwandel, der 

sich nun vollzieht und auch vollziehen kann, 
voran. Dieser Jugend ist die Mitgestaltung 
einer freundlicheren Gesellschaft, dieser 
Jugend ist das Ideelle wichtiger als Geld. Die­
ser Jugend ist auch die Erhaltung der Land­
schaft, dieser Jugend sind schönere, grüne 
Städte wichtiger als Wirtschaftswachstum. 

Wir sollten mit dieser Jugend diskutieren. 
Wir sollten dieser Jugend die Hände reichen 
und sie bitten, in unseren Parteien mitzuar­
beiten. Was wir keinesfalls dürfen, ist, diese 
Jugend zu isolieren, sie in ein Jugendghetto 
drängen. Haben wir Verständnis für diese 
Träume unserer Jungen von einer besseren 
Welt! Machen wir ihnen unseren Standpunkt 
verständlich und klar! Erklären wir ihnen, 
warum wir, die ältere Generation, so materia­
listisch sind! Uns erscheint eben der Materia­
lismus noch immer die Basis, auf der man 
diese neue humanere Welt erbauen kann. 

Wir müssen uns aber alle, alle gemeinsam, 
als Demokraten mit den neuen Wertvorstel­
lungen der Jugend auseinandersetzen, mit 
dem neuen Pazifismus, mit den Grünen und 
auch mit den Frauenghettos der Alternativ­
gruppen. Wir müssen ihnen auseinanderset­
zen, daß nur Männer und Frauen gemeinsam 
diese Politik und diese Gesellschaft gestalten 
können, daß wir nur gemeinsam unser 
Schicksal bestimmen können. 

Was wir wollen, ist, daß unsere Demokratie 
und die derzeit bestehenden Parteien überle­
ben. Und sie können nur überleben, wenn sie 
sich mit diesen Gruppierungen auseinander­
setzen. Das möchte ich hier ausdrücklich 
sagen. Es muß uns gelingen, alle davon zu 
überzeugen, daß unsere Parteien, die Kam­
mern und die Gewerkschaften noch immer -
bei allen Mängeln, die mir wohl auch bewußt 
sind - die bestfunktionierenden demokrati­
schen Einrichtungen und Organismen sind. 

Wenn wir unserer Jugend ohne Mißtrauen 
und mit Verständnis gegenübertreten, wenn 
wir unseren Standpunkt nicht als Lehrmei­
ster, sondern als Freunde darlegen, dann bin 
ich hoffnungsvoll, daß sich dieses Gebäude 
der Demokratie, der Freiheit und Mitbestim­
mung, das wir sehr mühsam und unter 
schwierigen Bedingungen erbaut haben, gut 
weiterentwickeln wird. Wir müssen der 
gegenwärtigen Entwicklung schon deshalb 
mit großem Interesse begegnen, denn nicht 
uns gehört die Zukunft, sondern unserer 
Jugend. Diese Jugend wird auch die Verant­
wortung für die Weiterentwicklung unserer 
Gesellschaft zu tragen haben. Meine Damen 
und Herren! Das wollte ich zur Frage der 
Jugend sagen. Ich glaube, man muß sich wirk-
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lich intensiv mit dieser Frage auseinanderset­
zen. 

Zum Budget 1981 möchte ich sagen: Wir 
be~eic~nen es deshalb als ein Sparbudget, 
weIl WIr den Menschen nicht all das bringen 
können, was wir ihnen gerne bringen möch­
ten, aber wir bringen dennoch noch vieles 
(Ruf bei der ÖVP: Eine Neuheit!) Der Sozial~ 
sektor ist sichergestellt; und die Pensionen 
~erden mit 1. 1. um 5,2 Prozent erhöht. Das 
1st eine Tatsache! Die Bildungschancen 
meine Damen und Herren, werden nicht ver~ 
ringert, und wir werden keinen Numerus clau­
sus an den Hochschulen einführen, den wir 
aus .. anderen Staaten kennen. (Bei/all bei der 
SPO.) 

Es ist ein Budget, das die Leistungen des 
Bundes für die Familien erhöht. Wir erhöhen 
wieder die Familienbeihilfen beachtlich. Für 
die Kinder über zehn Jahre wird nun die 
Familienb~ihilfe von 1050 S a~ 1200 S ange­
hoben. ~el Ihnen .. unter der OVP-Regierung 
w~ren ~lese Erhohungen weitaus geringer. 
WIr erhohen die Geburtenbeihilfe von 16 000 S 
auf 19000 S und stellen sicher, daß eine 
Untersuchung der Kinder im dritten Lebens­
ja~r erfolgt. Also ich muß sagen, wenn das 
keme Fortschritte sind - bei allen Sparmaß­
nahmen -, dann weiß ich nicht, was über-
haupt ein Fortschritt ist. . 

Dieses Budget sichert für alle - fÜr Arbei­
ter, Angestellte, Bauern und Unternehmer -
die materielle Basis, auf die alle Bürger dieser 
Republik einen Anspruch haben. So muß die­
ses Budget gesehen werden. 

Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, stimmen, wie stets die Jahre 
zuvor, gegen dieses Budget, obwohl es ein 
Budget ist, das unter den gegebenen weltwirt­
schaftlichen Voraussetzungen die beste 
Lösung für alle Menschen in Österreich ist. 
Und. dazu bekenne ich mich! (Beifall bei der 
SPÖ.) 12.52 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
z~m Wort gemeldet hat sich der Abgeordnete 
DlPl.-VW. Josseck. Ich erteile es ihm. 

12.52 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck (FPÖ): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Meine verehrte Vorrednerin ist 
hier ~n einer sehr langen Passage, ehrlich 
gememt und ich darf sagen, mit sehr ernsten 
Worten, besonders auf das Thema Jugend ein­
gegangen. 

Erlauben Sie mir, daß ich gleich zu Anfang 
kurz repliziere. Frau Doktor! Auch wir Frei­
heitlichen - ich meine das genauso ehrlich, 

wie Ihre Worte waren - sind bereit, jeden 
Zipfel, wo es nur irgendwo möglich ist, zu 
ergreifen, der dazu führt, die Friedensgesprä­
che auf breiter Basis über Österreich hinaus 
zu führen. Nur hat mir eines gefehlt in Ihrer 
Passage: Friede ja, aber nicht Friede um 
jeden Preis. Für uns Freiheitliche nur Friede 
in Freiheit! Das möchte ich ausdrücklich fest­
halten. (Beifall bei der FPÖ. - Abg. Dr. 
Jolanda 0// e n be c k : Ich bin da ganz Ihrer 
Meinung!) Danke. 

Sie haben das Thema Jugend angeschnitten, 
und weil wir von der Jugend sprechen, muß 
ich sagen, es macht auch uns Freiheitlichen in 
der derzeitigen Situation die Arbeitsplatz­
frage große Sorge, die Arbeitsplätze für 
unsere jungen Leute, die aus der Schule kom­
men, und vor allem für - und das ist, glaube 
ich, heute die größere Problematik - unsere 
jungen Leute, die ein Hochschulstudium abge­
schlossen haben. Hier ist für die Zukunft ein 
Unruheherd zu sehen. Nicht, weil vielleicht 
die ältere Generation nicht bereit wäre, mit 
der Jugend zu sprechen, wie es die Jugend oft 
gern hätte, sondern ich sehe viel mehr die 
Sorge, einen möglichen Herd der Unruhe 
wenn es uns nicht gelingt, die Jugend s~ 
unterzubringen, daß sie in der Gemeinschaft 
für die Gemeinschaft, zielführend Arbeits~ 
plätze findet. Dann passiert natürlich in der 
Freizeit sehr leicht, wenn die Jugend auch 
nicht im Berufsleben gefordert wird, daß das 
ausufert, daß wir dann . Demonstrationen 
jeder Art haben. 

Aber ich will auch diese Demonstrationen 
nicht überbewerten. Ich hatte gestern ein 
Gespräch mit dem Kollegen Blecha. Er 
befürchtet diese Friedensdemonstrationen 
was ist, wenn in Wien auch 100000, 200000: 
300000 Leute marschieren? - Ich bin über­
zeugt, diese Leute marschieren nur dort, wo 
sie eine unsichere Zukunft vor sich haben. 
Uns muß es darum gehen, ihnen alles zu bie­
ten, eine gewisse Sicherheit, eine gewisse 
Ruhe auch im Land. Wir sind daher auch 
aus freiheitlicher Sicht jederzeit bereit, über 
Parteigrenzen hinaus zielführende Gespräche 
zu führen, gerade was unsere Jugend betrifft. 

Ich darf aber jetzt auf das Budget kurz 
zurückkommen und aus freiheitlicher Sicht 
feststellen: Es sind zwar im Budget für 1982 -
dies waren ja auch immer unsere freiheitli­
chen Vorstellungen - gewisse Schwerpunkte 
zu erkennen, weil man einfach in der Zeit 
nicht mit der Gießkanne drübergießen kann, 
um jedem ein bißehen etwas zu geben, aber es 
sind Schwerpunkte zu setzen. Aber nichtsde­
stotrotz bereitet uns große Sorgen die maß­
lose Überschuldung, der hohe Budgetabgang 
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auch wieder für das kommende Jahr, aber 
nicht deshalb, weil vielleicht Freiheitliche 
Unerfüllbares gefordert haben, sondern weil 
offensichtlich die Sozialisten, trotz Fischer 
Heinzis "Roten Markierungen" nicht bereit 
sind, einen Weg zu gehen, der ein Weg der 
Sparsamkeit sein müßte. 

Einige Vergleichszahlen dazu: 1971: Budget­
abgang 7,7 Milliarden, für 1982 sind 60 Milliar­
den prognostiziert. Nun, auf der Galerie wer­
den sich die Leute sagen: Was sind 60 Milliar­
den'? 60 Milliarden sind halt 60000 Millionen, 
das sind 60 000 Reihenhäuser. 

Ich habe mir auch folgendes errechnen las­
sen: In 1000-Schilling-Noten aufgestapelt 
wird das künftige Budgetdefizit für 1982 einen 
Berg von rund 7 000 m ergeben. Da hat man 
dann eine Vorstellung, was das ist: 60 Milliar­
den Schilling. 

Es fehlen uns aus freiheitlicher Sicht die 
echten Ansätze zum Sparen, vor allem wenn 
man dann sieht, daß besonders in allen Berei­
chen, in allen Ministerien, die ZentralstelIen 
überborden und weit über der Inflationsrate 
im Budget zunehmen. 

Ich habe unlängst einen sehr guten Aus­
druck gehört, der zutreffend ist für die Bud­
getpolitik, wie sie die Sozialisten in Öster­
reich betreiben: Die Diktatur der leeren Kas­
sen. Es wird eine Menge versprochen, aber 
man weiß heute noch nicht, wie man diese 
oder jene Dinge finanzieren beziehungsweise 
ob man sie überhaupt finanzieren kann. 

Was mich auch stört, das ist, daß nicht ehr­
lich und offen argumentiert wird. Man erin­
nert sich doch zu gut, daß die Sozialisten 
Anfang der siebziger Jahre, als auf der gan­
zen Welt, besonders in Mitteleuropa, noch 
Milch und Honig geflossen sind, behauptet 
haben: Das alles verdankt ihr Österreicher 
den Sozialisten! - Und jetzt, wo die wirt­
schaftliche Situation schlechter ist, jetzt sind 
es auf einmal nicht die Sozialisten, jetzt ist 
die Weltwirtschaftslage schuld. So, bitte, kann 
man doch nicht Politik machen: Wenn alles 
gut geht, wenn Milch und Honig fließen, sagt 
man: Das verdankt der Österreicher uns bra­
ven Sozialisten, aber wenn es dann einmal 
nicht mehr so geht, verweist man auf die 
Weltwirtschaftslage. 

Mir kommt auch der Herr Finanzminister 
derzeit so vor wie ein gescheiterter Totomillio­
när, überhaupt die Sozialisten: Gescheiterte 
Totomillionäre. Anfang· der siebziger Jahre 
wurde das Geld mit belden Händen zum Fen­
ster hinausgeworfen, wurden Geschenke ver­
teilt. Natürlich hat der reiche Onkel, der Toto­
millionär immer Freunde, die, scharen sich ja 

um ihn wie die Motten um das Licht, das hat 
sich auch in Wähler stimmen bis zu einem 
gewissen Grad dokumentiert. Und jetzt steht 
er halt da mit leeren Händen - der Herr 
Finanzminister ist ja jetzt schon wieder nicht 
da. Da gibt es Leute, die sagen: Salcher steht 
mit dem Tirolerhut am Stephansplatz und 
geht sammeln, weil er über die Budgetrunden 
nicht hinwegkommt. Er braucht gar nicht so 
weit zu gehen, um dort Geld zu sammeln oder 
Meinungen einzuholen, er könnte sich hier im 
Haus einige sehr gute Vorschläge von seiten 
der Oppositionsparteien mit nach Hause neh­
men. 

Er selbst befindet sich in der gleichen Situa­
tion wie der verarmte Totomillionär, der ja 
nicht ganz unverschuldet arm geworden ist, 
so wie halt jeder Totomillionär; da werden 
dicke Autos gekauft, dicke Autos gefahren. da 
gibt es hohe Repräsentationsausgaben in 
allen Bereichen. Dieser nicht ganz unver­
schuldet verarmte Totomillionär versucht 
noch in seiner letzten Not Geld zusammenzu­
kratzen, um den Lebensstandard, den er sich 
angewöhnt hat, weiterzuführen. 

Da kommt er halt auf so ausgefallene Ideen 
wie die Sparbuchsteuer und die Besteuerung 
eines 13. und 14. Monatsgehaltes. Ein anderer 
Kollege verlangte wieder volle Besteuerung 
der Überstunden. So, meine Damen und Her­
ren Sozialisten, werden Sie Ihr Budget nicht 
sanieren können! (Präsident T h a 1 h a m -
m er übernimmt den Vorsitz.) 

Zu den Ausreden, die den Leuten da immer 
wieder einfallen: Es ist ja fast unglaublich, 
wenn man sich darauf ausredet, daß die· 
schlechte Budgetlage auf die schlechte Wirt­
schaftslage zurückzuführen sei. 

Ja es kommt sogar einer auf die Idee zu 
sagen: Der Androsch hat uns das alles einge­
brockt. Ich möchte den Ex-Finanzministergar 
nicht verteidigen, aber der war doch nur Voll­
zugsorgan der "Roten Markierungen" , wie sie 
Heinz Fischer und seine Genossen vorgelegt 
haben; nichts anderes hat er gemacht. Ich 
glaube gar nicht, daß so viele eigene Ideen 
von ihm im Budget drinnen waren, denn sonst 
hätten diese wahrscheinlich besser sein müs­
sen. 

Man kann sich doch heute nicht darauf aus­
reden und sagen, der war schuld für die Welt­
wirtschaftslage. Wir Freiheitlichen haben 
schon vor Jahren und das, als noch Milch und 
Honig geflossen sind in Österreich, darauf 
hingewiesen, daß wir ä. la longue nur über die 
Runden kommen werden, wenn gespart wird. 

Eine Volksschulweisheit - beim Weltspar­
tag kann man das überall lesen -: Spare in 
der Zeit, so hast du in der Not! - Und was 
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machen die Sozialisten? Die wollen uns heute 
belehren: Spare in der Not, dann hast du Zeit 
dazu. - So kann man nicht Politik betreiben, 
so kann man vor allem nicht Budgetpolitik 
betreiben. 

Dabei ist es q.och sehr interessant, von Zah­
len zu sprechen: Im Budget gibt es halt zu 
viele rote Zahlen; da sieht man halt auch wie­
der, daß rote Zahlen keine guten Zahlen sind, 
wenn ich mir diesen Zahlenvergleich erlau­
ben darf. Aber bitte, auch nicht alle schwar­
zen Zahlen sind gut. (Zwischenruf des Abg. 
Graf.) 

Das hängt nur von der Hand ab, die den 
Griffel führt, Herr Präsident! (Abg. Dr. S te -
ger: In der verstaatlichten Industrie gibt es 
keine blauen Zahlen, nur rote und schwarze! 
- Abg. G r a b her - Me y er: Und das 
Ergebnis sieht man!) 

Ich darf hier einige Zahlen anführen, bevor 
ich auf den Themenkreis Verstaatlichte zu 
sprechen komme, weil der Herr Bundeskanz­
ler jetzt so interessiert zuhört. Es ist interes­
sant zu vermerken, daß, wenn man sich die 
Vergleichsziffern aus den Budgets der letzten 
zehn Jahre ansieht, dem Budget an Umsatz­
steuer - es ist erst zehn Jahre her, das ist 
aber schon viel zu lang für eine sozialistische 
Alleinregierung - rund 26 Milliarden Schil­
ling zugeflossen sind. Für 1982 rechnet man 
mit 100 Milliarden Schilling Umsatzsteuerzu­
fluß. 

Zu den Lohnsteuereinnahmen: 1970 waren 
es 14 Milliarden Schilling, für 1982 rechnet 
man mit 70 Milliarden Schilling Lohnsteuer­
einnahmen. Also gigantische Zuwächse, und 
nichtsdestotrotz sind die Sozialisten nicht in 
der Lage, ein ordentliches Budget auf die 
Beine zu stellen! 

Man denkt nur daran, Steuern zu erhöhen, 
obwohl man sich doch völlig im klaren sein 
muß, daß Steuerdruck, daß Abschöpfen, oder 
von mir aus nennen Sie es auch Abschröpfen, 
bestimmt nicht zum Ziel führt. Man soll jetzt 
nicht den Kopf in den Sand stecken, sondern 
der Bevölkerung ruhigen Gewissens sagen: 
Lieber Österreicher, von jedem Schilling, den 
du zum Beispiel als Geschäftsmann ein­
nimmst, zahlst du mindestens 84 Groschen an 
den Finanzminister. 

Es gibt Leute, die sehen Riesenumsätze. 
Leider Gottes gibt es auch in der Dialektik, 
wenn darüber diskutiert wird, wie gut die ver­
staatlichte Industrie doch dastehe, riesige 
Umsatzziffern. 

Und was bleibt am Schluß? - Der Großteil 
ist abzuführen an den Fiskus, und das, was 

übrigbleibt, das sind Bruchteile von Groschen. 
Aber man verlangt dann noch immer und 
glaubt noch immer, die Steuerschraube weiter 
anziehen zu können. 

Wenn die Frage der Arbeitsplatzsicherung 
auftaucht - mein Kollege Dkfm. Bauer hat es 
ja vorhin schon detaillierter angeführt-, so 
glauben wir Freiheitlichen, daß natürlich ein 
Budgetdefizit für die Gesamtwirtschaft von 
großem Nachteil ist, weil einfach nicht nur ein 
Druck auf die Kreditzinsen entsteht, sondern 
selbstverständlich ein gewisser Verdrän­
gungswettbewerb auf dem Kreditmarkt. 

Hier ist es dann äußerst schwierig für die 
private Investitionstätigkeit, das erschwert 
natürlich wesentlich die Finanzierung und 
hat weiters Auswirkungen auf die Arbeits­
plätze, die ja bitte nicht nur die Verstaatlichte 
und der Herr Bundeskanzler garantieren, 
sondern die im größten Ausmaß Österreich 
nach wie vor die private Wirtschaft garantiert. 

Kurz nur angemerkt nochmals die Frage 
der Arbeitsplätze, besonders für Jugendliche. 
Wir liegen sicherlich mit der Arbeitslosenzif­
fer - gesamt gesehen, mitteleuropäisch gese­
hen - noch in einer guten Situation, im guten 
Mittelfeld. Es ist aber bedenklich, wenn in 
den letzten Monaten die Arbeitslosenzahl für 
Jugendliche zwischen 18 und 25 Jahren um 
50 Prozent angestiegen ist. Das ist überpro­
portional hoch, das muß einem zu denken 
geben. 

Uns Freiheitlichen fehlen eben konkrete 
Aussagen, Zielvorstellungen nicht nur der 
SPÖ, sondern der Verantwortlichen, die das 
Budget erstellen, und hier im besonderen 
auch des Finanzm.inisters. Es gilt, Schwer­
punkte zu setzen, wie wir Freiheitlichen 
immer wieder sagen, und einer der Haupt­
schwerpunkte sind derzeit zweifellos die 
Arbeitsplätze für unsere Jugend. 

Daß natüdich im. Rahmen einer Budgetsa­
nierung eine Anzahl von steuerlichen Maß­
nahmen zu ihrem Recht kommen müssen, sei 
auch am Rande vermerkt, und ich erspare mir 
hier auf Details einzugehen und werde mir 
vorbehalten, das bei der nächstmöglichen 
Gelegenheit dem Herrn Finanzminister per­
sönlich zu sagen. 

Man muß sich doch auch im klaren sein, 
daß das Anziehen der Steuerschraube doch 
nur bis zu einem gewissen Grad geht. Um das 
zu erkennen, braucht man gar kein Wissen­
schaftler zu sein, und Wissenschaftler erklä­
ren sehr genau, daß der Moment des Umkip­
pens kommt. Dann kann der Finanzminister 
die Schraube noch so andrehen, so bekommt 
er immer weniger statt mehr. Und an diesem 
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Punkt ist Österreich nach unserer Ansicht 
angelangt. Daher bedarf es sicher steuerli­
cher Berichtigungen, dringend steuerlicher 
Berichtigungen, um damit auch die steuerli­
chen Einnahmen für den Finanzminister zu 
garantieren. 

Herr Bundeskanzler! Eine kurze Bemer­
kung zur verstaatlichten Industrie. An uns 
Freiheitlichen liegt es nicht, wenn die Frage 
der verstaatlichten Industrie, der finanziellen, 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten unnotwen­
dig - ich betone das Wort "unnotwendig" -
hochgeschaukelt wird, weil dadurch - und 
hier gibt es ja schon ganz konkrete Aussagen 
der Verantw~rtlichen in der verstaatlichten 
Industrie - international, ja fast weltweit, 
das Ansehen verschiedener Zweige unserer 
verstaatlichten Industrie gefährdet ist. Aber 
bitte, es muß - ich will nicht von Schuld 
reden - irgendwo doch ein Fehlverhalten 
auch geben, und nicht nur der verantwortli­
chen Geschäftsführung, sondern auch von der 
politischen Seite her, von Ihnen, Herr Bun­
deskanzler, als zuständigem Ressortchef für 
die verstaatlichte Industrie, daß die Verstaat­
lichte so in die Klemme gekommen ist, in 
Detailbereichen, sage ich ausdrücklich. 

Schuld ist sicher die Jahrzehnte hindurch 
geforderte endliche Sanierung der verstaat­
lichten Industrie, sprich: Aufstockung der 
Eigenmittel. Die Verstaatlichte war unterka­
pitalisiert. Jetzt bei der Hochzinspolitik wirkt 
sich das natürlich besonders tragisch aus bei 
einem Kreditsatz, der zum Teil über 14,15 Pro­
zent liegt. Dort ist eine Verantwortung von 
ihrer Seite mit eingebunden. 

Wenn wir Freiheitlichen - und wir haben 
hier im Haus noch vor Weihnachten Gelegen­
heit, zur verstaatlichten Industrie zu diskutie­
ren - der Kapitalzuführung zustimmen wer­
den, dann bestimmt nicht, um die zum Teil 
verfehlte Politik der Sozialisten in dem 
Bereich zu unterstützen und dazu bravo zu 
schreien, aber wir sind nicht bereit, diesen 
Streit oder diese Schwierigkeiten auf dem 
Rücken von mehr als 50000 Arbeitnehmern 
austragen zu lassen. 

Mir ist daher die Haltung der Österreichi­
schen Volkspartei nicht ganz verständlich. 
Wie die Herren aus dieser Schlinge, die sie 
sich selbst gelegt haben, herauskommen, dar­
auf bin ich schon sehr neugierig; vielleicht 
sagt es uns heute Dr. Taus. Oder Sie haben 
sich - doch das hoffe ich nicht, Herr Bundes­
kanzler - breitklopfen lassen nur um des 
Konsenses willen, den heute der Fischer 
Heinzi verdächtig großkoalitionär hochge­
spielt hat. Ob man vielleicht nur um des Kon­
senses willen im personellen Bereich bei der 

VOEST zu dieser komischen und langdisku­
tierten personellen Lösung gekommen ist. 

Wenn aber allein das der Grund bei der 
ÖVP sein sollte, daß man hier nur um Posten 
streitet und darauf herumreitet, um der Ver­
staatlichten das zu geben, was selbst die ÖVP 
Jahre hindurch gefordert hat, dann würde ich 
das nicht verstehen. 

, 

Es sei aber auch von diesem Platz gesagt, 
daß die ÖIAG gerade in dieser schwierigen 
Situation jetzt Versäumnisse nachzuholen 
hat, von denen sie bisher nicht Gebrauch 
gemacht hat. Die ÖIAG als Konstruktion und 
Vertreterin des Eigentümers - sprich: des 
Staates - muß selbstverständlich die Mög­
lichkeit des Einschaurechtes, einer gewissen 
Art von Kontrolle, aber auch Koordinierung 
haben. Solange es gut gegangen ist, brauchte 
man nicht so viel zu kontrollieren, solange 
Dividenden abgeworfen werden, wird man 
nicht so viel vom Einschaurecht Gebrauch 
machen. 

Aber wenn es jetzt darum geht, mühselig 
durch Steuermittel erwirtschaftete Schillinge 
der Verstaatlichten zuzuführen, dann ist es 
Pflicht und natürlich auch aus der Verantwor­
tung heraus Rechtens, daß der Eigentümer­
vertreter ÖIAG in gewissen Bereichen Ein­
schaurecht, Kontrollrecht, Koordinierungs­
recht bekommt. 

Mir ist es halt unverständlich, wenn einige 
der verantwortlichen Herren - und hier 
,meine ich besonders die ÖMV - sagen: Wir 
lassen uns nicht in die Karten schauen. Sie 
lassen sich nämlich in dem Augenblick nicht 
in die Karten schauen, wo sie beschließen, 
sich selbst einen 15. Monatsgehalt auszuzah­
len, und dadurch weniger Dividende an den 
Eigentümer Staat abführen. So kann man 
auch im verstaatlichten Bereich sicher nicht 
Wirtschaftspolitik betreiben. 

Ich darf hier auch noch eine Randbemer­
kung machen, weil es zum verstaatlichten 
Bereich dazugehört. Herr Bundeskanzler! Das 
ist die Frage einer allfälligen Flugzeugbe­
schaffung für das österreichische Bundes­
heer. Es geht mir nicht darum, mit dem Säbel 
zu rasseln, wie einige schon zu mir gesagt 
haben, als hättte ich nichts anderes im Kopf. 
Für mich ist das eine sicherheitspolitische 
Frage, und eine sehr stark wirtschaftliche 
Frage. Gerade jetzt, wo es sich abzeichnet, 
daß Sie unter Umständen doch nicht geneigt 
sind, eine Bestellung zumindest für einen Teil 
der Flugzeuge aufzugeben, steht auf einmal 
die Wirtschaft da und erklärt, was schon alles 
an Vorleistungen und Vorverhandlungen 
geschehen ist. 
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Gestern sagte Kollege Blecha zu mir, es sei 
nicht gerechtfertigt, wenn ich ihm Uninfor­
miertheit in dieser Frage vorwerfe, denn nach 
seinem Wissen sei da noch gar nichts gesche­
hen. - So ist das wirklich nicht. Man braucht 
ja doch nur dort zu fragen. Ich weiß nicht, aus 
welchem Grund heraus vielleicht die Verant­
wortlichen in verschiedenen Bereichen sagen, 
es sei nicht so tragisch. Aber bei Alu-Ransho­
fen sind eindeutig Versuche gestartet und 
auch Werkzeuge entsprechend umgerüstet 
worden, um Versuche mit Flugaluminium zu 
machen. Das kostet doch etwas. Schaffen wir 
es ab, brauchen wir nicht mehr, macht ja 
nichts, sind ja nur einige Millionen hinausge­
feuert. 

Die VOEST wird daran nicht eingehen, 
davon bin ich überzeugt, wenn die Geschäfte 
mit Franzosen nicht zustande kommen. Aber 
es wäre gut, wenn in einem Bereich, wo die 
VOEST neu einsteigt, Mikroprozessoren 
erzeugt, in die Elektronik gehen will, mit 
einem Land wie Frankreich, das in der Elek­
tronik ja hervorragend liegt, ein Erstauftrag 
anlaufen würde, denn so weit sind die Ver­
handlungen gediehen. 

Oder: Bei der VEW - ich sage das, weil ich 
den Kollegen Fauland im Steireranzug dort 
oben sehe - ist es doch schon so weit gedie­
hen - ich entnehme das der Zeitung -, daß 
die größte Spindelschlagmaschine der Welt 
Anfang des Jahres bei der VEW in Betrieb 
geht, weil man im Gespräch mit den Franzo­
sen schon so weit gekommen ist, daß für Flug­
zeugkomponenten, aber nicht nur für Militär­
maschinen, auch für die Zivilluftfahrt, die 
VEW tätig werden könnte. 

Von Steyr möchte ich gar nicht reden: 
Anschlußaufträge an die Jeeps. 

Oder: Ob Swarovski die Aufträge für die 
Ferngläser bekommt, sei dahingestellt. 

Also man kann doch die Dinge nicht vom 
Tisch wischen, wie es auch Sie gemacht 
haben, Herr Bundeskanzler, und sagen, Sie 
sehen da überhaupt keinen Zusammenhang. 
Es geht nicht an, zu sagen: Ich, Kreisky, fliege 
in die Emirate, ich bringe mindestens das 
Doppelte von dem herein, was das Geschäft 
mit den Franzosen bringt. Aber es sind auch 
Langzeitgeschäfte, die die Franzosen angebo­
ten hätten, daher diese meine Einwendungen. 
(Zwischenruf des Abg. S t ein bau er.) Sie 
fliegen ja von alleine, Herr Kollege! 

Ich darf noch einmal auf einen Schwer­
punkt zurückkommen, und zwar betrifft das 
die Bauwirtschaft. Uns fehlt - und das war 
richtig hier vom Rednerpult vom Kollegen 
Bauer angeschnitten -, daß ein Schwerpunkt 

im Budget die Bauwirtschaft hätte sein müs­
sen. Und gerade für einen sehr energischen 
Bautenminister Sekanina, der es wirklich ver­
steht, jeden Schilling zielführend einzusetzen, 
wäre es dafürgestanden, mit seinem Ressort 
einen Schwerpunkt zu setzen, weil - und das 
ist unbestritten - der Hochbau und beson­
ders der Wohnungsbau doch immer ein gewis­
ser Gradmesser für Prosperität und Wirt­
schaftlichkeit in einem Land sind. 

Wenn wir zurückdenken: Die Zeit nach dem 
Krieg, wo ist de~n alles aufgebaut worden, wo 
hängt denn alles zusammen, seien es LKW, 
sei es die Frage Semperit mit Reifen, seien es 
Zulieferungsbetriebe bis hinein in die ver­
staatlichte Industrie, Baustahlgitter, womit 
hängt es denn zusammen? - Mit dem Woh­
nungsbau, mit dem Hochbau. Und der liegt 
derzeit derart darnieder, daß das Ärgste zu 
befürchten ist. 

Wenn von Ihnen beziehungsweise vom 
Finanzminister oder vom Budget aus keine 
Impulse in die Bauwirtschaft gehen, dann 
nützt uns die gesamte Diskussion um die Ver­
staatlichte, um die Stahlkocher, nichts, denn 
der Grund für eine Prosperität ist nach wie 
vor noch immer die Bauwirtschaft. Das fehlt 
uns. Hierüber wurde nicht eine einzige 
Bemerkung im Zusammenhang mit dem Bud­
get gemacht. 

Ich bin am Ende meiner Ausführungen. Aus 
freiheitlicher Sicht: Wir wollen nicht schwarz­
malen. Wir ')ehen, daß wir dort, wo gute 
Ansätze sind, verschiedenen Budgetbereichen 
unsere Zustimmung geben können, einigen 
darüber hinaus nicht nur im Votum, sondern 
wir sehen zumindest auch in der Argumenta­
tion einige Ansatzpunkte, die gut sind. 

Aber wenn - ich darf zum Anfang zurück­
kommen - die SPÖ oder die sozialistische 
Alleinregierung nach wie vor glaubt, mit den 
"Roten Markierungen" am richtigen Weg zu 
sein, dann muß ich sagen: Aus freiheitlicher 
Sicht sehen wir diesen Weg mit diesen "Roten 
Markierungen" nicht. (Beifall bei der 
FPÖ.) 13.19 

Präsident Thalhammer: Zum Wort gemel­
det hat sich der Herr Abgeordnete Dr. Taus. 
Ich erteile es ihm. 

13.20 

Abgeordneter Dr. Taus (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Überraschenderweise haben einige mei­
ner Vorredner zur Friedenspolitik gespro­
chen. Ich persönlich habe es immer für ein 
positives österreichisches Spezifikum gehal­
ten, daß wir in Österreich über Friedenspoli-
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tik bisher gar nicht diskutiert haben. Meine 
Meinung und, ich hoffe, auch die vieler ande­
rer war die, daß es in diesem Land bei der 
überwältigenden Mehrheit der Bevölkerung 
und auch bei denen, die sie vertreten, den 
Politikern, überhaupt keine Diskussion dar­
über geben kann, daß dieses Land eine Frie­
denspolit*- betreibt. 

Das heißt, wenn es irgendwo einen Kon­
sensbereich gibt, um dieses zurzeit strapa­
zierte Wort hier zu gebrauchen, dann muß es 
das im Bereich der Friedenspolitik ohne 
Anstrengung für alle Beteiligten geben. Dar­
über, meine Damen und Herren, muß nicht 
viel geredet werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Nun aber gestatten Sie mir, daß ich noch 
auf einige Punkte in den Ausführungen mei­
ner Damen und Herren Vorredner hier ein­
gehe. Zunächst einmal zum Herrn Dr. 
Fischer. Er ist im Moment nicht im Saal, aber 
ich darf vielleicht doch einige Sätze zu seinen 
Ausführungen sagen. Das eine oder andere 
von dem, was er hier gemeint hat, hat ja recht 
plausibel geklungen, vor allem sein Beispiel, 
wenn . die ÖVP eine Forschungsmilliarde 
möchte, dann muß sie dagegen 4000 Arbeits­
plätze einsparen, und ähnliche Dinge mehr, 
die vielleicht in dem einen oder anderen Ohr 
ganz gut klingen mögen, auch der Vorwurf, 
die ÖVP hat keine Abänderungsanträge zum 
Budget gestellt. 

Meine Damen und Herren! Eine ganz 
grundsätzliche Feststellung dazu: Es wird 
auch vom Institut für Wirtschaftsforschung in 
der jüngsten Darstellung des Budgets 1982 
mit Sperrfrist vom 30. November bestätigt, 
daß es im österreichischen Staatshaushalt 
eine ganze Reihe von schwerwiegenden Pro­
blemen gibt, die uns letztlich alle angehen. 

. Das Wirtschaftsforschungsinstitut sagt deut­
lich: Der Anstieg des Finanzschuldenaufwan­
des und der Sozialausgaben geht primär zu 
Lasten der Ausgaben für Investitionen und 
Investitionsförderung, weil nur dort noch ein 
gewisser Handlungsspielraum besteht. Ich 
möchte nur diesen einen Satz herausnehmen. 

Das heißt: In der österreichischen Budget­
politik und damit in diesem Budget, über das 
wir hier diskutieren - darüber redet die ÖVP 
seit einigen Jahren, weil sich das schon ange­
kündigt hat -, ist der Handlungsspielraum 
für das, was wir konjunkturpolitisch jetzt 
brauchen würden, weitgehend verloren. 

Daher muß die Budgetpolitik jetzt versu­
chen, diesen wirtschaftspolitischen, Hand­
lungsspielraum wieder zu gewinnen. Wie 
kann sie das machen? Sie kann das machen, 
indem sie beginnt, Schwerpunkte langsam 
anders zu setzen. 

Natürlich kann man jetzt dieses Andersset­
zen von Schwerpunkten, und genau das ist es, 
was die Österreichische Volkspartei verlangt, 
Kurswechsel nennen. Aber Sie sind ja selber 
dabei, diesen Kurswechsel vorzunehmen, es 
gelingt Ihnen nur nicht sehr gut, und Sie wol­
len es halt anders nennen. Aber es ist, glaube 
ich, korrekt, wenn man sagt, hier soll ein 
Kurswechsel vorgenommen werden. (Beifall 
bei der ÖVP.) Es geht ja doch überhaupt um 
gar keine andere Frage. 

Gerade vorhin hat der Herr Abgeordnete 
Josseck erklärt, daß es im Hochbau und in der 
Bauwirtschaft so große Schwierigkeiten gibt. 
Selbstverständlich hat das Budget hier einen 
zu geringen Handlungsspielraum, um dort 
nachzulegen - ich sage das so deutlich -, um 
dort zu versuchen, die Konjunktur und damit 
die Arbeitsplätze zu halten. Das ist es, was 
man unter Kurswechsel versteht, das ist es, 
was wir sagen, und es wird uns ja jetzt auch 
vom Wirtschaftsforschungsinstitut bestätigt, 
daß es auch in Ansätzen nicht gelungen ist. 
Wobei ich durchaus der Auffassung bin, daß 
man das nicht mit einem Mal machen kann, 
sondern daß Änderungen und Weichenstellun­
gen relativ langsam vor sich zu gehen haben. 

Es mag politisch geschickt sein, wenn der 
Herr Dr. Fischer ein paar Beispiele von 
irgendwelchen seitlichen Arabesken bringt 
und meint, eine Milliarde hier mehr und 4 000 
Arbeitsplätze dort weniger. Aber, meine 
Damen und Herren, ein Gag ändert noch 
nicht die Situation, in der sich Österreich im 
Moment befindet. Was wir alle wollen und 
was insgesamt gesehen das Interesse von 
jedem Österreicher ist, gleichgültig, welche 
Partei er wählt, ist eine Situation, in der es 
uns wirtschaftlich so gut wie möglich geht. 
Niemand in diesem Hause möchte etwas 
anderes haben, als daß es wirtschaftlich ver­
nünftig geht, und dazu gehört eben eine 
gewisse Umorientierung der Budgetpolitik. 
Wir sagen dazu Kurswechsel, und dabei wer­
den wir bleiben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Nun aber ein weiterer Punkt. Es ist heute 
sehr viel, auch vom Herrn Abgeordneten Dr. 
Fischer, über Konsens gesprochen worden. 
Man gewinnt dabei den Eindruck,. als wäre 
das Reden über Konsens in einer parlamenta­
rischen Demokratie etwas ganz Besonderes. 
Aber das ist es überhaupt nicht, es ist über­
haupt nichts Besonderes. 

Ich sage Ihnen meine Auffassung dazu: Der 
Konsens ist selbst in einem Regierungs-Oppo­
sitions-System das Normale. Die Entschei­
dung durch Mehrheit ist nur die unvermeidli­
che Notlösung dort, wo der Konsens nicht 
erreicht werden kann. 
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Daher ist das Reden über Konsens über­
haupt nichts Besonderes, denn Konsens ist in 
meinen Augen und nach meinem Demokratie­
verständnis - ich bin Gott sei Dank hier 
nicht allein - der normale Weg, wie sich in 
einer Demokratie, in einer parlamentarischen 
Demokratie die politische Willensbildung 
abzuspielen hat. (Beifall bei der OVP.) 

Wer auf der einen Seite Konsensbereit­
schaft als Schwäche auslegt, oder wer ande­
rerseits den mühsamen und steinigen Weg 
hin zu einem Konsens für verlorene Zeit hält 
und die Mehrheit einsetzen will, von dem 
glaube ich, daß er die geistigen Wurzeln der 
Demokratie nicht ganz akzeptieren will. Das 
ist es, wogegen ich mich persönlich wehre. Ich 
akzeptiere, daß eine Mehrheit diese ihre 
Mehrheit einsetzt. Das akzeptiere ich, das ist 
legitim. Aber sie hat es erst dann zu tun, vor 
allem in wichtigen Fragen, wenn sie sich 
bemüht, echt bemüht hat, daß eine größtmög­
liche Übereinstimmung, eben ein Konsens, 
stattfindet. 

Ich habe jetzt nur ein etwas ungutes Gefühl 
im Magen. Ich habe mich immer dazu 
bekannt, meiner ganzen Überzeugung nach, 
wie Demokratie vor sich gehen soll, daß es auf 
dem konsensualen Weg, auf dem Weg der 
Übereinstimmung gehen soll. Ich habe nie ein 
Hehl daraus gemacht. Ich bin auch froh, daß 
jetzt viel vom Konsens die Rede ist. 

Aber ich habe hier eine Befürchtung, die 
mich nicht ganz losläßt. Diese Befürchtung 
ist, daß Konsens von der Mehrheit ausschließ­
lich als ein taktisches Instrument verstanden 
wird. Wenn die Probleme recht groß werden 
- und sie sind im Moment recht groß -, 
dann redet man auch vom Konsens, aber aus­
schließlich unter dem Gesichtspunkt der Mit­
verantwortung. Über das Mitentscheiden wird 
schon viel weniger geredet. Es fällt dann das 
unschöne Wort: Die binden wir dazu ein, die 
verhaften wir, daß sie dann auch mit dabei 
gewesen sind. 

Ich halte das für ein Mißverständnis, wobei 
man mich selbst aber nicht mißverstehen soll. 
Hier geht es gar nicht um eine Mitregierung, 
um Pakte oder ähnliches mehr. Aber eines ist 
klar: Wenn man sich über wichtige Fragen 
einigt, gleichgültig, welche Partei, dann ist 
das eine Vereinbarung, weil das im Leben und 
auch im politischen Leben immer so ist. Es 
geht ja gar nicht anders, als daß eben die Mei­
nungen beider oder vieler, wer halt immer 
hier mitwirkt, in den endgültigen politischen 
Willensbildungsprozeß einfließen. Das kann 
man Vereinbarung nennen, das kann sich in 
einem Gesetz ausdrücken, das kann sich über­
all ausdrücken,' bis zu einem Entschließungs-

antrag oder was immer hier kommt. Das ist 
doch die entscheidende Frage. 

Ich hätte also hier, wenn schon so viel vom 
Konsens die Rede ist, doch eine Bitte an alle, 
nämlich den Konsens nicht taktisch zu miß­
brauchen (Beifall bei der OVP). weil man 
damit mehr zerschlägt, als man vielleicht bei 
irgendeiner Einigung erreichen kann. 

Aber dann noch zwei Sätz~ zur Budgetpoli­
tik und zu dem, was man eben Kursänderung 
von unserer Seite aus nennt. Daß Sie es nicht 
gerne haben wollen, sehe ich ein. 

Sehen Sie, warum muß man unserer Mei­
nung nach den Kurs ändern? Wir haben ja ein 
Budgetkonzept vorgelegt, das gar keine popu­
lären Maßnahmen enthalten hat. Das wissen 
wir schon. Das ist auch in den eigenen Reihen 
durchaus nicht so ganz eindeutig akzeptiert 
worden. Heute denkt man vielleicht ein biß­
chen anders darüber als noch vor ein paar 
Jahren, wie das halt immer so ist. Aber wir 
haben schon gewußt, daß nicht alles populär 
sein kann. 

Aber worum geht es jetzt? Die Regierung 
hat - und jetzt komme ich auch auf das, was 
der Dr. Fischer gesagt hat in seinen Ausfüh­
rungen. Er hat erklärt: Der Opposition würde 
keine Perle aus der Krone fallen oder so ähn­
lich, wenn sie akzeptieren würde, daß wir eine 
relativ niedrige Inflation haben, daß wir die 
Vollbeschäftigung ganz gut gehalten haben 
urid daß wir unser soziales Sicherheitsnetz 
aufgehalten haben. 

Mir fällt überhaupt keine Perle aus der 
Krone, wenn ich sage, daß wir eine recht gute 
Beschäftigung haben, wenn ich sage, daß wir 
das soziale Sicherheitsnetz gehalten haben, 
wenn ich sage, daß unsere Inflation zwar jetzt 
leider Gottes steigt und schon ein bißchen zu 
hoch ist. Aber da fällt mir überhaupt keine 
Perle aus der Krone. 

Und es fällt mir auch keine Perle aus der 
Krone, zu sagen: Sie regieren jetzt seit elfein­
halb Jahren, und natürlich schreiben Sie es 
sich auf Ihre Fahnen. Selbstverständlich. Ob 
Sie jetzt zu 100 Prozent dafür können oder 
nur zu 50 Prozent oder nur zu 30 Prozent, ist 
egal. Wer regiert, schreibt sich eben das, was 
passiert, auf seine Fahnen. Aber er muß sich 
auch auf die Fahnen schreiben lassen, was bei 
ihm schiefgeht, das ist die andere Seite der 
Medaille. (Beifall bei der OVP.) 

Nun, was war denn die Budgetpolitik? Die 
hat angesetzt mit einem klassischen Keynes­
ianismus. Das haben wir übrigens 1958 auch 
schon einmal gemacht und dann vielleicht 
auch in den sechziger Jahren, in den ersten 

636 
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Jahren der ÖVP-Alleinregierung. Das heißt, 
wir haben gesagt: Wir nehmen höhere Schul­
den in Kauf und werden das Konjunkturtief 
durchtauchen. 

Das war der Ansatzpunkt der sozialisti­
schen Budgetpolitik, wobei Sie - und das ist 
der Fehler gewesen, unter dem wir heute lei­
den - das Hineinheizen zu einer Zeit begon­
nen haben, als wir noch eine Hochkonjunktur 
gehabt haben, und unter dem leiden wir 
heute. (Abg. Dr. Mo C k: 1974/) 1973/74. Wenn 
das 1975 gewesen wäre, 1976, hätte ja kein 
Mensch darüber geredet. Aber Sie haben zu 
früh damit begonnen, weil Sie geglaubt 
haben, Sie können noch höhere Wachstumsra­
ten herauspressen, die Wirtschaft ist ohnedies 
manipulierbar. - Und das ist ja die Diskre­
panz, über die wir heute hier diskutieren. 

Und was haben wir jetzt? Jetzt haben wir 
natürlich riesige, wenn Sie wollen, Konsum­
ausgaben im Budget, wir haben im Bereich 
der öffentlichen Hand investiert. 

Aber wir haben heute überhaupt keinen 
Spielraum. In den produktiven Apparat der 
Wirtschaft Stützen hineinzugeben, was not­
wendig wäre, dafür sind die Mittel zu eng. 

Ich gehe gar nicht soweit, daß ich sage, die 
öffentlichen Ausgaben müssen eingeschränkt 
werden, das kriegt man ja nicht hin, sondern 
wir sagen, sie sollen weniger stark steigen, 
und das Schwergewicht soll in den produkti­
ven Sektor für den Strukturwandel der Wirt­
schaft hineingehen. Das ist alles, was wir mei­
nen, gar nichts anderes. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und genau das ist es, was im Budget eben 
nicht gemacht wurde. Ich sehe es schon ein, 
unter den Verhältnissen, unter dem Zwang, 
was immer nun hier passieren kann. 

Wir sind einem Strukturwandlungspro­
zeß unterworfen, der vom Ausland zu uns her­
einkommt. Ein kleines Land muß ja immer 
schauen, daß es schön mitf'ährt und daß es, 
wenn es ein entwickelter Industriestaat ist, 
mithält. Das heißt, daß es versucht, nicht 
zurückzufallen. 

Und das ist das Problem der verstaatlichten 
Industrie. Ich kann hier von der Österreichi­
schen Volkspartei mit einem gewissen Stolz 
sagen, daß wir ein jahrzehntelanges Diskus­
sionsthema wirklich entkrampft haben. Für 
uns ist das Problem "Verstaatlichte Indu­
strie" mit dem Eigentümer Staat kein innen­
politisches Problem, keine Zerreißprobe für 
die Partei. Es ist auch kein ideologisches Pro­
blem für uns, sondern wir sagen: Ob private, 
ob verstaatlichte Industrie, wichtig ist, daß sie 
gewinnträchtig arbeiten, daß sie ordentlich 

Steuern zahlen, daß sie, wenn es geht, indu­
striell an der Spitze stehen in der westlichen 
Welt, daß sie so gut wie möglich sind, private 
und verstaatlichte. Das ist das Anliegen unse­
rer Politik, aber nicht, daß man ein ideologi­
sches Zauberspiel aufführt. (Beifall bei der 
OVP.) 

Und da liegt nun das Problem. Nicht, daß 
wir dem im Haus liegenden Gesetzentwurf 
nicht zustimmen wollen. Das ist nie gesagt 
worden. Schon 1978 ist von der ÖVP gesagt 
worden: Das rennt euch schief! Macht doch 
etwas! Wir sind ja nur die Minderheit. Wir 
haben hier Anträge gestellt, wir sind auch 
prompt niedergestimmt worden, weil man 
geglaubt hat, es geht anders. 

Der Herr Dr. Fischer hat gesagt: Dann soll 
man es doch wenigstens jetzt machen. Wir 
sind damals sparsam gewesen, weil ihr das zu 
früh gesagt habt. Jetzt ist es notwendig. -
Ganz falsch, jetzt ist es teurer! Hätte man es 
früher gemacht! Es ist immer dasselbe in der 
Wirtschaft: Was man früher macht, ist billiger, 
was man später macht, ist teurer. (Zustim­
mung bei der OVP.) Hier hat er falsch argu­
mentiert. 

Jetzt nehme ich ein Beispiel heraus. Sehen 
Sie, ich habe mir hier den ÖIAG-Bericht her­
ausgenommen, der 1979 veröffentlicht wurde 
- ich arbeite mit keiner Zahl, die nicht publi­
ziert ist -, und darin kommt eine Mentalität 
zutage - ganz unbewußt, ich glaube nicht ein­
mal, daß die Kollegen, die das verfaßt haben, 
irgendeine böse Absicht gehabt haben, nicht 
die geringste -, darin kommt also eine Men­
talität zutage, die dem notwendigen Struktur­
wandel entgegengesetzt ist. 

Ich habe den Bericht 1979 und nehme mir 
hier die Kurzbilanz der VOEST-Alpine her­
aus, die Jahre 1978/79 betreffend, zurücklie­
gend, gar nicht aktuell. Schon 1978/79 hat die 
VOEST negativ bilanziert, das heißt, sie hat 
Verluste gemacht, mußte Rücklagen auflösen 
und, und. Das ist ja publiziert worden, das 
weiß jeder auch anderswo. 

Und nun kommt das Entscheidende. Der 
Bericht beginnt damit: 

"Das Geschäftsjahr 1979" - das immerhin 
ordentlich Verluste gebracht hat - "brachte 
eine fühlbare Belebung der Geschäftstätigkeit 
und damit auch eine Umsatzausweitung um 
7th Prozent auf 31,3 Milliarden Schilling." 

Sehen Sie, das ist die Tonnen- und Umsatz­
mentalität, und mit der richtet man eine 
Firma zugrunde. Das geht nicht. (Beüall bei 
der OVP.) Das heißt also: Da drinnen liegt es. 
Ganz unbewußt, aber entlarvend. Das geht so 
nicht. 
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Nächster Punkt, ich blättere nur um. Dann 
steht weiter drinnen: 

"Die Ertragslage der Gesellschaft hat sich 
im Jahre 1979 deutlich entspannt. Ohne Auflö­
sung von Rücklagen ergab sich ein Perioden­
verlust von 71 Millionen Schilling." 

Das wird als Erfolg gefeiert. Das heißt, man 
feiert Verluste als Erfolg, weil es ohnehin 
nicht so groß ist und geht. Dabei ist das Eigen­
kapital von 1978 auf 1979 - offen ausgewie­
sen - um mehr als 500 Millionen geringer 
geworden und die Verschuldung um 5 Milliar­
den höher. 

Sehen Sie, das heißt also: Statt daß hier 
gesagt wird, wir müssen umstrukturieren, wir 
müssen jetzt etwas machen, da muß sich 
etwas ändern, war man zufrieden. Man hat 
gesagt: Der Umsatz weitet sich aus, wir haben 
Aufträge, alles bestens - nur, ich verdiene 
nichts mehr damit. Und! bekanntlich kann ich 
auf die Dauer einen Arbeitsplatz und eine 
Firma nur halten, wenn sie etwas verdient 
wenn der Arbeitsplatz positiv ist. Jetzt kan~ 
man nicht immer verdienen. Es gibt schon 
Perioden, die man durchstehen muß wo man 
im Verlust ist. Niemand ist der Wundermann, 
der ununterbrochen Betriebe in hohem 
Gewinn hält. Da gibt es nur wenige. Aber im 
Prinzip geht es um die Mentalität, daß man 
sagt: Ach Gott, wir haben ohnehin viel 
Umsatz. Niemand redet vom Gewinn, vom 
Ertrag. . 

Jetzt ist das gar kein kapitalistischer Stand­
punkt oder ein Aktionärsstandpunkt, sondern 
das ist ein Existenzsicherungsstandpunkt. 
Denn dann muß man eben zum Steuerzahler 
gehen, wie das jetzt ist, wobei ich durchaus 
zugebe, daß das in vielen Ländern passiert 
und auch in anderen Stahlindustrien passiert. 

Aber es ist noch etwas passiert, Herr Bun­
deskanzler. Ich zitiere jetzt nur einen Teil aus 
meiner eigenen Erfahrung. Ich habe mir das 
herausgeschrieben. Das neue Booz-Allen-Gut­
achten - ich habe einmal mit jemand disku­
tiert, der mir ein paar Sachen gesagt hat -
habe ich nicht studiert, aber ich habe natür­
lich das Gutachten aus 1968 sehr genau stu­
diert. Ich kann mich genau erinnern - darum 
habe ich mir die Passagen hier herausge­
schrieben -, daß wir im Jahre 1968 - ich will 
jetzt sehr global sein - in der Eisen- und 
Stahlindustrie ungefähr drei Viertel der 
Umsätze im Hüttenbereich gemacht haben 
mit zwei Dritteln der Belegschaft, allerdings 
dort nur die Hälfte der Gewinne hatten, und 
mit einem Viertel der Belegschaft, mit einem 
Viertel des Umsatzes im firial- und weiterver­
arbeitenden Betrieb, damals schon das Zen-

trum der Gewinne, ungefähr die Hälfte der 
Gewinne hatten. 

Das war damals das Booz-Allen-Gutachten. 
Das haben wir ohnehin gewußt. Aber es ist ja 
immer so: Wenn ein Ausländer .etwas fest­
stellt in diesem Land, dann gilt das ja als 
etwas Besseres. Daher zitiere ich Booz-Allen. 

Daraufhin haben wir damals gesagt: Fein, 
bezüglich der Hütte werden wir schauen, daß 
sie immer konkurrenzfähig bleibt, nicht 
zuviel expandieren. Aber wir versuchen, rela­
tiv stark nun in den Finalbereich zu gehen. 
Und Sie erinnern sich: Nach einer harten, 
innerparteilichen Diskussion in der ÖVP ist 
es damals gelungen, die Türen aufzustoßen 
und die Verstaatlichte in den Finalbereich 
hineinzulassen. 

Und nun kam die nächste Geschichte, und 
das ist das Entscheidende: Das neue Booz­
Allen-Gutachten soll gesagt haben, daß man 
jetzt in der Hütte die geringeren Verluste und 
im Finalbereich viel größere Verluste macht. 

Herr Bundeskanzler! Dort ist etwas pas­
siert, das der Generallinie völlig danebenge­
lungen ist. Da stimmt etwas nicht, das muß 
man sich anschauen. 

Und jetzt kommt unsere Überlegung, und 
zwar unsere Überlegung zu dem in Rede ste­
henden Gesetzentwurf, der da ist. Ganz ein­
fach. Herr Kollege Josseck hat vorhin gesagt, 
daß sie selbstverständlich zustimmen werden, 
na klar, und daß die ÖVP in einer Schlinge ist, 
in der sie sich gefangen hat. (Zwischenruf des 
Abg. Dipl.-Vw. J 0 s 5 eck.) 

Herr Dipl.-Vw. Josseck! Wir sind in keiner 
Schlinge. Wissen Sie, wer in einer Schlinge 
ist? Wir sind leider Gottes in diesem Bereich 
in Österreich, gesamtwirtschaftlich gesehen, 
in einer Schlinge. Und was wir wollen, ist, daß 
wir uns alle herausziehen. Wir wollen ja das 
Boot nicht anbohren, in dem wir sitzen. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Jetzt verlangen wir gar nichts Überdimen­
sioniertes, überhaupt nichts, wir stellen keine 
Bedingungen. Haben Sie keine Angst, daß 
hier schwarze Positionen gefordert werden, 
wiewohl ich zugebe, daß in der Wirtschaft 
schwarze Zahlen noch immer das beste sind 
und keine roten und keine blauen. (Neuerli­
cher Beifall bei der ÖVP.) Aber das ist eine 
zweite Frage. Das Problem liegt woanders. 

Was wollen wir denn jetzt? Ich will auch um 
Gottes willen, damit es nicht mißverstanden 
wird, keinen riesigen Kontrollmechanismus. 
Jetzt sage ich etwas sehr Hartes: In die ÖIAG 
wird aus den Firmen ja ohnehin schon kilo­
weise Papier hineintransportiert, die kriegen 
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ja schon genug gedrucktes Papier mit Zahlen 
und allem Drum und Dran. Aber darauf " 
kommt es ja nicht an. Es kommt auch nicht 
darauf an, daß man jetzt sagt, es muß kontrol­
liert werden, und alle Revisionsberichte müs­
sen vom Präsidenten vidiert werden oder was 
immer das gibt. Das ist es nicht. 

Es geht um eine ganz andere Frage. Es geht 
. darum, daß für die nächsten zwei, drei Jahre 
- ich bin für größere Horizonte, längere 
Perioden nicht zu haben, das kann in der 
Wirtschaft niemand sagen - hier in diesem 
Hause oder nur in einem Ausschuß gesagt 
wird: Schaut her, so schaut das aus - die 
VOEST hat es ja schon der ÖIAG gegeben-, 
so werden wir uns entwickeln, und daß das 
passiert, was in der ganzen westlichen Wirt­
schaft üblich ist: daß solche Budgetzahlen 
keine Hausnummern sind, sondern daß dieje­
nigen, die sie vorlegen, und diejenigen, die sie 
genehmigen, nämlich der Aktionär, und das 
ist die ÖIAG, sagen: Dazu stehe ich, das hat 
für mich Verbindlichkeit. - Mehr will ich gar 
nicht. Auf diesem Weg werden wir uns bewe­
gen. 

Und wenn genau das dem Ausschuß hier in 
diesem Hohen Haus gesagt wird - nie ist 
etwas anderes verlangt worden -: Das sind 
die Budgetzahlen, so werden wir uns entwik­
keIn, dazu stehen wir - wir, ÖIAG, und wir, 
VOEST-Alpine -, dann brauche ich keine 
Tonnen Papiere und Hunderte Kontrollore. 
(Abg. Dr. S te ger: Das gibt es doch jetzt 
alles!) Aber neinl Aber, Herr Dr. Steger, nein! 
Ich bitte, glauben Sie es mir, Herr Dr. Steger. 
Sie sind nicht verpflichtet, mir etwas zu glau­
ben, aber bemühen Sie sich einmal. Es gibt 
sie nicht, sondern jetzt werden Tonnen 
Papiere geliefert, und wenn dann die Zahlen 
nicht ganz stimmen, dann kümmert sich auch 
niemand darum. Das ist die entscheidende 
Frage. Jetzt wird viel Papier geliefert. Ich 
kann Ihnen noch aus meiner Erfahrung zei­
gen, welche langen Listen hingegeben wer­
den. 

Es geht darum, daß auch hier gesagt wird 
- gar nicht mehr -: So werden wir uns ent­
wickeln. Aus. Und das Hohe Haus, das über 
Steuergelder zu befinden hat, wird sagen: 
Jawohl, das akzeptieren wir. Aus. Schluß. Das 
hat es bisher nicht gegeben. 

Und wenn es das gegeben hat - ich folge 
Ihnen, Herr Dr. Steger -, dann ist es umso 
leichter, dann gibt es eigentlich überhaupt 
keine Diskussion mehr. "(Beifall bei der OVP. 
- Abg. Dr. S t e ger: Ich will nur wissen, was 
das Neue ist!) 

Das ist ganz neu. Was wir verlangt haben, 

mehr ist es ja gar nicht, Herr Dr. Steger, das 
ist etwas, was es vernünftigerweise in jedem 
Konzern gibt. Wir wollen nur einen gewissen 
Zwang haben, daß in einem Konzern, auch in 
einem verstaatlichten Konzern, Zahlen eine 
gewisse Verbindlichkeit haben und daß Zah­
len, die nicht eingehalten werden, zu Konse­
quenzen zu führen haben. Das ist alles, 
worum es uns geht: um das Durchziehen einer 
Meinung und das Durchziehen einer Linie. 
Um etwas anderes geht es hier überhaupt 
nicht. 

Aber nun eine zweite Frage, die damit 
zusammenhängt. Nichts junktimiert, aber ich 
höre von allen Ecken und Enden: Natürlich: 
Der Verstaatlichten wird geholfen, aber was 
ist mit uns aus den privaten Bereichen? -
Das höre ich nicht nur vom Unternehmer, 
also vom Eigentümer oder wer das halt ist, ein 
Gewerbetreibender, ein kleiner Industrieller, 
sondern auch von den Arbeitnehmern. 

Und es wird gesagt: Bei uns sitzt der Steuer­
prüfer oder sitzen die fünf Steuerprüfer , die 
ein paar tausend Schilling prüfen, wochen­
lang da, und dort werden die Steuergelder 
dann hingegeben. Das muß man doch sehen. 
Das ist in der Bevölkerung so. Das ist ja auch 
ein Solidaritätsproblem, das hier eine Rolle 
spielt. (Zwischenruf des Abg. H ir s c h e"r.) 
Einen Moment, so ist es halt! 

Sie sind selbst Finanzbeamter. Sie wissen 
jagenau, wie sich eine Steuerprüfung 
abspielt. Ich bin immer nur ein Geprüfter 
gewesen, daher weiß ich es nur von der Seite, 
wie es sich abspielt. Es ist nicht immer so 
ganz angenehm. Gut. Aber es ist alles in Ord­
nung gewesen, die Steuern wurden ordentlich 
bezahlt. 

Nun aber kommt die entscheidende Frage. 
Die Leute sehen das, und wir wissen ja, daß 
die Mehrzahl der Menschen, ob selbständig 
oder unselbständig, ist ja völlig gleichgültig, 
ihr Geschäft in dem großen privaten Bereich 
haben. 

Jetzt nenne ich Ihnen drei, vier Punkte, die 
den Leuten besonders unter den Nägeln bren­
nen, die besonders arg sind. Egal, wer das ist, 
ob Arbeiter, Angestellter, Bauer, Gewerbetrei­
bender, das ist doch völlig gleichgültig, was 
tut ihm zurzeit besonders weh? Es tut ihm 
weh, daß er die Kreditkosten nicht mehr 
er schleppen kann. Das heißt, noch immer ist 
in Österreich die sogenannte Prime Rate, das 
ist das, was der Hochfeine kriegt, offiziell 
13,25; ich will mich darüber nicht verbreiten. 

Das heißt, der normale Mann, der Gewerbe~ 
treibende, der kleine Industrielle, der Arbeit­
nehmer zahlt noch viel mehr, wenn er sich 
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einen Kredit nehmen muß. Er zahlt 15, 16, 17, 
18 Prozent manchmal, für Teilzahlungskre­
dite oft noch mehr. Das tut ihm furchtbar 
weh, er kann das nicht mehr zahlen. 

Daher - Gott sei Dank! - fangen die Zin­
sen zu sinken an. Meine Auffassung dazu, 
vielleicht sollte man ein bissei darüber reden, 
ob sie auch bei uns ein bissei sinken könnten. 
Denn was haben wir? Wir haben zurzeit rund 
900 Milliarden Schilling Kredite an Nichtban­
ken. Es wird nicht ganz stimmen, ich sage 
runde Zahlen. 1 Prozent sind 9 Milliarden, ein 
riesiger Betrag. 2 Prozent sind 18 Milliarden. 
Aber das gilt ja für jeden. Das gilt für den, der 
sich ein Haus baut oder einen Kasten kauft 
genauso wie für den, der eine Maschine kau­
fen will und ähnliches mehr. 

Was ist daher der Versuch? Der Versuch ist 
so: Versuchen wir den Leuten im Interesse 
der Wirtschaft - es wird ihnen nichts 
geschenkt dabei - die Zinslast in welcher 
Form immer ein wenig zu erleichtern, ein biß­
ehen zu überbrücken, bis das internationale 
Niveau heruntergeht. Ich weiß, wie schwierig 
das ist und welche Implikationen das hat. 

Aber wir sind ja zurzeit in der Situation, 
daß relativ gute Betriebe umfallen, weil sie 
das einfach nicht mehr zahlen können, und 
die Banken natürlich nervös sind, Angst 
haben und zum Zudrehen anfangen. Das ist 

. die Situation, in der wir sind. 

Daher ist das ein Punkt, bei dem natürlich 
nicht nur ein Wirtschaftsvertreter, sondern 
jeder sagen muß: Versuchen wir, irgend etwas 
dort zu machen. Wie das geht - Gott, da gibt 
es viele Wege. Mir würde am meisten gefal­
len, die Kreditsteuer wäre ein Signal. Aber ich 
weiß schon, da wird der Finanzminister 
sagen: Um Gottes willen, da habe ich solche 
Einnahmen! Es gibt andere Wege auch. - Das 
ist ein Punkt, den wir hier probieren können. 

Ein zweiter Punkt, der auch eine Rolle 
spielt: Die Arbeiterabfertigung drückt viele so 
furchtbar: eine kleine Begünstigung, ein biß­
ehen was machen, damit sie eine Chance krie­
gen. 

Nächster Punkt, der den Leuten zeigt, es 
geschieht für sie auch etwas, sie sind nicht 
immer nur die, die zahlen sollen. Das muß 
man doch merken. Ich habe jetzt nur einige 
Dinge hier angeführt. 

Und das dritte ist, man muß natürlich das 
ganze Paket der industriepolitischen Maßnah­
men, der strukturpolitischen Maßnahmen 
nennen. Es gibt in dem Konsenspapier - bei­
nahe hätte ich gesagt: berühmt - ein paar 
Punkte, von den Kapitalbeteiligungsgesell-

schaften angefangen über einige andere Fra­
gen, über die man sich einigen kann. Ich 
meine, das ist ja nicht einmal ein Diskussions­
gegenstand, denn darüber ist sich ohnehin 
jeder im klaren, daß man irgendein Instru­
ment suchen muß, um Eigenkapital zu schaf­
fen, irgend etwas muß man finden, so können 
wir nicht weitermachen. 

Das sind die Dinge, um die es hier geht. 
Und das ist etwas, wo ich glaube, daß wir 
leicht einen Konsens finden können. Aber es 
hat doch jetzt überhaupt keinen Sinn, in der 
Lage, die, erkennbar für jeden, schwierig ist, 
nun einfach herzugehen und zu sagen: J usta­
ment okay, so ist es. 

Es sind keine Bedingungen, sondern das 
sind die Bedingungen der Vernunft, die ich 
versucht habe zu formulieren, wobei ich nicht 
ausschließlich meine, daß die Vernunft auf 
unserer Seite ist und es auf der anderen Seite 
keine gibt. Das will ich damit gar nicht gesagt 
haben, sondern ich möchte nur sagen und 
andeuten, wohin ich glaube, daß der Konsens 
gehen kann. Das ist die entscheidende Frage. 

Nun ein letzter Satz, weil gestern ein großer 
AKH-Diskussionstag war. Ich möchte mich zu 
den politischen Implikationen in diesem 
Zusammenhang überhaupt nicht äußern, ich 
möchte jetzt etwas ganz anderes dazu sagen. 

Man wird heute, wenn man irgendwo in 
Europa außerhalb Österreichs verhandelt, 
schon aufs AKH angesprochen. Die Leute 
sind ja süffisant, und wir Österreicher haben 
so lange, die Regierung, muß man sagen, hat 
so lange gesagt: Wir sind die Allerbesten!, daß 
es dem einen oder anderen im Ausland eigent­
lich ganz gut gefällt, wenn sich herausstellt, 
daß wir das doch nicht sind. Wobei ich jetzt 
wieder von der Warte der ÖVP aus sagen 
kann: Wir haben bei aller Auseinanderset­
zung, die es zwischen SPÖ und ÖVP gegeben 
hat über unser Land im Ausland in nicht 
ein~m halben Interview irgendeines ÖVP­
Mannes irgend etwas Schlechtes über Öster­
reich gesagt. Im Gegenteil. Wir haben uns 
sogar vorhalten lassen, daß wir im Ausland 
über Österreich zu gut reden. Das lassen wir 
uns gerne vorhalten. Ich lasse es mir gerne 
vorhalten, wenn mir jemand sagt, ich mache 
das Land im Ausland eher besser, als es viel­
leicht in Wahrheit ist; das lasse ich mir wirk­
lich gerne vorhalten. Das ist kein Vorwurf. 
Wir haben das nicht gesagt. Aber jetzt begin­
nen Interviews, die uns gar nicht guttun. 

Nun kommt das Problem AKH. Meine 
Damen und Herren! Wir können jetzt reden 
und tun, so viel wir wollen - das AKH ist 
jetzt doch eine Pleite. Ich rede nicht von der 
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Korruption, die rundherum ist - nicht daß 
ich sie billige, ganz im Gegenteil! Aber die 
Hauptfrage ist: Es ist etwas, und das hängt 
mit dem Budget zusammen. 

Wenn jetzt die Chance besteht, die Dinge 
vielleicht noch einmal in den Griff zu kriegen, 
dann ist sie vielleicht gegeben, aber dann 
würde ich Sie etwas bitten: Entscheiden Sie 
da nicht zu schnell alles! Wenn Sie die Gene­
ralunternehmer bestellen, die aus dem Staats­
bereich herausnehmen, die verstaatlichte 
Unternehmen privatisieren, prüfen Sie genau 
- ich sage gar nicht mehr, wie Sie das 
machen, wie das geht, wie das verrechnungs­
technisch geht, wer aller mitmachen soll -, 
das ist der erste Punkt, und schalten Sie 
gleichzeitig, parallel - wieder im privaten 
Bereich, mit Staats auftrag - eine Kontrollge­
sellschaft ein. 

Versuchen Sie, bevor nun alles weiterge­
macht, übergeben wird, gewissermaßen eine 
Art Bestandsaufnahme zu machen! Das heißt, 
daß die, die neu übernehmen, der Öffentlich­
keit genau sagen, wie der Zustand ist, was es 
Ihrer Meinung noch kosten wird, und wie 
lange es dauert. 

Das ist jetzt überhaupt keine politische, 
keine innenpolitische Kritik, nur halt wieder 
die Vorgangsweise. Machen Sie es nicht 
anders, und glauben Sie nicht, daß, wenn Sie 
sagen: Hurra, die VOEST - die genug eigene 
Probleme hat - wird es jetzt machen!, damit 
die Sorge vom Tisch ist. Sie ist es nicht! 

Sie müssen einen genauen Zustandsbericht 

Aber wir haben eine ganze Reihe von Pro­
blemen. Vielleicht können wir ein paar mit 
einem vernünftigen Konsens hier regeln. 

Aber dann hätte ich wirklich eine drin­
gende Bitte: Mißbrauchen Sie nicht eine Kon­
sensbereitschaft, verstehen Sie, daß unserer 
Meinung nach Konsens zur Demokratie 
gehört. Versuchen' wir in dieser gar nicht 
leichten Lage, mit einigen vernünftigen Maß­
nahmen zu zeigen, daß wir den Ernst der 
Lage erkennen, daß alle politischen Parteien 
bereit sind, daraus Konsequenzen zu ziehen, 
und daß, wenn es in Österreich nicht ganz gut 
geht, man bei aller Differenz doch noch in der 
Lage ist, an einem Strang zu ziehen. (Beifall 
bei der ÖVP.) 13.53 

Präsident Thalhammer: Zum Wort gemel­
det hat sich der Herr Bundeskanzler. Bitte, 
Herr Bundeskanzler. 

13.54 

Bundeskanzler Dr. Kreisky (SPÖ): Hohes 
Haus! Als sich im Vorjahr gezeigt hat, daß in 
bezug auf die weltwirtschaftliehe Entwick­
lung jedenfalls angenommen werden kann, 
daß sie so sein wird, daß mit einer längeren 
Abschwungsphase zu rechnen ist, hat die 
Bundesregierung und da vor allem die Regie­
rungspartei sich zur Abfassung eines Wirt­
schaftsprogramms entschlossen, das auf die 
besondere Situation Bedacht nehmen soll. 

Im Zusammenhang damit ist in Österreich 
eine wirtschaftspolitische Debatte entstan­
den, zu der auch die anderen Parteien ihren 
Beitrag geleistet haben. 

haben, müssen genau sagen - das kann man Ich habe die erarbeiteten Programme sehr 
relativ genau -, was das in Zukunft kostet, aufmerksam studiert und bin zu dem Schluß 
was man jetzt einsetzen muß, und wie lang es gekommen, daß in den Programmen der bei­
dauert. den großen Parteien vor allem deutliche 

Parallelitäten festzustellen waren. Es ist über-
Diese Chance gibt es im Moment. Wenn sie flüssig, jetzt im einzelnen darauf zu verwei-

noch einmal vertan wird, dann wird die Pleite, sen, aber ich bin dazu natürlich jederzeit 
die jetzt dort ist, noch einmal größer werden, - bereit. 
und alle Österreicher werden sie bezahlen. 
Und daran, bitte, hat die Österreichische Das hat mich veranlaßt, in der Öffentlich­
Volkspartei nicht das geringste Interesse. keit zu erklären, daß es in Anbetracht der 
(Beifall bei der OVP.) besonderen Situation, der weltwirtschaftli-

chen Entwicklung und der Politik, die vor 
Lassen Sie mich daher zum Schluß kom- allem von den Vereinigten Staaten inaugu-

rnen. Ich verstehe schon, daß ein Regierungs- riert wurde, zweckmäßig wäre, herauszufin­
politiker - und Herr Dr. Fischer vertritt die den zu versuchen, wieweit wir - und hier 
Regierung - natürlich sehr optimistisch ist. decken sich meine Auffassungen mit denen 
Ich will auch nicht pessimistisch sein. Wenn meines Vorredners - zu einem wirtschafts­
er alles schönfärbt, so ist das sein gutes politischen Konsens zu kommen in der Lage 
Recht. Was soll er sagen? Er kann nicht sagen: sind. 
Es ist schlecht. No n~ Nach elfeinhalb Jahren 
Regierung können sie sich ja auf niemanden Es ist auch zwischen dem Bundesparteiob­
mehr ausreden, nur mehr auf sich selbst und mann Dr. Mock und mir sehr rasch eine Über­
auf niemand anderen. Auf die Welt allein kön- einstimmung dahin gehend gefunden worden, 
nen Sie sich auch nicht ausreden. daß wir eine Expertengruppe beauftragen sol-
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len, hier herauszufinden, wo diese Parallelitä­
ten vorhanden sind, wo eine solche Überein­
stimmung besteht, und ob wir die daraus sich 
ergebenden Konsequenzen dann im politi­
schen Bereich ziehen können. 

Es hat nun eine abschließende, eine vorläu­
fig abschließende Besprechung zwischen dem 
Herrn Bundesparteiobmann Dr. Mock und 
mir stattgefunden, bei der wir übereingekom­
men sind, daß das von den Experten bei der 
Parteien erarbeitete Positionspapier nun 
Gegenstand der Parteienverhandlungen sein 
soll, die ich für den 10. Dezember einberufen 
werde. 

Bei dieser Gelegenheit besteht nun die 
Absicht, Klarheit darüber zu schaffen, inwie­
weit diese Feststellungen, die in dem Exper­
tenpapier getroffen wurden, der praktischen 
Verwirklichung zugeführt werden können. 

Wenn man sich dieses Papier ansieht, dann 
sieht man, daß es im ersten Teil eine Reihe 
allgemeiner Grundsätze enthält, von denen 
nicht erwartet werden kann, daß sie unver­
züglich der Verwirklichung zugeführt werden. 

Aber es gibt im zweiten Teil sehr wohl eine 
ganze Reihe von Vorschlägen, Ideen und Maß­
nahmen - Herr Dr. Taus hat ja an diesen 
Vorarbeiten teilgenommen -, die es durchaus 
wahrscheinlich erscheinen lassen, daß wir in 
der einen oder anderen sehr wesentlichen 
Frage zu einer Verständigung kommen kön­
nen. 

Es ist meiner Meinung nach ein bißehen zu 
früh, jetzt schon im Detail auf die einzelnen 
Fragen einzugehen. Sicher ist aber, daß die 
Möglichkeit besteht, in gewissen Fragen zu 
übereinstimmenden Auffassungen zu kom­
men. 

Ich teile die Auffassung des Herrn Dr. Taus, 
daß es wünschenswert ist, daß in einer parla­
mentarischer Demokratie - soweit es irgend­
wie geht - die entscheidenden Fragen durch 
Konsens erledigt werden. Es gehört ja mit zu 
den großen Leistungen des österreichischen 
Parlamentarismus, daß in der Vergangenheit 
in den allermeisten und für das österreichi­
sche Volk entscheidendsten Fragen eine weit­
gehende Übereinstimmung erzielt werden 
konnte. Daß sich aber· dann irgendwann ein­
mal die Geister scheiden müssen, das ist bei 
Parteien, die schließlich auch weltanschaulich 
verschiedene Verankerungen haben, natür­
lich, selbstverständlich, und das ist natürlich 
eigentlich die Lebensluft und die Lebenslust 
der Demokratie. 

Hier möchte ich nun gerne noch ein paar 
kurze Feststellungen machen. Der Ordnung 

halber will ich mitteilen, daß es einen Ent­
schließungs antrag über regionalpolitische 
Maßnahmen, besonders in Randgebieten, 
gibt, dem seinerzeit die Sozialistische Partei 
und die Freiheitliche Partei beigetreten sind. 

Auch diese Arbeitsgruppe, die aus beiden 
Parteien gebildet wurde, hat ihre Arbeiten 
abgeschlossen, und auch hierüber wird am 
11. Dezember eine Beratung stattfinden, um 
festzustellen, wieweit hier eine gewisse, sagen 
wir, Übereinstimmung erzielt werden kann. 

Nun möchte ich Ihnen gerne die letzten 
Zahlen der Arbeitslosenstatistik geben, wie 
ich sie soeben vom Sozialminister erhalten 
habe. 

Es ist sicher richtig, daß die Arbeitslosen­
zahl in den letzten Wochen eine Steigerung 
erfahren hat. Wir halten gegenwärtig bei 
3,3 Prozent Arbeitslosigkeit; das ist um 28 000 
mehr als im Vorjahr. 

Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, daß 
immer noch um 10 000 Menschen mehr in 
Arbeit stehen als voriges Jahr, und es ist zu 
berücksichtigen, daß die Durchschnittsar­
beitslosigkeit für dieses Jahr, die man jetzt 
schon abschätzen kann, 2,4 Prozent sein wird, 
also weiterhin eine Rekordzahl bleibt. Das 
kann nicht bestritten werden angesichts der 
gigantischen Arbeitslosenzahl, die es etwa in 
mit Österreich vergleichbaren Ländern -
nehmen Sie etwa Belgien mit fast einer hal­
ben Million - gibt. 

Man darf auch nicht übersehen, daß in 
Österreich immer noch über 170 000 ausländi­
sche Arbeiter beschäftigt sind. Die Zahl der 
ausländischen Arbeiter ist lediglich um 9 000 
zurückgegangen. 

Die Steigerung der Arbeitslosigkeit - was 
noch einer besonderen Analyse bedarf - ist 
zum großen Teil auf die durch die Bauwirt­
schaft verursachte Saisonarbeitslosigkeit 
zurückzuführen, aber es ist keine Frage, daß 
es zum ersten Mal im Textilbereich und im 
Metallbereich eine leicht ansteigende Ten­
denz gibt. 

Immer noch ist die Zahl der verfügbaren 
Lehrstellen in Österreich größer als die Nach­
frage. Nur gibt es geographisch gewisse Dis­
proportionalitäten, die uns natürlich eine 
gewisse Sorge bereiten. 

Ich möchte aber gerne noch auf das zu spre­
chen kommen, was hier der !ierr AbgEmrd­
nete Dr. Taus erwähnt hat, nämlich daß die 
Wirtschaft im höchsten Maße durch die teu­
ren Kredite betroffen ist. 

Herr Doktor Taus, wir haben ja fast ein 
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Jahrzehnt gemeinsam diese Probleme der 
verstaatlichten Industrie diskutiert, und ich 
möchte auch vor dem Hohen Haus gerne 
sagen, daß ich es als eine der großen Errun­
genschaften betrachte, daß es uns gelungen 
ist, die Probleme der verstaatlichten Industrie 
aus der Tagespolitik fernzuhalten, und ich 
hoffe, daß das auch in Zukunft geschehen 
wird. Ich jedenfalls will als der zuständige 
Ressortminister alles tun, um das auch in 
Zukunft zu gewährleisten. 

Es ist sicher richtig, daß die Verteuerung 
der Kredite als eine schwere Last empfunden 
wird, aber ich muß doch auch sagen, daß wir 
diesem Umstand in einem doch sehr beträcht­
lichen Maß in der Vergangenheit immer 
Rechnung getragen haben. Ich erinnere an 
die massive Zinsstützungsaktion, die eine der 
Hauptursachen dafür war, daß es -in einer 
Zeit, in der in anderen Ländern Europas die 
Investitionstätigkeit fast zum Erliegen 
gekommen ist, in Österreich weiter eine doch 
relativ hohe Investitionstätigkeit gegeben hat. 

Man darf aber nicht unterschätzen - hier 
geht es um Milliardenbeträge. Ich habe mir 
das herausrechnen lassen. Hier hat auch die 
private Wirtschaft einen beträchtlichen Anteil 
gehabt. Es hat damit auch eine starke Verzö­
gerung der Krise gegeben, die der österreichi­
schen Wirtschaft zugute gekommen ist. 

Ich möchte schließlich sagen, daß sich die· 
Art, wie wir die ERP-Verwaltung durchfüh­
ren, gleichfalls vorteilhaft ausgewirkt hat, 
weil durch die Zurverfügungstellung von 
ERP-Mitteln zu sehr günstigen Bedingungen, 
in besonderen Krisengebieten zu besonders 
günstigen Bedingungen, eine regionale Wirt­
schaftspolitik gemacht werden konnte, die ja 
auch von den Länderpolitikern anerkannt 
wird. 

Ich will aber nicht bestreiten, daß in Anbe­
tracht der Entwicklung, die wir jetzt sehen, 
und in Anbetracht der Schwierigkeiten, die es 
gibt, der Frage der Verbilligung von Krediten 
besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden 
muß, und ich kann schon heute sagen, daß die 
zuständigen Ressortminister intensive Vorar­
beiten leisten und vor allem, was den Bereich 
der Bauwirtschaft betrifft, gewisse Vor­
schläge und Maßnahmen ausarbeiten, von 
denen wir glauben, daß sie uns helfen werden, 
diese relativ schwierige Situation zu über­
brücken. 

Wenn der Herr Abgeordnete Dr. Taus 
meint, daß eine zusätzliche Verpflichtung zur 
Information besteht, wenn einem verstaat­
lichten Unternehmen über das Budget oder 
indirekt über die ÖIAG Mittel zugeführt wer-

den, die aus Steuermitteln kommen, so teile 
ich diese Auffassung. Ich habe das dem Herrn 
Bundesparteiobmann Dr. Mock schon letztes 
Mal gesagt. Ich verstehe durchaus, daß dann, 
wenn wir uns dazu entschließen - was ja 
lange Zeit nicht geschehen ist -, daß wir 
etwa der VOEST-Alpine einen besonderen 
Betrag als Strukturhilfe zuführen, die 
VOEST-Alpine verpflichtet wird, direkt oder 
im Wege der ÖIAG einem Unterausschuß oder 
dem Verstaatlichtenausschuß unter der Vor­
aussetzung der Vertraulichkeit zu berichteQ" 
was alles mit diesem Geld geschehen ist, wel­
che Entwicklung die Gesellschaft genommen 
hat; das halte ich für selbstverständlich, und 
ich kann dem Hohen Haus die Versicherung 
abgeben, daß ich mich in dieser Richtung 
selbstverständlich verwenden werde. 

Ich glaube auch, daß das von dem Unter­
nehmen selbst als selbstverständlich betrach­
tet wird. 

Ich möchte auch einige der Direktoren in 
Schutz nehmen; schließlich muß sie ja irgend 
jemand in Schutz nehmen. Es kann schon 
sein, daß sie, wenn sie in eine ungewöhnliche 
Situation kommen und von der Öffentlichkeit 
aus unter scharfen Beschuß geraten, nicht 
immer mit der Ruhe und Ausgeglichenheit 
reagieren, wie das Politiker tun müssen oder 
tun sollen. Daher gibt es gewisse Äußerungen, 
in bezug auf die ich jetzt schon bitte, sie nicht 
zu sehr auf die Goldwaage zu legen. Sie waren 
sicherlich nicht in einem antipölitischen, viel­
leicht schon eher in einem apolitischen Sinne 
gemeint. 

Ich möchte die Debatte nicht allzusehr auf­
halten, muß aber auf eine Frage doch auch 
antworten, obwohl sie meinen Ressortbereich 
nicht direkt betrifft, ich trage aber dabei inso­
weit eine Verantwortung, als ich mich in der 
Öffentlichkeit dazu geäußert habe. Es geht 
um die Frage der Abfangjäger. Und ich bin 
dem Herrn Abgeordneten Josseck dankbar, 
daß er mir Gelegenheit gibt, vor dem Hohen 
Haus meine Auffassung zu sagen. 

In der Geschichte der österreichischen Neu­
tralität hat es glücklicherweise - und das ist 
doch eine vierteljahrhundertlange Geschichte 
- keine territoriale Neutralitätsverletzung 
gegeben, hingegen gab es zweimal jedenfalls 
sehr ernste Verletzungen unserer Lufthoheit, 
und zwar wurde diese Lufthoheit gleicherma­
ßen von einer westlichen und von einer östli­
chen Macht mißachtet. So gesehen haben 
Abfangjäger natürlich ihre Bedeutung. Sie 
sind keine Waffe im eigentlichen Sinn, son­
dern sie sind ein Mittel, fremden Flugzeugen 
mitzuteilen, daß sie den österreichischen Luft­
raum verletzt haben, und man sagte, und die 
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langen Diskussionen im Verteidigungsrat 
haben mir das bewiesen, daß offenbar ganz 
bestimmte Flugzeuge hiefür eine besondere 
Voraussetzung haben. 

Ich selber kann mich an die Zeit im Krieg 
erinnern, als für die Schweiz und für Schwe­
den diese Frage von höchster Aktualität war, 
und ich weiß, wie geradezu lebensgefährlich 
es mitten im Krieg gewesen ist, wenn etwa 
einer dieser neutralen Staaten seinen Luft­
raum verletzende Flugzeuge abgeschossen 
hat. Denn das ist sicherlich eine Methode, die 
zwar probat ist, sofern man die Flugzeuge 
erwischt, aber auf der anderen Seite natürlich 
geeignet ist, unglaubliche Komplikationen 
herbeizuführen. 

Eine Luftraumüberwachung ist daher 
durchaus vernünftig. Nur hat sich gezeigt -
und das haben wir immer gesagt -, daß die 
Entscheidung für ein System und die Ent­
scheidung für ein Flugzeug noch nicht bedeu­
ten kann, daß wir auch das Geld haben, es uns 
anzuschaffen. Und hier geht es um giganti­
sche Beträge für ein Flugzeug des allerletz­
ten, fast möchte ich sagen des hypermodern­
sten Typs, und hiefür haben wir unter den 
gegebenen Bedingungen die Mittel nicht. 

Es stellt sich also die Frage: Was soll hier 
geschehen? Ich kann ja auch in Parenthese 
gleich sagen, wie sich das mIt dem Kompensa­
tionsgeschäft verhält. Natürlich haben dieje­
nigen, die uns diese Flugzeuge verkaufen 
wollten, uns diesen Kauf ganz begreiflicher­
weise schmackhaft machen wollen dadurch, 
daß sie gesagt haben: Wir werden eure Lei­
stungsbilanz dadurch nicht sehr belasten, 
weil wir im Prinzip bereit sind, für diese 
Beträge, die das kostet, Waren aus der öster­
reichischen Produktion zu beziehen. Nun hat 
das alles den Nachteil, daß das zwei ganz ver­
schiedene Kassen sind, in die das Geld fließt 
und aus der das Geld fließt: Das eine sind die 
Kassen der Unternehmungen, die dafür 
bezahlt werden, daß sie liefern. Die andere 
Kasse ist das Budget, und dort gibt es das 
Geld leider nicht. 

Aber, Herr Abgeordneter J osseck, ich halte 
es für kein so großes Malheur, daß man sich 
in Ranshofen und bei der VEW den Kopf zer­
brochen hat, wie man sich für eine Zukunfts­
industrie, die in den nächsten Jahren auf 
jeden Fall große Anforderungen stellen wird 
an die Wirtschaft, wie man sich für so eine 
Aufgabe bereithält. Denn es ist ja eine 
bekannte Tatsache, daß es im Bereich der 
Flugzeugindustrie in den nächsten Jahren 
Engpässe geben wird, und jede vorausblik­
kende Industrie, die sich hier auf diesem 
Gebiet betätigt, sagen wir, forschungsmäßig 

oder entwicklungsmäßig, wird das riskieren 
müssen, will sie überhaupt die Zeichen der 
Zeit erkennen. Ich bin also nicht der Mei­
nung, daß durch den Umstand, daß sich Rans­
hofen jetzt so stark auf diese Frage der Flug­
zeugmetallurgie eingelassen hat, ein Fehler 
passiert ist, sondern ich frage mich, warum 
sie das nicht schon früher gemacht haben, um 
hier leistungsfähiger zu sein. Denn jeder 
weiß, daß auf diesem Gebiet große Aufträge 
zu erwarten sind; das weiß man aus der deut­
schen Industrie, das weiß man auch aus der 
amerikanischen Industrie. 

Das wollte ich sagen. Aber das ändert 
nichts an der Tatsache, daß wir im Augen­
blick nicht in der Lage sind, uns zu einer so 
gewaltigen Ausgabe vom Budget her zu ent­
schließen, weil man uns mit Recht vorgewor­
fen hätte: Für soundso viele Dinge gibt es das 
Geld nicht, für die Abfangj äger gibt es das 
Geld. 

Ich möchte aber noch einmal unterstrei- . 
chen: Ich bin überzeugt, daß das österreichi­
sche Bundesheer Abfangjäger braucht und 
daß man sich in Anbetracht der budgetären 
Situation eben den Kopf zerbrechen muß, wie 
man diese Phase, in der wir diese Möglichkei­
ten der Anschaffung solcher teurer Geräte 
nicht haben, überbrückt. 

Ich kann dazu im Augenblick nichts sagen, 
aber ich bin überzeugt davon, daß hier Mög­
lichkeiten bestehen. Ich glaube, daß ich damit 
auf einige der Fragen eingegangen bin, die in 
der Diskussion releviert wurden. 

Noch einmal möchte ich sagen, daß sich die 
Bundesregierung der besonderen Problema­
tik der heutigen Situation bewußt ist und daß 
sie jedenfalls fest entschlossen ist, innerhalb 
der nächsten Wochen jene Maßnahmen zu 
treffen, die geeignet sind, jene Position zu 
gewährleisten, die sich Österreich in den letz­
ten Jahren errungen hat. Wer sich so wie ich 
an die Zeit der großen Not und der Arbeitslo­
sigkeit erinnern kann, wer weiß, wie es in den 
dreißiger Jahren ausgeschaut hat, der weiß es 
zu schätzen, was alles in Österreich in diesen 
Jahrzehnten erreicht wurde, weiß, was es für 
ein kostbares Gut ist, das wir uns hier in die­
sen Jahren errungen haben, nämlich, unsere 
Lebensfähigkeit außer jeden Zweifel zu stel­
len. Und das zeigt die Wirtschafts lage deut­
lich. (Lebhafter Beifall bei der SPÖ.) 14.14 

Präsident Thalhammer: Nächster Redner 
ist der Herr Abgeordnete Czettel. Ich erteile 
ihm das Wort. 

14.14 

Abgeordneter Czettel (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Obwohl der Herr Bundes-
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kanzler eindeutig zum Konsens.in der Demo­
kratie Stellung genommen hat, möchte ich 
doch einige Worte auch noch dazu sagen. Ich 
bedaure es, daß der Herr Dr. Taus bereits den 
Saal verlassen hat. Aber es ist ja so, daß in 
diesem Haus kaum ein Abgeordneter sitzt, 
der nicht zumindestens verbal sich zum Kon­
sens in der Demokratie bekennt. Man muß 
annehmen, und ich bin überzeugt davon, daß 
viele darunter sind, die es absolut ernst damit 
meinen. 

Aber nicht nur in diesem Hohen Haus ist 
der Konsens notwendig oder gibt Auskunft 
über die Möglichkeit unseres politischen 
Zusammenlebens, sondern der Konsens ist ja, 
wenn Sie wollen, meine Damen und Herren, 
zur Philosophie unseres politischen Zusam­
menlebens in Österreich geworden. Denn die­
ser Konsens wird ja in vielen Bereichen tag­
täglich, wenn Sie wollen stündlich, praktiziert 
und geübt. Die Sozialpartnerschaft basiert 

. ausschließlich auf dem Konsenswillen aller in 
der Sozialpartnerschaft Tätigen, ob das in den 
Gewerkschaften ist, ob das in der Bundeswirt­
schaftskammer ist oder in den Interessenver­
tretungen insgesamt. Die Sozialpartnerschaft 
ist ja auf dem Konsens aufgebaut, und die 
Sozialpartnerschaft funktioniert nach wie vor 
ausgezeichnet. Viele, die aus dem: Ausland 
nach Österreich kommen, wollen das studie­
ren und wollen sich diese Philosophie aneig­
nen. Das geht nur nicht immer in jedem Fall. 

Aber, meine Damen und Herren, es soll 
nicht nur eine verbale Übung sein, sich zum 
Konsens zu bekennen. Denn gerade in dieser 
Zeit, in der es notwendig ist, wirtschaftspoliti­
sche Notwendigkeiten zu diskutieren, wirt­
schaftspolitische Grundsätze zu diskutieren, 
tritt der Konsens in den Hintergrund, offiziell, 
in der Optik, denn wir alle leben in dieser Zeit 
von Polemiken, die die echten Probleme und 
die echten Lösungsmöglichkeiten zudecken. 
Denn wo ist denn hier der Konsens zu suchen, 
wenn im Unterausschuß, der sich mit dem 
Abgabenänderungsgesetz zu beschäftigen 
hatte, sich die große Fraktion bemüht, den 
Wünschen der Österreichischen Volkspartei 
näherzukommen, lange die Lösungsmöglich­
keiten diskutiert und dann auf die Frage, ob 
sie überhaupt bereit wäre, wenn alle ihre 
Wünsche erfüllt würden, diesem Gesetz zuzu­
stimmen, mit einem klaren Nein antwortet? 
Das heißt, man stellt einen Forderungskata­
log auf, will diesen durchsetzen, hat aber 
überhaupt nicht die Absicht, dem Gesetz 
zuzustimmen. 

Hier wäre der praktische Beweis zu liefern 
gewesen, ob man konsensbereit ist oder nicht. 
Und da gibt es Beispiele aus dem täglichen 

Leben, aus dem parlamentarischen Leben, die 
man hier anführen könnte, daß man sich 
natürlich bemühen muß, um zum Konsens zu 
kommen. Denn, wie der Herr Bundeskanzler 
gezeigt hat, dort, wo es lebenswichtig ist, wird 
dieser Konsens geübt. Das zeigen die Gesprä­
che, die zwischen dem Parteiobmann der 
Österreichischen Volkspartei und dem Bun­
deskanzler geführt wurden. Das zeigen auch 
die Gespräche, die zwischen den Expertenko­
mitees geführt wurden, die die Aufgabe hat­
ten, die Wirtschaftsprogramme zu testen, wie 
weit es denn da Möglichkeiten des gemeinsa­
men Wirkens geben kann. 

Ich habe vorhin gesagt, meine Damen und 
Herren, daß das Polemisieren es so schwer 

. macht, über die wirklichen Probleme zu 
reden, und daß wir Tag für Tag mit Polemiken 
überschüttet werden. Ich habe mit Enttäu­
schung auch heute wieder erleben müssen, 
daß man ohne Polemisieren auch in der Poli­
tik hier in diesem Haus nicht auskommt . 

Wenn man sich die Rede des Herrn Dr. 
Mock anschaut, dann sieht man auf der 
ersten Seite einen typischen Beweis für eine 
Polemik, etwa wenn hier steht: 55 Prozent der 
Bürger dieses Landes erklärten vor kurzem 
bei einer Befragung, Sorge um ihre berufliche 
Zukunft zu haben. - Das ist eine durchaus 
legitime Feststellung. Aber wenn dann gleich 
steht: Um 43,4 Prozent hat die Zahl jener 
zugenommen, die in den Mißbrauch von Dro­
gen flüchten, eine steigende Anzahl von Ehe­
scheidungen bringen Enttäuschungen, Ver­
lust an Glück und Sicherheit und Freude für 
viele Familien, und man bringt diese Feststel­
lung in einen Zusammenhang mit der zur Dis­
kussion stehenden Wirtschaftspolitik in der 
Bundesregierung, dann will man hier zum 
Ausdruck bringen, daß die Wirtschaftspolitik 
der Bundesregierung etwa schuld ist am 
zunehmenden Drogenmißbrauch, meine 
Damen und Herren, an zunehmenden Ehe­
scheidungen. Na, wenn das keine Polemik ist, 
dann weiß ich nicht! (Beifall bei der SPÖ.) 

Auf der ersten Seite dieser Rede ist ebenso 
zu finden, daß die Konkurse und Ausgleiche 
in Österreich mit 1 076 in den ersten neun 
Monaten in diesem Jahr besonders hoch 
waren. Sie haben in den letzten zwei Jahren 
um mehr als ein Fünftel zugenommen. - Das 
ist unbestritten. Das sind statistische Ziffern, 
die man ganz einfach feststellen ka~n. 

Aber jeder, der sich mit diesem Problem im. 
besonderen beschäftigt, weiß auch, daß die 
Begründungen, die zu diesen Konkursen 
geführt haben, nicht unbedingt in der Wirt­
schaftspolitik zu suchen sind, sondern daß es 
sich - die Statistiken zeigen das, und auch 
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die Begründungen der Kreditschutzverbände 
- um Managementfehler in einem hohen 
Ausmaß handelt. 

Professor Tichy, der von der Österreichi­
schen Volkspartei so gern zitiert wird - und 
daher auch heute vom Herrn Obmann der 
Volkspartei zitiert wurde -, hat vor nicht all­
zulanger Zeit festgestellt, daß es in einer Zeit 
der Rezession, in einer Zeit der schweren Kri­
senerscheinungen ganz einfach zu der wirt­
schaftlichen Entwicklungen gehört, daß 
Betriebe in Konkurs gehen. Er sagte: Das ist 
ein Reinigungsprozeß, den man akzeptieren 
muß, den man nicht künstlich aufhalten soll. 

Das sagte der Herr Professor Tichy, Zeuge 
der Österreichischen Volkspartei. Meine 
Damen und Herren! Auf der ersten Seite der 
Rede des Herrn Bundesobmannes der Öster­
reichischen Volkspartei wird das aber der 
Wirtschaftspolitik der Bundesregierung ange­
lastet. 

Wenn man sich die zweite Seite anschaut, 
dann muß man lesen: Es geht den jungen 
Menschen nicht nur darum, daß für sie etwas 
getan wird, sondern daß sie selbst etwas tun 
können. Dazu können auch vom Budget viele 
Ansätze ausgehen. 

Meine Damen und Herren! Das ist eine ver­
bale, eine rein verbale Feststellung, wenn Sie 
wollen. Seit dem Jahr 1975 gibt es Krisener­
scheinungen auf der ganzen Welt, seit dem 
Jahr 1975 konzentriert sich die Wirtschafts­
politik der Bundesregierung auf die Verhinde­
rung der Arbeitslosigkeit und im speziellen 
auf die Verhinderung der Jugendarbeitslosig­
keit. Wenn der Herr Bundeskanzler vorhin 
bei seiner Wortmeldung gesagt hat, es ist 
gelungen, die Jugendarbeitslosigkeit zu ver­
hindern, es gibt in Österreich noch immer -
wir wissen schon: regional verschieden, aber 
immerhin - mehr angebotene freie Lehrstel­
len als Lehrstellensuchende vorhanden sind, 
dann ist das ein Erfolg der Wirtschaftspolitik 
und dann ist das eine Feststellung, die man 
treffen muß, will man ehrlich mit der Politik 
umgehen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte gleich wieder unseren Wunsch 
und die Forderung anschließen, die wir als 
Funktionäre der Interessenvertretungen 
haben, daß nach wie vor die Sicherung der 
Arbeitsplätze ':lnd die Verhinderung der 
Arbeitslosigkeit eine der wichtigsten Zielset­
zungen der Wirtschaftspolitik der nächsten 
Wochen und Monate sein muß. 

Weil ich vorhin von Polemiken geredet 
habe, meine Damen und Herren: Da muß ich 
ein kleines Erlebnis schildern, das mich schon 
einigermaßen getroffen hat. 

Am Freitag nachmittag höre ich im Radio 
eine Belangsendung der Landes-Landwirt­
schaftskammer von Niederösterreich. In die­
ser hatte der Herr Präsident Bierbaum, den 
wir aus der Paritätischen Kommission, aus 
den Verhandlungen über die Probleme der 
Agrarwirtschaft gut kennen, folgendes festge­
stellt: 

Wir, die niederösterreichischen Bauern und 
die Bauern der Österreichischen Volkspartei, 
sind für die verstaatlichte Industrie. Wir wis­
sen, daß sie ein wichtiger Teil der österreichi­
schen Wirtschaft ist. Aber es ist geradezu eine 
Schande, wie man die Bauern behandelt, der 
verstaatlichten Industrie aber schmeißt man 
quasi - das hat er nicht wortwörtlich gesagt 
- die Milliarden nur so vor die Füße. 

Das hat mich sehr empört, weil ich aus mei­
ner Tätigkeit in der Paritätischen Kommis­
sion ja weiß, wie viel wir gerade für den 
Agrarsektor tun. Ich habe mir herausrechnen 
lassen, was denn in der Zeit von 1975 bis 1981 
für den Agrarbereich gemacht wurde, aus 
öffentlichen Mitteln gemacht wurde. 

Meine Damen und Herren! Ich bin auf Zif­
fern gekommen, die unglaublich sind, schaut 
man die Proportionen momentan an. Die För­
derungsmaßnahmen, die Mittel für die Förde­
rung der Bauern, die in der Zeit von 1975 bis 
1981 gekommen sind - Grüner Plan, Preis­
stützung, Vermarktung und Exportstützung, 
Zuwendung für die Sozialversicherungen der 
Bauern -, haben betragen: 

Im Jahr 1975 - 11,8 Milliarden Schilling, im 
Jahr 1976 - 12,5 Milliarden Schilling, im Jahr 
1977 - 13,7 Milliarden Schilling, im Jahr 1978 
- 15 Milliarden Schilling, im Jahr 1979 -
16 Milliarden Schilling, im Jahr 1980 -
15,8 Milliarden Schilling, und im Jahr 1981 
werden sie 16,5 Milliarden Schilling ausma­
chen. 

Das heißt: Das sind Geldmittel für die Bau­
ern - vollkommen berechtigt, sage ich dazu, 
weil wir ja immer zustimmen und durchaus 
dafür sind, daß diese Mittel dorthin kommen 
- im Ausmaß von 101 -Milliarden Schilling in 
den sieben Jahren von 1975 bis 1981 gewesen. 

Ich betone noch einmal: Es zeigt sich kein 
Neidkomplex bei mir. Aber das sind die Mit­
tel, von denen wir glauben, daß sie die Bauern 
brauchen, damit sie im Sinne Österreichs, im 
Sinne der österreichischen Menschen, im 
Rahmen der österreichischen Volkswirtschaft 
ihre Aufgabe erfüllen können. (Abg. Dr. 
K 0 h 1 mai er: Es kriegen nicht alle Mittel 
die Bauern!) 

Herr Abgeordneter! Ich bin gern bereit, 
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Ihnen Unterlagen zu liefern, und dann kön­
nen Sie reden. Aber nicht aus dem Handge­
lenk. Das sind wir bei uns nicht gewöhnt. 
(Zustimmung bei der SPÖ.) Wenn ich hier Zif­
fern nenne, dann haben sie Hand und Fuß, 
Sie aber sitzen da und sagen das aus dem 
Handgelenk. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Ich 
weiß das!) 

Was haben die Bauern für die österreichi­
sche Gesellschaft finanziell getan, was haben 
sie dazu beigetragen, um in den Topf etwas 
hineinzulegen, aus dem sie diese 101 Milliar­
den Schilling - Milliarden! - in diesen sie­
ben Jahren bekommen? - Die persönlichen 
Steuerleistungen, die Umsatzsteuer und die 
Beiträge für die Sozialversicherung haben 
betragen: 

Im Jahr 1975 - 807 Millionen Schilling, im 
Jahr 1976 - 803 Millionen Schilling, im Jahr 
1977 - 759 Millionen Schilling, im Jahr 1978 
- 799 Millionen Schilling, im Jahr 1979 -
844 Millionen Schilling, und im Jahr 1980 -
957 Millionen Schilling. 

Wenn ich die Beträge für das Jahr 1981 in 
der gleichen Größenordnung dazugebe -
etwa 1 Milliarde Schilling -, dann haben sie 
in diesen sieben Jahren 6 Milliarden Schilling 
einbezahlt, und zwar an Steuerleistungen und 
an Beiträgen für die Sozialversicherung. Das 
heißt: Sie haben 6 Milliarden Schilling zum 
Gesamtaufkommen beigetragen und 101 Mil-. 
liarden Schilling haben sie beko~men. 

Das haben wir alle gemeinsam erwirt­
schaftet. Ich sage noch einmal: Von unserem 
Standpunkt aus vollkommen berechtigt. Aber 
wenn man dann die Meinung des Herrn Präsi­
dent Bierbaum hört, die er geäußert hat, daß 
es eine Schande ist, wie man die Landwirt­
schaft behandelt, aber der verstaatlichten 
Industrie das Geld vor die Füße wirft, dann 
zeigt sich das in einem Licht, das unglaublich 
ist. - Das ist die Polemik, die uns daran hin­
dert, meine Damen und Herren, über wirt­
schaftspolitische Fragen da oder dort vernünf­
tig und mit aller Klarheit zu reden. 

Wenn heute bei der Diskussion herausge­
kommen ist, daß für die Wirtschaft in diesem 
Budget 1982 nichts gemacht wird, dann 
möchte ich daran erinnern, daß auch dieses 
Budget für die Wirtschaft außerordentlich viel 
bringt: Für die Zinsenstützungsaktion 700 Mil­
lionen Schilling, für die BÜRGES-Aktionen 
778 Millionen Schilling, für die Exportförde­
rung 2,8 Milliarden Schilling, für die Arbeits­
marktförderung - ein wichtiger Bereich in 
dieser Situation - 1,6 Milliarden Schilling 
und für den Forschungsförderungsfonds der 
gewerblichen Wirtschaft 465 Millionen Schil­
ling. 

Das heißt: Auch dieses Budget liefert wie­
der finanzielle Mittel der Wirtschaft, damit sie 
in der Lage ist, die sicher schwierigen Pro­
bleme zu meistern. Und außerdem gibt es 
einen Konjunkturausgleich-Voranschlag für 
das Jahr 1982 im Ausmaß von 5,3 Milliarden 
Schilling, der es möglich macht, wenn es kri­
tisch wird, da und dort wieder zu helfen. 

Aber hier, meine Damen und Herren, zeigt 
sich die Polemik wieder: Hier ist wiederholt 
die Frage der Textillösung Ost gekommen. 

Es hat den Anschein gehabt, als wäre die 
Bundesregierung schuld. Erstens ist zu der 
Entwicklung in der Textilindustrie grundsätz­
lich zu sagen: Jeder, der damit zu tun hat, 
weiß, daß es eine weltweite negative Entwick­
lung in diesem Bereich gibt. Aber jeder, der 
mit den Dingen etwas zu tun hat, weiß auch, 
wer die Männer waren, die um das Geld zur 
Bundesregierung gekommen sind. Ich kann 
Ihnen mit aller Deutlichkeit sagen: Da war 
nicht ein sozialistischer Manager dabei, der \ 
das verlangt hat, und schon gar kein Textilfa­
brikant, der unserer Partei oder unserer Frak­
tion angehört. Das waren alles Männer aus 
dem Bereich der Österreichischen Volkspar­
tei. Prominente Männer. - Und heute wird 
das der Bundesregierung zur Last gelegt. 
(Zustimmung bei der sm.) 

Unter diesen Voraussetzungen ist es natür­
lich sehr schwer, dann, wenn es notwendig ist, 
Mithilfe bereitzustellen, weil man dann 
immer Gefahr läuft, daß das hier in diesem 
Haus etwa als Fehlleistung der Bundesregie­
rung ausgelegt wird. 

Es ist fast müßig, über die wirtschafts­
politischen Fakten, die dieses Budget zeigt, 
zu reden. Es ist vom Finanzminister bei der 
1. Lesung das Budget als ein Sparbudget 
deklariert geworden. Das ist es in der Tat, 
denn die Ausgaben entwickeln sich, nimmt 
man die Schuldentilgung und die Zinsenver­
pflichtungen; die es halt gibt, weg, nur um 
4,9 Prozent, das heißt, die Entwicklung liegt 
unter der Steigerung der Inflationsrate. Es ist 
ein eingeschränktes, ein restriktives Budget; 
aber man darf nie vergessen, daß man ein sol­
ches Budget nicht nur zu diesem Zeitpunkt 
betrachten kann, sondern daß man auf ein 
Jahr hin zu rechen hat, daß sich die Dinge 
weltwirtschaftlich wesentlich verschlechtern, 
daß der Finanzminister dann nicht nur das 
Recht, sondern auch die Verpflichtung hat, 
hier einzuspringen. 

Wir wissen alle, daß es in dieser Phase der 
weltwirtschaftlichen Entwicklung seit 1975 
kurzfristig zu dramatischen Entwicklungen 
kommen kann und daß man dann eben ein-
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schreiten muß, ohne daß man sich das unter 
Umständen in einem bestimmten Ausmaß 
vorgenommen hat. Daher finde ich es eigenar­
tig, wenn Pqlitiker hergehen und ein Patent­
rezept für die Bewältigung der wirtschaftli­
chen Probleme haben, wenn man auf der gan­
zen Welt diese Patentregelung noch nicht 
gefunden hat. 

Und wenn hier zitiert wird - der Herr Bun­
desobmann Mock hat es gemacht -, es hat 
ein deutscher Publizist gesagt, die sozialisti­
sche Wirtschaft hat noch alle Staaten, selbst 
die größten Industriestaaten, in Schwierigkei­
ten gebracht oder zugrunde gerichtet, dann 
braucht man sich nur die Landkarte anzu­
schauen, dann sieht man, daß es gerade die 
von den Konservativen verwalteten Länder 
sind, die die größten Schwierigkeiten haben. 
Und wenn ich das als Funktionär einer 
Arbeitnehmerinteressenvertretung betrachte, 
dann muß ich sagen, daß dort die Arbeitneh­
mer die Opfer dieser Wirtschaftspolitik sind. 

Meine Damen und Herren! Soweit wird es 
in Österreich nicht kommen, auch deswegen, 
weil wir starke Interessenvertretungen 
haben, die die Arbeitnehmer schützen, weil 
wir eine Bundesregierung haben, die eine für 
die Arbeitnehmer richtige Wirtschaftspolitik 
betreibt, und weil hier in diesem Haus ja 
schließlich alle Fraktionen erklärt haben, daß 
sie für die Sicherung der Arbeitsplätze sind 
und die Vollbeschäftigung mitamrechterhal­
ten wollen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn Sie wollen, ist gerade diese Willenser­
klärung ein typisches Zeichen auch des Kon­
senses, den es in Österreich gibt, ein Konsens, 
von dem wir in Wirklichkeit seit vielen Jahren 
leben. Daß die Österreicher das verstehen, 
zeigen ja nicht nur die Wahlergebnisse der 
letzten Zeit, sondern auch die jüngsten Ergeb­
nisse, die Betriebsratswahlergebnisse gerade 
in den Industriebereichen, die jetzt so 
schlecht dran sind und die so stark in der 
öffentlichen Diskussion stehen, zeigen, daß 
die sozialistischen Gewerkschafter in einem 
unglaublichen Ausmaß das Vertrauen der 
dort Beschäftigten bekommen. 

Ich habe vor wenigen Stunden die letzten 
Ziffern der Betriebsratswahlergebnisse der 
letzten Tage erhalten: 82 Prozent der in den 
Metallbetrieben Beschäftigten haben ihre 
Stimmen der sozialistischen Gewerkschafts­
fraktion gegeben. (Beifall bei der SPÖ.) Aber 
nicht nur in der verstaatlichten Industrie, son­
dern fast in allen Betrieben der Metallindu­
strie und des Metallgewerbes, auch des priva­
ten Bereiches der österreichischen Wirt­
schaft. Und das ermutigt uns, meine Damen 
und Herren, zur Fortführung dieser Politik, 

das verpflich tet uns zur Fortführung dieser 
Politik, einer Politik, die einerseits die 
Arbeitsplätze sichert, die die Geldwertstabili­
tät sichert und die sicherstellt, daß das hohe 
Maß an sozialer Sicherheit, das es in Öster­
reich gibt, nicht weniger wird, sondern daß es 
auch in Zukunft ausgebaut wird. (Beifall bei 
der SPÖ.) 14.34 

Präsident Thalhammer: Zum Wort gemel­
det hat sich der Herr Abgeordnete Ing. Gass­
ner. Ich erteile es ihm. 

14.34 

Abgeordneter Ing. Gassner (ÖVP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
könnte jetzt den Gegenbeweis gegen die letz­
ten Ausführwigen des Abgeordneten Czettel 
antreten und eine ganze Liste von erfolgrei­
chen Betriebsratswi,lhlergebnissen für die 
Fraktion christlicher Gewerkschafter und den 
ÖAAB vorlesen. Aber ich glaube, es hat kei­
nen Sinn, wenn wir uns hier gegenseitig an­
agitieren, jeder seine Erfolge versucht darzu­
stellen, sondern ich glaube ... (Abg. Dr. 
Fis c her: Das ist aber eine kurze Liste, die 
können sie ruhig vorlesen!) Auch eine gute, 
ich stelle sie Ihnen zur Verfügung, Herr Abge­
ordneter Dr. Fischer, Sie können sie dann von 
mir haben. 

Ich glaube, viel wichtiger ist es, wenn wir 
uns mit den Problemen, die uns heute 
beschäftigen, auseinandersetzen und versu­
chen, für die Arbeitnehmer, für alle Österrei­
cher zu einer sinnvollen Politik zu kommen. 
(Abg. Dr. Fis ehe r: Sie müssen nur auf die 
Metallarbeiter so schimpfen wie auf die 
Eisenbahner, dann geht alles in Ordnung!) 
Herr 'Abgeordneter Dr. Fischer, ich gebe 
Ihnen recht, daß bestimmt manches in unse­
rem eigenen Bereich liegt, was zu dem Wah­
lergebnis bei den Eisenbahnern geführt hat, 
und ich glaube, wir werden alle miteinander 
- jetzt meine ich die ÖVP und die Fraktion 
christlicher Gewerkschafter - gut beraten 
sein, daraus positive Konsequenzen zu zie­
hen. (Demonstrativer Beifall bei der SPÖ.) 

Herr Abgeordneter Fischer, ich danke für 
den Applaus. Ich glaube, primär geht es ja um 
die Arbeitnehmer, natürlich auch um den 
Erfolg für die eine oder andere politische 
Gruppierung. 

Und so verstehe ich eigentlich auch nicht 
den Abgeordneten Czettel, wenn er festge­
stellt hat, die ÖVP habe zum Abgabenände­
rungsgesetz im Unterausschuß erklärt, sie 
würde selbst dann, wenn alle Vorschläge der 
ÖVP angenommen würden, dem Gesetz nicht 
die Zustimmung geben. Darüber bin ich des­
halb überrasch. t, weil diese Beratungen im 
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Unter ausschuß geführt wurden und meines 
Wissens in der Geschäftsordnung klar festge­
legt ist, daß diese Beratungen vertraulich 
sind. 

Aber darum geht es mir gar nicht primär, 
sondern um etwas anderes: Es hat auch in der 
Zeit der SPÖ-Minderheit zwischen 1966 und 
1970 eine klare Erklärung zu Gesetzen, die 
budget- und steuerwirksam waren, gegeben. 
Damals - ich möchte es nicht wiederholen, 
Sie wissen das - haben die Exponenten der 
SPÖ im Nationalrat erklärt, alles, was steuer­
und budgetwirksam ist, werde von der Oppo­
sition abgelehnt. Das ist genauso konsequent 
die Politik der ÖVP seit dem Jahr 1970. 

Ich glaube, daß es richtig ist, diese Politik 
so lange fortzusetzen, solange es nicht kon­
krete Handlungen oder einen konkreten Weg 
gibt, daß die Österreichische Volkspartei in 
die Entscheidung miteingebunden ist. Dann, 
wenn wir von der ÖVP dabei sind, wenn wir 
mitentscheiden können, werden wir auch 
bereit sein, mitzuverantworten. 

Meine Damen und Herren! Wir haben 
gerade in den letzten eineinhalb Stunden eine 
sehr sinnvolle Diskussion über die Frage, wie 
wir die Probleme gemeinsam lösen können, 
geführt. Ich glaube, gerade diese Diskussion 
hat gezeigt, daß es einerseits ohne weiteres 
möglich ist, einen unterschiedlichen politi­
schen Standpunkt zu Problemen zu haben 
und andererseits einen Konsens zu suchen. 
Wobei das allerdings - meine Damen und 
Herren, wir haben das im ÖGB, in den Arbei­
terkammern, in den Bereichen der Sozialpart­
nerschaft immer wieder vorexerziert und 
auch dort immer wieder erfahren - nur dann 
möglich ist, wenn eine gegenseitige Bereit­
schaft dazu vorhanden ist. Eine gegenseitige 
Bereitschaft, auch die gemeinsame Verant­
wortung zu tragen, die Meinung des anderen 
nicht nur anzuhören, sondern die Meinung 
des anderen, soweit vertretbar, auch zu akzep­
tieren. Es geht aber nicht, meine Damen und 
Herren von der SPÖ, daß man, wenn man 
diese Meinung akzeptiert hat, wenn man 
bereit war, einen Konsens zu finden, dann 
hinausgeht und darüber polemisiert. Das 
wäre ein schlechter Weg. 

Ich glaube, es ist notwendig, wenn wir zu 
einem solchen gemeinsamen Weg gelangen, 
daß wir dann versuchen, diesen Weg gemein­
sam zu gehen, egal, ob alle drei Parteien, ob 
jeweils zwei Parteien dann auch bereit sind, 
das, was behandelt wurde, was vereinbart ist, 
gemeinsam zu tragen. Sonst sehe ich kaum 
eine Chance, zu einer gemeinsamen Politik 
für die Arbeitnehmer Österreichs beziehungs-

weise für die gesamte Bevölkerung zu gelan­
gen. 

Frau Abgeordnete Offenbeck hat über ihre 
Reisen berichtet, die sie vor einiger Zeit 
durchgeführt hat. Ich habe das Gefühl, daß 
sich scheinbar immer die falschen Leute an 
die falschen Orte begeben oder vielleicht dann 
nicht über all das, was sie dort erfahren, 
berichten. 

Warum sage ich das? Ich war am vergange­
nen Montag in Paris bei einem Treffen von 
Gewerkschaftern. Dort Wurde uns nicht die 
Meinung eines christlichen Gewerkschafters 
mitgeteilt, sondern die offizielle letzte Arbeits­
losenstatistik von Frankreich vorgelegt. 

Meine Damen und Herren! Jetzt könnte 
man natürlich auch polemisieren und sagen: 
Weil Mitterand gekommen ist, ist alles 
schlecht geworden in Frankreich. Ich will nur 
eine nüchterne Zahl nennen: Die Zahl der 
Arbeitslosen ist in Frankreich in den letzten 
Monaten um 20 Prozent gestiegen, das ist 
bitte saisonbereinigt. 

Ich glaube, auch dieses Beispiel zeigt, daß 
man für alles und jedes Vergleichszahlen aus 
der ganzen Welt herbeiholen kann. Auf der 
einen Seite, wo es christlichsoziale, auf der 
anderen Seite wo es sozialistische Regierun­
gen gibt, irgendwo, wo es konservative oder 
liberale Regierungen gibt. Es gibt für alle 
Regierungen der ganzen Welt Beispiele, wo es 
gut geht oder schlecht geht. 

Wir sollten hier weniger über internationale 
Vergleiche beziehungsweise darüber, wo die 
Situation gut oder schlecht ist, diskutieren, 
sondern in diesem österreichischen Parla­
ment darüber reden, welche Maßnahmen wir 
setzen können, um die Probleme in Österreich 
zu lösen. Das wäre der bessere Weg. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Die Österreichische Volkspartei hat sich 
stets zur sozialen Marktwirtschaft bekannt. 
Wir haben immer zwei Ziele dabei gehabt. 
Erstens das Ziel, die soziale Sicherheit für 
jeden, und zweitens eine gewinn- und einkom­
mensorientierte Wirtschaftspolitik. 

Wenn - auch das ist bereits heute ange­
klungen - in den letzten Tagen anläßlich des 
90. Geburtstages von Julius Raab auch über 
den Raab-Kamitz-Kurs diskutiert wurde und 
immer wieder in der Öffentlichkeit Meinun­
gen dazu zitiert· wurden, dann können wir 
feststellen, daß der Raab-Kamitz-Kurs zu 
einem Erfolg geführt hat. 

Abgeordneter Fischer hat heute die Arbeits­
losenzahlen aus der Mitte der fünfziger Jahre 
genannt. Gerade diese Zahlen beweisen, daß 
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dieser Weg positiv war. Er hat nämlich selbst 
zugeben müssen mit den Zahlen, die er 
nannte, nicht direkt, aber indirekt, daß durch 
den Raab-Kamitz-Kurs in den fünfziger Jah­
ren die Zahl der Arbeitslosen um ein Drittel 
gesunken ist. 

Dazu kann man nur sagen: Der Raab­
Kamitz-Kurs hat eben in den fünfziger Jah­
ren zum Erfolg geführt, und wir sind über­
zeugt, daß der Kurs einer sozialen Marktwirt­
schaft auch heute wieder zum Erfolg führen 
würde. (Beifall bei der ÖVP. - Abg. Fa u -
1 a n d: Damals war die Zeit des Wiederauf­
baus! - Abg. K i t t 1: Wir haben ja heute über 
2,8 Millionen Beschäftigte!) 

Meine Damen und Herren! Sie scheinen 
ganz vergessen zu haben, daß es damals in 
Österreich Zonen gegeben hat, die von den 
Russen besetzt waren. Sie wissen ganz genau, 
in welcher Situation wir uns damals befunden 
haben. Ich glaube, wir sollten immer wieder 
sehr korrekt die Entwicklung analysieren und 
sagen, welche Maßnahmen, welche Impulse 
gesetzt wurden und welche Auswirkungen 
dann diese Maßnahmen gefunden haben. 

Ich kann nur, wie gesagt, auf Grund der 
Zahlen, die der Abgeordnete Fischer heute 
genannt hat, feststellen, daß der Raab­
Kamitz-Kurs dazu gefÜhrt hat, daß die 
Arbeitslosigkeit in Österreich damals um ein 
Drittel gesunken ist. Ich meine, daß das ein 
positives Ergebnis war. (Beifall bei der ÖVP. -
Abg. Will e: Die ÖVP sollte doch die soziale 
Marktwirtschaft neu definieren und die 
gesellschaftlichen Bezüge einbringen!) 

Ich glaube, daß die ÖVP die soziale Markt­
wirtschaft nicht neu zu definieren braucht. 
Lieber Kollege Wille, du weißt ganz genau, 
was wir darunter verstehen. (Abg. W i 11 e: 
Neufassung angekündigt und in Artikeln 
immer wieder verlangt!) 

Abgeordneter Wille, du weißt genau, was 
wir darunter verstehen. Ich möchte vielleicht 
ganz kurz feststellen, was wir im Mock-Plan 
formuliert haben und was wir uns unter einer 
sozialen Marktwirtschaft vorstellen. (Abg. 
Wi 11 e: Wie soll ich wissen, was ihr darunter 
versteht, wenn Mock zum wiederholten Male 
eine Neufassung verlangt?) 

Abgeordneter Wille, eine Neufassung kann 
nur so verstanden werden, daß diese jeweili­
gen Maßnahmen der sozialen Marktwirt­
schaft entsprechend der augenblicklichen 
Situation festgelegt werden müssen, weil sich 
die wirtschaftliche und die soziale Entwick­
lung permanent weitergestaltet und es immer 
neue Akzente gibt. (Abg. Wi 11 e: Ist "sozial" 
groß oder klein geschrieben in diesem Plan? 
Schau einmal!) 

Abgeordneter Wille, ich kapriziere mich 
nicht darauf, etwas klein oder groß zu schrei­
ben. Ich weiß, daß du diesen Dingen besonde­
ren Wert zumißt, ob man "soziale Marktwirt­
schaft" klein oder groß schreibt. Für mich ist 
es notwendig, die Probleme der Arbeitnehmer 
zu lösen. Das ist wichtig, nicht ob man 
"soziale Marktwirtschaft" groß oder klein 
schreibt. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Ich glaube, wir, die ÖVP, wir haben ganz 
klar gesagt, was wir unter sozialer Marktwirt­
schaft verstehen. Wir verstehen darunter, daß 
die soziale Sicherheit durch ein entsprechen­
des Einkommen für j~den gewährleistet wird: 
für die Familien, für die Kinder, für die Kran­
-ken, für die Arbeitslosen, für die Pensioni­
sten. 

Für uns bedeutet das Wort "sozial" aber 
nicht einen Weg in die Richtung, daß den 
Menschen die eigene Chance genommen 
wird, sich selbst betätigen zu können, sich 
selbst verwirklichen zu können. Für uns heißt 
dies, daß die Menschen dazu motiviert werden 
und ihnen die Chance gegeben wird, sich 
selbst zu helfen, indem aus der Wirtschaft die 
notwendigen Mittel zur Verfügung gestellt 
werden daß ein Einkommen auch jenen Men­
schen, die nicht für sich selbst sorgen können, 
gewährleistet wird. Für uns bedeutet "sozial", 
daß auch die Pensionisten nicht abhängig 
werden von staatlichen Einrichtungen, son­
dern, daß sie, auch im Sinne einer sozialen 
Verantwortung, die Chance haben, ihr Leben 
selbst zu gestalten. Das verstehen wir darun­
ter, und das, glauben wir, ist auch der richtige 
Weg, allen Menschen ein entsprechendes Ein­
kommen zu sichern. 

In einem anderen sozialen Bereich scheint 
uns doch etwas wenig zu geschehen. Wir 
haben auch im Ausschuß zum Bundesvoran­
schlag, Teilhefte zu den Kapiteln 10, 11 und 
16, darüber diskutiert, daß in den Budgetan­
sätzen für die neue Verantwortung, die sich 
unserer Meinung nach aus der sozialen 
Marktwirtschaft ergibt, nämlich auch einen 
sozialen regionalen Ausgleich zu schaffen, die 
entsprechenden Mittel nicht zur Verfügung 
gestellt werden. 

Wir glauben, daß wir heute entsprechend 
den Grundsätzen der sozialen Marktwirt­
schaft auch im Sinne einer Verantwortung für 
den einzelnen, für die Menschen, die in Öster­
reich in unterschiedlichen Regionen leben, 
Politik zu machen haben, indem wir die struk­
turpolitisehen Maßnahmen gezielt einsetzen. 
Im Budget wären dafür die entsprechenden 
Maßnahmen zu setzen, vor allem dann, wenn 
mit den einzelnen Landesregierungen Ver­
träge abgeschlossen sind, diese Verträge wer-
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den aber in den Budgetansätzen nicht einge­
halten. 

Das halten wir für einen schlechten Weg. 
Ich glaube, daß auch die Bundesregierung im 
Interesse dieser Menschen, die in diesen 
Regionen leben, ihre Verpflichtungen einzu­
halten und die entsprechenden Budgetmittel 
bereitzustellen hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir, meine Damen und Herren, haben 
soziale Marktwirtschaft immer wieder als 
Maßstab einer Wirtschaftspolitik gesehen, die 
gewinn- und einkommens orientiert ist, aber 
gewinn- und einkommensorientiert so, daß 
der Staat nicht zum Wirtschaftsersatz wird. 
Diese Gefahr besteht in zunehmendem Aus­
maß, daß immer mehr Unternehmer - ich 
gebe zu, auch Unternehmer, die ÖVP-Mitglie­
der sind - zur Regierung gehen und sagen: 
Ich brauche Hilfe. 

Wenn diese Hilfe sinnvoll ist, wenn diese 
Betriebe neue Strukturen schaffen, wenn 
diese Betriebe Innovationen schaffen, ein 
technisches Know-how zur Verfügung stellen, 
wenn diese Betriebe zukunftsorientiert sind, 
dann jawohl, dann sind dem privaten Betrieb, 
dann sind dem verstaatlichten Betrieb die ent­
sprechenden Mittel zur Verfügung zu stellen. 
Das ist unser Ziel, das ist unser Weg. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Wir sind gegen einen Weg, der weder regio­
nalpolitisch noch strukturpolitisch Hilfe 
bringt oder Betrieben hilft, mit neuen moder­
nen Produkten auf den Markt zu kommen, 
sondern indem man Betrieben Mittel nur aus 
parteipolitischen oder aus interventionisti­
schen Gründen zur Verfügung stellt. Das hal­
ten wir für einen schlechten Weg. (Abg. Fa u­
la n d: Dem Burger sagen!) 

Das ist nicht notwendig. Ich habe es ganz 
klar gesagt. Wir sind der Ansicht, daß man 
Mittel den Betrieben zur Verfügung stellen 
soll, wenn sie aus strukturpolitischen oder 
regionalpolitischen Notwendigkeiten gegeben 
werden müssen oder wenn sie notwendig 
sind, weil Betriebe in neue Fertigungen gehen 
und dadurch ihre Produkte dann besser ver­
kaufen können. 

Da sind wir, Kollege Burger - ich nehme 
an, du wirst ja heute noch zum Rednerpult 
gehen und dies sagen -, vollkommen einer 
Meinung. (Beifall bei ·der ÖVP.) 

Bedenken haben wir. aber, daß aus rein par­
teipolitischen Überlegungen bestimmte För­
derungsmaßnahmen gesetzt werden, und vor 
allem, daß in der gesamten Wirtschaft, sei es 
in der verstaatlichten oder sei es in der priva- . 
ten Wirtschaft, so langsaD?- das Gefühl ent-

steht, man braucht sowieso nur zum Finanz­
minister zu gehen und kann sich dort ein paar 
Millionen Schilling abholen. Das ist eine 
gefährliche Entwicklung. (Abg. Dr. Jörg 
Hai der: Kollege Gassner, welche Betriebe 
sind denn das, wo die partei politischen Förde­
rungen passiert sind?) 

Kollege Haider , man kann ohneweiters 
einige Dinge analysieren und ich werde Ihnen 
eine Liste zur Verfügung stellen, welche 
Betriebe ich darunter verstehe. (Abg. Dr. Jörg 
Hai der: Mich würde es interessieren!) Ich 
glaube, daß Sie das interessiert, und ich 
werde Ihnen eine Liste mit Daten übersen­
den, wo ich meine, daß solche Dinge gesche­
hen (Abg. Be r g man n: Vorwärts-Verlag!), 
die langfristig diesen drei Aspekten nicht 
Rechnung tragen. 

Wir haben im Mock-Plan ganz klar defi­
niert, was wir unter einer modernen Wirt­
schaft verstehen und was für die Arbeitneh­
mer, aber auch für die Betriebe notwendig ist. 

Wir haben deshalb ganz klar gesagt: Wir 
wollen erstens einen Belastungsstopp, wir 
wollen zweitens eine mittelfristige Budgetsa­
nierung, wir wollen drittens eine qualitative 
Verbesserung des Investitionsförderungssy­
stems, wir wollen viertens eine Stärkung des 
Eigenkapitals, fünftens eine Erhöhung der 
Mobilität, sechstens eine Stärkung der Klein­
und Mittelbetriebe, siebentens die Einrich­
tung eines regionalpolitischen Frühwarnsy­
stems und achtens auch vermehrte Arbeits­
qualität. 

Ich glaube, daß gerade darunter sehr vieles 
zu verstehen ist, auch die Frage der Mitwir­
kung der Arbeitnehmer an Entscheidungen 
im Arbeitsprozeß. Das beginnt bei der Aus­
stattung des Arbeitsplatzes, bei der Frage, 
wieweit ein Vorschlagsrecht der Arbeitneh­
mer festgelegt werden kann, wie die Vor­
schläge von Arbeitnehmern zur Gestaltung 
des Arbeitsplatzes und zur Verbesserung der 
Produktion auch in den Betrieben honoriert 
werden sollen. 

Und auch die Forderung - als neunte For­
derung - auf Mittelbereitstellung für Investi­
tionen für eine zukunftsorientierte verstaat­
lichte Industrie. 

Dieser ÖVP-Plan, dieser Mock-Plan zur 
Sicherung der Arbeitsplätze, hat aber eine 
Grundtendenz, die sich doch meiner Meinung 
nach sehr maßgeblich in manchen Bereichen 
von dem unterscheidet, was heute durch das 
Budget als "Regierungserklärung" wieder 
beschlossen und festgelegt wird. Wir meinen, 
das Ziel jedes wirtschaftspolitischen Han­
delns sei außer der sozialen Absicherung der 
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Menschen, im wirtschaftlichen Bereich selbst 
die Menschen und die Betriebe zu motivieren. 
Und das zweite Ziel: daß wir mit unserer Wirt­
schaftspolitik, mit unserer Steuerpolitik den 
Menschen und den Betrieben Erfolgschancen 
einräumen. 

Das, meine Damen und Herren, haben wir 
im Mock-Plan ganz klar festgelegt, und das, 
meinen wir, wäre der richtige Weg, den wir in 
Österreich gehen könnten, den wir in Öster­
reich gehen müßten, um die Betriebe wieder 
anzukurbeln, um genügend Mittel zu haben: 
um damit durch den Impuls aus den Betrie­
ben, aus der Wirtschaft heraus die Arbeits­
plätze und die Einkommen der Arbeitnehmer 
sichern zu können. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren von der SPÖ! 
Wie schaut es aber mit Ihrer Politik, mit 
Ihrem Budget aus? Es entsteht in zunehmen­
dem Ausmaß Unsicherheit, es entsteht ein 
Einkommensverlust. Ich habe das bereits hier 
einmal gesagt: Das durchschnittliche Einkom­
men der Arbeitnehmer ist im Jahre 1980 um 
ein halbes Prozent gesunken, netto, real, und 
die letzten Prognosen, die bereits revidierten 
Prognosen, sprechen davon, daß die Einkom­
men der Arbeitnehmer netto, real im Jahre 
1981 um bis zu 2 Prozent sinken werden. 

Drittens: Die Staats quote wird dauernd 
erhöht. Das sind die Fragen. Warum geht die 
private Investition zurück? Warum gehen die 
Industrieinvestitionen in Österreich zurück? 
Was ist die Ursache dafür? 

Die Kollegin Offenbeck hat heute von ihren 
Auslandsreisen berichtet. Auch ich hatte 
Gelegenheit, bei einer Gewerkschaftstagung 
in Mannheim und bei einem Gespräch mit 
dem Verband Europäischer Unternehmer in 
Brüssel die Frage zu diskutieren, unter wel­
chen Voraussetzungen man bereit ist, nach 
Österreich zu gehen und zu investieren. 
Meine Frage war vor allem, was man sich in 
Österreich erwartet oder was entgegensteht, 
um nach Österreich zu gehen. Ich habe diese 
Frage gestellt. 

Die Leute haben dann gemeint, in Öster­
reich gebe es Unsicherheit. Darauf war meine 
Antwort, es gibt in Österreich einen sozialen 
Frieden, die Streikstatistik zeigt dies, die 
geringsten Streikzeiten - nicht einmal in 
Sekunden pro Kopf zu messen - gibt es in 
Österreich. 

Darauf haben diese Unternehmer gesagt: 
Nein, das ist das nicht. Sie verfolgen - ich 
war sehr überrascht darüber - sehr genau 
das, was in Österreich von den Parteien, von 
der Regierung angekündigt wird. Sie sagen: 
Wir wissen heute nicht, wie morgen die Wirt-

schaftsförderung ausschaut, wir wissen nicht, 
wie morgen die steuerliche Ent- oder Bela­
stung aussieht, und wir wissen auch nicht, mit 
welchen Lohnnebenkosten wir in Österreich 
zu rechnen haben. 

Wobei ich hier ganz klar auch als Gewerk­
schafter sagen möchte: Ich bin für jeden 
sozialen Fortschritt, für einen sozialen Fort­
schritt zu jener Zeit, in der wir uns diesen 
sozialen Fortschritt auch finanziell leisten 
können. 

Meine Damen und Herren! Ich habe das 
Resümee von diesen Gesprächen gezogen und 
habe gemeint: Das heißt, daß Sie heute des­
halb nicht nach Österreich als Investor kom­
men, daß Sie heute in Österreich keinen 
Betrieb errichten, weil bei uns eine konkrete, 
langfristige wirtschaftliche Linie vor allem 
der Bundesregierung nicht sichtbar ist. Und 
die Antwort, Herr Staatssekretär, war darauf: 
Ja. 

Ich glaube, daß es deshalb notwendig ist, 
daß wir auch seitens des Nationalrates an die 
Bundesregierung die Forderung stellen: Es 
geht nicht an, alle Jahre die Politik zu verän­
dern. Man kann damit nicht ausländische Fir­
men nach Österreich bekommen. Wir sichern 
damit keine Arbeitsplätze und nicht die Voll­
beschäftigung. Es ist höchst an der Zeit, jetzt 
einmal seitens der Bundesregierung zu sagen: 
Wie schaut ihre langfristige wirtschafts- und 
steuerpolitische Konzeption aus? Wie schauen 
auch mögliche steuerliche Belastungen oder 
soziale Belastungen aus? Dann werden wir 
auch wieder ausländische Investoren gewin­
nen können, die bereit sind, in Österreich zu 
investieren und neue Betriebe zu schaffen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Man könnte 
jetzt sehr viele Aussprüche aus der letzten 
Zeit zitieren. Auch der Herr Finanzminister 
selbst hat zum Beispiel zur Frage der Investi­
tionsförderung der Bundesregierung Stellung 
genommen. 

Er hat selbst an der staatlichen Investi­
tionsförderung bei einer Enquete, die im 
Finanzministerium stattgefunden hat, Kritik 
geübt. Bei der haben Wirtschaftsexperten 
gemeint, sowohl die direkte als auch die indi­
rekte Investitionsförderung sei verbesse­
rungsbedürftig. 

Wenn dies so ist, hoffe ich, meine Damen 
und Herren von der SPÖ, daß das Gespräch, 
das zwischen ÖVP und SPÖ begonnen hat 
und auf das auch Dr. Taus heute kurz einge­
gangen ist, dazu führt, Ihren Standpunkt zu 
verändern, daß die Maßnahmen der direkten 
und indirekten Investitionsförderung, die 
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mögliche steuerliche Absetzbarkeit in abseh­
barer Zeit festgelegt werden. 

Wir hoffen, daß der 10. Dezember doch 
etwas bringt, mit sich bringt, daß wir als 
Österreicher - ich sage das ganz bewußt: als 
Österreicher - dann klar erlernen können: 
Wie schaut die wirtschaftliche Zukunft in 
Österreich aus? Womit kann der private und 
der verstaatlichte Betrieb rechnen? Wie kann 
er investieren? Was kann er abschreiben? 
Welche Möglichkeiten hat er? 

Das wäre auch für die österreichischen 
Arbeitnehmer etwas sehr, sehr Wichtiges. 
Wenn es uns gelingt, österreichische Firmen 
wieder vermehrt dazu zu bringen, in Öster­
reich zu investieren, wenn es uns aber auch 
gelingt, ausländische Investoren, die hier 
Betriebe errichten, wieder nach Österreich zu 
bekommen, dann, meine Damen und Herren, 
werden wir aus der Negativzone wieder her­
auskommen, dann wird es bestimmt gelingen 
- das sage ich, wenn ich mir die letzte Insol­
venzstatistik ansehe -, die anfallenden Kon­
kurse zu verhindern und wieder einen Weg zu 
gehen, der den Betrieben die Chance gibt, 
Kapital zu bilden, der ihre steuerliche Bela­
stung vermindert, der den Betrieben die 
Chance gibt, neue Produkte auf den Markt zu 
bringen, mit entsprechendem Know-how, mit 
neuen intelligenten Produkten auf den Welt­
markt zu gehen, aber vor allem, was gegen­
über ausländischen Firmen, die nach Öster­
reich hereindrängen, wichtig ist, entspre­
chende eigene Produkte, preiswerte, gute, 
hochqualitative eigene Produkte auf den 
Markt zu bringen. 

Das, meine Damen und Herren, ist der ein­
zige Weg, der die Vollbeschäftigung in Öster­
reich sichert und der auch den Arbeitneh­
mern in Österreich einen sicheren Arbeits­
platz verschafft. 

Und deshalb, meine Damen und Herren, 
weil wir überzeugt sind, daß das notwendig 
ist, verlangen wir von der ÖVP den Kurswech­
sel, einen Kurswechsel, der die Vollbeschäfti­
gung sichert, einen Kurswechsel, der die Ein­
kommen der Arbeitnehmer in Österreich 
sichert. (Beifall bei der ÖVP.) 14.57 

Präsident Thalhammer: Nächster Redner 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Erich Schmidt. 
Ich erteile ihm das Wort. 

14.57 

Abgeordneter Dr. Schmidt (SPÖ): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Lieber Kollege Gassner! 
Am Beginn deiner Rede hast du Problemlö­
sungen angekündigt, in der Mitte gab es ein 

Forderungspaket und ausgeklungen ist es 
ohne irgendeine Antwort auf die Fragen, die 
du gestellt hast. Ich werde versuchen, wenig­
stens in Teilbereichen die Fragen zu beant­
worten, wenn es schon nicht gelingt, aus den 
Programmen, Konzepten und Unterlagen sei­
tens der großen Oppositionspartei eine Ant­
wort zu finden. 

In den Expertengesprächen sind wir jeden­
falls weiter gekommen, als es hier jetzt ange­
klungen ist. 

Eine Sache möchte ich herausgreifen und 
auf jeden Fall nicht unbeantwortet stehen las­
sen, das ist die Frage der Unsicherheit der 
Situation für die ausländischen Investoren. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn das wirklich so wäre, wie Kollege Gass­
ner das nun geschildert hat, daß immer weni­
ger ausländische Investoren nach Österreich 
kämen, weil sie nicht wissen, wie entwickelt 
sich die Steuerpolitik, wie entwickelt sich die 
Sozialpolitik, wie entwickelt sich all das, was 
man unter wirtschaftlichen Rahmenbedin­
gungen versteht, dann wäre die Situation 
wahrlich anders, als sie tatsächlich ist. 

Ich darf nur einen einzigen Bereich nennen, 
um hier eine Information zu geben, sollte 
diese fehlen, das ist zum Beispiel der Bereich 
der Zulieferindustrie für die Pkw-Industrie in 
Westeuropa. Wir hatten am Beginn der siebzi­
ger Jahre ein Volumen an Zulieferungen von 
wenigen Hunderten Millionen Schillingen. 
Nach der intensiven und ausführlichen Dis­
kussion über diesen Produktionsbereich ist es 
gelungen, innerhalb weniger Jahre - was 
also doch sehr schwer ist, so etwas überhaupt 
zu erreichen, einen praktisch neuen Industrie­
zweig aufzubauen -, mehr als 5 Milliarden 
an Zuliefe rungen bereits zu erreichen, einer­
seits durch österreichische Betriebe, anderer­
seits durch neu angesiedelte Tochtergesell­
schaften ausländischer Unternehmen. 

Aber alles in allem ist hier eine Vervielfa­
chung des Produktionsvolumens gelungen, 
und das ist das, was in den letzten Jahren 
konkret an strukturpolitischen Maßnahmen 
- und eine davon nenne ich nur - geleistet 
wurde in Zusammenarbeit mit inländischen 
Unternehmen und mit ausländischen Investo­
ren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, Erfolg und Mißerfolg der Wirtschaftspoli­
tik zu messen ist halt immer schwierig. Er 
läßt sich offensichtlich immer schwerer defi­
nieren, weil die Wirtschaftspolitik, die durch 
eine erfolgreiche Budgetpolitik stark beein­
flußt wird, immer wieder in ihren Daten in 
Frage gestellt wird. Wenn wir nationale Daten 
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über Vollbeschäftigung, Arbeitslosenrate, 
Inflationsrate, Wachstumsrate und andere 
Indikatoren nennen, dann sagen Sie, das sei 
ungenügend, das sei zuwenig. Bringen wir 
einen internationalen Vergleich mit den wich­
tigen westeuropäischen Industrieländern, 
dann sagen Sie uns: Was gehen uns die ande­
ren Länder an? Entscheidend ist Österreich. 
Bringen wir internationale Vergleiche mit 
allen westlichen Industriestaaten, dann argu­
mentieren Sie ähnlich. (Der Prä 5 i den t 
übernimmt den Vorsitz.) 

Jetzt haben Sie entdeckt, daß man die Ver­
gangenheit heranziehen sollte. Es gab da eine 
Periode, worüber man sagen kann: Damals 
dominierte eine erfolgreiche ÖVP. Aus jener 
Zeit kann man Wesentliches lernen, Sie kann 
man messen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Kollege Gassner hat zuletzt - das ist ja schon 
in einigen Wortmeldungen heute durch­
gedrungen - wieder den Raab-Kamitz-Kurs 
als sehr bedeutende und wesentliche Lei­
stung, als viel bedeutendere und wesentli­
chere Leistung als jene, die in den siebziger 
Jahren erbracht worden ist, hingestellt. Ich 
werde heute versuchen, das möglichst zu 
objektivieren und das in einem internationa­
len Vergleich und in einem Vergleich mit 
anderen Perioden der wirtschaftlichen Ent­
wicklung in Österreich kurz darzustellen, weil 
ich meine, man sollte solch historische Remi­
niszenzen, soweit sie eben nur Reminiszenzen 
sind, ins rechte Licht rücken. 

Zunächst zur derzeitigen wirtschaftlichen 
Situation und zu den Perioden der letzten 
Jahre im internationalen Vergleich. 

Wir haben in den Jahren 1975 bis 1980 
sowohl beim Wachstum - 3,9 Prozent im Ver­
gleich zu 2,9 Prozent im Rahmen der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft - als auch 
bei der Industrieproduktion einen deutlichen 
Vorsprung erreichen können. Wir hatten ein 
stärkeres Wachstum, als es die meisten west­
lichen Industrieländer erzielten. Nur Japan 
war besser als Österreich. Wir hatten in den 
Jahren 1975 bis 1980 eine Arbeitslosenrate 
von 2 Prozent - Sie wissen ganz genau, daß 
nur die Schweiz und Norwegen besser sind -, 
im Vergleich zu 5,2 Prozent der EG und 
5,3 Prozent der OECD-Länder. 

Ähnliches ist gelungen im Bereich der 
Preisstabilität. Wir hatten in den Jahren 1975 
bis 1980 eine Inflationsrate von 5,9 Prozent, es 
gab eine fast doppelt so hohe im Rahmen der 
OECD. 

Um einen.Indikator der Wettbewerbsfähig­
keit zu zeigen: Bei einem Vergleich der 

Warenexporte kann man sehr deutlich sehen, 
daß wir in Österreich weit über dem Zuwachs 
der EG-Länder liegen. Das heißt, wir haben 
Marktanteile gewonnen. 

Aber auch wenn man sich einzelne Kapitel 
ansieht, kann man und muß man zweifellos 
diese erfolgreiche Entwicklung sehen. Wenn 
man den Bereich Maschinen und Verkehrs­
mittel hernimmt - ein Bereich, in dem 
sicherlich die Qualifikation der österreichi­
schen Facharbeit ihren Ausdruck findet -, so 
haben wir in Österreich eine Steigerung zu 
verzeichnen, die das Fünffache jener der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft be­
trägt. 

Genauso ist es bei der Entwicklung der Zah­
lungsbilanz, die ja ein ganz wesentlicher Fak­
tor ist, wenn man die Währungspolitik, wie sie 
derzeit besteht, fortsetzen möchte. Auch hier 
haben wir eine Entwicklung des Außenbeitra­
ges, wenn man· sich die Deckungsquoten der 
letzten fünf Jahre in Prozentsätzen anschaut, 
wonach Österreich wesentlich besser liegt als 
die Bundesrepublik Deutschland und auch die 
Schweiz. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir sagen: Schauen wir uns doch irgendein 
internationales Beispiel an, wo ein Land bes­
ser ist als Österreich! Nennen Sie uns doch 
irgendein Land,· in dem die wirtschaftspoliti­
schen Probleme der siebziger Jahre besser 
gelöst wurden als in Österreich! Nennen Sie uns 
ein Land, in dem die Krisen der siebziger 
Jahre, die Krisen 1975, 1979 und 1980, besser 
gelöst werden konnnten! Sie tun es nicht und 
Sie können es auch nicht. 

All jene großen Industrieländer , die eine 
konservative Wirtschaftspolitik verfolgen, die 
eine Politik verfolgen, die zum Teil auch sei­
tens der Österreichischen Volkspartei ange­
zeigt und deutlich demonstriert wird, zumin­
dest in den Resolutionen und Entschließungs­
anträgen, setzen auf Steuersenkungen in der 
Hoffnung, daß auf Grund der Steuersenkun­
gen mehr investiert wird. Das ist eine Politik, 
die derzeit in den Vereinigten Staaten völli­
gen Schiffbruch erleidet. 

All diese Maßnahmen führen offensichtlich 
nicht zu einem erfolgreichen wirtschaftspoliti­
schen Weg, wo Vollbeschäftigung Priorität hat 
und Stabilität erreicht wird, und zwar bei 
einem entsprechenden Wachstum und bei 
einer entsprechenden Sicherung der wirt­
schaftlichen Entwicklung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Was soll nun diese Forderung nach einem 
Kurswechsel, nachdem wir bis heute keine 
klare Definition bekommen, was denn wirk-
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. lieh dieser Kurswechsel zu bedeuten hätte? Es 
wird ja immer wieder versichert, in den Zie­
len gäbe es überhaupt keine Differenz, Vollbe­
schäftigung hätte Priorität, auch wenn man 
früher Begriffe wie "Vollbeschäftigungsprot­
zerei" und dergleichen verwendet hat. Es wird 
immer wieder gesagt, Stabilität hätte nicht 
diese Priorität, obwohl wir das manchmal 
anders hören. Es wird i~mer wieder gesagt, 
qualitatives Wachstum wäre selbstverständ­
lich, obwohl man sich schwer tut, das zu defi­
nieren. 

Das heißt also: Im Ziel gibt es offensichtlich 
keine so großen Differenzen, zumindest nicht 
in der Programmatik, nicht in den Sonntags­
reden. Unter der Woche ist es unter Umstän­
den anders. Aber wo sind denn nun jene Kri­
terien des Kurswechsels? Auch wenn man 
sich die Rede des Herrn Parteivorsitzenden 
Mock - ich habe mir diese Mühe gemacht­
sehr genau ansieht, jene Rede, die er heute 
vormittag gehalten hat, so ist das, was er kon­
kret vorschlägt, nämlich das 8-Punkte-Pro­
gramm zur Steuerreform, ausschließlich ein 
Programm, das das Budgetdefizit erhöht, aber 
überhaupt keinen Beitrag bringt, im gesam­
ten gesehen jene wirtschaftspolitischen Pro­
bleme zu lösen. Es ist nicht imstande, Bei­
träge zur Lösung dieser Probleme zu liefern. 

Wir finden international offensichtlich 
keine entsprechenden, keine vergleichbaren 
Beispiele aus Ländern, die besser sind, von 
denen wir Wesentliches absehen können, 
weder aus Großbritannien, Italien oder Bel­
gien noch aus den Vereinigten Staaten oder 
anderen Ländern. Aber Sie verlangen einen 
Kurswechsel, ohne zu definieren, ohne im 
Detail zu sagen, wie er denn aussehen soll. 

So wird nun, wie ich schon eingangs festge­
stellt habe, die Vergangenheit beschworen. Es 
wird gesagt: Das ist eine Phase gewesen, in 
der man wesentlich besser war. Man müßte 
sich nur dessen besinnen und jene Maßnah­
men ergreifen, die damals gesetzt wurden, 
dann würde es besser; wobei man schwer defi­
nieren kann, was denn das heißt. Denn eine 
Arbeitslosenrate, wie sie derzeit besteht, ist ja 
ausgezeichnet, die Inflationsrate ist im inter­
nationalen Durchschnitt sehr, sehr gut, und 
die Wachstumsrate - ich sagte es schon - ist 
in den letzten zehn Jahren im internationalen 
Vergleich ausgezeichnet gewesen. 

Wenn diese Vergangenheit beschworen 
wird und ich die Daten und Ergebnisse des 
sogenannten Raab-Kamitz-Kurses ein biß­
chen analysieren möchte, dann will ich von 
vornherein etwas klarstellen. Ich möchte das 
ganz klar betonen, damit es ja kein Mißver­
ständnis gibt. Ich möchte die geradezu großar-

tigen Aufbauleistungen dieser Zeit nicht in 
irgendeiner Form schmälern. Ich möchte, 
gerade weil man aus der historischen Ent­
wicklung der Zweiten Republik lernen soll, 
vor allem jene, die wie ich diese Zeit nicht 
aktiv mitgestaltet haben, nicht generell kriti­
sieren. Ich sage durchaus, daß man sehr viel 
aus der Tradition lernen kann, aus der prag­
matischen Form, Lösungen zu finden und 
zum Konsens zu kommen, weil ich das als 
sicherlich bedeutenden Wegweiser für die 
Zukunft ansehe. 

Aber ich möchte auf der anderen Seite klar­
stellen, damit nicht durch die historische Ent­
wicklung und durch die Jahrzehnte, die inzwi­
schen vergangen sind, plötzlich falsche Vor­
stellungen auftauchen und in der Presse 
unter Umständen sehr unkritisch übernom­
men werden, wie das in den einzelnen Berei­
chen tatsächlich war. 

Denn untersucht man, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, die wirtschaftliche Ent­
wicklung der fünfziger Jahre und der sechzi­
ger Jahre und vergleicht man sie, soweit das 
möglich ist, mit dem Ausland und stellt auch 
diese Entwicklung den siebziger Jahren 
gegenüber, so ergibt sich folgendes interes­
sante Bild: 

In den Jahren 1955 bis 1960 - und ich ver­
meide den Vergleich vorher, weil wir vor dem 
Jahr 1955 die USIA-Betriebe hatten, die nicht 
in den Daten der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen enthalten sind - wuchs 
die österreichische Wirtschaft jährlich um 
5,2 Prozent real. In der Bundesrepublik 
Deutschland wuchs sie stärker, um 5,7 Pro­
zent. Dieses Wachstum hat sich in den sechzi­
ger Jahren ungefähr gleich entwickelt, etwas 
niedriger weiterhin in Österreich, 4,7 Prozent, 
und 5 Prozent in der BRD. Aber in den siebzi­
ger Jahren, meine sehr geehrten Damen und 
Herren - wir haben das schon sehr oft 
gesagt, aber ich wiederhole es wieder -, 
4,2 Prozent in Österreich, 3 Prozent in der 
BRD und 3 Prozent im OECD-Raum in 
Europa. Das heißt, es hat eine wesentliche 
Änderung· der Wachstumsentwicklung gege­
ben. Die negative Wachstumsdifferenz der 
fünfziger und der sechziger Jahre wurde 
durch ein positives Wachstum in den siebziger 
Jahren abgelöst. (Beifall bei der sm.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Bei den Verbraucherpreisen verlief die Ent­
wicklung interessanterweise umgekehrt. Die 
Raab-Kamitz-Zeit war generell von weltweit 
niedrigeren Inflationsraten gekennzeichnet, 
obwohl - das möchte ich schon betonen -
auch für die heutigen Verhältnisse die Infla­
tionsrate in Österreich sicherlich sehr niedrig 
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war. Wir lagen damals über der Bundesrepu­
blik Deutschland, so wie wir auch heute über 
der Bundesrepublik Deutschland liegen. Wür­
den wir aber die prozentuelle Differenz rech­
nen, dann würde das für das Jahr 1981 nicht 
eine Inflationsrate von 6,8 Prozent, sondern 
von 8,3 Prozent geben. 

Wir haben auch in den sechziger Jahren im 
Vergleich zu OECD-Europa zweifellos eine 
höhere Wachstumsrate gehabt als in den sieb­
ziger Jahren, wo sie immer wesentlich unter 
der internationalen Wachstumsrate lag. 

Kollege Gassner, nun zur Arbeitslosenrate. 
Der Beginn der fünfziger Jahre war ja in 
Österreich wie auch in der BRD von hohen 
Arbeitslosenzahlen gekennzeichnet. In der 
BRD ist diese Arbeitslosenrate sehr rasch -
trotz des hohen Flüchtlingsstroms - abge­
baut worden, während in Österreich noch 
Ende der fünfziger Jahre eine relativ hohe 
Arbeitslosenrate herrschte - Kollege Fischer 
hat das schon genannt, es waren 4,8 Prozent. 
1953 bis 1960 hatten wir eine Arbeitslosenrate 
von 5,7 Prozent, in der BRD waren es 4,2 Pro­
zent. In den Jahren 1960 bis 1969 waren es 
2,8 Prozent, in der BRD war es 1 Prozent. In 
den Jahren 1970 bis 1978 waren es 1,9 Prozent 
und in der BRD 2,9 Prozent. 

Sehen Sie, Herr Kollege Gassner, das ist 
der Erfolg der Politik der sozialistischen Bun­
desregierung auf dem Sektor der Bekämp­
fung der Arbeitslosigkeit. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Herr Kollege Gassner, die Arbeitslosenra­
ten betrugen im Durchschnitt der siebziger 
Jahre nicht einmal die Hälfte jener der BRD, 
eine völlig umgekehrte Situation im Vergleich 
zu jener in den sechziger und in den fünfziger 
Jahren. (Abg. Ing. Gas s ne r: Die, die aus 
der Statistik herausgefallen sind, dazuzählen, 
dann schaut es anders aus!) 

Kollege Gassner, ich kann Ihnen auch die 
anderen Indikatoren deutlich und genau 
sagen, ich stelle Ihnen diese Unterlagen auch 
zur Verfügung, weil es wirklich eine sehr 
interessante Zusammenstellung ist. Wenn 
man, wie du betont hast, sachlich über diese 
Fragen sprechen und diskutieren möchte, 
dann soll man halt nicht Traditionen und Ver­
gangenheiten mit Schlagworten wiedererwek­
ken, sondern dann muß man sich gefallen las­
sen, daß man sich anschaut, wie es damals 
tatsächlich war. 

Wenn man das Bruttoinlandsprodukt von 
damals betrachtet, sieht man: Wir haben 1960 
880 Dollar Bruttoinlandsprodukt je Einwoh­
ner gehabt, wir haben das bis 1979 mehr als 

verzehnfacht, OECD-Europa mehr als ver­
achtfacht 1979. 

Ich möchte diesen Vergleich zusammenfas­
sen und sagen, daß die Jahre 1953 bis 1960 -
also jene Zeit, die geprägt ist durch diesen 
genannten wirtschaftlichen politischen Kurs, 
der jetzt immer wieder als guter Ratschlag 
aufgewärmt wird - sich durch ein negatives 
Wachstumsdifferential zur BRD ausgezeich­
net haben. Es gab also höhere Wachstumsra­
ten in der Bundesrepublik Deutschland. In 
den siebziger Jahren war es umgekehrt, 
durch ein positives Inflationsdifferential gab 
es höhere Irulationsraten in Österreich in die­
ser Zeit, mehr als 50 Prozent. In den siebziger 
Jahren war dieser Unterschied zur Bundesre­
publik Deutschland kleiner und international 
umgekehrt, durch nicht nur hohe Arbeitslo­
senraten, sondern wiederum im Vergleich mit 
der BRD durch eine bedeutend höhere 
Arbeitslosigkeit. 

Das zeigt der Periodenvergleich. Er zeigt 
jedenfalls, daß wir eben nicht allein auf 
Grund der nationalen Daten für die siehziger 
Jahre, nicht allein auf Grund der internatio­
nalen Vergleichsdaten, die wir uns immer 
wieder ansehen und immer wieder präsentie­
ren, sondern auch im Vergleich mit anderen 
historischen Perioden in den siebziger Jahren 
die wirtschaftspolitischen Probleme erfolgrei­
cher bewältigen konnten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Da sucht man dann natürlich nach den Grün­
den und nach dem Sinn der Forderung nach 
einem Kurswechsel. Wir können es, weil es 
positiv nicht formuliert wird, weil einfach zu 
wenig da ist, was als Kurswechsel bezeichnet 
werden kann, negativ formulieren und sagen: 
Wenn diese Forderung nach einem Kurswech­
sel zum Inhalt haben sollte, Stabilität hätte 
Vorrang vor der Vollbeschäftigung, Stabili­
tätspolitik wäre der Vollbeschäftigungspolitik 
und Erhaltung der Vollbeschäftigung vorzu­
ziehen, wie in vielen anderen konservativ 
regierten Ländern, dann müssen wir sagen: 
Nein! Wenn das heißt, daß Unternehmersteu­
ern gesenkt werden sollen, ohne diese Sen­
kung der Steuern an Leistungen, wie zum Bei­
spiel Vornahme von Investitionstätigkeiten zu 
binden, sondern nur Senkung dieser in der 
Hoffnung auf eine verstärkte Investitionstä­
tigkeit, mit den problematischen Begleiter­
scheinungen der sozialen Veränderungen und 
der Verschiebung der Verteilung, wie zum 
Beispiel derzeit in den Vereinigten Staaten, 
dann sagen wir mit Sicherheit nein. 

Wenn es heißt, daß einerseits zusätzliche 
Leistungen vom Staat verlangt werden, ande­
rerseits aber gleichzeitig Budgetdefizite abge-
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baut werden und Staatsschulden verringert 
werden sollen, also völlig widersprüchliche 
Forderungen hier immer wieder präsentiert 
werden, dann sagen wir mit Sicherheit nein. 
So kann ein Kurswechsel sicherlich nicht 
sein. 

Wir brauchen eben keinen Kurswechsel, 
was aber nicht heißt, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, daß nicht geändert wer­
den muß, was geändert werden soll, daß nicht 
neue und reformierte Instrumente verstärkt 
zum Einsatz zu gelangen haben, daß nicht 
Einrichtungen und Maßnahmen überprüft 
werden müssen, die man einmal gesetzt hat, 
nach ihrer Wirksamkeit und nach ihrer Effek­
tivität, und daß nicht weiterentwickelt und 
ausgebaut werden soll, was sich bewährt hat, 
aber was vielleicht im Umfang unzulänglich 
und ungenügend ist. 

Ich glaube, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, Hohes Haus, daß das gemein­
same Expertenpapier sicherlich noch sehr 
viele allgemeine Formulierungen enthält, 
aber letzten Endes doch eine gewisse Unter­
lage dafür ist, daß es hier nicht nur Gemein­
samkeiten gibt, sondern daß man unabhängig 
von Schlagworten wie Kurswechsel imstande 
ist, dieses weiterzuentwickeln. 

Ich möchte daher zum Schluß kommen und 
sagen, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, durch das Budget 1982 ist gewährleistet, 
daß wir die erfolgreiche Beschäftigungspolitik 
fortsetzen können, daß wir auch durch einen 
verbesserten Einsatz der Investitionsmittel 
seitens des Bundes - und es gibt auch diffe­
renziert wesentliche Steigerungen über das 
Vierpunkteprogramm vom Frühjahr hinaus -
die Sicherung der Arbeitsplätze unter den 
bestehenden Bedingungen, unter denen die­
ses Budget erstellt worden ist, erreichen kön­
nen. Sollten sich die Bedingungen wesentlich 
ändern, wird es sicherlich die Bundesregie­
rung - und der Herr Bundeskanzler hat es ja 
heute schon angekündigt - für notwendig 
befinden, sehr rasch unmittelbar zusätzliche 
Maßnahmen zu setzen, um Vollbeschäftigung, 
auch wenn die internationale Konjunktur 
andere Trends zeigt - nach den Prognosen, 
die dem Budget zugrunde lagen, sollte diese 
in der Mitte des Jahres 1982 anspringen -, zu 
sichern. 

Wir werden, und das ist durch das Budget 
1982 gewährleistet, besondere Anstrengungen 
unternehmen können, um die Wachstumspoli­
tik fortzusetzen, um das hohe Förderungsvo­
lumen für öffentliche und private Investitio­
nen zu erhalten und, ich sagte es schon, eine" 
verstärkte Wirksamkeit damit zu erreichen. 
Dies gilt auch für die Bauwirtschaft, wo ja 

eine Fülle zusätzlicher Maßnahmen derzeit 
verhandelt und diskutiert werden. 

Aber wir werden und müssen diesen erfolg­
reichen Weg in der Form fortsetzen, um wei­
ter die Stabilitätspolitik gewährleisten zu kön­
nen, nämlich die Inflationsrate im Griff zu 
halten durch verstärkte Wettbewerbspolitik 
und durch Erstellung von Rahmenbedingun­
gen, wie zum Beispiel einen weiteren Abbau 
des Zahlungsbilanzdefizits, um eine Wäh­
rungspolitik fortsetzen zu können, die die 
importierte Inflation möglichst gering hält. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Das wird das Budget 1982 gewährleisten. Der 
Forderung nach Kurswechsel setzen wir ent­
gegen, daß wir das, was international als der 
österreichische Weg bezeichnet wird, auch 
erfolgreich 1982 fortsetzen wollen. Danke 
schön. (Beifall bei der SPÖ.) 15.21 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Burger . 

15.22 

Abgeordneter Burger (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Es hat kaum eine Zeit 
zuvor gegeben, wo über die verstaatlichte 
Industrie in der Öffentlichkeit so viele Diskus­
sionen abgeführt worden sind. Und bei diesen 
Diskussionen steht wiederum die Eisen- und 
Stahlindustrie im Mittelpunkt, an dieser Dis­
kussion beteiligten sich Politiker aus allen 
Bereichen und beteiligte sich die Wirtschaft. 

In der Vergangenheit pflegten sozialistische 
Abgeordnete hier zu sagen, man leiste der 
verstaatlichten Industrie keinen guten Dienst, 
wenn man die wirtschaftliche Situation in der 
Öffentlichkeit diskutiert. Tatsächlich, auch 
ich bin der Auffassung, daß man keinem 
Unternehmen einen guten Dienst leistet, 
wenn man die Situation, wenn es Unterneh­
mungen schlecht geht, in die Öffentlichkeit 
trägt. Ich bin hier der gleichen Meinung. Die 
verstaatlichte Industrie gehört dem Bund, es 
ist der Bund Alleineigentümer , und der Bund 
ist verpflichtet, dem Parlament Bericht zu 
erstatten. Der Bund ist verpflichtet, dem Par­
lament zu sagen, wie es um die Lage der ver­
staatlichten Industrie steht. Und daher muß 
man auch gewärtig sein, daß man hier in die­
sem Haus über alle Unternehmen im ÖIAG­
Bereich diskutiert und die Beratungen hier 
am Rednerpult durchgeführt werden müssen, 
ob es uns paßt oder nicht! (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Wenn ich an die Presseartikel denke, die 
vor dieser Diskussion in die Öffentlichkeit 
hinausgegangen sind, Presseartikel seit dem 
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3. November 1981,wo fast jeden Tag monoton 
über die Situation in der verstaatlichten Indu­
strie geschrieben und gesprochen wird, dann 
wird einem klar, wie es eigentlich überhaupt 
um die Wirtschaft und hier im besonderen um 
die verstaatlichte Industrie steht. 

Da wird einem weiterhin klar, daß in den 
vergangenen Jahren trotz großer Investitio­
nen vieles wahrscheinlich nicht richtig 
gemacht wurde. Hier stimmen die Rahmenbe­
dingungen, in der die gesamte Wirtschaft aus­
gesetzt ist, mit größter Wahrscheinlichkeit 
nicht mehr, ja ich persönlich wage zu behaup­
ten, die Rahmenbedingungen stimmen nicht 
mehr durch einseitige Belastungen aller Art. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Man könnte sonst nicht folgendes schreiben 
- und, Herr Präsident, ich darf nun einiges 
zitieren -: Das "profil" schreibt: "Dramatisch 
und katastrophal: Der ÖIAG-Vorstand wird 
am 2. November dem Aufsichtsrat einen 
Bericht zur Lage präsentieren, der sich gewa­
schen hat. Nahezu alle verstaatlichten 
Tocher- und EnkeHirmen vegetieren in einem 
niederschmetternden Zustand dahin." 
Wenn man als Angehöriger der verstaatlich­
ten Industrie so etwas liest, dann muß man 
langsam fragen, wie schaut es denn wirklich 
aus, dann wird man interessiert, den Dingen 
auf den Grund zu gehen. 

Ein weiterer Artikel vom selben Tag lautet: 
"Horrormeldungen über Verstaatlichte. Aber 
Kanzler Kreisky ist im Ausland." - Bitte, das 
war an jenem Tag, wo dE>r Verstaatlichten­
ausschuß tagte, wo der Ht'iT Bundeskanzler 
in Belgien war. Es ist ja möglich, sich durch 
einen Staatssekretär vertreten zu lassen, 
selbstverständlich, aber, bitte, in Anbetracht 
einer solchen Situation müßte das Parlament 
erwarten dürfen, daß der Herr Bundeskanz­
ler, welcher der Vorsitzende ... (Abg. Sam­
wal d : Das war ein schon längst festgelegter 
internationaler Termin!) 

Hier muß das Parlament den Vorzug haben. 
(Beifall bei der ÖVP). Ein solcher Zwischenruf 
kann und darf nicht gelten. Ich lese ja nur die 
Überschriften aus der verschiedenen Presse. 
(Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Wie Sie 
denken, ist Ihre Sache. Das ist die Überschrift 
einer Presserneldung, und ich persönlich bin 
als Angehöriger der betroffenen Industrie 
höchst interessiert, daß bei solchen Beratun­
gen der Kanzler anwesend ist. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Ich darf weiter zitieren. 

Die "Kleine Zeitung": "Vor Stahlflaute. 
Jetzt muß Wien Farbe bekennen. Während die 
Arbeiter der wieder in eine Krise gerutschten 

steirischen Stahlwerke bereit sind, Opfer zu 
bringen, ist vom Bund als Eigentümer der ver­
staatlichten Industrie noch nichts ähnliches 
bekannt. Die Landeschefs Dr. Krainer und 
Hans Groß wollen nun Wien eindringlich an 
die Eigentümerpflichten bei der steirischen 
Industrie erinnern." - Stammt nicht von mir. 
Ich habe mir vorgenommen, heute diese 
Dinge aus der Presse zu zitieren, weil ja alles 
scheinbar hier widerlegt wird, weil Wahrhei­
ten zugedeckt werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

"VOEST-Chef" - und dieser Artikel hat 
mich besonders interessiert -, "VOEST-Chef 
optimistisch. Nur Donawitz unklar." 

Wegen der Kürze der Zeit gestatten Sie mir, 
daß ich nicht mehr weiter zitiere bis auf die 
Tatsache, daß am 12. Dezember, also in weni­
gen Tagen, der Beschluß ge faßt werden soll, 
daß man in Donawitz 1400 Mann zuviel hätte, 
daß man ganze Betriebsabteilungen stillzule­
gen gedenkt. Für mich unvorstellbar! Eine 
unvorstellbare Entwicklung! Wenn ich so 
schwere Vorwürfe mache, dann muß man sich 
fragen, wie kommt es dazu. 

Und hier, Hohes Haus, meine Damen und 
Herren, ein weiterer Artikel: "Verschwender 
am Werk." - Die "Kleine Zeitung" vom 
Dienstag, d. 14. Hier sagt unser Bautenmini­
ster Karl Sekanina: "Der Rechnungshof weiß 
schon, was er sagt. Mir scheint es daher für 
notwendig, zu überdenken, ob die Konstruk­
tion der Pyhrn-Autobahn AG in Ordnung ist." 
Und hier steht es weiter - und das zitiere ich 
jetzt langsam und deutlich -: Bei anderen 
Auftragsvergaben soll es zu ähnlichen Unge­
reimtheiten gekommen sein. So kaufte die 
Gesellschaft laut "profil" hunderte Tonnen 
Baustahl in Westdeutschland. Doch das Pech 
für die Pyhrn-Autobahn-AG: dieser Stahl ent­
sprach nicht den österreichischen Normen 
und verrostete. Der Stahl wurde nicht in den 
Brücken eingebaut, für die er vorgesehen war. 

Man kauft mit unseren Steuergeldern hun­
derte Tonnen Stahlrippen-Torstahl vom Aus­
land, während wir dasselbe Produkt hochwer­
tig seit vielen, vielen Jahrzehnten in Donawitz 
erzeugen. Diese furchtbare und durch nichts 
zu verstehende Beanstandung durch den 
Rechnungshof wäre angesichts der Krise im 
Stahlbereich einer Untersuchung, und zwar 
einer Untersuchung mit Konsequenzen, wert. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Solche Auslandsbestellungen von Eisen, 
und ich sage dieses harte W 01\ sind ein Ver­
rat an der eigenen verstaatlichten Industrie 
und ihrer Arbeiter, die dort beschäftigt sind. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Solche Dinge, Hohes Haus, sind nicht welt-
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weit, Wie hier immer behauptet wird, diese 
Dinge sind hausgemacht. Die Aufträge, die 
die Pyhrn-AG vergibt, sind ausschließlich Auf­
träge, die aus Steuergeldern bezahlt werden. 
Da hätte die verstaatlichte Industrie doch 
Anspruch, anders bedient zu werden. Denn es 
ist ja wohl jedem bekannt, daß der Bund an 
dieser Gesellschaft mit 60 Prozent beteiligt 
ist, das Land Steiermark mit 32 und Ober­
österreich mit 8 Prozent. 

Wie dieses Beispiel beweist, ist diese Krise 
nicht mit Krisen der Vergangenheit zu ver­
gleichen. Jede Krise, so meine ich, hat andere 
Ursachen. In der Zwischenkriegszeit oder in 
den dreißiger Jahren war die weltweite Krise. 
Hier sage ich weltweit, weil man gern zu 
sagen pflegt, das war damals die Schuld der 
Regierung. Diese Krise war eine echte Krise 
von Auftragsmängeln. Es sind einfach keine 
Aufträge eingegangen. Jene Ware aber, die 
erzeugt werden konnte, wurde mit Gewinn 
verkauft. 

Heute ist das weniger eine Auftragskrise, 
denn die Umsätze konnten um 14 Prozent 
gesteigert werden. Sogar die Exporte stiegen 
um 7 Prozent. Das weist deutlich darauf hin, 
daß es keine Krise im Bereiche der Aufträge 
ist. Die gegenwärtige Krise ist eine Krise des 
Ertrages. Überproduktion, das heißt Überka­
pazitäten, denen man in allen Staaten mit 
gewaltigen Investitionen nachgelaufen ist, 
führen heute zu einem gnadenlosen Konkur­
renzkampf und somit zum Preisverfall, trotz 
des gleichzeitigen Ansteigens der Energie­
preise um über hundert Prozent der letzten 
Jahre, während die Verkaufspreise etwa 
denen des Jahres 1974 entsprechen. Wenn 
man die Situation so sieht, muß man anneh­
men, daß diese Krise, betrachtet man sie von 
der Ursache her, eine der schwierigsten und 
längsten Krisen werden könnte. Ich will das 
nicht wahrhaben. Aber die Vermutung liegt 
hier sehr, sehr nahe. Letzten Endes dauert 
diese Krise schon seit 1975. 

Warum es die längste Krise werden könnte? 
Die Energiekosten werden weiter steigen und 
somit auch die Transportkosten, um nur einen 
Teil herauszunehmen. Die Überproduktionen 
von anderen Erzeugungsländern werden 
nicht abgebaut. Sie werden bis zur völligen 
Automation erneuert und werden so erst 
recht wieder ein Instrument sein, um die 
Preise zu drücken. Staaten, wie die europäi­
schen und England, wo die Eisenindustrie 
eine private Industrie ist, die seit Jahren ihre 
Stahlindustrie auf den neuesten Stand brach­
ten, stützen ihre Stahlindustrie, stützen ihre 
Grundstoffindustrie. 

Es ist für uns hier unverständlich, daß Vor-

sitzende (Zwischenruf des Abg. Fa u 1 a n d.) 
- kleiner Moment, Kollege Fauland -, daß 
Vorstandsvorsitzende bis vor kurzem, mit 
Ausnahme der VEW, stolz waren, kein Geld 
nehmen zu müssen. Das ist wirtschaftlich 
sicher richtig gedacht. Wer in der Arbeiter­
kammer Steiermark ist und sich das Referat 
vom Vorstandsvorsitzenden anhörte, der jed­
wede Mittel ablehnte, muß sagen, das muß 
man gehört haben. Nicht eine Partei ist hier 
schuld, sondern man hätte früh genug auf die 
Situation aufmerksam machen müssen. Wer 
soll es denn sonst tun als jene, die am Schalt­
hebel sitzen und auch letzten Endes die Ver­
antwortung tragen? 

Der Herr Bundeskanzler hat das hier auch 
im Hause immer wieder gesagt und den 
Umstand gebührend gelobt, daß unsere Stahl­
industrie keine Mittel braucht, weil sie mit 
der Situation selbst fertig wird. Oh wie trüge­
risch sind diese Ansichten! 

Wir werden eine lange Krise haben, weil 
sich die Stahlerzeugung von den westeuro­
päischen Staaten in die Ostländer und in die 
Länder der Dritten Welt verlagert. Die 
Abwanderung ist deutlich spürbar. Der Anteil 
der westeuropäischen Staaten im Stahlkon­
zert beträgt nur mehr 56,7 Prozent. Es ist 
anzunehmen, daß dieser Trend anhalten wird. 
Für uns ist dies eine schlechte Aussicht für 
die Zukunft. Inwieweit es gelingen könnte, 
diesem Trend mit besonderen Qualitäten zu 
antworten, weiß ich nicht. Dies wäre Aufgabe 
der Forschung. Leider - und auch das sei 
hier gesagt - ist die Forschung ein Stiefkind 
hier in Österreich, besonders wenn es um die 
Eisen- und Stahlforschung geht. 

Hohes Haus! Was man immer sagt und wel­
che Begründung für die Ursache der Krise 
man auch immer hat, die Leidtragenden sind 
die Arbeiter mit ihren Familien, jene Gruppe 
von Menschen al~o, die wie alle anderen am 
Aufbau unserer Heiinat mitgetragen haben. 
Diese Menschen haben in den Aufbaujahren 
jahrzehntelang Überstunden gemacht, Sonn­
und Feiertag gearbeitet. Aber nicht nur, und 
das sei hier doch auch gesagt, die Arbeiter in 
der verstaatlichten Industrie alleine, alle, die 
sich am Aufbau beteiligen, haben diese Opfer 
gebracht. 

Nun, Herr Bundeskanzler, können Sie mir 
etwa sagen, wenn das wahr werden sollte, 
was das steirische Arbeitsamt vorige Woche 
ausstrahlte, daß in den nächsten Jahren im 
obersteirischen Raum 5 000 bis 8 000 Arbeits­
kräfte zu viel sein werden, können Sie mir 
sagen, Herr Bundeskanzler, wie diese Leute 
leben sollen mit 5 000 S Arbeitslosenunter­
stützung, wo sie eine Wohnung bezahlen müs-
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sen, die 3 000 bis 4 000 S kostet, Kinder haben, 
die in die Schule gehen? Hier .zieht doch die 
nackte Not ein. Hier muß etwas getan werden, 
um das aufzuhalten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie haben es einfach nicht verdient. Heute 
kommt mir wieder ein Zeitungsartikel in die 
Hand, wo man feststellt, bei der VOEST wak­
keIn jetzt 1 400 Arbeitsplätze, ganze Betriebs­
stätten sollen stillgelegt werden. Ich habe 
schon darüber gesprochen. Das sind doch 
Dinge, mit denen sich das Haus mit aller Lei­
denschaft befassen muß, um das zu verhin­
dern, was hier drinnen steht. Unsere Arbeits­
kollegen, und ich sage dies namens der Beleg­
schaft, haben es nicht verdient. Ich sage das 
Ihnen, Herr Bundeskanzler: Unsere Betriebe 
und unsere Belegschaften haben das nicht 
verdient. Sie, Herr Bundeskanzler, tragen 
dafür die Verantwortung! (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Wer mit Mehrheit, wer mit absoluter Mehr­
heit eine Alleinregierung ausübt, ist vor den 
Augen der Belegschaft auch allein verant­
wortlich. Diese Verpflichtung haben Sie zu 
übernehmen. Und wenn Sie nicht imstande 
sind, die Verantwortung zu tragen, dann 
glaube auch ich, daß ein Kurswechsel fällig 
wird. (Beifall bei der ÖVP.) 15.40 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Fauland. 

15.40 

Abgeordneter Fauland (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Bevor ich auf die Probleme 
der verstaatlichten Industrie eingehen werde, 
erlauben Sie mir auch, einige Betrachtungen 
zum Budget, zum Bundesvoranschlag 1982, 
anzustellen. 

Ich möchte heute als Abgeordneter der 
Regierungsfraktion auch eindeutig sagen, daß 
wir voll der Meinung sind, daß das Budget ein 
Sparbudget ist, ein Sparbudget, werte Damen 
und Herren, schon einmal aus dem Grund, 
weil die Erhöhung des Budgets, verglichen 
mit 1981, nicht einmal die Höhe der Inflations­
rate erreicht. Im Gegenteil, es gibt keine 
Steuererhöhungen, sondern es ist sogar ab 
1. Jänner 1982 eine Steuersenkung mit einge­
plant, die immerhin für 1982 eine Verminde­
rung von 6 Milliarden Schilling bringt, werte 
Damen und Herren. Das, glaube ich, muß 
man auch bei diesem Budget sehen. 

Verehrte Damen und Herren der Österrei­
chischen Volkspartei! Das Budget unterschei­
det sich gegenüber vielen anderen konservati­
ven Regierungen auch noch andererseits. 
(Ruf bei der ÖVP: ,,Andere" konservative 
Regierungen?) Anderen konservativen Regie­
rungen gegenüber unserer sozialistischen 

Regierung. Ist das verständlich, Herr Abge­
ordneter Ettmayer, wenn Sie es klargestellt 
haben wollen? 

Die konservativen Regierungen - das wis­
sen wir ganz genau - nehmen keine Rück­
sicht auf Vollbeschäftigung, keine Rücksicht 
auf das Sozialbudget. Bei unserem Budget, 
beim Budget der sozialistischen Regierungen 
hier in Österreich, bei unserem Entwurf und 
Voranschlag von Herrn Bundesminister Sal­
cher können wir sagen, daß die Beschäfti­
gungspolitik berücksichtigt wurde und daß 
auch keine Einschränkungen bei den Sozial­
leistungen sind. (Beifall bei der SPÖ.) Es wäre 
bei Sozialisten undenkbar, Einschränkungen 
bei Sozialleistungen zu machen. 

Ich glaube auch, daß alle Daten darauf hin­
zeigen~ daß die wirtschaftliche Entwicklung in 
Österreich, werte Damen und Herren, auch in 
der gegenwärtigen Rezessionsphase der Welt­
wirtschaft bei uns weitaus günstiger verläuft 
als in den meisten, mit uns vergleichbaren 
westlichen Industriestaaten. 

Wir haben immer wieder bewiesen, daß wir 
eine an der Vollbeschäftigung orientierte Poli­
tik betreiben, und wir können aber auch 
beweisen, daß wir durch unser Budget, durch 
unsere Vorschläge immer wieder noch sozial­
wirtschaftliche Vorteile gebracht haben. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Werte Damen und Herren! Wenn heute hier 
auch Vergleiche gezogen worden sind - der 
Abgang bei unserem Budget in Österreich 
beträgt 60 Milliarden Schilling -, dann müs­
sen wir aber auch sagen, daß in einer Zeit, in 
der wir heute sind, in dieser schwierigen Zeit, 
aber auch gleichzeitig in den letzten Jahren in 
Österreich unter dieser sozialistischen Regie­
rung über 400 000 neue Arbeitsplätze geschaf­
fen werden konnten. Ich glaube, das ist nicht 
zu übersehen. (Beifall bei der SPÖ. - Zwi­
schenruf des Abg. Anton Sc h lag er.) Herr 
Kollege Schlager! Unter dieser Regierung! Ich 
gebe zu: Im Zusammenwirken mit der Wirt­
schaft natürlich, das ist selbstverständlich. 
Aber es sind 400 000 Arbeitsplätze geschaffen 
worden, und das können Sie nicht leugnen, 
die sind vorhanden, meine Herren! (Beifall bei 
derSPÖ.) 

Werte Damen und Herren! Ich möchte gar 
nicht näher eingehen auf die Arbeitslosen­
und Inflationsraten. Die Vergleichsziffern mit 
Belgien, BRD, England, Italien, Amerika und 
Kanada kennen Sie. Aber Sie wissen auch, 
daß wir eine der niedrigsten Arbeitslosen­
und Inflationsraten haben. Der Durchschnitt 
der Inflationsrate, das wissen Sie ganz genau, 
meine Damen und Herren, liegt bei uns 
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knapp bei 7 Prozent, und der OECD-Wert liegt 
bei 10,5 Prozent. Daran allein können Sie 
schon ermessen - rund 3,5 Prozent Unter­
schied -, welche Leistungen diese Regierung 
erbracht hat. 

Man sagt auch für 1982 in Westeuropa vor­
aus, daß es rund 10 Prozent an Inflationsraten 
geben wird, und bei uns schätzt man die Infla­
tionsraten zwischen 5,25 bis 6 Prozent. 

Werte Damen und Herren! Das Budget mit 
368 Milliarden Schilling, aufgebaut auf 
Gesundheit, Wohnbau, soziale Wohlfahrt, 
Straßen und Verkehr, Finanzschuld, Bildung, 
Wissenschaft und Forschung, Wirtschaft, ein­
schließlich Preisstützungen, Recht und 
Sicherheit und anderen Ausgaben, hat einen 
wirksamen Inhalt. 

Allein, werte Damen und Herren - und das 
verschweigen Sie, das erwähnen Sie selbst­
vertändlich nicht -, für die soziale Wohlfahrt 
sind im Jahre 1982 hier in diesem Budget 
83,9 Milliarden Schilling verankert. Das sind 
um rund 22,8 Prozent mehr als im Voran­
schlag 1981, das sind rund 10,5 Milliarden 
Schilling. Ich glaube, auch das zeichnet unser 
Budget aus. 

Für die Arbeitsmarktpolitik, werte Damen 
und Herren, für die Sicherung der Vollbe­
schäftigung wurde sehr viel geleistet und ist 
auch sehr viel in diesem Budget enthalten. 

Denken Sie einmal in dieser schwierigen 
Zeit an das Jahr 1981 zurück. Es wurden viele 
betriebliche Umschulungen vorgenommen, 
580 000 Kolleginnen und Kollegen wurden in 
ihrer Arbeitsmarktmobilität gefördert. Es 
wurden dafür rund 2,6 Milliarden Schilling 
aufgewendet. Für Arbeitsbeschaffungspro­
gramme wurden rund 1,9 Milliarden Schilling 
aufgewendet. für Maßnahmen zur Sicherung 
der Jugendlichen beim Eintritt in das Berufs­
leben, werte Damen und Herren, wurden 943 
Millionen Schilling aufgewendet. Die gleiche 
Zahl werden Sie auch wieder im Budget 1982 
finden. 

Werte Damen und Herren! Die Kranken­
und Unfallversicherung für die Bauern erhält 
für 1982 830 Millionen Schilling. Die anderen 
Krankenversicherungen und Unfallversiche­
rungen erhalten nichts, sondern nur für die 
Kranken- und Unfallversicherung der Bauern 
werden 830 Millionen Schilling aufgewandt. 

Für die Pensionsversicherung und für den 
Kampf gegen die Armut sind wieder rund 4,6 
Milliarden Schilling enthalten. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß 
es notwendig ist, auch diese Zahlen aufzuzei­
gen. 

Genauso ist es bei den Kriegsopfern, Herr 
Kollege Schlager, bei der Heeresversorgung. 
Wir hatten rund 5,7 Milliarden Schilling auf­
gewendet. Sie wissen ganz genau, daß das um 
200 Millionen Schilling mehr sind als im Jahr 
1981; trotz eines schwierigen Budgets, trotz 
der weltweiten Schwierigkeiten sehen Sie, 
was von dieser Regierung aus unternommen 
wird zur Besserstellung der sozial Armen, der 
sozial Gefährdeten. 

Werte Damen und Herren! Ich will gar nicht 
mehr reden von der Familienbeihilfe, von der 
Familienpolitik, von der Geburtenbeihilfe, 
von den freien Schulfahrten, was da alles auf­
gewendet wird; weiter bis zu den freien Schul­
büchern und bei den Bundesstraßen. Auch für 
die Bundesstraßen sind in diesem Budget 
1982 rund 15,7 Milliarden Schilling vorgese­
hen. Das bedeutet, daß 81 km an Schnellstra­
ßen und 15 km an Autobahnen mehr gebaut 
werden. 

Werte Damen und Herren, das sind Ziffern, 
die sich sehen lassen können. 

Ich möchte nicht weiter eingehen auf die 
Post- und Telegraphenverwaltung. Zur indi­
rekten Wirtschaftsförderung: Hier sind vorzei­
tige Abschreibungen für Bauten für 1982, vor­
zeitige Abschreibungen für bewegliche Anla­
geninvestitionen; sie werden auf 40 Prozent 
reduziert. Das haben Sie heute wohlweislich 
hier auch verschwiegen. Und für die direkte 
Wirtschaftsförderung, werte Damen und Her­
ren der ÖVP, der Opposition, sind rund 1,5 
Milliarden Schilling vorhanden. Ich brauche 
Ihnen nicht aufzuzählen, wie sie angewendet 
und wo sie verwendet werden. 

Für die Regionalpolitik sind rund 166 Millio­
nen Schilling in diesem Budget vorgesehen. 
Für weitere Förderungen der verstaatlichten 
Industrie sind immense Beträge drinnen, und 
auch für die Bauwirtschaft, wie erwähnt, und 
für den Hochbau gibt es keinen Stillstand. Es 
sind ebenfalls genügend Mittel vorhanden. 

Ich möchte mich nun dem Kapitel der ver­
staatlichten Industrie zuwenden. Es wurde 
heute hier bereits von seiten der ÖVP ange­
deutet, man möchte einen Konsens suchen, 
die Konsensbereitschaft, und man soll auch 
dieses Problem aus dem tagespolitischen 
Geschehen heraushalten. Ich glaube, man 
kann nicht so darüber hinweggehen, man 
muß dazu schon einige Worte sagen. 

Der Herr Abgeordnete Taus hat gemeint, 
die Verstaatlichte müßte gewinnträchtig sein, 
es müssen gesunde Betriebe sein, aber er hat 
gleichzeitig auch in einem Atemzug gesagt, es 
wurde verabsäumt, rechtzeitig die Umstruktu­
rierung in der verstaatlichten Industrie vorzu-
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nehmen, es wurde auch verabsäumt, rechtzei­
tig in die Finalindustrie zu gehen. 

In einem Punkt kann ich dem Herrn Abge­
ordneten Taus recht geben: Es wurde verab­
säumt - aber in einer Zeit der ÖVP-Alleinre­
gierung! -, rechtzeitig in die Finalindustrie 
zu gehen. (Ruf bei der ÖVP: Das ist aber 
schon ziemlich lange her!) Und das wissen Sie 
ganz genau, werte Damen und Herren der 
großen Opposition, daß von Ihrer Seite immer 
wieder großer Widerstand bestanden hat, daß 
von Ihrer Seite immer wieder dagegengehal­
ten und immer wieder aufgezeigt wurde, daß 
die verstaatlichte Grundindustrie nicht in die 
Finalindustrie zu gehen hat, sondern daß das 
eine Aufgabe der Privatwirtschaft wäre. Jetzt 
auf einmal hört man dann diese Töne auch 
von Ihrer Seite, daß das verabsäumt worden 
wäre. 

Werte Damen und Herren! Auch der Abge­
ordnete Mock hat gesagt, daß 1970 gesunde 
Betriebe seitens der ÖVP-Regierung an die 
sozialistische Regierung übergeben worden 
sind. Wie schaut denn die Wirklichkeit aus? 
Wie sind diese Betriebe in der Steiermark 
übergeben worden? Ob das die Betriebe der 
jetzigen VEW - der ehemaligen Böhler -, ob 
es die Betriebe der Alpine gewesen sind, wie 
wurden sie übergeben? (Ruf bei der ÖVP: Ley­
kam war noch dabei!) Bitte, wie wurden diese 
Betriebe übergeben? (Ruf bei der ÖVP: Mit 31 
Prozent Eigenkapital!) 

Strukturschwache Betriebe wurden überge­
ben, weil die Investitionen in diesen Betrie­
ben nicht rechtzeitig gemacht wurden. (Abg. 
An ton Sc h 1 a ger: Gewinnträch tige 
Betriebe!) Weil nicht investiert wurde! Anson­
sten wäre es ja nicht notwendig gewesen, 
nach der Fusion 1973 Investitionen in einem 
Ausmaß vorzunehmen, dessen Ziffern und 
Zahlen ich Ihnen noch bekanntgeben werde, 
wo Sie staunen werden, was in diese Stahlin­
dustrie in der Steiermark von seiten der ver­
staatlichten Industrie und dieser Bundesre­
gierung investiert und hineingegeben werden 
mußte. (Abg. DDr. K ö ni g: Wissen Sie, was 
der Rechnungshof dazu gesagt hat? 10 Jahre 
hat die Preisbehörde der Alpine zu billige 
Preise diktiert, laut Rechnungshofbericht!) 
Herr Abgeordneter König! Eines stimmt: daß 
die· Alpine verpflichtet gewesen ist, in Ihrer 
Zeit, vor der Fusion, den Inlandsmarkt zu 
beliefern. Und ihr wurden damals die Preise 
diktiert, wo andere natürlich liefern konnten, 
wie die VOEST, ins Ausland exportieren 
konnten und große Preise erzielen konnten. 
Aber bitte, wer hat denn das verlangt? Wer 
hat denn seinerzeit diese Absprache getroffen 
und verlangt, daß die Alpine zu diesen Prei-

sen die Privatfirmen beliefern muß, zu Prei­
sen, auf Grund deren die Privatfirmen enor­
mes Geld verdient haben. (Ruf bei der ÖVP: 
Alle Firmen, nicht nur die privaten!) Die pri­
vaten Firmen konnten enormes Geld bei die­
sem billigen Vormaterial verdienen, das die 
Alpine an diese Firmen liefern mußte, werte 
Damen und Herren! 

Eines steht fest: Seit der Fusion sind in der 
Steiermark Investitionen vorgenommen wor­
den, die ein beträchtliches Ausmaß angenom­
men haben. Das kann man einfach nicht über­
sehen. 

Allein in Eisenerz wurden von 1973 bis 1976 
377 Millionen Schilling investiert und von 
1977 bis 1980 198 Millionen. In Domiwitz wur­
den von 1973 bis 19762062 Millionen Schilling 
und von 1977 bis 1980 3 705 Millionen Schilling 
investiert. In Kindberg wurden 1973 bis 1976 
241 Millionen Schilling investiert und von 
1977 bis 1980 1 '737 Millionen Schilling. In Lie­
zen wurden von 1973 bis 1976 127 Millionen 
Schilling investiert und von 1977 bis 1980 86 
Millionen Schilling. In Zeltweg wurden 1973 
bis 1976 367 Millionen Schilling investiert und 
von 1977 bis 1980351. Das bedeutet, daß allein 
in der Zeit von 1973 bis 1976 insgesamt 3 174 
Millionen Schilling und von 1977 bis 1980 6 077 
Millionen Schilling investiert wurden. Das 
sind rund fast 10 Milliarden Schilling in der 
Zeit, seit die Fusion vorgenommen wurde. 

Diese Investitionen haben dazu beigetra­
gen, Strukturverbesserungen und Umstruk­
turierungen vorzunehmen. (Beifall bei der 
SPÖ.) Und sie haben dazu beigetragen, daß in 
diesen Bereichen zum größten Teil die 
Arbeitsplätze gesichert werden konnten; denn 
wären diese Umstrukturierung und diese 
Investitionen nicht erfolgt, wäre es nicht mög­
lich gewesen, bei diesem Einbruch bei den 
Stahlpreisen, bei dieser weltweiten Wirt­
schafts- und Stahlkrise die Arbeitsplätze noch 
so zu sichern, wie es bis jetzt gelungen ist. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Weil immer wieder gesagt wird, es ist ja 
kein Stahlplan vorhanden und diese Regie­
rung hat sich auch nicht gekümmert und auch 
nicht die Manager der VOEST-Alpine: Meine 
Damen und Herren! Ich bin auch kein Vertei­
diger des Vorstandes oder des Managements, 
aber eines muß man sagen: Es wurden große 
Schwerpunkte gesetzt zur Strukturverbesse­
rung und gewisse Diversifikationen wurden 
vorgenommen. Es wurden Orte erfaßt wie Lie­
zen, Leoben-Donawitz, Kindberg, Krieglach, . 
Eisenerz und Köflach. Und auch da kann man 
mit Zahlen und mit neuen Betrieben aufwei­
sen. Es wurden von der verstaatlichten Indu­
strie und besonders von der VOEST-Alpine im 

93. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 75 von 131

www.parlament.gv.at



9238 Nationalrat XV. GP - 93. Sitzung - 2. Dezember 1981 

Fauland 

Programm der Wehrtechnik für Liezen große 
Pläne aufgegriffen und durchgeführt. Es wur­
den Investitionen in Höhe von 450 Millionen S 
vorgenommen und die sichern dort 860 
Arbeitsplätze. 

Es wurde groß in die Elektronik eingestie­
gen. Es werden in einigen Orten Elektronik­
betriebe errichtet, wie in Hinterberg in 
Leoben, wie AMI in Graz, was zusätzlich wie­
der Hunderte oder Tausende Arbeitsplätze in 
der Steiermark schafft. 

Werte Damen und Herren! Es ist mit die­
sem Programm, diesen Diversifikationen 
geplant, rund 2850 Arbeitsplätze in der 
Steiermark bis in die Jahre 1984 und 1985 zu 
schaffen. 

Sehen Sie, das alles zusammen kostet 
natürlich Geld, kostet auch Geld für Investi­
tionen. Und jetzt komme ich auf einen Punkt: 
Und das ist jetzt eben die Anleihe, das heißt, 
die Zuführung von Kapital, von der ÖIAG, 
praktisch der Mutter, zur Tochter, der 
VOEST-Alpine von 4 000 Millionen Schilling, 
2 000 für die VOEST-Alpine und 2 000 Millio­
nen Schilling für die VEW. Da müssen wir 
jetzt einmal ganz offen darüber sprechen und 
diskutieren. Was hat sich dort abgespielt? Die 
Vertreter der ÖVP in den Aufsichtsräten der 
VOEST-Alpine haben dafürgestimmt und 
haben gesagt, es ist notwendig, um all diese 
Maßnahmen durchführen zu können, Struk­
turbereinigungen einleiten zu können, daß 
vom Staat Kapital zugeführt wird. Die glei­
chen Herren sitzen nämlich auch im Auf­
sichtsrat der ÖIAG. 

Wie das zur Sprache gekommen ist und der 
Antrag gestellt wurde von seiten des Vorstan­
des in der ÖIAG, haben diese Herren dagegen 
gestimmt. Die gleichen, die den Antrag im 
Aufsichtsrat der VOEST-Alpine gestellt 
haben, haben sich dann im Aufsichtsrat der 
ÖIAG dagegen aufgelehnt und sind dagegen 
gewesen, daß die notwendigen Mittel zur Bes­
serstellung der Stahlbetriebe der VEW und 
der VOEST-Alpine zur Neuschaffung von 
Betrieben und Strukturbereinigungen zuge­
führt werden .. 

Ich kann ja heute sagen, wenn ich meine 
beiden Freunde hier, die Kollegen Burger und 
Wimmersberger, anschaue, daß sie auch nicht 
sehr erfreut über diese Entscheidung gewe­
sen sind. 

Ich habe hier eine Resolution in der Hand, 
und ich erlaube mir, Herr Präsident, daß ich 
sie zitiere. Es ist eine Resolution des Ange­
stelltenbetriebsrates der Hütte Donawitz. Der 
Angestelltenbetriebsrat ist, wie bekannt, 
nicht der SPÖ zugehörig, sondern dem ÖAAB, 

der dort eindeutig alle Funktionen stellt. Was 
glauben Sie, was die schreiben? 

"Resolution. Protest gegen die Haltung der 
ÖVP-Aufsichtsratsfraktion in der ÖIAG. 

Der Angestelltenbetriebsrat der Hütte 
Donawitz begrüßt die vom ÖIAG-Aufsichtsrat 
am 2. 11. 1981 beschlossene Kapitalzufuhr für 
den VOEST-ALPINE-Konzern in der Höhe 
von 1,5 Milliarden Schilling. Diese durch die 
internationale Stahlkrise notwendig gewor­
dene Finanzierungshilfe ist eine der Voraus­
setzungen für die Sicherung der Arbeitsplätze 
und dieWeiterführung der strukturellen Ver­
änderungen im Konzern. 

Mit Bedauern und Verwunderung nimmt 
der Angestelltenbetriebsrat die Ablehnung 
dieser Kapitalzufuhr durch die ÖVP-Auf­
sichtsrats-Fraktion in der ÖIAG zur Kenntnis. 
Besonders bedauerlich ist, daß auch das steiri­
sche Mitglied, Dr. Assmann, sich dieser gegen 
die steirische Wirtschaft gerichteten Ableh­
nung der Kapitalzufuhr angeschlossen hat." 
(Abg. Dr. Ha f n er: Das ist unfair, der kann 
sich hier nicht verteidigen!) Das sagen die 
Herren des ÖAAB, Ihre Kollegen, werte 
Damen und Herren von der rechten Seite. 

"Der Angestelltenbetriebsrat fordert Lan­
deshauptmann Dr. Krainer auf, sich für eine 
Politik für und nicht gegen die Interessen des 
VOEST-Alpine-Konzerns und seiner Beschäf­
tigten einzusetzen." (Abg. Dr. Ha f n er: 
Unfair!) 

Das ist nicht unfair. Ich sage das nur, weil 
Sie immer behaupten, das ist nicht so. Nun 
sehen Sie selbst, daß in Ihren Reihen Unzu­
friedenheit herrscht über Ihre Stellungnahme 
bei der Zuführung von Mitteln zur VOEST­
Alpine. 

"Durch die öffentliche Kampagne gegen die 
verstaatlichte Industrie der Medien" - jetzt 
wird es interessant - "werden Zehntausende 
Arbeitnehmer verunsichert, als Parasiten auf 
Kosten der Steuerzahler denunziert und 
deren Arbeitsplätze durch die internationale 
Rufschädigung des Konzerns gefährdet. 

Die Angestelltenbetriebsräte sind daher 
abschließend der Auffassung, daß die durch 
Skandalisierung gekennzeichnete öffentliche 
Diskussion· durch eine sachliche Erörterung 
der Probleme und ihrer Lösungsmöglichkei­
ten ersetzt werden soll." 

Das sind die Worte von Leuten Ihrer Frak­
tion, vom Angestelltenbetriebsrat der Hütte 
Donawitz, die auch an Sie gerichtet sind. 

Was möchte ich damit, werte Damen und 
Herren, zum Ausdruck bringen? Daß es 

93. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)76 von 131

www.parlament.gv.at



Nationalrat XV. GP - 93. Sitzung - 2. Dezember 1981 9239 

Fauland 

erforderlich und notwendig ist, in Zukunft 
den Konsens zu finden, daß wir gemeinsam 
versuchen müssen, das Problem zu lösen. 
Aber nicht nur wir gemeinsam, auch die 
Gemeinden in der Steiermark, wo diese Pro­
bleme auftreten. 

Ich bin aber nicht der Auffassung, die Kol­
lege Burger hier vertreten hat, daß das hier 
im Hohen Haus, hier an diesem Pult disku­
tiert und besprochen gehört. Ich schließe mich 
der Meinung von Abgeordneten Taus an, der 
gemeint hat, daß dieses Problem in einem 
Unterausschuß im Hohen Haus diskutiert 
gehört, aber nicht im Plenum an diesem Red­
nerpult. Man soll diese Probleme dort bespre­
chen, um dementsprechend dann auch wirken 
zu können. 

Ich wollte damit nur noch einmal zum Aus­
druck bringen, daß diese sozialistische Regie­
rung, daß die Manager der VOEST-Alpine 
alles unternommen haben, um die Arbeits­
plätze in diesen Betrieben trotz der großen 
Stahlkrise zu sichern. 

Eines ist sicher - der Bundeskanzler hat es 
auch offen ausgesprochen, Herr Abgeordneter 
Burger -: daß Donawitz kein Industriefried­
hof werden darf, daß Donawitz eine Angele­
genheit ganz Österreichs ist. Donawitz war 
doch von 1945 bis jetzt gezwungen, billig den 
Inlandsmarkt zu beliefern. Wir müssen auch 
sehen, was dort für die heimische Wirtschaft 
geleistet wurde. 

Daher kann es nur so sein, daß es für die 
Zukunft zwei Hüttenstandorte gibt: einen 
Hüttenstandort in der Steiermark, das ist 
Donawitz, und einen Hüttenstandort in Linz, 
wo Roheisen produziert wird, wo vom Erzberg 
Erz bezogen wird und damit auch der Erzberg 
für die steirische Heimat gesichert ist. 

Daher glauben wir, daß mit diesem Budget 
1982 die Grundlagen geschaffen sind, unsere 
Arbeitsmarktpolitik fortzusetzen, die Vollbe­
schäftigung zu erhalten, auch in der schwieri­
gen Zeit, die wir jetzt vorfinden. Wir glauben, 
im Gegensatz zu Ihnen, werte Damen und 
Herren von der Opposition und von der gro­
ßen Opposition, daß mit diesem Haushaltsvor­
anschlag 1982 der Weg der Sparsamkeit 
begonnen wurde, daß alle Impulse gesetzt 
wurden, damit die Wirtschaft auf einem 
gutem Weg, auf dem österreichischem Weg, 
fortzuführen ist. 

Ich kann Sie, werte Damen und Herren von 
der ÖVP und von der FPÖ, nur dazu auffor­
dern, diesen gemeinsamen Weg mit uns zu 
gehen und daher auch, wenn es Ihnen mög­
lich ist, für den Bundesvoranschlag 1982 zu 
stimmen. Wir jedenfalls von der Regierungs-

partei werden diesen bewährten österreichi­
schen Weg, den Weg, der die Vollbeschäfti­
gung sichert, weitergehen und die soziale 
Sicherheit und die Stabilität fortsetzen zum 
Wohle aller Bürger in diesem Lande. (Beifall 
bei der SPÖ.) 16.08 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Frischenschlager . 

16.08 

Abgeordneter Dr. Frischenschlager (FPÖ): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Die Schlußworte meines Vorred­
ners, der einen Appell in Richtung Konsens 
ausgesprochen hat, sind natürlich schon 
etwas, das eine große Bedeutung hat, weil 
man sich fragt, inwieweit unsere parlamenta­
rische Demokratie, unsere Parteiendemokra­
tie in der letzten Zeit die Anforderungen im 
Griff behalten hat und inwieweit das politi­
sche Vertrauen der Bevölkerung in unsere 
parlamentarische Demokratie noch jene 
Unterstützung hat, die wir gewohnt sind. 

Es ist ja nicht zu übersehen, daß unsere 
heutige Budgetdebatte eine Strömung durch­
zieht, nämlich die Frage des Konsenses zwi­
schen den Parteien, das Verhältnis zwischen 
Regierung und Opposition und vor allem die 
Frage, inwieweit die absolute Mehrheit, die 
schon etwas bemooste - leider Gottes bemoo­
ste - absolute Mehrheit der Sozialisten denn 
überhaupt noch in der Lage ist ... (Abg. 
K i t tl: Bäume werden darauf wachsen!) 
Aber sehr morsche (Abg. K i t tl : Nein, nein, 
junge, kräftige Bäume!), und die Äste werden 
brechen unter der Last des nassen Schnees 
der großen Probleme, vor denen wir zweifel­
los stehen und die ja auch aus der Debatte um 
das Budget hervorgehen. 

Gerade das Kapitel Oberste Organe ist 
geeignet, sich darüber Gedanken zu machen, 
inwieweit unsere demokratische Praxis 
besonders auf parlamentarischer Ebene den 
Anforderungen gewachsen ist, vor denen wir 
in wirtschaftlich-sozialpolitischen, aber auch 
internationalen Bereichen stehen. 

Wir haben heute eine interessante Erschei­
nung feststellen müssen: daß ein Finanzmini­
ster , der sein Budget vorgelegt hat, der heute 
eigentlich die Hauptperson, der Hauptge­
sprächspartner des Parlamentes sein sollte, 
sich in der Anwesenheit sehr stark zurück­
hält. Ich möchte das gar nicht dramatisieren 
(Ruf bei der SPÖ: Seit wann ist das so?), ich 
möchte auch den Ausdruck Mißachtung des 
Parlaments nicht überstrapazieren. Aber ein 
Symptom ist es auf jeden Fall, daß sich ein 
Finanzminister dieser Bundesregierung 
offensichtlich nicht mehr genötigt sieht, durcl} 
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seine persönliche Anwesenheit zu dokumen­
tieren, daß er sich mit den Argumenten der 
Parlamentarier auseinanderzusetzen hat. 
(Beifall bei der FPÖ. - Abg. Pet er: Das 
hätten wir uns vom Androsch nicht gefallen 
lassen, bestimmt nicht!) 

Ich glaube, ganz gleichgültig, Wer Finanzmi­
nister ist und wie die parlamentarischen Kräf­
teverhältnisse in diesem Hause sind: ein 
Finanzminister hat in der Budgetdebatte 
Rede und Antwort zu stehen, und beides fin­
det offensichtlich heute nicht statt. Ich bin 
gespannt, ob der Finanzminister heute noch 
das Wort ergreift in diesem Haus, ob er es 
überhaupt der Mühe wert findet, auf das, was 
hier von den Parlamentariern an Argumenten 
vorgebracht wird, einzugehen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Es ist das ein Zeichen der mangelnden Koope­
ration zwischen unseren verfassungsmäßigen 
Institutionen. 

Und das zweite ist, daß sich die Form und 
die Ausdrucksweise der politischen Auseinan­
dersetzung in unserem Staat wesentlich ver­
schärft hat. Wir haben heute härtere Fronten 
zwischen Regierung und Opposition. Es ist 
von Tauben und Falken die Rede. 

Und eines ist jedenfalls festzustellen: Wenn 
von der Opposition Kritik angebracht wird, 
wenn Kritik ausgesprochen wird, hat man 
immer den Eindruck, als ob es sich dabei um 
Majestätsbeleidigungen handelt. Wann 
immer massive Kritik vorgetragen wird, ist 
man sehr rasch mit dem Wort der Skandali­
sierung da. Bei jedem größeren Konfliktfall in 
den letzten Jahren war das der Start der Aus­
einandersetzung. Dann, nach und nach, wenn 
die Dinge einfach nicht mehr zuzudecken 
sind, bequemt man sich zuzugeben, daß da 
und dort das eine oder andere nicht mehr 
stimmt. 

Ich bedaure das deshalb, weil ja die Öffent­
lichkeit in diesem Staat dieses parteipoliti­
sche Hickhack nicht besonders schätzt. Vor 
allem ist etwas damit verbunden: Das Ver­
trauen der Bevölkerung in unsere parlamen­
tarisch-demokratischen Institutionen wird 
dadurch geschwächt. 

Das ist nicht nur eine Frage der Gesamtbe­
völkerung, sondern ist insbesondere wichtig 
für einen Bevölkerungsteil, nämlich für den 
jüngeren Teil der Bevölkerung. Denn eines ist 
nicht zu übersehen, ohne das zu dramatisie­
ren: daß sich ein wesentlicher Teil der Jugend 
abkehrt von denen "da oben" und daß das 
Vertrauen in die demokratische Ordnung und 
in die politische Leistungsfähigkeit zumindest 
schrumpft. Ich sage das, ohne zu dramtisie-

ren, aber die Festestellung ist sicherlich rich­
tig. 

Und es ist ja nicht so, daß das ganz unver­
ständlich ist. Es wurde ja heute in der Budget­
debatte schon mehrfach die Frage der 
Jugendarbeitslosigkeit angeschnitten. Auch 
das ist sicherlich im internationalen Vergleich 
etwas, wo sich Österreich sehen lassen kann. 
Aber hellhörig müssen wir bei diesem Punkt 
bleiben. (Beifall bei der FPÖ.) Niemand kann 
uns heute die Gewähr geben, daß das nicht 
noch ein sehr großes Problem wird. Denn es 
ist natürlich schon sehr praktisch, immer von 
der Warte Österreich aus zu sagen: Wie 
schaut es denn im Umbereich aus? Wie schaut 
es zum Beispiel in der EG aus? Ich glaube 
nicht, daß die Wirtschaftskraft dieser Staaten 
so miserabel wäre, daß wir uns im Vergleich 
auf das hohe Podest stellen und sagen könn­
ten: Bei denen ist alles so miserabel, man 
sieht es an der Arbeitslosigkeit. 

Sicherlich, wir haben in verschiedenen 
Bereichen eine Situation, die uns abhebt. 
Aber jedenfalls sind die Zahlen vor allem der 
Jugendarbeitslosigkeit etwas, wo wir nicht 
übersehen können, daß die Probleme jeden­
falls größer werden. Und das ist ein Punkt, 
den natürlich die Jugend ganz massiv angeht 
und wo sie mit großem Mißtrauen schaut, was 
dieser Staat, was die Politik, was die politi­
schen Kräfte leisten. 

Ein zweiter Punkt, warum ich glaube, daß 
zu Recht oder verständlicherweise viele jün­
gere Menschen in diesem Staat ein gewisses 
Unbehagen fühlen. Wir sind in den letzten 
Jahren mit einer Welle von Korruption kon­
frontiert, und es darf niemanden wundern, daß 
sich die Jugend fragt, wie es denn hier in die­
sem Staate zugeht, wenn sie in den letzten 
Wochen lesen konnte von Korruptionsfällen, 
wenn schüppelweise Beamte in Haft genom­
men oder angeklagt wurden, weil sie korrupt 
gehandelt haben. Ich erinnere nur an die 
BGV-Sache, die eine böse Sache ist von der 
Quantität her, weil hier die ganze Führungs­
spitze eines Verwaltungsbereiches zumindest 
unter Anklage gestellt wurde. Das ist ein 
Punkt, wo ich verstehe, daß sich die jüngere 
Generation fragt, was sich denn in diesem 
Staate tut. 

Und wenn ein junger Mensch bei ganz nor­
malen Dingen des täglichen Lebens, sei es 
beim Beruf, im Wohnungsbereich, sei es bei 
Subventionen und ähnlichen Dingen, sehr 
subtil da und dort, aber doch sehr regelmäßig 
gefragt wird, ob er denn das richtige Partei­
buch habe öder sich doch eines rechtzeitig 
beschaffen möge, man könne ihm dann doch 
viel leichter behilflich sein, verstehe ich, wenn 
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manch einer sagt: Wie steht es mit der Demo­
kratie in diesem Staate? 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich sage das deshalb, weil in der Situation, in 
der international, aber auch in Österreich 
große Probleme im wirtschaftlichen und 
sozialen Bereich bestehen und noch anwach­
sen werden, auch wenn vieles vielleicht gar 
nicht hausgemacht ist, die Anforderungen an 
diese Demokratie, an ihre Institutionen wach-

. sen werden. 

Es ist eines außer Streit zu stellen: In der 
wirtschaftlichen Situation, in der wir uns der­
zeit befinden, wird die politische Auseinan­
dersetzung einfach schärfer werden. Warum? 
Weil die Lösungsmöglichkeiten ja nicht auf 
der Straße liegen. Und ich glaube, es ist für 
alle politischen Kräfte gar nicht schlecht, 
wenn man sich gelegentlich eingesteht, daß 
eben die Lösungen nicht so ohne weiteres zu 
finden sind, wenn man sich selbstkritisch ein­
gesteht, daß die eine oder andere Frage eben 
nicht so ohne weiteres über die Bühne zu 
bringen ist, wenn man sich nicht aufs hohe 
Roß stellt und behauptet, wie es die Regie­
rungspartei ja sehr gerne tut: Wir haben "eh" 
die Weisheit für uns gepachtet, für uns ist das 
alles klar, und es läuft alles bestens. Die 
Dinge sind viel zu schwierig geworden in den 
letzten Jahren, als daß man ohne weiteres 
diese Grundhaltung einnehmen könnte. 

Es ist eine Wertänderung im Gange. Große 
Teile der Bevölkerung sehen heute in den 
Grundwerten andere Schwerpunkte. Ich erin­
nere nur an die Umweltschutzproblematik, an 
die ganze Energiedebatte, an die Vorstellun­
gen über die materielle Vorsorge. Alles das ist 
im Gange, in größerem oder kleinerem Aus­
maß. 

Und es ist einfach die wirtschaftliche Situa­
tion, die den Einsatz der Ressourcen dieses 
Staates ja viel, viel schwieriger macht. Das 
konzediere ich der Regierungspartei sehr 
gerne, daß es viel schwieriger geworden ist, 
die Mittel zweckgewidmet und langfristig und 
für eine zukunftsgerichtete Politik einzuset­
zen. In einer Hochkonjunktur ist das wesent­
lich leichter. Der Spielraum ist größer. Unser 
Spielraum - das zeigen die Budgetdaten -
ist sehr klein geworden. Und deshalb wird 
auch innerparteilich, aber vor allem zwischen 
den Parteien die politische Kontroverse schär­
fer werden. 

Aus diesem Grunde sollte man sich die Pra­
xis der sozialistischen Regierung, der absolu­
ten Mehrheit etwas genauer ansehen. Mich 
hat etwas erstaunt. Bei der - ich weiß nicht, 
ist das jetzt eine Vorwahlkampagne - Insera-

tenwelle, die durch die Zeitungen geht, hat 
mich eine Passage sehr verwundert, nämlich 
jene, wo geschrieben wird: Nur keine Experi­
mente. Eine sehr erstaunliche Sache. Denn 
diese sozialistische Regierung ist angetreten 
unter dem Prätext: Wir machen Reformpoli­
tik. Und zehn Jahre später glaubt diese Regie­
rung, vor die Öffentlichkeit treten und sagen 
zu können: Nur keine Experimente. Ein 
Grundfehler! 

Ich verstehe schon: In einer schwierigen 
Situation ist es leicht, Emotionen dahin 
gehend zu wecken, daß man sagt, seien wir 
übervorsichtig, machen wir nur ja nichts, 
denn womöglich wird es sonst noch schlech­
ter. Aber es ist doch völlig klar: Im wirtschaft­
lichen Bereich, im sozialen Bereich oder wo 
auch immer bestehen ja die Probleme des­
halb, weil wir überall Strukturprobleme 
haben. Und Strukturprobleme, auch im inter­
nationalen Maßstab, können nur durch eine 
Reformpolitik gelöst werden. Aber statt des­
sen hören wir, daß es keine Experimente 
geben soll. 

Und dann ist noch ein zweites Element, in 
der sozialistischen Propaganda zumindest: Da 
wird mit einer sehr subtilen Angstparole gear­
beitet: "In Zeiten wie diesen". 

Ich habe manchmal den Eindruck, bei den 
Sozialisten besteht eine Stimmung wie in 
einer Wagenburg: Kommt nur alle herein, nur 
da ist es sicher, nur da ist es wohlig und 
warm, da sind alle Probleme gelöst! Und drau­
ßen rundherum, da sind die anderen Länder, 
die anderen Staaten, da geht es drunter und 
drüber, da schaut es so miserabel aus, nur bei 
uns, da ist alles schön in Ordnung! Und außer­
dem gibt es da noch eine Opposition, die 
lauert bösartig, macht alles schlecht, skandali­
siert! - Das sind die politischen Partisanen, 
die diese wunderschöne Entwicklung da lau­
fend zu stören trachten. (Zwischenruf des 
Abg. K i t t 1.) 

Das ist eine Werbung und ein politisches 
Verhalten, Herr Kollege Kittl, das letzten 
Endes genau dem entgegenwirkt, was der 
Kollege Fauland in seinem Schlußsatz ausge­
sprochen hat: daß für eine politische Kraft -
ganz gleichgültig, ob Regierung oder Opposi­
tion - eines jedenfalls von größter Bedeu­
tung ist, nämlich daß man bei aller Härte der 
Auseinandersetzung eines im Blick behalten 
muß: daß die politischen Kräfte ein Ziel anzu­
streben haben - auch aus einer harten Kon­
troverse die bestmögliche Lösung für alle 
gemeinsam herauszuholen. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Statt dessen tritt die Sozialistische Partei 
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als die Schutzmantelmadonna der Vernunft 
überhaupt auf und meint, alles, was außer­
halb dessen ist, wäre mehr oder weniger 
miese Ausschußware. Und das ist auch ein 
Punkt, wo wir das politische Vertrauen über 
die politischen Parteien hinaus, besonders bei 
der jüngeren Generation, weil er in Hick­
hack ausartet, einfach schmälern. 

Gegenüber Kritik ist die Sozialistische Par­
tei ja insgesamt sehr empfindlich geworden. 
Es ist logisch, wenn man fast zwölf Jahre in 
der Regierung sitzt. Aber etwas ist überhaupt 
üblich geworden in letzter Zeit. Wenn heute in 
einem bestimmten Bereich hart kritisiert 
wird, dann passiert auf Seite der Regierungs­
partei, aber auch auf Seite eines Landes­
hauptmannes und auch bei Bürgermeistern 
folgendes: Wenn eine Institution, ein Teilbe­
reich der Politik, kritisiert wird, dann stellt 
sich die Regierung oder der Landeshaupt­
mann oder der Bürgermeister voll vor diese 
Institution und sagt: Da wird jetzt die Institu­
tion als solche angegriffen, und vor allem die 
Leute, die dort arbeiten, werden angegriffen! 
Das ist ein beliebtes Spiel, nur hat es ganz 
beträchtliche Nachteile. Ich werde ein paar 
Beispiele bringen. 

Das schönste - der Kollege Prechtl ist lei­
der nicht da - sind natürlich die Bundesbah­
nen. Wie hat sich denn das entwickelt? Da gab 
es einen Rechnungshofbericht. Die Opposi­
tion hat das aufgegriffen. Es gab eine harte 
Auseinandersetzung. Aber was ist passiert? 
Man hat in übelster Polemik gesagt, das wäre 
ein Angriff auf die ÖBB als solche, auf alle 
Bediensteten, und in der Personalvertretungs­
wahl hat man das ausgewalzt. (Abg. K i t t 1: 
Die wörtlichen Angriffe zitieren Sie nicht!) Es 
hat von meiner Fraktion nicht einen einzigen 
unsachlichen Angriff gegeben! Nicht einen 
einzigen Angriff, mit dem man sich nicht 
hätte sachlich auseinandersetzen können. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Was hat man getan? (Abg. K i t tl: Ist ja 
nicht nur bei Ihrer Fraktion!) Herr Kollege 
Kittl! Sie können nachher herausgehen und 
können versuchen, ein Zitat eines FPÖ-Parla­
mentariers zu finden und zu beweisen, wo wir 
unsachlich argumentiert hätten. Das ist nicht. 
geschehen. (Abg. K i t t 1: Wirklich?) Nein, das 
ist nicht geschehen. 

Aber was Sie daraufhin gemacht haben 
(Weitere Zwischenrufe des Abg. K i t t 1): Die 
Freiheitlichen oder die Opposition greüen die 
Bundesbahnen und die Beamten an! So als ob 
man denen etwas klauen wollte oder als ob 
man die Leute auf die Straße setzen wollte 
und ähnliches. 

Das ist passiert. Das hat man angeheizt, bis 
es dann zu sehr betrüblichen Erscheinungen 
bei der ÖBB-Wahl gekommen ist, zu Tätigkei­
ten, die ich auch nicht überzeichnen möchte, 
aber es ist vorgekommen. 

Ein besonderes Ruhmesblatt war natürlich 
das Verhalten des Gewerkschaftssekretärs 
Schmölz - immerhin ein Bundesratsmitglied, 
ein Parlamentarier, kein kleiner Funktionär 
-, der bei einer kleinen Wahlkampfaktion 
einen Wahlwerber mit "Du schleich dich, 
Trottel!" hinauskomplimentiert hat. Kein 
Ruhmesblatt für einen Bundesrat zumindest, 
würde ich sagen. (Abg. Dr. Sc h ra n z: Das 
ist dementiert worden, bitte! - Abg. Dr. 
o f ne r: Dementiert worden, aber wahr! -
Abg. Dr. Sc h ra n z: Wieso wissen Sie das? -
Abg. Dr. 0 f n er: Ich weiß es ... !) Dementie­
ren kann man leicht etwas, das ist schon klar. 
(Abg. Dr. Sc h ra n z: Behaupten kann man 
auch leicht etwas!) Wir haben die Zeugen, die 
das gehört haben. Es ist so geschehen. 
Dementieren kann man das sehr leicht. (Zwi­
schenruf des Abg. Dkfm. Bau er: Derjenige 
hat es mir selbst gesagt! - Abg. Dr. K 0 h 1-
mai er: Es würde passen!) 

Aber es geht mir jetzt gar nicht um den 
konkreten Fall, sondern es geht mir um die 
Systematik, daß sich die sozialistische Regie­
rung, wenn kritisiert wird, vor die Institution 
stellt, als ob man die Institution anginge, 
wobei es doch ganz klar ist, daß es in diesem 
Falle um die Politik der Regierung oder der 
Führung dieses Teilbereiches der ÖBB, um 
die Politik des Managements geht, um sonst 
gar nichts anderes, aber man hat das 
geschickt um gemünzt. 

Es gibt auf diesem Gebiet Beispiele in Hülle 
und Fülle, und um mich da mit der ÖVP etwas 
auseinanderzusetzen, möchte ich die Zeitung 
der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst nennen, 
die immerhin ein Bereich ist, wo die ÖVP füh­
rend tätig ist. Da gibt es ja auch so ein schö­
nes Beispiel. 

Da hat der Kollege Haider gewagt, die 
Frage der Verwaltungspolitik anzuschneiden. 
Er hat bei verschiedenen Anlässen gemeint, 
daß wir in Österreich eine Explosion der Ver­
waltungskosten hätten, daß also der Bürokra­
tismus zunehme, und derlei mehr. 

Was ist aber als Replik der Gewerkschafts­
zeitung geschehen? In einer übelsten polemi­
schen Art wurde in dieser Zeitung versucht, 
den Abgeordneten Haider insofern mundtot 
zu machen, als man ihn einfach hingestellt 
hat als jemanden - überschrieben ist es mit 
"Wichtigmacher Haider" -, der sich da etwas 
herausnimmt, der überhaupt seine Nase in 
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die Verwaltungspolitik steckt. Das ist insofern 
... (Abg. Dr. Jörg Hai der: Das ist die Über­
parteilichkeit der Gewerkschaftsorganisa­
tion!) Ja bitte, das ist natürlich eine Sache, die 
man auch feststellen kann in diesem Zusam­
menhang, aber glauben tut es eh niemand. 

Aber dabei ist etwas ganz interessant. Ich 
bin ja sehr gespannt auf eines. Heute vormit­
tag hat der Bundesobmann der ÖVP in der 
Generaldebatte auch zur Verwaltung gespro­
chen und hat von der Aufblähung des Büro­
kratismus gesprochen, von der Zunahme der 
Beamten, wobei die Regierung behauptet, sie 
hätte um 1 000 vermindert, und faktisch 
wären es um 1 000 mehr, er hat also Dinge 
aufs Tapet gebracht, über die man diskutieren 
kann und die der Kollege Haider ein paar 
Monate früher bei anderen Anlässen auch 
genannt hat. Und ich bin jetzt nur auf eines 
gespannt: ob der Herr Bundesobmann Mock 
in der nächsten Gewerkschaftszeitung auch 
eine solche Glosse mit "Wichtigtuer" und der­
gleichen ernten wird. Ich bin sehr gespannt 
darauf, ich werde warten. Aber ich habe die 
Befürchtung, daß es nicht so sein wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Es geht mir bei dieser Frage der Kritik und 
des oppositionellen Spielraums um eines: Wir 
werden harte politische Auseinandersetzun­
gen haben, weil die politischen Probleme grö­
ßer geworden sind, weil die Lösungen schwie­
riger geworden sind, aber was wir uns erhal­
ten müssen, das ist, daß auch eine harte kon­
troversielle Auseinandersetzung zwischen 
den parlamentarischen Kräften ein Ziel vor 
Augen haben muß: daß wir aus der Diskus­
sion die bestmöglichen Ergebnisse herausbe­
kommen. Wenn wir diese Aufgabe nicht erfül­
len, werden wir vielleicht eher, als uns recht 
und lieb ist, eine weitere Zunahme des Ver­
trauensschwunds gegenüber den politisch­
demokratischen Institutionen dieses Staates 
erleben. Und das sollten wir nach Möglichkeit 
vermeiden. (Beifall bei der FPÖ.) 16.38 

Präsident: Nächster Redner ist der Abge­
ordnete Wimmersberger. 

16.29 

Abgeordneter Wimmersberger (ÖVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Zuerst einige Worte zu meinen Vor­
rednern. 

Kollege Schmidt hat gefragt, was wir denn 
unter "Kurswechsel" verstehen. Ich möchte 
nur ganz kurz sagen, daß wir unter Kurs­
wechsel" verstehen, daß wir auf jede'~ Fall 
einen Stopp der Auszehrungspolitik wollen, 
daß wir wollen, daß nicht weiterhin Prestige­
objekte bevorzugt werden, und daß wir eben 

wollen, daß der Anteil für die Wirtschaftsför­
derung nicht sinkt, sondern daß er steigt. (Bei­
fall bei der ÖVP.) Wir sind für eine Investi­
tionsoffensive und wir sind vor allem für eine 
Krisensicherung durch Eigenkapitalbildungs­
möglichkeiten, die ja bis jetzt so erschwert 
wurden, beziehungsweise wurden die 
Betriebe echt ausgezehrt. 

Nun zum Kollegen Fauland. Zuerst einmal 
hat er ja auch wieder einmal den Begriff 
"konservativ" geprägt. Ich möchte nur eines 
feststellen: Ich wäre überglücklich und froh, 
würde die österreichische Bundesregierung 
die Eisen- und Stahlindustrie so subventionie­
ren, wie es die konservative Premierministe­
rin in England bei der British-Steel-Coopera­
tion tut, wo nämlich diesen Betrieben Milliar­
denbeträge zur Verfügung gestellt werden. 
(Ruf bei der SPÖ: Schreckliche Aussichten!) 

Nun noch einmal zum Kollegen Fauland 
bezüglich der Umstrukturierung und des Hin­
eingehens in die Finalindustrie. Ich habe das 
schon einmal hier von diesem Rednerpult 
gesagt, Kollege Fauland: Die Situation zwi­
schen der ehemaligen Alpine und der VOEST 
ist sicherlich eine verschiedene gewesen. Die 
ehemalige Alpine hat sich große Verdienste, 
glaube ich, um den Wiederaufbau in Öster­
reich erworben, weil sie durch billige Preise 
den Wiederaufbau mitfinanziert hat, während 
die VOEST in Linz eben hinausgehen konnte 
und wirklich schön verdienen und so eben 
eine derartige Position einnehmen konnte. 

Aber wenn du lauter Vergleiche genommen 
hast, dann darf ich dir doch sagen, wie verhee­
rend die Folgen dieser Auszehrungspolitik 
der vergangenen Jahre waren, wo es im letz­
ten Jahrzehnt zu einer beträchtlichen Verrin­
gerung der Eigenmittel und zu einer Explo­
sion der Verschuldung kam. Und jetzt bitte 
genau zuhören! So hat die ÖIAG-Gruppe 1970 
bei einer Bilanzsumme von 42,7 Milliarden 
Eigenmittel in Höhe von 14,2 Milliarden Schil­
ling ohne Bewertungsreserven, das ist ein 
Drittel; 1980 eine Bilanzsumme von 145,2 Mil­
liarden, Eigenmittel in der Höhe von 14,2 Mil­
liarden ohne Bewertungsreserve , das ist ein 
Drittel. 1980 werden bei einer Bilanzsumme 
von 145,2 Milliarden Eigenmittel in der Höhe 
von nur 17,5 Milliarden ausgewiesen, das sind 
12 Prozent. Die Verschuldung ist hingegen in 
diesem Zeitraum von 28,5 auf 114 Milliarden 
gestiegen. Bei gleichem Anteil wie 1970 müß­
ten die Eigenmittel 1980 bei 48 Milliarden lie­
gen. Infolge des geringeren Eigenmittelantei­
les ergibt sich jährlich eine zusätzliche Zin­
senlast von 2,4 bis 3 Milliarden. 

Bei der VOEST-Alpine und VEW fiel der 
Eigenfinanzierungsanteil sogar von 37 Pro­
zent 1970, 7,8 Milliarden S, von 20,6 Milliarden 
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auf 9 Prozent im Jahre 1980, 6,1 Milliarden, 
von 69,2 Milliarden S. Die Verschuldung 
erhöhte sich von 12,8 Milliarden S - das sind 
67 Prozent des Umsatzes - von 19,1 auf 59,6 
Milliarden, das sind 136 Prozent des Umsatzes 
von 43,9 Milliarden. Bei gleichem Eigenmittel­
anteil wie 1970 müßten die Eigenmittel 1980 
um 19,5 Milliarden höher sein. Die Zinsenbe­
lastung wird jährlich um 1,6 bis 2 Milliarden S 
geringer. (Zwischenruf bei der SPÖ.) Da sind 
wir ja schon wieder beim Thema, das ich auch 
anschneiden möchte. Was hat denn der Eigen­
tümer dazu beigetragen? Letzten Endes 
haben wir von Linz diese 10 Milliarden für 
den Eigentümer in der Obersteiermark inve­
stiert. Der Herr Bundeskanzler hat selbst 
gesagt, wäre die Fusion nicht gekommen, was 
wäre dort für eine Katastrophe gewesen! Das 
hat er zu mir selbst im Ausschuß gesagt. 

Nun, meine Damen und Herren, jetzt sind 
wir sogar so weit, daß letzten Endes die 
Schlagzeilen heißen: In der VOEST wackeln 
950 Millionen, Sozialmillionen. Und, Kollege 
Fauland, ich habe das mitgeschrieben: 
Undenkbar bei einer sozialistischen Regie­
rung ist eine Kürzung von Sozialleistungen -
nun gut, und jetzt bitte, was ist jetzt? Hast du 
diese Meldungen nicht gehört oder bist du 
nicht informiert darüber, daß man daran 
denkt, hier Kürzungen vorzunehmen? Also 
siehst du. Ich glaube, wir sollten uns in der 
Situation, in der wir uns jetzt befinden, wirk­
lich hier etwas emotionsfreier und ohne Dem­
agogie darüber unterhalten. Auch ich wäre 
froh, wenn an und für sich die Probleme der 
verstaatlichten Industrie nicht allzusehr in 
der Öffentlichkeit breitgetreten würden. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Am 19. Oktober 1981 ist also, so kann man 
es hier ruhig sagen, die Bombe geplatzt, weil 
- das hat heute Kollege Burger ja zitiert -
im "profil" Dinge veröffentlich~ wurden, die 
eigentlich nicht für die Öffentlichkeit 
bestimmt waren. Aber, meine Damen und 
Herren, es ist an und für sich diesen Dingen 
nicht widersprochen worden, sie stimmen 
auch im großen und ganzen. Man muß ~aher 
sagen, daß es leider mit Ausnahme der OMV, 
der SG P und der Chemie Linz überall in der 
verstaatlichten Industrie nicht sehr rosig aus­
schaut. Meine Damen und Herren, und das 
müssen wir feststellen nach 11 Jahren soziali­
stischer Regierung! 

Wir haben schon immer auf die Probleme 
aufmerksam gemacht, die sich abgezeichnet 
haben. Ich darf nur erinnern, wir haben einen 
Entschließungsantrag am 12. 10. 1978 betref­
fend Maßnahmen zur Verbesserung der Situa­
tion der Verstaatlichten Industrie einge­
bracht. - Von der SPÖ abgelehnt. 

Dringliche Anfrage der ÖVP am 24. 1. 1979 
bezüglich Arbeitsplatzschwierigkeiten im 
Bereich der Vereinigten Edelstahlwerke. 

Wir haben einen Entschließungsantrag der 
ÖVP eingebracht am 10.10.1979, ebenfalls 
zum Thema Verstaatlichte Industrie, einen 
von der SPÖ abgelehnten Entschließungsan­
trag im Nationalrat am 24.5.1978 betreffend 
die Orientierung der Wirtschaftspolitik an 
Grundsätzen der sozialen Marktwirtschaft. 

Wir haben am 20.6.1979 einen Entschlie­
ßungsantrag eingebracht betreffend grund­
sätzliche Orientierung und Schwerpunkte der 
Politik, der von der SPÖ am 16. 3. abgelehnt 
wurde. 

Dringliche Anfrage am 22. 10. 1981 im Bun­
desrat bezüglich dramatischer Situation 
innerhalb der verstaatlichten Industrie. 

Ja, meine Damen und Herren, wir haben -
und das können wir ja nachweisen - auch bei 
der letzten Enquete, bei der Parlamentsen­
quete über die Probleme der verstaatlichten 
Industrie, aus dem Jahre 1978 schon alle 
Probleme aufgezeigt. Ich darf daraus nur 
eines zitieren: "Sollte der Bund weiter seine 
Eigentümerverpflichtungen (Kapitalzufuhr) 
nicht erfüllen, kann auch die ÖIAG ihren 
Eigentümerverpflichtungen gegenüber allen 
übrigen Gesellschaften nicht mehr nachkom­
men, mit der Folge, daß in diesem Bereiche 
die Arbeitsplätze längerfristig auf jeden Fall 
gefährdet würden." Das haben wir damals 
aufgezeigt. 

Diese 11 Jahre sozialistische Alleinregie­
rung, meine Damen und Herren, sind gekenn­
zeichnet durch Widersprüche und wider­
sprüchliche Aussagen. Und auch hier, glaube 
ich, wäre der Begriff Kurswechsel ange­
bracht, und ich möchte bitten, daß ganz beson­
ders der Herr Bundeskanzler vielleicht Ein­
fluß darauf nimmt, daß eben wirklich die Dis­
kussion darüber auch besonders von den 
Generaldirektoren, sei es nun ÖIAG oder sei 
es nun VOEST-Alpine, nicht allzusehr in der 
Öffentlichkeit durchgeführt wird, weil ich 
glaube, daß diese widersprüchlichen Aussa­
gen - und ich komme noch einmal darauf 
zurück - wirklich für die verstaatlichte Indu­
strie sehr, sehr schädlich waren und nach wie 
vor sind. 

Aber ich darf noch einmal ganz kurz zitie­
ren - am 23. 9.1975 die "Sozialistische Korre­
spondenz" -: ,,Arbeitsplätze in Verstaatlich­
ten Unternehmen sichern. Man könne sich 
darauf verlassen. daß er (Kreisky) sich als 
zuständiger Ressortchef für die Verstaatlichte 
Industrie auch in diesem Bereich sehr ent­
schieden für den Schutz der Arbeitsplätze ein­
setzen werde." 
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Sehen Sie, und nun ein Zitat, das wieder 
zeigt, daß wir an und für sich mit den Aussa­
gen etwas vorsichtiger sein sollten. Im 
"Extrablatt" vom Mai 1978 sagt der Herr Bun­
deskanzler: . "Die Verstaatlichte beschäftigt 
alle Leute und macht gigantische Verluste. 
Das kann man ein, zwei Jahre lang machen. 
Aber dann ist Schluß, die Verluste kann ja 
niemand decken. Und wenn sie der Staat 
deckt, so kann er das nur ganz kurz machen. 
Das ist die Problematik." 

Nun, meine Damen und Herren ich glaube 
eines der größten Verdienste uns~res ehema~ 
ligen Staatssekretärs und ehemaligen Bun­
desparteiobmannes Dr. Taus war, daß er 1968 
dieses Booz-Allen-Gutachten in Auftrag gege­
ben hat bzw. auch das der Leobner Professo­
ren. 

Wir können feststellen und ich habe das 
schon einmal gesagt - selbst die Zeitschrift 
,,Arbeit und Wirtschaft" hat das bestätigt ~, 
daß man dann im Zuge der Konjunktur auf 
diese Gutachten total vergessen hat. Meine 
Damen und Herren, und das liegt innerhalb 
Ihrer 11 Jahre. Das Gutachten war 1968 bzw. 

. 1969 fertig, 1970 ist, bitte, der Regierungs­
wechsel gewesen. Aber dann hat man eben in 
diesen guten Jahren der Konjunktur darauf 
vergessen, was in diesem Gutachten alles auf­
gezeigt wurde, und nach dem neuerlichen 
Booz-Allen-Gutachten der VEW ist in etwa die 
Problematik nach wie vor noch dieselbe. 

Und nun zur Auszehrung der Betriebe, zu 
den ständigen Belastungen, die auf die 
gesamte Wirtschaft gelegt wurden, natürlich 
auch auf die Verstaatlichte Industrie, aber 
umgerechnet auf die Verstaatlichte Industrie 
waren es in etwa 15 Milliarden während die­
ses Zeitraumes. 

Ich darf an das schon so oft zitierte VOEST­
Alpine-Investitions- und Finanzierungskon­
zept 1977 erinnern, in dem steht: "Der in den 
letzten drei Jahren beschrittene Weg der 
finanziellen Auszehrung hat nun zu Finanzre­
lationen geführt, die keine weiteren Belastun- . 
gen mehr zulassen, ohne daß die Unterneh­
mungen in schwere finanzielle Existenzkrisen 
geraten. Die bislang erfolgte Wahrnehmung 
übergeordneter Aufgaben im Rahmen der 
österreichischen Volkswirtschaft kann unter 
diesen Umständen nicht mehr aufrechterhal­
ten werden. Die Dringlichkeit der Eigenmit­
telzuführung ist damit schon aus dem einge­
tretenen Substanzverlust wohl mehr als 
erwiesen." 

Aber auch Generaldirektor Apfalter hat 
schon 1978 festgestellt: Wir leben von der Sub­
stanz. 

Meine Damen und Herren! Von diesen auf­
gezwungenen unternehmensfremden Aufga­
ben, von den 8 Milliarden Schilling Substanz­
verlust, fallen allein rund 6 Milliarden Schil­
ling auf dieses Konto. 

Der Verlust in der Eisen- und Stahlindu­
strie durch die Indexkosmetik wurde auch 
schon aufgezeigt: Allein 1973/1974 hatte die 
VOEST-Alpine einen Mindererlös von 1,5 
Milliarden Schilling, weil zum Inlandspreis in 
den EKGS-Raum exportiert werden mußte. 

Meine Damen und Herren! Die sozialisti­
sche Alleinregierung hat im Gegensatz zur· 
ÖVP-Alleinregierung keinerlei Budgetmittel 
für die verstaatlichte Industrie gehabt, mit 
Ausnahme der in der Vergangenheit gegebe­
nen Milliarden für die VEW. 

Jetzt zu einem anderen Thema. Ich darf 
noch einmal darauf aufmerksam machen, was 
seinerzeit der bereits verstorbene Generaldi­
rektor Kothbauer gesagt hat: Jährlich 500 Mil­
lionen Schilling zuführen. 

Meine Damen und Herren! Es ist heute 
schon darüber gesprochen worden. Stellen Sie 
sich vor: Wären seit 1970, wo Kothbauer das 
gefordert hat - damals, in den guten Jahren 
der Konjunktur -, jeweils 500 Millionen 
Schilling der ÖIAG zugeführt worden, was 
richtig gewesen wäre, dann würden wir heute 
nicht vor dieser Situation stehen. Das glaube 
ich sicherlich! (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Aber man hat ja die ÖIAG schon 1971 auf 
den Weg des Schuldenmachens verwiesen. 
Ich habe das schon oft genug betont. Ich kann 
nur eines sagen: Es ist sehr, sehr bedenklich, 
wenn man Schulden in Risikokapital 
umwandelt. 

Meine Damen und Herren! Wenn jetzt von 
Konzepteri und Plänen gesprochen wird, darf 
ich doch vielleicht noch einmal ganz kurz auf 
folgendes eingehen: In letzter Zeit geistert 
sehr häufig das Wort "Diversifikation" 
herum. Es wird von Ausgliederung gespro­
chen, von kleineren Betrieben, von flexibleren 
Einheiten. Meine Dam.en und Herren! Das 
wäre ja eigentlich die Bestätigung des seiner­
zeitigen ÖVP-Vorschlages, nicht zu fusionie­
ren, sondern eine Holding zu gründen. 

Nun 'komme ich noch zu einem Thema, das 
heute auch schon ein paarmal angeklungen 
ist. Ich möchte, nachdem der Herr Bundes­
kanzler hier ist, ein bißehen auf folgendes ein­
gehen: Das ist die ständige politische Einfluß­
nahme auf die Betriebe. Ich habe schon im 
Ausschuß dem Herrn Bundeskanzler die Aus­
sprüche des Herrn Generaldirektors Apfalter 
zitiert, der eben festgestellt hat, daß er fast 
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die Hälfte seiner kostbaren Zeit dafür auf­
wenden müsse, bei Politikerkränzchen, bei 
diversen Ausschüssen und bei anderen Kon­
trollinstanzen Reden zu schwingen oder ins 
Kreuzverhör genommen zu werden. 

Auf der anderen Seite ist aber erklärt wor­
den - ich darf hier zitieren; 1975 hat das der 
Herr Bundeskanzler unter anderem erklärt 
-, daß "die verstaatlichten Unternehmungen 
wie private Unternehmungen zu behandeln 
seien." - Nur: Bei privaten Unternehmungen 
darf niemand hineinreden. 

Ich möchte auch - ich glaube, es ist wich­
tig, daß das einmal ausgesprochen wird -
noch folgendes wiedergeben: "Obwohl auch 
Apfalter ständig gezwungen ist, zwischen 
,volkswirtschaftlichen Erfordernissen und 
betriebswirtschaftlicher Notwendigkeit' zu 
lavieren ... " 

Ich glaube, wir sollten eindeutig feststellen, 
was betriebsWirschaftliche Erfordernisse sind 
und was volkswirtschaftliche Erfordernisse 
sind. Muß nämlich die VOEST-Alpine volks­
wirschaftlichen Erfordernissen Rechnung tra­
gen, dann muß der Eigentümer, dann muß 
derjenige, der es von ihr verlangt, ihr das -
eben vergüten. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Aber diesbezüglich gehört, glaube ich, auch 
einmal eine eindeutige Linie festgelegt. Ich 
muß sogar Kollegen Hellwagner zitieren, der 
vor kurzem in einer Aussendung sagte: 

"Die Verstaatlichte könne nicht nur nach 
betriebswirtschaftlichen Grundsätzen vorge­
hen ... " 

Das ist klar. Sicherlich. Aber wenn der 
Eigentümer etwas von diesen Betrieben ver­
langt, nachdem sie auf der anderen Seite pri­
vatwirtschaftlich geführt werden sollen, dann 
muß er das eben abgelten. Dafür sind in der 
Vergangenheit, wie bereits schon gesagt, fast 
6 Milliarden Schilling aufgegangen. (Zustim­
mung bei der ÖVP.) 

Noch einmal zurück zu den Aussagen des 
Generaldirektors Apfalter. Herr Bundeskanz­
ler! Sie haben nicht ganz unrecht gehabt mit 
dieser Aussage, die Sie seinerzeit einmal im 
"Playboy" gemacht haben: ,.Aber jetzt gibt es 
da ein Problem, über das ich in letzter Zeit 
intensiv nachgedacht habe: Die Verselbständi­
gung der Macht selbst in verstaatlichten 
Unternehmen. Das macht mir Sorge. Das 
halte ich für eine negative Entwicklung. In 
der Praxis geht das so: Aus Gründen der Effi­
zienz werden verstaatlichte Unternehmen, die 
in Konkurrenz mit privaten Gesellschaften 
stehen, sehr stark kommerzialisiert. Sie 
unterliegen nach der herrschenden Lehre den 

gleichen Gesetzen wie die Privatwirtschaft. 
Man muß also auch verstaatlichte Unterneh­
men fusionieren, konzentrieren, man ballt 
mehr Macht zusammen. Ich habe das j ahre­
lang getan und tue es noch. Aber dadurch ent­
stehen mächtige Gebilde, bei denen die 
Gruppe der Manager und die Vertreter der 
Beschäftigten ihre Macht ineinander ver­
schmelzen. Beide denken und handeln so, als 
ob das Werk ihnen gehören würde." 

Daß die beiden so denken, als würde das 
Werk ihnen gehören, finde ich ja äußerst posi­
tiv. Aber sicherlich ergibt sich das Problem 
der Machtzusammenballung. 

Herr Bundeskanzler! Ich glaube, wir haben 
diese Diskussion zwischen Grünwald und 
Apfalter ja schon bis zur Genüge gehört. Auf 
der einen Seite stellte Apfalter am 5. Novem­
ber 1981 fest: 

"Nach einem Gespräch mit ÖIAG-Chef 
Grünwald habe er aber den Eindruck, daß die 
Kontrollauflagen auf ein erträgliches Maß 
zurückgeschraubt würden. Anderenfalls halte 
er auch einen Rücktritt nicht für ausgeschlos­
sen." 

Auf der einen Seite glaubt er noch, daß 
Kontrollauflagen zurückgeschraubt würden. 
Auf der anderen Seite sagte er am 21. Novem­
ber 1981 in einem Interview: 

"Was wir der ÖIAG an Unterlagen liefern, 
ist unglaublich. Einen ständig aktualisierten 
Fünfjahresplan, Quartalsbilanzen, und so wei­
ter. Wann lesen die das alles?" 

Auch Kollege Taus hat schon darauf hinge­
wiesen, und zwar aus Erfahrung, weil er letz­
ten Endes lange genug in der ÖIAG tätig war. 

Herr Bundeskanzler! Ich glaube, es gehört 
endlich vom Eigentümervertreter ein Macht­
wort gesprochen und es gehören beide aufge­
fordert, die Diskussion um diese Dinge - sei 
es der Kontrolle, sei es des Weisungsrechtes 
oder wie immer wir es benamsen - nicht in 
aller Öffentlichkeit auszutragen. Denn auch 
diese Diskussionen schaden sicherlich unse­
ren Betrieben. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Im übrigen, Herr Bundeskanzler, ist auch 
folgendes noch nicht ganz klar ausgesprochen 
worden: Am 2. November ist in dieser schon 
oft zitierten Aufsichtsratssitzung in der ÖIAG 
die Sieben-Punkte-Auflage beschlossen wor­
den. Sie, Herr Bundeskanzler, haben in der 
Fragestunde gesagt - ich zitiere wörtlich aus 
dem Protokoll -: 

"Ich glaube aber, daß die von der ÖIAG 
beschlossenen Punkte jedenfalls unter 
Berücksichtigung der realen Verhältnisse im 

93. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)84 von 131

www.parlament.gv.at



Nationalrat XV. GP - 93. Sitzung - 2. Dezember 1981 9247 

Wimmersberger 

Unternehmen Berücksichtigung finden müs­
sen." 

Sicherlich. Aber nun bitte schön: Gelten die 
sieben Punkte? Sind die sieben Punkte eine 
Auflage an die VOEST-Alpine oder sind sie es 
nicht? Werden sie noch modifiziert, werden 
sie abgeändert, wird etwas davon gestrichen, 
kommt etwas Neues dazu? Das alles sind 
Dinge, die eben im Raum schweben, aber 
nicht klar und eindeutig sind. Ich glaube: 
Klarheit wäre eines der wichtigsten Dinge, 
die einmal geschaffen gehören. 

Nun bin ich noch einmal bei einem Thema, 
wo ich glaube, daß eben ein Kurswechsel ein­
treten muß, beziehungsweise bei dem Thema, 
das ich schon angeschnitten habe, nämlich bei 
diesen verschiedenen und divergierenden 
Aussagen. 

Einmal am 19. Oktober 1980: Stahlkrise 
wird nicht so rasch gelöst sein. - Und dann 
am 18. Juli 1981: Kreisky: Haben keine Krise. 
Herr Bundeskanzler! Ich glaube, es wäre das 
Wertvollste, gerade den Kollegen und Kolle­
ginnen in den Betrieben klaren Wein einzu­
schenken. Denn - und das darf ich noch, 
obwohl die Zeit leider schon zu Ende ist, noch 
feststellen -: Die internationale Stahlkrise -
sie ist eigentlich keine internationale, son­
dern eine europäische - hat uns nun einmal 
in einen Konkurrenzkampf mit anderen Staa­
ten geführt, bei denen Milliardenbeträge 
gegeben werden. 

Wenn gerade heute in der Zeitung steht, 
daß die Arbeitsplätze in Donawitz wackeln, 
und wenn darauf hingewiesen wird, daß in 
Donawitz pro Jahr rund 1,2 Millionen Tonnen 
Stahl erzeugt' werden, wovon etwa die Hälfte 
auf billige Baustähle entfällt, so ist das, Herr 
Bundeskanzler, eben jenes Problem, daß 
diese oberitalienischen kleinen Stahlwerke, 
die Brescianis, von der italienischen Regie­
rung noch mit Milliardenbeträgen gestützt 
werden. Und da soll die Hütte Donawitz kon­
kurrieren? - Das ist nicht möglich! 

Ich komme zum Schluß, meine Damen und 
Herren. Ich hätte noch einiges zu sagen. Ich 
glaube aber, daß das jetzige Klima, das sich 
anscheinend abzeichnet, das richtige ist. ich 
glaube, daß alle Kräfte zusammenarbeiten 
sollten, um die Schwierigkeiten in der ver­
staatlichten Industrie zu bereinigen und diese 
Betriebe wieder dorthin zuführen, wo sie 
lange, lange Jahre waren. (Beifall bei der 
ÖVP.) 16.49 

Präsident: Nächster Redner ist der Abge­
ordnete Rechberger. 

16.50 

Abgeordneter Rechberger (SPÖ): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Ich möchte dem Kollegen 
Wimmersberger auf seine Ausführungen, die 
er zu Beginn seines Referates hier getätigt 
hat, antworten. Er hat gemeint: Großbritan­
nien, die Stahlindustrie und die Förderungen. 
Ich zitiere daraufhin aus einem Bericht vom 
Oktober 1981, der wie folgt lautet: 

"Die British Steel Cooperation hat das 
Geschäftsjahr 1980/81 mit einem Rekordver­
lust von 20 Milliarden Schilling abgeschlos­
sen. Der Unternehmensverlust per 31. 3. 1981 
betrug somit 1,2 Milliarden Pfund, umgerech­
net 36 Milliarden Schilling. Im abgelaufenen 
Jahr verringerte sich die Beschäftigungszahl 
um 45 000, in den letzten eineinhalb Jahren 
um 70000 auf mehr als 121000 Mitarbeiter. 
Die bisherigen Maßnahmen reichen noch 
nicht aus, um die Überlebenschancen der Bri­
tish Steel Cooperation zu sichern. Die Britisch 
Steel Cooperation wird weiterhin bis auf 
90 000 Mitarbeiter reduzieren. 1975 waren 
noch 230 000 Personen beschäftigt. Mit der 
Inkraftsetzung des Eisen- und Stahlgesetzes 
1981 ist die British Steel Cooperation dank 
umfangreicher Abschreibungen saniert wor­
den. Zirka 110 Milliarden Schilling wurden 
abgeschrieben, die die Regierung im Rahmen 
des Eisen- und Stahlgesetzes 1975 in die 
Gesellschaft investiert hat. Ferner wurde die 
Voraussetzung für die Abschreibung weiterer 
30 Milliarden Schilling bis Ende 1982 geschaf­
fen. Im Rahmen des Sanierungsplanes wer­
den für die British Steel Cooperation durch 
das Industrieministerium für das laufende 
Jahr rund 24 Milliarden Schilling zur Verfü­
gung gestellt. Im laufenden Jahr sollen noch 
20 000 Entlassungen erfolgen." 

Wenn das der Weg wäre, der uns in Öster­
reich empfohlen werden soll, dann möchte ich 
dem Kollegen Wimmersberger sagen: Das ist 
nicht der Weg, den die österreichische Bun­
desregierung und die verstaatlichten Betriebe 
beschreiten. 

Nun möchte ich die Feststellung treffen, 
daß die heutige Debatte sicherlich gezeigt hat, 
daß es wünschenswert wäre - das wurde von 
uns seit vielen Jahren erklärt -, die verstaat­
lichte Industrie aus der Tagespolitik heraus­
zunehmen, damit sie selbst die Arbeit leisten 
kann. Wir meinen, daß eine weitere Verunsi­
cherung der Arbeitnehmer, eine Rufschädi­
gung in der Öffentlichkeit sowie im Ausland 
und die Herabsetzung der Kreditwürdigkeit 
durch tagespolitische Meldungen und Aussa­
gen diese verstaatlichte Industrie auf das 
schwerste treffen und kein guter Beitrag sind, 
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um die Zukunft, die schwierig genug ist, zu 
bewältigen. 

Kollegen Burger möchte ich sagen, daß es 
sicherlich sehr eindrucksvoll ist, die Auftrags­
stände und die Erträge zu erklären. Aber ich 
möchte ihm auch mitteilen, daß der Auftrags­
stand bei der VOEST-Alpine Ende September 
1981 gegenüber dem Stand September 1980 
die Größenordnung von 56 005 Millionen 
Schilling erreicht hat. Das bedeutet rund 90 
Prozent über dem vor dem September 1980 
gelegenen Auftragsstand. Damit soll erklärt 
werden, welch gewaltige Auftragssummen 
und Möglichkeiten hier bestehen. 

Ich möchte auch noch den Hinweis geben, 
daß die Krise in der Stahlindustrie keine von 
Österreich hausgemachte ist, sondern eine 
weltweite. In ihren Auswirkungen ist sie bru­
tal genug, um uns die größten Schwierigkei­
ten zu bereiten. Die hohe Zinsbelastung, die 
überhöhten Rohstoffkosten und die steigen­
den Energiekosten, die in den letzten Jahren 
ein gewaltiges Ausmaß angenommen haben, 
ergeben einen erheblichen reil dieser schwie­
rigen Situation. Weil Kollege Gassner als Ant­
wort an den Kollegen Czettel die Betriebsrats­
wahlergebnisse von seiner Seite beleuchtet 
hat, möchte ich ihm hier von dieser Stelle aus 
die VEW-Wahlergebnisse im gesamten Kon­
zern sagen. Es waren 177 Mandate zu verge­
ben, davon haben die sozialistischen Gewerk­
schafter 159 erreicht. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ich glaube, in Zeiten wie diesen ist das ein 
sehr großer Vertrauensbeweis. Darüber hin­
aus ist es auch noch die Bestätigung, daß wir 
uns persönlich um das Weiterbestehen und 
um die Meisterung der schwierigen Lage auf 
das intensivste bemühen. 

Ich möchte mich aber auch mit der Gesamt­
situation der verstaatlichten Betriebe inso­
fern befassen, als einfach auch einmal darge­
stellt werden muß, welche Leistungen, wie 
viele Beschäftigte es gibt und wie sich die 
gesamte Struktur darstellt. Das Bild schaut 
folgendermaßen aus: Im Jahr 1979 waren es 
noch 115280 Beschäftigte, 1980 waren es 
114 700 Beschäftigte und mit 30. 9. 1981 sind es 
112800 Beschäftigte. Der Umsatz hat sich wie 
folgt entwickelt: von 122,9 Milliarden Schilling 
im Jahr 1979 auf 156,3 Milliarden Schilling bis 
zum 30. 9. 1981. Die Exporte haben einen 
gewaltigen Umfang angenommen. Im Jahre 
1979 waren es noch 43,2 Milliarden Schilling, 
mit 30. 9. 1981 sind es rund 50 Milliarden 
Schilling, die in den Export gehen. Die Inve­
stitionen betrugen im Jahre 1979 8,4 Milliar­
den Schilling und im Jahre 19809,3 Milliarden 
Schilling. Sie werden 1981 annähernd densel-

ben, wenn nicht sogar einen größeren Umfang 
erreichen. 

Man kann noch dazusagen, daß von 1970 bis 
1980, also innerhalb eines Zeitraumes von 
zehn Jahren, bei der VOEST-Alpine 28250 
Millionen Schilling und bei den VEW 5 718 
Millionen Schilling investiert wurden. Diese 
gewaltigen Investitionen sind ja eigentlich die 
Garantie dafür, daß wir die Zukunft nach 
bestem Wissen und Gewissen zu meistern ver­
suchen. Damit wird eigentlich der Weg berei­
tet, daß die verstaatlichte Industrie zu einem 
Zeitpunkt, den wir uns alle baldigst ersehnen, 
wieder in die Position des Verdienens kommt; 
das brauchen wir alle, um die weiteren Pro­
bleme, die uns ins Haus stehen, bewältigen zu 
können. 

Man soll auch nicht unerwähnt lassen, daß 
in der verstaatlichten Industrie im Jahre 1981 
rund 6 300 Lehrlinge in Ausbildung stehen. 
Ich möchte heute wieder wie bei jeder meiner 
Reden hier deponieren, daß es durchaus den 
Versuch wert ist, auch in anderen Eisen- und 
Stahlbetrieben Österreichs Mädchen in die 
Lehrlingsausbildung zu nehmen. Den ersten 
Versuch in unserem Bereich haben wir in 
Kapfenberg unternommen, wo von 374 
gewerblichen Lehrlingen rund 76 Mädchen 
sind. Das sind über 20 Prozent. Die ersten 
sind schon als gelernte Facharbeiterinnen in 
den Betrieben tätig, und wir haben positive 
Erfahrungen gemacht. Ihre Leistungen sind 
hervorragend, ob sie jetzt als Maschinen­
schlosser, als Werkzeugmacher, als Dreher, 
als Werkzeugmaschineure oder als Elektro­
mechaniker tätig sind. Hier gibt es beste­
chende Ergebnisse. Das wäre sicherlich auch 
in vielen anderen Bereichen einen Versuch 
wert. Die Mädchen, die so sehr an ihre Tradi­
tionsberufe wie Friseurinnen und Verkäufe­
rinnen gebunden sind, gehen dann, wenn sie 
ausgelernt sind, als Hilfsarbeiterinnen entwe­
der in die Industrie oder in die Wirtschaft. 
Hier sind sie Facharbeiterinnen und können 
einen Beruf ausüben, der ihnen sicherlich -
das wissen wir - große Freude bereitet. Ich 
glaube, daß wir in Zukunft noch stärker diese 
Facharbeiterausbildungen fördern müssen, 
weil sie dazu beitragen, jene Herausforderun­
gen der zukünftigen Generation in bezug auf 
die Erzeugnisse leichter zu bewältigen. (Präsi­
dent Mag. Mi n k 0 w i t sc h übernimmt den 
Vorsitz.) 

Ich möchte es nicht versäumen, von dieser 
Stelle aus noch einmal etwas zu dokumentie­
ren, was mir eigentlich bis jetzt unverständ­
lich ist. Aber ich glaube heute vernommen zu 
haben, daß es bei der ÖVP einen Kurswechsel 
gibt in Sachen Zustimmung zu den Struktur-
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hilfen für die verstaatlichte Industrie, vor 
allen Dingen für die VOEST-Alpine. Ich weiß 
es durch die Kontakte mit den Arbeitnehmern 
draußen, daß diese Haltung, die die ÖVP 
zumindest bis jetzt bezüglich dieser Struktur­
hilfe eingenommen hat, überhaupt nicht ver­
standen und als reiner Zick-zack-Kurs gedeu­
tet wird. Das wird auch ausgesprochen, weil 
man ja "der Ansicht ist, daß diese Frage als 
Gesamtfrage anzusehen ist, weil sie das Wei­
terbestehen unserer verstaatlichten Industrie 
sichern und jenen Strukturwandel ergeben 
soll, den wir für die Zukunft brauchen. 

Es werden ja auch in den gesamten ver­
staatlichten Eisen- und Stahlbetrieben gewal­
tige Investitionen vorgenommen, die - wie 
vorher schon erwähnt - in Milliardenhöhe 
vorliegen. Es soll auch nicht unerwähnt blei­
ben, daß ja andere europäische Länder Mil­
liarden Schilling in ihre Stahlindustrien und 
in den Strukturwandel investieren, in den 
westeuropäischen Ländern rund 400 Milliar­
den Schilling für die Stahlindustrie. Davon 
sind allein für Italien schon 100 Milliarden 
Schilling; und ein Stahlplan wurde auch für 
die Bundesrepublik Deutschland beschlossen. 

Man soll aber auch dazusagen, wenn man 
von diesen Strukturhilfen des Eigentümers 
spricht, daß die Steuerleistung der Verstaat­
lichten Industrie in den letzten zehn Jahren 
über 100 Milliarden Schilling betragen hat 
und es daher durchaus in einer schwierigen 
Zeit vertretbar ist, daß diese Leistungen oder 
diese Strukturhilfe zur Bewältigung der 
schwierigen Probleme in der Eisen- und 
Stahlindustrie mitgenützt werden. Weil 
immer wieder öffentlich ausgesagt und in Zei­
tungsaussendungen und in den Medien 
behauptet wird, daß es eigentlich keine Kon­
zepte gäbe, möchte ich es nicht verabsäumen 
zu sagen, daß in den Vereinigten Edelstahl­
werken und auch in der VOEST-Alpine Kon­
zepte vorliegen und bei uns zurzeit das zweite 
Strukturverbesserungkonzept durchgeführt 
wird, wobei bei dem ersten Strukturpro­
gramm und dem Konzept allein in Kapfen­
berg fünf Abteilungen durch Investitionen 
neu gestaltet oder Produktionen aufgenom­
men wurden. Da sind einmal das C02-Draht­
werk, das Sonderstahlwerk, der Ausbau der 
Forschungsanstalten und der Hartmetallbe­
trieb in Ternitz, das Rohrlager und die 
wesentlichen Teile der Rohradjustage, der 
Ausbau des Stahlwerkes und des Nahtlosrohr­
werkes in Judenburg, das zweite Federnwerk, 
die erste Stufe und Teile des Blankstahlbe­
triebes, in Mürzzuschlag die Medizintechnik, 
die Rohrkomponentenerzeugung und im 
Ybbstal die zweite Bimetallanlage, wobei also 
vom zweiten Investitions- und Strukturkon-

zept in Ternitz das Schleudergußlupenpro­
jekt und der weitere Ausbau des Nahtlosrohr­
werkes vorgesehen sind. 

In Kapfenberg gibt es jene Großinvestition, 
die heute schon einmal erwähnt wurde, sie 
wird im zweiten Strukturkonzept verwirk­
licht: das ist die Spindelpresse, das Herzstück 
der zukünftigen Turbinenschaufelerzeugnisse 
und der Komponenten für die Flugzeugindu­
strie, weiters die Übersiedelung der Groß­
bohrerzeugnisse vom Werk Wien nach Kap­
fenberg und Judenburg. 

In Mürzzuschlag wird der weitere Ausbau 
des Blechwalzwerkes vergenommen, in 
Judenburg die nächste Stufe der Blankstahl­
erzeugung und der Gesteinsarbeitswerk­
zeuge und das Projekt der Kolbenstangenfer­
tigung. 

Man könnte also die Aufzählung dieser 
Maßnahmen, dieser Konzepte, die in Durch­
führung stehen, noch lange fortsetzen. Sie 
sind der Beweis dafür, daß es nicht nur Kon­
zepte gibt, sondern daß diese auch knapp vor 
der VerWirklichung stehen und in nächster 
Zeit durchaus greifen und ertragreiche Pro­
dukte für die Zukunft, so hoffen wir, bringen 
werden. 

Wir müssen aber auch von dieser Stelle aus 
als verantwortliche Betriebsratsobmänner 
~rklären, daß es eine Reihe von Hilfsmaßnah­
men, finanziellen Unterstützungen seitens 
der Bundesregierung gegeben hat. Ich stehe 
nicht an, auch noch hier zu sagen, daß es uns 
bis heute erspart geblieben ist, Massenkündi­
gungen in den Vereinigten Edelstahlwerken 
vorzunehmen. Das hat einen sehr einfachen 
Grund, weil nämlich die Bundesregierung, an 
der Spitze Bundeskanzler Kreisky, bereit 
war, drei Jahrgänge bei den Männern und 
drei Jahrgänge bei den Frauen, wobei die ver­
sicherungstechnischen Voraussetzungen 
durch den Eigentümer finanziert wurden, in 
die sogenannte Vorpension gehen zu lassen 
mit der Überlegung, daß diese Arbeitnehmer, 
die 35, 40 und mehr Dienstjahre schwerste 
Arbeit geleistet haben, durchaus das Recht 
darauf haben, daß man ihnen für ihre gewalti­
gen Leistungen ein Dankeschön sagt. 

Aber das große Geheimnis, das mit dabei 
ist, ist ein ganz anderes: Wir konnten durch 
diese Maßnahme allen jugendlichen Fachar­
beitern, jenen, die noch aus den Ausbildungs­
stätten kommen, die Arbeitsplätze erhalten, 
sie nehmen zum Großteil jen~ Arbeitsplätze 
ein, wo der verdiente Arbeitnl~hmer in die 
Vorpension gegangen ist. Ich glaube, das ist 
ein erheblicher Beitrag zur Verhinderung der 
Jugendarbeitslosigkeit in Österreich. (Beifall 
bei der SPÖ.) 
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Eine weitere große Hilfe haben wir 
durch die Gesetzwerdung des Nachtschicht­
Schwerarbeitsgesetzes bekommen, durch 
das die am schwersten und unter größten 
belastenden Bedingungen arbeitenden Men­
schen die Möglichkeit bekommen, drei Jahre 
früher in Pension zu gehen. Es muß sicherlich 
zugegeben werden, daß es adminstrative 
Schwierigkeiten gibt, aber es soll doch ausge­
sprochen werden, daß es in gewissen Etagen 
der Direktoren und Vorstände Widerstand bei 
der Durchführung dieses Gesetzes gibt, der 
sicherlich in letzter Zeit ein wenig abbröckelt, 
es wird menschlicher. 

Wir sind alle miteinander bemüht, als 
Betriebsfunktionäre hier eine raschere 
Durchführung und Durchsetzung dieses 
Gesetzes zu erhalten, weil wir meinen, daß es 
nicht nur die Möglichkeit der Vorpensionie­
rung beinhaltet, sondern auch die Möglichkeit 
des Zusatzurlaubes. 

Ich möchte hier nicht mit Beispielen, die es 
zu vielen Dutzenden gibt, kommen, welche 
Aussagen in manchen Etagen über das Gesetz 
gemacht wurden. Ich habe das so verglichen: 
Wenn die Gewerkschaften heute eine Lohn­
forderung erheben, dann geht meistens laut 
Zeitungsmeldungen die Wirtschaft zugrunde, 
und wenn die Lohnforderung abgeschlossen 
ist, dann versteht man sich wieder. So ähnlich 
schaut es also meiner Meinung und auch mei­
ner Erfahrung nach zurzeit bei diesem Gesetz·, 
aus. Aber wir hoffen, jenen schwerst arbeiteri.~ 
den Gruppen eine Hilfestellung zu geben, 
selbst unter der Voraussetzung, daß ein Feh­
ler passieren kann bei dem einen oder ande­
ren, indem das Gesetz schneller, rascher und 
zügiger erfüllt werden soll. Nun, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, möchte ich 
abschließend von dieser Stelle aus, als einer, 
der das täglich hautnah miterlebt, nicht nur 
der Bundesregierung, sondern auch dem Bun­
deskanzler für seinen Einsatz danken, den er 
jederzeit in dieser schwierigen Situation den 
Funktionären gewährt hat. 

Der Herr Bundeskanzler hat sich mit den 
schwierigen Problemen in der Eisen- und 
Stahlindustrie intensiv beschäftigt, ist bera­
tend zur Seite gestanden und hat durch sei­
nen Einsatz als oberster Eigentümer zum 
Wohle der betroffenen Arbeitnehmer der Ver­
staatlichten Industrie, jetzt über das Ausmaß, 
das ihm eigentlich, so glaube ich, aufgetragen 
ist, uns, den Belegschaftsmitgliedern und 
ihren Familien optimal geholfen. 

Ich möchte aber nicht versäumen, auch der 
gesamten Beamtenschaft, die hier mitgewirkt 
hat, diese Dinge raschest und positivst durch­
zuziehen, namens der betroffenen Arbeitneh-

mer und der verstaatlichten Industrie herz­
lich zu danken. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir Sozialisten geben gerne dem Kapitel 
dieses Bundesbudgets unsere Zustimmung. 
(Beifall bei der SPÖ.) 17.09 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete Vet­
ter. Ich erteile es ihm. 

17.10 

Abgeordneter Vetter (ÖVP): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Der 
Herr Abgeordnete Dr. Schmidt hat in seiner 
Rede festgestellt und begrüßt, daß im Bereich 
der Industrie die Investitionen beträchtlich 
zunehmen. Auch ich habe das Statistische 
Taschenbuch der Arbeiterkammer 1981, und 
ich möchte Herrn Dr. Schmidt ersuchen, Seite 
297 aufzuschlagen: Dort ist nämlich nachzule­
sen, daß im Bereich der Chemieindustrie, der 
Lebensmittel- und Genußmittelindustrie, der 
Stein- und Keramikindustrie ein beträchtli­
ches Absinken der Investitionen festzustellen 
ist. Das nur vorerst einmal zur Wahrheit. 
Zustimmung bei der ÖVP.) 

Der Herr Abgeordnete Czettel hat auf 
"seine" - unter Anführungszeichen - SPÖ­
Wahlerfolge bei Betriebsratswahlen verwie­
sen und daraus den Schluß gezogen, daß eben 
immer mehr Österreicher Vertrauen zur 
Sozialistischen Partei hätten. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren von 
der Mehrheitspartei! Ich möchte Ihnen nur 
ein paar Wahlergebnisse vorlesen, wo eben 
der Österreichische Arbeiter- und Angestell­
tenbund und· die Fraktion Christlicher 
Gewerkschafter beträchtliche Gewinne erzie­
len konnten, zum Beispiel stellt sie beim 
Quelle-Kaufhaus in Krems erstmals den 
Obmann, Firma Vogel in Wartberg/Steier­
mark, im Textilwerk Sattler und Söhne in 
Rudersdorf, Burgenland, bei der Wirkerei und 
Färberei Halsbach in Oberschützen/Burgen­
land, bei den Steirischen Landesbahnen, bei 
der Firma Negrelli-Bau in Sulz, bei den stei­
rischen Landeskrankenanstalten, bei der Lan­
despersonalvertretungswahl in der Steier­
mark. (Ruf bei der SPÖ: Dort ist es kein Wun­
der!) 

Sehen Sie, genau auf den Zwischenruf habe 
ich gewartet. Wenn Sie bei der Eisenbahn 
80 Prozent Stimmenanteile erzielen, dann ist 
es Demokratie, und wenn wir sie gewinnen, 
ist es Unterdrückung. Das ist Ihre demokrati­
sche Einstellung. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Herr Kollege, das ist gar nichts Neues, das 
bringen Sie immer wieder. Wo Sie in der 
Mehrheit sind, ist es der Gipfelpunkt der 
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demokratischen Einstellung, und wenn ein­
mal irgendwo der ÖAAB mehrheitlich vertre­
ten ist, dann unterdrücken wir die Leute. 
Schämen Sie sich für diese Einstellung. 
(Zustimmung bei der ÖVP. - Ruf bei der 

. SPÖ: NiederösterreichJ) 

Im Krankenhaus Waidhofen an der Ybbs, in 
der Raiffeisenkasse Bruck an der Mur, in den 
Textilbetrieben Otten in Hohenems oder bei 
der Industriegesellschaft Umdasch in Amstet­
ten, wo wir erstmalig, wenn man Mandate 
und Wahl stimmen zusammenzählt, die Mehr­
heit erreicht haben. Gerade dieses Ergebnis 
freut mich ganz besonders, weil ich vor rund 
26 Jahren selbst in diesem Betrieb als Arbei­
ter und Werkstudent gearbeitet habe. 

Meine Damen und Herren! Betriebsrats­
wahlergebnisse können auch wir als ÖAAB, 
nämlich als Arbeitnehmervertreter in der 
Österreichischen Volkspartei und als Frak­
tion Christlicher Gewerkschafter aufzeigen. 
Und tun Sie nicht so, als wären Sie allein auf 
der Welt. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Ich habe ja Verständnis, daß sozialistische 
Mandatare natürlich hier den vom Finanzmi­
nister vorgelegten Budgetentwurf verteidigen, 
als den besten hinstellen, als ein Budget, das 
allen Anforderungen in einer schwieriger 
gewordenen Zeit gerecht wird und das auch in 
der Lage ist, die kommenden künftigen Pro­
bleme zu lösen. Nur werde ich das Gefühl 
nicht los, daß in Zeiten wie diesen so mancher 
SPÖ-Redner bei der Verteidigung dieses Bud­
gets nur mit halbem Herzen und mit vermin­
derter Überzeugung hier am Rednerpult 
gestanden ist. Denn die Realität, die rauhe 
Wirklichkeit zeigt meiner Meinung nach ein 
anderes Bild. Die Unsicherheit in vielen 
Bereichen ist nicht mehr zu übersehen, und 
das spürt auch die Bevölkerung und zweifelt 
daher doch immer mehr, daß genau diese Ihre 
Richtung stimmt und daß dieser Ihr Kurs 
noch der richtige ist. (Zustimmung bei der 
ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Wenn wir heuer 
bereits über 1100 Insolvenzen aufzuweisen 
haben mit einer Schadenssumme von rund 
14 Milliarden Schilling, mit 14 000 betroffenen 
Arbeitnehmern, wenn auf höchster Ebene ein 
Krisengipfel den andern ablöst, wenn der 
Herr ÖGB-Präsident mahnend seine Stimme 
erheben muß, weil er hinsichtlich mancher 
Arbeitsplätze in manchen Branchen in Sorge 
ist. Wenn sogar Großbanken staatliche Hilfe 
benötigen, wenn regionale Einkommensun­
terschiede bis zu 30 Prozent zu verzeichnen 
sind, wenn Sie ein Budget beschließen werden 
mit den höchsten Steuern aller Zeiten, mit 
den höchsten Schulden aller Zeiten und mit 

schrumpfenden Mitteln für die Arbeitsplatzsi­
cherung und wenn die Österreichische Volks­
partei diese beängstigende Situation aufzeigt 
und darauf aufmerksam macht, dann ent­
spricht dies, meine Damen und Herren von 
der Regierungspartei, dem sinkenden und 
scnwindenen Sicherheitsgefühl der österrei­
chischen Bevölkerung (Zustimmung bei der 
ÖVP) und erhärtet natürlich auch die Behaup­
tung der Oppositionspartei, daß dieser Kurs 
nicht mehr stimmt, daß Österreich einen 
Kurswechsel in der Budget-, Finanz- und 
Wirtschaftspolitik benötigt. Wenn die ver­
staatlichte Industrie Milliardenstützungen 
benötigt, wenn jahrzehntelang als Parade be­
triebe bekannte Unternehmungen um staatli­
che Hilfe rufen müssen, dann sind doch Zwei­
fel an der Richtigkeit dieses Kurses gerecht­
fertigt und dann ist der Ruf nach einem Kurs­
wechsel verständlich. (Zustimmung bei der 
ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! 
. Der Kurs dieser Regierung ist ja für den nor­

malen Wähler nicht mehr abschätzbar, nicht 
mehr kalkulierbar. Sozialminister Dallinger 
zum Beispiel tritt vehement für eine Arbeits­
verkürzung ein, für mehr Urlaub, aber ande­
rerseits, im gleichen Atemzug, soll es den 
Überstunden an den Kragen gehen. Wer mehr 
leistet, soll bestraft werden. Ein nicht mehr 
arbeitsfreies Wochenende soll die nach Mini­
ster Dallinger anscheinend existierende Lang­
weile in der Wirtschaft beseitigen, Urlaubs­
und Weihnachtsgeld sollen höher besteuert 
werden, auch die Sparbuchsteuer ist noch 
nicht vom Tisch gefegt. Das ist ein Zickzack­
kurs, den die Bevölkerung nicht mehr ver­
steht und der für denkende Menschen in 
unserem Lande unverständlich geworden ist. 
(Zustimmung bei der ÖVP.) 

Der denkende Wähler draußen muß das. 
Gefühl kriegen, daß diese Regierung vom 
Stand aus regiert. Ich glaube, daß mir der 
Herr Bundesminister Sekanina als hoher 
Sportfunktionär zugeben wird müssen, daß 
das Regieren oder Spielen aus dem· Stand 
meistens schief gegangen ist und gar nicht 
gut ausgehen kann. 

Was soll sich, meine Damen und Herren, 
ein Durchschnittsverdiener mit rund 8 000 S 
Nettoverdienst als Alleinfamilienerhalter den­
ken - dabei ist dieser Betrag für meinen Hei­
matbezirk noch viel zu hoch gegriffen -, 
wenn er von 950 Millionen Schilling freiwilli­
gen Sozialleistungen im verstaatlichten 
Bereich hört, wenn er mit seiner Steuerlei­
stung den 20-Milliarden-Zuschuß zu den 
Österreichischen Bundesbahnen mittragen 
hilft und darunter gewisse Privilegien für 
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einige wenige, wenn er mit seiner Arbeitslei­
stung das 1,3 Milliarden hohe Defizit der Bun­
destheater mitfinanziert oder wenn er zum 
Beispiel zur Kenntnis nehmen muß, daß ein 
polnisches Ehepaar, bei dem er gar nicht 
erkennen kann, ob es sich um politische 
Flüchtlinge handelt, den Staat und damit 
auch ihn 9 000 S im Monat kostet, ein Betrag, 
den er für seine Familie bei voller Arbeitslei­
stung gar nicht ausgeben kann? 

Und wer kann sich da verwundern, meine 
Damen und Herren, wenn dieser Kurs der 
Regierung unglaubwürdig geworden ist und 
das Schlagwori von der Gleichheit der Chan­
cen aller zur Farce geworden und der Glaube 
an die Redlichkeit der Politik im allgemeinen 
einfach geschwunden ist? Dazu kommt noch, 
daß Sie ja, meine Damen und Herren, als 
Mehrheitspartei merken, daß steigende Kritik 
vorhanden ist, daß eine gewisse Unsicherheit 
in der Bevölkerung vorhanden ist. Dann 
reagieren Sie aber völlig falsch, indem Sie 
nämlich ein Maulkorbplakat affichieren las­
sen. 

Meine Damen und Herren! "Nicht herumre­
den, nicht schimpfen, nichts Unmögliches ver­
sprechen, nicht unsinnige Fragen stellen", ist 
kein Reifezeugnis für Ihre demokratische 
Gesinnung (Zustimmung bei der ÖVP), son­
dern der Beweis dafür, daß Sie nach elf J ah­
ren sozialistischer Machtausübung an Demo­
kratieverständnis verloren haben. (Zwischen­
rufe bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, warum werden 
Sie denn so unruhig und nervös? Das Plakat 
kommt wirklich nicht von der Österreichi­
schen Volkspartei. Und wenn -Sie da noch 
stolz sein wollen auf diese Aussagen, dann 
lasse ich es Ihnen völlig anheim gestellt, auf 
solche Meldungen noch stolz sein zu können. 
Ich würde mich genieren. (Zustimmung bei 
derÖVP.) 

Am meisten an Glaubwürdigkeit verloren 
hat Ihre Politik, Herr Bundeskanzler, in den 
benachteiligten Regionen an der Ost- und 
Nordgrenze in Niederösterreich, im Grenz­
land zum Beispiel. Das Volkszählungsergeb­
nis zeigt leider in nüchternen Zahlen, wie dort 
die Situation ist. 

Im Jahre 1951 haben die Bezirke Gmünd, 
Horn, Waidhafen und Zwettl noch 179 000 Ein­
wohner gezählt, im Jahre 1981 nur mehr 
158 650. 21 268 Menschen mußten aus diesen 
vier Waldviertier Bezirken abwandern. 

Oder wenn ich einer Statistik entnehme, 
daß im Bezirk Gmünd im Jahre 1970 noch 
6 690 in der Industrie Beschäftigte waren und 
im Jahr 1979 nur mehr 4976, also nur mehr 74 

Prozent des Standes aus dem Jahr 1970, dann 
ist das ein Beweis dafür, daß Ihre Politik ver­
sagt hat. (Lebhafte Zustimmung bei der ÖVP.) 

Die bei Ihrer Politik nicht mehr lebensfähi­
gen bäuerlichen Betriebe werden verlassen. 
Diese Menschen finden in der Region keinen 
Arbeitsplatz, müssen also abwandern. Ebenso 
ergeht es einem Teil der Schulabsolventen, 
die Entvölkerung hält also an. Halbfertige 
Häuser, in manchen Ortschaften leerstehende 
Bauernhäuser, verlassene Gasthäuser prägen 
manchmal das Bild vor zehn Jahren noch be­
lebter Ortschaften. 

Dabei würden die Menschen gerne auch 
unter diesen härteren Lebensbedingungen in 
dieser Region bleiben, wenn man ihnen nur 
helfen könnte oder würde, die Lage, die sie ja 
nicht selbst verschuldet haben, etwas zu ver­
bessern. 

Ein paar Beispiele, Hohes Haus. In dieser 
Region ist die Milchwirtschaft ein Haupter­
werbszweig für die Landwirtschaft. Eine Pro­
duktionsumstellung ist auf Grund des Klimas 
nicht möglich. Aber eine Milchkontingentie­
rung verhindert, daß derjenige, der mehr 
arbeiten will, auch seinen gerechten Anteil an 
einem Mehrertrag bekommt. Eine völlig 
unverständliche Härte für die davon Betroffe­
nen. Oder: Die Alternative Kartoffelbau leidet 
stärker denn je unter den unzureichenden 
Stärkepreisregelungen. 10 000 Tonnen Kartof­
feln müssen heuer verderben. (Zwischenruf 
des Abg. Ha a s.) 

Herr Abgeordneter Haas, wir können sie ja 
nicht abwägen. Diese 10 000 Tonnen Kartof­
feln und die Abfälle aus der Kartoffelverwer­
tung könnten mit minderwertigen Getreide­
sorten, wie sie oben leider nur zu erzielen 
sind, in einer Biospritanlage verarbeitet wer­
den. Mich stört, Herr Bundeskanzler, daß ich 
die Frage an Sie im Budgetausschuß gestellt 
habe, wie Sie zu diesem Problem im allgemei­
nen stehen, und keine Antwort bekommen 
habe. Es gibt ein Projekt im Rahmen der 
österreichischen Agrarindustrie für eine sol­
che Anlage in Gmünd, unterstützt mit vielen 
Millionen von drei Ministerien, und trotzdem 
fehlt es an Entscheidungen, Herr Bundes­
kanzler. Deswegen wollte ich im Budgetaus­
schuß wissen, wie Sie grundsätzlich als Chef 
der Regierung dazu stehen, weil eine solche 
Anlage nicht nur zusätzliche Industriearbeits­
plätze schaffen könnte und würde, sondern 
doch auch einige hundert Arbeitsplätze im 
landwirtschaftlichen Bereich. 

Dem Budgetentwurf muß ich entnehmen, 
daß Sie die Sonderförderung Waldviertel um 
rund 20 Millionen Schilling kürzen, Herr Bun-
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deskanzler . Meiner Meinung nach stellt das 
einen krassen, einen eklatanten Vertrags­
bruch dar, weil es im Vertrag zwischen Bund 
und Land heißt, daß je 50 Millionen Schilling 
für diese arbeitsplatzfördernden Maßnahmen 
vorzusehen sind. Auch darauf, Herr Bundes­
kanzler, habe ich keine Antwort erhalten, vor 
allem auch nicht auf die Frage, wieso man zu 
diesem verminderten Ansatz kommt. 

Ich weiß schon, daß derzeit wenig Anträge 
vorhanden sind. Aber kann man nicht dar­
über nachdenken, ob man vielleicht die Richt­
linien mehr der wirtschaftlichen Struktur die­
ser Regionen anpassen könnte, ob man viel­
leicht künftighin mehr auf die Sicherung 
bestehender Arbeitsplätze den Schwerpunkt 
legen sollte, bevor ein Krisengipfel notwendig 
geworden ist? (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich meine auch, Herr Bundeskanzler, daß 
man in dieser Regionalpolitik, in dieser Poli­
tik über strukturfördernde Maßnahmen 
gleichfalls nachdenken soll. Es braucht einem 
ja gar nichts Neues mehr einzufallen, es ist ja 
schon so vieles erdacht worden, geschrieben 
worden. Ich denke zum Beispiel an· das 
Zonenrandförderungsgesetz der Bundesrepu­
blik. Ich denke an den 208 Seiten umfassen­
den Katalog des Österreichischen Institutes 
für Raumplanung. Ich denke an den Vertrags­
entwurf auf Bundesseite und auf Landesseite 
gemäß Artikel 15 a der Bundesverfassung. 
Und dann kommen Sie, Herr Bundeskanzler, 
und spielen Polittheater - anders kann ich es 
nicht bezeichnen - auf dem Rücken dieser 
Regionen. Hunderte Vorschläge der Parteien 
sind vorhanden, Hunderte Vorschläge aller 
Interessensvertretungen, ' Hunderte Vor­
schläge selbst bundeseigener Institutionen, 
nur die Entscheidung nicht. 

Sie, Herr Bundeskanzler, entdecken plötz­
lich mit der Freiheitlichen Partei eine neue 
Liebe zu den Problemen des Grenzlandes. 
Das Ergebnis einer Arbeitsgruppe soll am 11. 
Dezember, wenn ich mich richtig erinnere, 
wie Sie heute gesagt haben, veröffentlicht 
werden. 

Seit 1970, Herr Bunde'skanzler, versprechen 
Sie eine Besserung der Situation. Seit dem 
Jahre 1970 setzen Sie halbjährlich diesem 
Anliegen sozusagen einen anderen Hut auf, 
nun halt mit einem blauen Fähnchen. 

Ich meine, daß alles Erdenkliche nahezu 
schon gesagt, diskutiert, erfunden worden ist. 
Entscheidungen werden von Ihnen verlangt, 
Herr Bundeskanzler, das kann die betroffene 
Bevölkerung von Ihnen verlangen und nicht 
immer wieder Kommissionen, Arbeitsgrup­
pen, nur um die Verzögerungstaktik mit 

einem immer neuen Hut zu versehen. (Beifall 
bei der ÖVP. - Abg. Ha a s: Herr Kollege, 
Sie haben ja das Waldviertel im Stich gelas­
sen, indem Sie für die allgemeine Grenzland­
förderung eintreten! - Heiterkeit und weitere 
Zwischenrufe.) 

Hohes Haus! Man lernt in jeder Redner­
schulung, daß man nicht auf jeden Zwischen­
ruf antworten muß - daß ist ein solcher. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Auch in der Frage der Nebenbahnen, Herr 
Bundeskanzler, habe ich wieder eine neue 
Verzögerungstaktik gelernt. 

Es gibt ein Ergebnis der ÖROK, eine 
genaue Auflistung. Bisher war immer die Aus­
rede, die Entscheidung muß abgewartet wer­
den, bis die ÖROK-Studie da ist. Und auf 
meine Frage, wann wird jetzt eine Entschei­
dung getroffen, haben Sie mir über den 
Rhein-Main-Donaukanal erzählt, all das, was 
heute in der "AZ" steht; das habe ich natür­
lich auch schon gewußt. 

Sie haben dann, Herr Bundeskanzler - das 
ist jetzt die entscheidende Frage - festge­
stellt, daß eine Entscheidung, ob eine Neben­
bahn auf ewige Zeiten, so war Ihr wortwörtli­
cher Ausdruck, weitergeführt oder eingestellt 
werden soll, erst dann gefällt werden kann, 
wenn der Kanal fertig ist (Abg. Dr. 
Kr eis k y: Da haben Sie es mißverstanden!) 

Herr Bundeskanzler, ich habe es nicht miß­
verstanden. Ein polemischer Kritiker müßte 
sagen, dann werden halt die betroffenen Bun­
desbahner statt einer Eisenbahneruniform 
eine Matrosenuniform anziehen und auf der 
Donau mit (Abi. Ben ya: Sollen wir es ein­
stellen?) Schiffen fahren. Ich habe es nicht 
gesagt. 

Herr Präsident Benya, ich wollte nur wis-" 
sen, wann eine Entscheidung fällt. Ich bin ja 
der Überzeugung, daß die Nebenbahnen 
strukurpolitisch, verkehrs politisch für diese 
Regionen unentbehrlich sind. Aber Sie haben 
ja selbst gesagt, der Herr Verkehrsminister 
möchte sie jeden Tag einstellen, weil sie ihn 
soviel Geld kosten. Herr Bundeskanzler! Es 
kann doch in einer Regierung nicht immer 22 
oder 23 Meinungen geben. Einmal muß eine 
Entscheidung fallen (Beifall bei der ÖVP), 
mehr möchte ich nicht haben. 

Eines ist hochinteressant: Kommt ein 
Betrieb in Schwierigkeiten, wo der Eigentü­
mer der Bund ist, läuft man zu den Ländern 
und zwingt sie zu einer Mitbeteiligung. Ist 
eine Eisenbahn in Schwierigkeiten - meines 
Wissens auch im Bundesbesitz -, läuft man 
zum Land, die sollen mitzahlen. Daß dieser 
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Weg in Ewigkeit gangbar ist, kann ich mir 
persönlich nicht vorstellen, ohne daß ich eine 
Entscheidung hier beeinflussen kann. Herr 
Bundeskanzler! Sie haben das Wort von der 
Chancengleichheit geprägt. Sie haben das 
Schlagwort Vollbeschäftigung im ganzen 
Lande dauernd im Munde. Sie haben dieser 
Region höhere Einkommen versprochen. Zah-' 
len und Ziffern beweisen, daß alle Verspre­
chungen nicht gehalten werden konnten. 

Sie werden sicherlich nicht bestreiten, daß 
die Verhinderung der Entvölkerung, der Ent­
leerung ganzer Regionen entlang einer 
unglücklichen Grenze, eine staatspolitische 
Aufgabe darstellt ... Ich kann nur nochmals 
betonen, daß Alarmzeichen gegeben sind. Mit 
Versprechungen allein läßt sich dieses Pro­
blem nicht lösen. (Beifall bei der ÖVP.) 

21000 Abgewanderte, Herr Bundeskanzler, 
sind nicht Menschen zweiter oder dritter 
Klasse. 21000 Abgewanderte sollten Ihr 
Gewissen wachrütteln, Herr Bundeskanzler, 
und 21000 Abgewanderte sollten ausreichen, 
damit sich Regierung und Gesetzgebung 
neue, zusätzliche, umfassendere Maßnahmen 
einfallen lassen, vom Bund her, gemeinsam 
mit dem Land selbstverständlich. Aber Eile 
tut not. Das kann ich nur nochmals feststel­
len. 

Bei geänderten Verhältnissen ist eben auch 
eine Verhaltensänderung in der Politik, ein 
Umdenken, ein Nachdenken notwendig. Ich 
laufe keinen Illusionen nach. Selbstverständ­
lich weiß ich, daß die Entwicklung solcher 
Regionen nicht von heute auf morgen geän­
dert werden kann. Aber Ihr Weg hat sich 
anscheinend nicht bewährt. 

Daher nochmals: Der Kurswechsel in der 
Budget-, in der Wirtschaftspolitik, auch in der 
Regionalpolitik ist notwendig. Ich kann nur 
nochmals und immer wieder den Appell und 
die Aufforderung richten: Erkennen Sie als 
Mehrheit dieses Hauses den Ernst der Situa­
tion, re~gieren Sie darauf und kommen Sie 
auch zu einer Änderung Ihrer Regionalpolitik! 
(Beifall bei der ÖVP.) 17.31 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Jörg Haider. 

17.31 

Abgeordneter Dr. Jörg Haider (FPÖ): 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Zwei 
Randbemerkungen zu jener Diskussion, die 
in dEm letzten Stunden immer wieder auch 
hier im Hohen Haus geführt wurde. Es wurde 
zwischen den beiden Fraktionen ein Streit 
geführt, wo mehr Demokratie existiert, in 

welchen Betrieben, bei welchen Prozentsät­
zen bei Betriebsratswahlen. 

Ich glaube, daß man doch hier einmal den 
Appell an Sie alle richten sollte, darüber nach­
zudenken, welche Ursachen diese geradezu 
volksdemokratischen Mehrheitsverhältnisse 
einmal auf sozialistischer Seite, etwa bei der 
Bundesbahn, oder ein anderes Mal in einem 
ÖVP-regierten Bundesland bei Personalver­
tretungswahlen haben. Es ist vielfach die 
Angstpropaganda, mit der versucht wird, 
unter Hinweis auf die Existenzsorgen der 
Beschäftigten ein politisches Geschäft zu 
machen. 

Und wir wissen ganz genau, daß Sie gerade 
bei der Bundesbahnpersonalvertretungswahl 
die Kollegenschaft unrichtig informiert 
haben. Sie haben ja gesagt, die Freiheitlichen 
wollen ihnen etwas wegnehmen. - Wir woll­
ten dafür eintreten, daß auch jene 98 Prozent, 
die heute noch unter 10 000 SEinkommen 
nach Hause tragen, endlich eine gerechte Ent­
lohnung bekommen und jene, die oben die 
Privilegien einstecken, reduziert werden auf 
ein vernünftiges Maß. 

Meine Damen und Herren! Hier haben Sie 
eine falsche Propaganda betrieben. (Abg. 
Ha a s: Der Abg. Probst hat die gemacht!) 
Hier haben Sie zwei Dinge verwechselt: Die 
Notwendigkeit der Reform eines defizitären 
Betriebes mit der korrekten Personalpolitik 
oder der Betriebsratspolitik. (Abg. R 0 p per t: 
Der Kollege Mößlacher wird sich bei Ihnen 
bedanken!) Der Kollege Mößlacher hat sich 
bei mir sicherlich nie beschwert. Wir haben 
nur eines festgestellt: daß diese Methode, mit 
der Sie hier arbeiten, indem Sie die Leute ver­
unsichern, ihnen Angst machen, mit Demo­
kratie überhaupt nichts mehr zu tun hat, son­
dern eine klare politische Erpressung ist, die 
Sie hier betreiben. (Abg. Mon d 1: Herr Kol­
lege Haider! Das ist ja pure Demagogie, die 
Sie betreiben! So billig!) Aber, Herr Kollege 
Mondl, Sie kennen doch die Methoden. Oder 
muß ich Ihnen erklären, daß man den freiheit­
lichen Spitzenkandidaten tätlich angegriffen 
hat, weil er es gewagt hat, Wahlbroschüren zu 
verteilen bei der Bundesbahn? Das ist doch, 
glaube ich, die letzte Form der politischen 
Auseinandersetzung. (Abg. R 0 p per t: 
Warum sagen Sie denn nicht die Wahrheit?) 

Daher soll man nicht stolz sein auf die 86 
Prozent - ich weiß, es berührt Sie unange­
~ehm, wenn man Ihnen das sagt (Abg. B 1 e -
c h a: Das stimmt nicht!) -, sondern Sie sollen 
einmal darüber nachdenken. (Abg. L a n c: 
Sie könnten froh sein, wenn Sie unsere Sor­
gen hätten!) 
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Ich glaube auch, daß es seine Berechtigung 
hat, Herr Kollege Roppert, wenn man Ihnen 
einmal klarmacht, daß Sie sicherlich auch 
bereit sein müssen, die Wahlverhältnisse in 
den einzelnen Körperschaften, ob das bei 
Betriebsratswahlen oder bei Personalvertre­
tungswahlen ist, gerechter zu gestalten. (Abg. 
R 0 p per t: Der ist in der Wahlzelle ganz 
allein!) Denn mit dieser Methode des Angst­
machens ist natürlich die stärkere Fraktion in 
der Vorhand. Oder glauben Sie wirklich, daß 
es für einen Kollegen, der in einem verstaat­
lichten Betrieb ist, sehr angenehm ist zu wis­
sen, daß er, wenn der Betriebsrat der Kündi­
gung zustimmt, nicht einmal mehr das 
Rechtsmittel vor dem Einigungsamt hat? Das 
ist doch die Frage, die sich hier stellt, ob der 
Rechtsschutz des einzelnen soweit entwickelt 
ist, daß er auch bei einer internen betriebsde­
mokratischen Entscheidung wirklich frei ent­
scheiden kann. 

Das wollte ich hier zur aktuellen Diskussion 
noch beisteuern. Ich glaube, daß die Betriebs­
demokratie in Österreich reformbedürftig ist. 

Herr Kollege Hirscher , darüber können Sie 
nicht hinweggehen. Die Betriebsdemokratie 
ist in diesem Punkt reformbedürftig. Gerade 
in einer Zeit, in der Personalabbau in den 
Betrieben stattfindet, muß ja jeder, der sich 
politisch exponiert, Angst haben, daß er, wenn 
er nicht auf der Mehrheitsseite steht, der 
erste ist, bei dem der Betriebsrat einer Kündi­
gung zustimmt. Das ist doch ein Faktum, 
warum es in den Betrieben draußen so viel 
Angst bei den Kollegen gibt. 

Ich darf daher an Sie appellieren: Wenn es 
Ihnen um die Betriebsdemokratie wirklich so 
ernst ist und wenn Sie mitwirken wollen, daß 
die Kollegenschaft auch dort frei entscheidet, 
wo es momentan volksdemokratische Mehr­
heitsverhältnisse gibt (Abg. Dr. Kr eis k y: 
Na, na, na! - Abg. Ben y a: Vorsichtig!), 
dann, meine Damen und Herren, gehen Sie 
mit uns den Weg hier im Parlament, das 
Arbeitsverfassungsgesetz in jener Form zu 
ändern, daß der Rechtsschutz des einzelnen 
auch in diesen Belangen sichergestellt ist. 
Dann werden wir jene Diskussionen, wie wir 
sie heute haben, wo die bessere Demokratie 
zuhause ist, künftighin nicht haben. (Beifall 
bei der FPÖ. - Abg. Dr. Kr eis k y: Sie wer­
den uns noch Demokratie beibringen!) 17.35 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zum Wort ist 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. 

Die Herren Spezialberichterstatter verzich­
ten auf ein Schlußwort. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s tim -
mungo 

Ich lasse zunächst über die in der Bera­
tungsgruppe I zusammengefaßten Kapitel des 
Bundesvoranschlages 1982 abstimmen. Es 
sind dies die Kapitel 01 bis 06 in 815 der Beila­
gen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist ein s tim m i g 
angeno mmen. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über die Beratungsgruppe 11 des Bundesvor­
anschlages 1982. Diese umfaßt das Kapitel 10 
in 815 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist mit M ehr he i t 
angenommen. 

Beratungsgruppe III 

Kapitel 20: Äußeres 

Präsident Mag. Minkowitsch: Wir gelangen 
nunmehr zur Verhandlung über die Bera­
tungsgruppe 111. 

Spezialberichterstatter ist der Herr Abge­
ordnete Egg. Ich ersuche ihn um seinen 
Bericht. 

Spezialberichterstatter Egg: Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Ich bringe den Bericht des 
Finanz- und Budgetausschusses über die 
Regierungsvorlage (815 und Zu 815 der Beila­
gen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1982 
samt Anlagen, Kapitel 20: Äußeres. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat das in 
der Beratungsgruppe III enthaltene Kapitel 
20 "Äußeres" des Bundesvoranschlages für 
das Jahr 1982 unter dem Vorsitz des Obmann­
stellvertreters Abgeordneten Pfeifer in seiner 
Sitzung am 24. November 1981 in Verhand­
lung genommen. 

Im vorliegenden Entwurf zum Bundesfi­
nanzgesetz 1982 sind beim Kapitel 20 ,,Äuße­
res" Gesamtausgaben von 1511,666 MilL S 
und Einnahmen von 57,493 Mill. S vorgese­
hen. Dies bedeutet gegenüber den Ansätzen 
1981 eine Steigerung der Ausgaben um 
224,903 Mill. S oder 17,47 % und der Einnah­
men um 19,088 Mill. S oder 49,7 %. 

Die Ausgabensteigerung verteilt sich auf 
die einzelnen Gebarungsgrupen wie folgt: 
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1. Für die gesetzlichen Verpflichtungen, 
und zwar für den a) Personalaufwand wurden 
um 23,499 Mill. S oder 6,54 % mehr veran­
schlagt. 

b) Bei den internationalen Beitragszahlun­
gen Österreichs mußten infolge Erhöhung der 
Budgets der internationalen Organisationen 
und vor allem der Kurssteigerung des US-Dol­
lars 69 Mill. S mehr veranschlagt werden; 

c) Die übrigen gesetzlichen Verpflichtun­
gen, und zwar die "Leistungen nach § 58 B­
KUVG und § 130 ASVG", die "Familienbeihil­
fen" und die "Öffentlichen Abgaben" wurden 
um 1,406 MUl. S höher veranschlagt. 

Die im Sachaufwand des Kapitels 20 veran­
schlagten Ermessenskredite erfuhren eine 
Erhöhung um 130 Mill. S oder 18,72%. 

Der Mehrbedarf bei den Aufwendungen der 
Vertretungsbehörden beträgt 75 Mil!. S. 

Die höhere Veranschlagung ist auf Preis­
steigerungen und vor allem auf Kursänderun­
gen, hauptsächlich des US-Dollars, zurückzu­
führen. Auch verursachen die rasch steigen­
den Mietkosten und die Anmietung weiterer 
Amtswohnungen einen beträchtlichen Mehr­
aufwand. Von dem bei den Kulturinstituten 
veranschlagten Mehrbedarf von 7,5 Mill. S 
entfallen auf die Auslandzulagen 3,7 Mill. S. 

Die Anlagenkredite erfuhren gegenüber 
1981 insgesamt eine Erhöhung um 7 Mil!. S. 

Die Veranschlagung beim Ansatz "Interna­
tionale Konferenzen in Österreich" sichert 
außer den jährlich stattfindenen Konferenzen 
die Abhaltung der ,,2. Weltraumkonferenz der 
VN (UNISPACE)" und der "Weltversammlung 
über Probleme der Älteren" . 

Die übrigen Ansätze für Aufwendungen 
und Förderungen wurden nicht erhöht bzw. 
halten sich im Rahmen der gegebenen Richtli­
nien. 

Die Erhöhung der Einnahmen um 19 Mill. S 
ist auf zu erwartende Mehreinnahmen vor 
allem bei den "Miet- und Pachtzinsersätzen" , 
"Kursdifferenzen aus Fremdwährungsgeba­
rung" und "Zinsen aus dem Geldverkehr" 
zurückzuführen. 

An der Debatte beteiligten sich nach den 
Ausführungen des Spezialberichterstatters 
eine Reihe von Abgeordneten. 

Der Bundesminister für Auswärtige Ange­
legenheiten Dr. Pahr nahm zu den in der 
Debatte aufgeworfenen Fragen Stellung. 

Bei der Abstimmung am 27. November 1981 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der 
Beratungsgruppe 111 unter Berücksichtigung 

eines Abänderungsantrages des Abgeordne­
ten DDr. Hesele mit Stimmenmehrheit ange­
nommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt 
somit den An t rag, der Nationalrat wolle 
beschließen: 

Dem Kapitel 20: Äußeres des Bundesvoran­
schlages für das Jahr 1982 (815 der Beilagen) 
mit der dem Ausschußbericht angeschlosse­
nen Abänderung wird die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilt. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, in die Diskussion einzugehen. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Abge­
ordnete Dipl.-Vw. Dr. Ludwig Steiner. Ich 
erteile es ihm. 

17.43 

Abgeordneter Dr. Ludwig Steiner (ÖVP): 
Herr Präsident! Herr Bundesminister! Meine 
Damen und Herren! Die Budgetdebatte Äuße­
res findet in der Zeit bewegter und oft sehr 
düsterer Diskussionen in der Weltpolitik statt. 
So hat zum Beispiel Generalsekretär Leonid 
Breschnew anläßlich seines Besuches in Bonn 
bei einer Tischrede das Klima aus seiner 
Sicht etwa so gezeichnet - ich zitiere -: ,,Als 
ich letztes Mal Bonn besuchte, war Frühling. 
Ich erinnere mich an die sich auch in den 
Gesichtern der Menschen damals spiegelnden 
hellen Strahlen der Maisonne. Jetzt ist 
Herbst, die Blätter fallen und auch die Gesich­
ter der Menschen scheinen ernster geworden 
zu sein. Überall sind neue Sorgen um die 
Geschicke des Friedens hinzugekommen." 

Sicherlich ist diese Traurigkeit des Herb­
stes 1981 auch auf den Gesichtern der Men­
schen in Afghanistan sichtbar geworden. 

Die letzten Wochen und. Monate haben 
plötzlich in Europa einen tiefen Pessimismus 
sichtbar werden lassen. Freilich, die weltpoli­
tische Lage und die Situation in Europa sind 
keineswegs überaus erfreulich. Gegenwärtig 
ist ein ganzes Feuerwerk an psychologischer 
Beeinflussung der öffentlichen Meinung in 
aller Welt durch die Großmächte in Ost und 
West erfolgt. 

Es ist schon sehr bemerkenswert, wie 
urplötzlich nun über einige Aspekte der 
Rüstungen gesprochen wird, als seien sie sen­
sationelle Neuigkeiten. In Wirklichkeit sind 
das ja alles Dinge, von denen man seit Jahren 
gewußt hat oder über die man sich zumindest 
sehr leicht hätte informieren können. 
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Die breite öffentliche Diskussion im Westen 
über die Nachrüstung hat aber altbekannte 
Tatsachen ins allgemeine Bewußtsein gerückt 
und sie erst so politisch wirksam gemacht. 
Dagegen wurde die vorherige sowjetische 
Rüstungsanstrengung ohne Emotion zur 
Kenntnis genommen. 

Auch Herr Bundesminister Pahr malte in 
seiner Rede vor der Außenpolitischen Gesell­
schaft ein überaus düsteres Bild der weltpoli­
tischen Situation an die Wand. Ich glaube, wir 
sollten uns bei aller Traurigkeit der Weltlage 
nicht gleich selbst in tiefsten Pessimismus 
stürzen. Auch wenn man das Schlimmste 
nicht für unabwendbar hält, bleibt aber, daß 
ein Staat in der geopolitischen Lage Öster­
reichs, neutral und auf seine eigene Verteidi­
gungskraft angewieSen, nur mit allergrößter 
Besorgnis die Anhäufung von Rüstungspoten­
tial im europäischen Raum feststellen kann. 

Die tödliche Bedrohung für unser Land 
liegt ja nicht allein im nuklearen Waffenarse­
nal. Auch konventionelle Waffen stellen für 
uns eine ebensolche ernste Bedrohung dar. 
Unser Interesse an jeder Art realistischer 
Bemühungen zur Friedenssicherung ist 
ebenso selbstverständlich wie unser Interesse 
an einer wirksamen Abrüstung. 

Bisher hat es allerdings noch nie in der 
Geschichte wirkungsvolle Abrüstungsmaß­
nahmen gegeben. Trotzdem dürfen wir uns 
nicht entmutigen lassen. Allerdings: einer ein­
seitigen Abrüstung das Wort zu reden wäre 
nicht richtig, wäre schon deshalb unreali­
stisch, weil das Gleichgewicht der Kräfte in 
der Welt und Europa nicht zerfallen darf, soll 
der Friede nicht in Gefahr kommen. - Wobei 
natürlich Gleichgewicht niemals nur rein mili­
tärisch-technische Elemente umfassen kann. 
Hier liegen auf beiden Seiten der Waagschale 
sehr viele Elemente, von den wirtschaftlichen 
Möglichkeiten eines Volkes bis hin zur mora­
lischen Haltung und Abwehrbereitschaft 
eines Volkes. 

Gerade deswegen ist es ja so schwierig, das 
Gleichgewicht meßbar zu machen. Ich bin 
daher sehr neugierig, wie der Vorschlag von 
Bundesminister Pahr vor den Vereinten 
Nationen betreffend die Meßbarkeit des 
Gleichgewichtes dann tatsächlich in der Pra­
xis aussehen wird. Diese Sache wäre zu ernst, 
als daß man hier wieder einmal eine Idee als 
Luftballon steigen lassen könnte. 

In der augenblicklichen weltpolitischen 
Lage ist es auch nicht gerade zweckmäßig, 
Vorschläge der einen oder anderen Macht 
gleich lauthals zu begrüßen Oder zu verurtei­
len, wie es etwa der Herr Bundesminister zur 

Frage der Neutronenbombe getan hat, noch 
dazu mit Argumentationen, wie sie der Propa­
gandaküche einer Seite entnommen sein 
könnten. Man gerät mit solchen Äußerungen 
nur in Gefahr, für die Propaganda der einen 
oder anderen Seite mißbraucht zu werden. 

Leider ist es eine Tatsache, daß Vorleistun­
gen, wie sie US-Präsident Carter mit dem Ver­
zicht auf Nachrüstungsmaßnahmen gesetzt 
hat, kein entsprechendes Echo auf sowjeti­
scher Seite gefunden haben. Dort hat man die 
eigenen Rüstungsprogramme ganz gleich, 
was gesagt wurde, zielstrebig fortgesetzt. 
Auch das wäre in diesem Zusammenhang zu 
sagen gewesen und natürlich auch, daß es 
nicht böse und gute Atomwaffen gibt, sondern 
daß sie alle gleich "grauslich" sind. 

Es ist in meinen Augen überhaupt sehr 
zweifelhaft und nicht sehr ernsthaft, zu Vor­
schlägen, die bei irgendeiner Pressekonferenz 
oder bei Tischreden irgendwo in der Welt zu 
so komplizierten Fragen wie nukleare 
Rüstung gemacht werden, sofort leichtzüngig 
mit Urteilen und Kommentaren zur Hand zu 
sein. Derartige Vorschläge, so glaube ich, soll­
ten vorerst einmal wirklich ernsthaft studiert 
werden. Und dann soll geredet werden. - Es 
stellt sich bei solchen Vorschlägen doch sehr 
oft heraus, daß sie nur einen beschränkten 
Teil einer sehr komplizierten Materie betref­
fen. Nur die gesamte Sicht solch komplizier­
ter Probleme läßt dann ein gültiges Urteil zu, 
wie die jeweiligen Auswirkungen auf unsere 
Sicherheit sein könnten. 

Wenn wir bei Abrüstungsfragen schon mit­
reden wollen, dann sollten wir das in ausge­
wogener Weise tun, die mit dem Ernst des 
Problemes voll in Einklang steht. (Beifall bei 
derÖVP.) 

Wir alle können den endlichen Beginn der 
Rüstungsbegrenzungsverhandlungen zwi­
schen der USA und der UdSSR in Genf nur 
begrüßen. Ein Schimmer von . Hoffnung ist 
immerhin vorhanden. Allein schon die 
Schwierigkeit, die einzelnen Waffensysteme 
in ihrer militärisch-taktischen und militä­
risch-strategischen Wirkung abzuwägen und 
auch die politischen Konsequenzen jeder all­
fälligen Abrüstungsmaßnahme zu überblik­
ken, läßt eine lange Verhandlungs dauer 
erwarten. 

Sicherlich wird es viele Berg- und Talbewe­
gungen der Hoffnungen und der Enttäuschun­
gen in dieser Verhandlungsphase geben. Soll­
ten diese Gespräche zu Ergebnissen führen, 
so könnten diese vielleicht - und das ist für 
uns besonders wichtig - auch den Wiener 
Truppenabbaugesprächen endlich zu Fort-
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schritten verhelfen. Österreich muß dem 
Erfolg gerade dieser Truppenreduzierungsbe­
mühungen im mitteleuropäischen Raum ein 
ganz besonderes Interesse widmen. 

Hier vielleicht ein Wort zu Friedensbewe­
gungen und Pazifismus, wie sie heute im 
demokratischen Europa so stark hervortre­
ten. Friedenspolitik heißt für uns vor allem 
Eintreten für demokratische Freiheiten und 
soziale Gerechtigkeit. Wo es nämlich soziale 
Gerechtigkeit und demokratische Freiheiten 
nicht gibt, wehren sich die Leute. Da gibt es 
immer die Gefahr von Konflikten. Eine glaub­
hafte verläßliche Neutralitätspolitik ist 
gerade für unseren Raum auch echte Frie­
denspolitik. 

Das hohe Ziel des Friedens ist jeden ideali­
stischen Einsatz wert. Dessen sollten wir uns 
immer bewußt sein. Dort aber, wo Friedensbe­
wegungen total an den Realitäten vorbeige­
hen, dort, wo solche Bestrebungen ganz offen­
sichtlich in die Hände jener geraten, die nicht 
Frieden, sondern die politische Manipulation 
im Sinne haben, da kann und darf man nicht 
schweigen. Daß gegenwärtig diese Friedens­
bewegungen überall gleichzeitig in Gang 
gekommen sind, macht es natürlich schwer 
nur an Spontaneität zu glauben und nicht a~ 
eine lenkende Hand irgendwo im Hinter­
grund. 

Auch jenen Bürgern, die sich mit viel Idea­
lismus und persönlichem Engagement für den 
Frieden einsetzen, wird man verständlich 
machen müssen, daß doch auch Opfer für die 
Landesverteidigung gebracht werden müssen, 
will man der Verantwortung unserem Lande 
und seiner ganzen Bevölkerung gegenüber 
,!-~ch wirklich gerecht werden. (Beifall bei der 
OVP.) 

Wenn wir alle - aber besonders jene, die 
die grausame Zeit des Krieges an sich selbst 
erlebt haben - für unsere Kinder und 
Kindeskinder nichts sehnlicher wünschen, als 
den Frieden zu erhalten, so dürfen wir doch 
nicht übersehen, daß sich noch niemals ein 
Volk den Frieden bewahren konnte, wenn es 
seiner Umwelt gegenüber Hilflosigkeit, 
Machtlosigkeit und totalen Unwillen, sich 
selbst zu verteidigen, zeigte. 

Daher dürfen wir es nicht zulassen daß 
Österreich in Mitteleuropa ein mach~liti­
sches Vakuum wird. Ein solches wird unwei~ 
gerUch von irgendeiner Kraft von außen aus­
gefüllt werden. Wir würden so einen potentiel­
len Aggressor erst zum aggressiven Täter 
machen. Daher unser konsequentes Ja zur 
umfassenden wirksamen Landesverteidigung. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Das Theater, das nunmehr seit Monaten 
mit der Frage der Abfangjäger betrieben 
wird, ist in diesem Zusammenhang leider 
gelinde gesagt beschämend. 

Natürlich gibt es Ansatzpunkte in der Welt­
politik, die zu Konflikten führen können. Aber 
gerade im europäischen Raum sind echte 
unüberwindbare Konfliktsituationen derzeit 
nicht so akut, daß kriegerische Auseinanderset­
zungen etwa von heute auf morgen wahr­
scheinlich werden. Da gehe ich ganz mit den 
Äußerungen des Herrn Bundeskanzlers kon­
form. Solche Überlegungen bedeuten natür­
lich nicht, daß wir ganz einfach den Kopf in 
den Sand stecken und so tun sollen, als wäre 
alles in schönster Ordnung, nur sollte man 
sich doch nicht noch zusätzlich in eine Krisen­
hysterie hineinsteigern und hineinreden. 

Gerade in dieser Situation stellen wir aber 
fest, daß internationale Organisationen zwar 
immer zahlreicher und umfangreicher, ihre 
Beschlüsse aber immer wirkungsloser wer­
den, ihre Effektivität zumindest fragwürdig 
ist und daher deren Prestige sinkt, ein Pre­
stige, das ja in Krisensituationen dann einmal 
dringend gebraucht werden würde. 

Dort allerdings, wo internationale Fachor­
ganisationen oder Aktivitäten von politischen 
Endlosdiskussionen Abstand nehmen, ist ihre 
Wirksamkeit Gott sei Dank noch erhalten 
geblieben. Das gilt ganz besonders für die 
friedenserhaltenden Operationen der Verein­
ten Nationen. Und hier ist sicherlich wieder 
einmal ein Dank an jene Einheiten des Bun­
desheeres auszusprechen, die am Golan und 
in Zypern einen echten Dienst für den Frie­
den leisten. (Beifall bei der OVP.) 

Wenn politische Endlosdiskussionen dro­
hen, zum Selbstzweck zu werden - und diese 
Gefahr besteht sehr wohl auch bei der so viel 
gerühmten allfälligen globalen Verhandlungs­
runde zum Nord-Süd-Problem -, dann wer-

,den sie auch über Jahrzehnte zu keinerlei 
sichtbaren politischen Erfolgen führen, 
geschweige denn zur Linderung des akuten 
Hungerproblems in dieser Welt. 

Ich bin überzeugt, daß jeder Staat seinen 
Beitrag zur größeren Wirksamkeit internatio­
naler Organisationen leisten kann, wenn man 
nicht nur opportunistisches Stimmverhalten 
übt, sondern sich immer wieder bemüht, 
Grundsätzen zum Durchbruch zu verhelfen; 
und das auch in internationalen Organisatio­
nen. Natürlich muß man vorerst einmal 
Grundsätze haben. . 

Ich halte es für internationale Organisatio­
nen für außerordentlich schädlich, wenn man 
dort immer wieder illusionistische Vorschläge 
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macht, die sozusagen nur als Spielmaterial 
für Großkonferenzen dienen. So hat mich zum 
Beispiel die Aussage eines sehr hochrangigen 
Kollegen des Bundesministers für Auswärti­
ge Angelegenheiten tief erschüttert, der in 
Fragen internationaler Organisationen füh­
rend tätig ist und mir sagte: Ja warum bist du 
gegen österreichische Vorschläge, wenn es 
auch nur solche sind, von denen man leider 
nicht annehmen kann, daß sie praktisch 
irgend etwas bringen? Wenn wir schon keine 
materiellen Hilfen bieten können, so ist es 
doch großartig, daß wir wenigstens Ideen und 
Pläne anbieten, ganz gleich, wie realistisch sie 
sind. Ich muß sagen, an soviel Zynismus hätte 
sich beinahe eine alte Freundschaft zerschla­
gen, denn für mich ist so etwas unfaßbar. Man 
soll doch nicht Pläne lancieren einzig und 
allein nur darum, damit darüber halt disku­
tiert wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist sicherlich gerade auch dieser Geist 
internationalen Wassertretens, der den rapi­
den Prestigeverlust internationaler Organisa­
tionen mitverursacht. 

Nun zu einigen speziellen Problemen der 
Außenpolitik. 

Eine Behauptung, die über lange Zeit als 
unerschütterliches Dogma gegolten hat, war 
die Theorie, kommunistische Länder seien die 
besten Schuldner, die man sich wünschen 
könne. Mein Gott, wie oft habe ich den Herrn 
Bundeskanzler davon reden gehört. 

Staatsbankrott ist aber offensichtlich doch 
etwas, was es auch in kommunistischen Plan­
wirtschaften geben kann. Es ist durchaus 
möglich, daß dem Beispiel Polens noch einige 
weitere folgen werden. 

Die innere Entwicklung Polens bewegt sich 
auf eine Abnützungsschlacht aller wichtigen 
Elemente in der polnischen Politik zu. Im Pre­
stige von Regierung und Armee, Partei, der 
Gewerkschaft Solidarität nehmen die Abnüt­
zungserscheinungen von Woche zu Woche 
beängstigend zu. Und auch die katholische 
Kirche könnte in diesen Sog geraten, wenn 
sie sich mit tagespolitischen Problemen, die 
meist unlösbar sind, belasten würde. Die 
Unsicherheit im Lande breitet sich ständig 
aus, und niemand weiß, was der nächste Tag 
bringen wird. 

Die Ereignisse in Polen haben ja auch spür­
bare Fernwirkungen, auch für Österreich 
sichtbare Konsequenzen. Einmal sind wir mit 
Energielieferungsverträgen an die polnische 
Wirtschaftsentwicklung gebunden und dann 
spüren wir das Auf und Ab der polnischen 
Politik sehr stark durch den Flüchtlingsstrom, 
der dann jeweils nach Österreich kommt. 

Wenn man heute von Flüchtlingen aus 
Polen redet, muß man zuerst einmal feststel­
len, daß diese Menschen vom kommunisti­
schen Regime Polens in diese Lage gebracht 
wurden, die sie veranlaßt, die Heimat zu ver­
lassen. Ich glaube, diese Feststellung ist vor­
erst einmal zu treffen. 

Es hat mich tief erschüttert - ich muß das 
wirklich sagen -, daß im Budgetausschuß im 
Zusammenhang mit den Polenflüchtlingen 
davon die Rede war, die Flüchtlinge würden 
"nunmehr zur Plage". Flüchtlinge sind also 
angeblich zur Plage geworden, und das im 
Jahre 1981, das in einem Land, das sich 
immer wieder berühmt, welch humanitäre 
Gesinnung es gerade gegenüber den Flücht­
lingen an den Tag lege. Diese humanitäre 
Gesinnung haben wir ja auch oft in der Ver­
gangenheit bewiesen. Dies in einem Lande, 
das sich bei internationalen Konferenzen 
immer darauf ausredet, nicht soviel Entwick­
lungshilfe leisten zu können, weil für den 
Flüchtlingsstrom aus dem Osten so viel getan 
werden müsse. Ja, es muß viel getan werden! 

Selbstverständlich ist ein Flüchtlingsstrom 
des Ausmaßes, wie wir ihn gegenwärtig erle­
ben, ein großes Problem, das Österreich 
bestimmt nicht allein bewältigen kann. Es ist 
aber doch wohl die Frage am Platze, was die 
Bundesregierung getan hat, um für einen sol­
chen Fall rechtzeitig voll und ganz gerüstet zu 
sein. Oder konnte man etwa nicht vorausse­
hen, daß es Flüchtlinge aus dieser Richtung 
der Welt einmal geben wird? Hat man nicht 
monatelang immer wieder gerätselt, ob es zu 
einer sowjetischen Invasion in Polen kommen 
könnte oder nicht? Wäre es da nicht gerecht­
fertigt gewesen, schon lange vorher interna­
tionale Kontakte anzuknüpfen, um für einen 
solchen Fall vorzusorgen und gerüstet zu 
sein? 

Der Herr Bundeskanzler, der sich ja sonst 
auch bei allen Weltereignissen zu sofortigen 
Aussagen gedrängt fühlt, ist zu fragen, ob er 
sich auch zu diesem Problem überall in der 
Welt zu Wort gemeldet hat, um dafür zu sor­
gen, daß Österreich bei der Bewältigung des 
Flüchtlingsproblems eine weltweite Solidari­
tät erwarten kann. 

Ja, Herr Bundesminister, die Kambodscha­
Konferenz ist sicherlich wichtig. Aber sind 
diese Probleme, die vor unserer Haustür lie­
gen, nicht ebenso wichtig, vielleicht sogar 
wichtiger? -

Selbstverständlich ist zu überlegen, wie 
man mit den einzelnen Gruppen von Flücht­
lingen verfahren könnte. Es gibt da solche, die 
politisches Asyl wollen und brauchen, und sol-
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che, die einfach aus- und dann weiterwandern 
wollen, weil sie in ihrer Heimat ganz einfach 
keine Zukunft mehr sehen. 

Wir sollten doch nicht vergessen, daß jeder 
einzelne Fall - ganz gleich, was die Beweg­
gründe für das Verlassen der Heimat sind -
immer ein menschliches Schicksal und ein 
menschliches Drama darstellen. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Die Bundesregierung ist daher aufgefor­
dert, durch konkrete Handlungen zu zeigen, 
daß sie einem solchen Problem begegnen 
kann. Die Flüchtlinge nur als Plage zu 
bezeichnen, ist doch bei Gott keine Lösung! 

Schließlich besteht auch noch die große 
Gefahr, daß bei unserer Bevölkerung eine 
unqualifizierte Fremdenfeindlichkeit ent­
steht. 

Es ist durchaus erklärbar, daß es unter 
50 000 Menschen, die geflohen sind, auch kri­
minelle Elemente gibt. Aber man darf doch 
wohl nicht verallgemeinern. 

Der Herr Bundeskanzler hat mit der Auf­
forderung vor den Arbeitern der VOEST, die 
polnischen Bergarbeiter sollten doch nicht 
soviel streiken, sondern dafür sorgen, daß die 
Kohlelieferungen stimmen und so weiter, 
den polnischen Bergarbeitern praktisch die 
Verantwortung für die Nichterfüllung der 
Kohlelieferungsverpflichtungen zugeschoben. 

Ich habe mich sofort und in aller Öffentlich­
keit gegen solche Unterstellungen gegenüber 
hart arbeitenden Menschen verwahrt, weil ich 
es ganz einfach für beschämend halte, wenn 
man aus eigener, sicherer Position in Freiheit 
und Wohlstand heraus Menschen kritisiert, 
die hart um ihr tägliches Brot kämpfen, die 
unter den schwersten Bedingungen arbeiten 
und schuften müssen, unter Bedingungen, die 
man ohneweiters als Fron bezeichnen kann. 
Diesen Menschen einfach zuzurufen: Hört auf 
mit eurem Kampf für bessere Lebensbedin­
gungen, arbeitet lieber!, das halte ich für 
beschämend. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Das mag vielleicht eine isolierte Meinung 
sein. Der Herr Bundeskanzler ist in diesem 
Zusammenhang für sein feines Gespür, für 
das, was die Leute gerne hören wollen, in 
einem Artikel in der "Presse" ganz artig 
gelobt worden. Ich hätte eigentlich erwartet, 
daß sich der Vizevorsitzende der Sozialisti­
schen Internationale eines solchen Lobes 
schämt. (Beifall bei der OVP.) 

Ich möchte noch einmal festhalten: Die 
Bundesregierung hat keinen Kohlelieferungs­
vertrag mit polnischen Bergarbeitern oder 
etwa mit dem polnischen Volk abgeschlossen, 

sondern mit einer kommunistischen Regie­
rung, mit einer kommunistischen Regierung, 
die vom eigenen kommunistischen Zentralko­
mitee wegen Unfähigkeit und wegen Korrup­
tion verjagt wurde! (Beifall bei der OVP.) 

Der Herr Bundeskanzler hat in seinen 
Äußerungen gegen die polnischen Bergarbei­
ter den Startschuß für eine sehr bedenkliche 
Entwicklung abgegeben, und ich hoffe, er hat 
damit nicht eine Lawine losgetreten. 

Ich habe noch sehr wohl im Ohr, wie im 
Zuge einiger Staatsmännerbeschimpfungen 
durch den Herrn Bundeskanzler eines der 
besonders abfälligen Urteile lautete, Begin sei 
halt ein polnischer Advokat. Offenkundig hat 
der Herr Bundeskanzler mit Zionisten und 
Polen so seine Probleme. Aber das sollten bei 
Gott keine Probleme für Österreich werden. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist gerade 26 Jahre her, daß Österreich 
mit einem ganz anderen Flüchtlingsstrom, 
von einem ganz anderen Ausmaß fertig wer­
den mußte. Glücklicherweise sprach damals 
niemand von Flüchtlingen als Plage. Ja, das 
waren noch Zeiten! 

Es ist sicherlich eine gute Politik, sich nicht 
von außen in die inneren Angelegenheiten 
Polens einzumischen. Wir begrüßen eine sol­
che Politik. Allerdings muß auch für den Bun­
deskanzler gelten, daß er nicht mit Zensuren 
in innere Vorgänge dieses Landes eingreift. 

Für uns als Christdemokraten ist es selbst­
verständlich, daß wir den Menschen in Polen, 
die aus christli~hen Wertvorstellungen heraus 
um mehr Freiheit, um mehr menschenwür­
dige Lebensbedingungen ringen, mit voller 
Hilfsbereitschaft gegenüberstehen. Dies gilt 
auch für Fragen der Hilfe, die das polnische 
Volk vor Hunger und Not gerade in diesem 
harten Winter bewahren sollte. 

Eine Debatte über Außenpolitik kann natür­
lich nicht an der Nahost-Politik des Bundes­
kanzlers vorbeigehen, die ihre Stunde der 
Wahrheit durch eine Reihe tragischer Ereig­
nisse auch innerhalb Österreichs erfahren 
hat. 

Immer wenn der Vorwurf erhoben wird, der 
Bundeskanzler verfolge aus subjektiven per­
sönlichen Überlegungen seine Nahost-Politik, 
die weit über das hinausgeht, was für unser 
Land notwendig und gut ist, wurde das Argu­
ment entgegengehalten, diese Politik habe 
Österreich den Terror vom Hals gehalten, 
habe gigantische wirtschaftliche Vorteile 
durch Export in arabische Länder gebracht 
und hätte schließlich billige Ölquellen für 
Österreich fließen lassen. Ganz abgesehen 
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davon, daß sich Österreich ein ganz ungeheu­
res Ansehen in aller Welt als Friedensbringer 
erworben habe. 

Keines dieser Argumente ist bei näherer 
Betrachtung voll stichhältig. 

Der Terror ist sehr wohl bei uns eingezogen 
und hat vor allem einmal einen hilflosen 
Innenminister vorgefunden, einen Innenmini­
ster , dem bei dem verabscheuungswürdigen 
Mord an Stadtrat Nittel vorerst nur einmal 
innenpolitische Verdächtigungen eingefallen 
sind. (Abg. Dr. BI e n k: Für die er sich nie 
entschuldigt hat!) 

Vielleicht denkt er auch heute daran, daß es 
besser gewesen wäre, sich mit seinen Poli­
zeiorganen bei der Suche nach Patronenhül­
sen zu betätigen, als solche Verdächtigungen 
auszusprechen. 

Was nun die großartigen Geschäfte mit ara­
bischen Ländern betrifft, so nehme man doch 
die Außenhandelsstatistik Österreichs und 
der Schweiz der letzten Jahre zur Hand und 
vergleiche sie. Man wird sehen, daß die 
Exporte der Schweiz nach Israel und in die 
arabischen Länder unvergleichlich mehr 
gestiegen sind als die österreichischen. 

Was nun den Frieden im Nahen Osten 
betrifft, so ist er durch die Aktivitäten des 
Herrn Bundeskanzlers auch nicht näherge­
kommen. Leider, leider. 

Ich wiederhole die beiden wesentlichen 
Bedenken, die man gegen die Nahost-Politik 
des Bundeskanzlers vorbringen muß: 

Da ist einmal die Forderung, daß ein neu­
traler Staat sich in einen Konflikt nicht ein­
seitig einmischen soll und schon gar nicht in 
Einzelvorgänge eines Konflikts. Es sollten 
vielmehr mit allen Seiten solche Beziehungen 
aufrechterhalten bleiben, die dem Vertrauen 
beider Seiten förderlich sind, und im übrigen 
sollte man sich für allfällige gute Dienste 
bereit halten, falls dann diese guten Dienste 
von beiden Seiten einmal gewünscht werden. 

Ein weiterer Vorwurf ist, daß es überaus 
schädlich ist, sich in die inneren Probleme der 
Streitteile einzumengen, ohne die Situation, 
etwa von Wien aus, voll überblicken zu kön­
nen. 

Es müßte auch dem Herrn Bundeskanzler 
schon lang~ klar sein, daß das große Drama 
der Palästinenser wohl darin besteht, daß ihre 
Uneinigkeit für Europäer Ausmaße angenom­
men hat, die unüberschaubar sind, daß die 
Frontstellungen zwischen den Gruppen der 
Palästinenser von einem Tag auf den anderen 
wechseln. 

Daher sind immer wieder Anspielungen des 
Bundeskanzlers, diese oder jene Gruppe der 
Palästinenser sei gerade für eine gewisse Art 
des Friedens zu haben, nicht zutreffend; sie 
wurden immer wieder von den Ereignissen 
überholt. 

Was mich persönlich an der Politik des Bun­
deskanzlers besonders erschüttert, sind seine 
Aussagen etwa zu den tragischen Morden vor 
der Wiener Synagoge und zur Ermordung 
Präsident Sadats, wobei immer dem Bedau­
ern über die Gewalttaten sofort Äußerungen 
über die angeblichen Ursachen dieser Gewalt­
taten hintangestellt wurden, die nur die 
Schuld der Täter verringern sollten. 

Der sozialistische französische Außenmini­
ster Cheysson ließ dann allerdings den Herrn 
Bundeskanzler in solchen Beurteilungen 
nicht allein. Er erklärte, der Tod Sadats, so 
schrecklich er auch sei, beseitige ein Hinder­
nis für die Annäherung zwischen Ägypten 
und anderen arabischen Staaten. Sozusagen 
nach dem alten Motto: Selten a Schaden, wo 
net a Nutzen a dabei ist. Das sind doch wohl 
erschreckende Zeiterscheinungen. 

Ich bin überzeugt, daß die Nahost-Überle­
gungen des Bundeskanzlers einen grundsätz­
lichen inneren Fehler haben. Ich rede jetzt 
nicht davon, daß sie bei der Persönlichkeit des 
Bundeskanzlers ganz einfach auch emotio­
nelle Wurzeln haben, die man ja verstehen 
soll, sondern davon, daß es in unserer Zeit lei­
der zwei Dinge offensichtlich nicht gleichzei­
tig geben kann: die Existenz des Staates 
Israel und die Erfüllung der Wünsche der 
Palästinenser, für wie berechtigt wir sie auch 
immer halten wollen, zu befriedigen. 

Es gibt jetzt zum Beispiei den sicherlich 
sehr begrüßenswerten Versuch von Saudi­
Arabien, mit dem Fahd-Plan einen Friedens­
plan vorzulegen. Das bisherige Scheitern des 
Fahd-Planes ist aber ohne Zweifel darauf 
zurückzuführen, daß auch leiseste, noch so 
nebulose Andeutungen einer zukünftigen, 
irgendwann einmal möglicherweise stattfin­
denden Anerkennung des Staates Israel von 
einer Reihe arabischer Staaten und Organisa­
tionen einfach nicht hingenommen werden 
kann. Solange sich diese Tatsache nicht 
ändern läßt, kann es leider keine baldige 
umfassende friedliche Lösung des Nahost­
Problems geben, und man kann nur froh sein, 
daß Teilschritte wenigstens gewisse Gebiete 
dieser Region von Krieg und Kriegsgefahr 
freihalten. 

Daher sollte man auch heute noch dem ver­
storbenen Präsidenten Sadat für seinen muti­
gen Schritt, den Frieden zumindest in einer 
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gewissen Region gesichert zu haben, eine 
gute Nachrede halten. (Beifall bei der OVP.) 

Für uns gilt jedenfalls, daß die Beziehungen 
zu den arabischen Staaten im Sinne einer 
glaubhaften Neutralitätspolitik gestaltet wer­
den sollen als ein Beitrag zu den Beziehungen 
Österreichs zu außereuropäischen Staaten. 

Ich möchte meine Bemerkungen über die 
Nahost-Frage nicht abschließen, ohne im 
Zusammenhang mit dem Mord vor der Wie­
ner Synagoge doch auch auf ein sehr aufwüh­
lendes Ereignis hinzuweisen, das mich per­
sönlich tief beeindruckt hat. Eine werdende 
Mutter hat in der Seitenstettengasse im 
Kugelhagel der Mörder unter Einsatz ihres 
eigenen Lebens das Kind einer anderen Mut­
ter vor dem Tode gerettet. Dies so ungeheuer 
ergreifende Ereignis erinnert an die großen 
Heldentaten und Opfer der Frauen während 
des Krieges, in den KZs, in den Kampfgebie­
ten, im BombenhageL Ich hätte eigentlich 
erwartet, daß dieses wahre Heldentum von 
der Regierung in einer entsprechenden Weise 
gewürdigt worden wäre. Ich jedenfalls möchte 
dies hier in allen Form tun. (Beifall bei der 
OVP.) 

Schließlich wäre es doch wohl nicht zu viel 
gefordert, daß derartiger Heldenmut in die­
sem Lande auch durch eine posthume Ehrung 
in aller Form gewürdigt würde. 

Nun zu innereuropäischen Problemen. 

Der Europarat wird im Laufe des Jänners 
1982 eine wichtige politische Entscheidung zu 
treffen haben. Es geht darum, ob im Europa­
rat aus der Machtübernahme durch die 
Armee in der Türkei am 12. September 1980 
die letzten Konsequenzen gezogen werden. 
Durch die Abschaffung der demokratischen 
Institutionen entspricht die Mitgliedschaft 
der Türkei nicht mehr den Statuten des Euro­
parates. Die Parlamentarische Versammlung 
wird voraussichtlich am 28. Jänner 1982, so 
wie es jetzt aussieht, den Entschluß fassen, 
vom Ministerkomitee den Ausschluß der Tür­
kei zu verlangen. Oder vielleicht wird die Tür­
kei selbst von sich aus den Europarat verlas­
sen. 

Die türkische Regierung hätte dieser Tage 
eine gute Gelegenheit gehabt. ihren Stand­
punkt und die gegenwärtige Lage in der Tür­
kei einer Delegation von Mitgliedern der Par­
lamentarischen Versammlung zur objektiven 
Betrachtung anheimzustellen. Sie hat diese 
Gelegenheit vertan, da sie mitteilte, diese 
Delegation zur Zeit nicht empfangen zu kön­
nen. 

Für den Entschluß der Parlamentarischen 

Versammlung wird nicht nur die Frage der 
demokratischen Institutionen in der Türkei 
entscheidend sein, sondern vor allem die 
Beantwortung der Frage, wie es mit der 
Respektierung der Menschenrechte in diesem 
Lande steht. Wie gesagt, bei Problemen der 
Folter und bei Mißhandlungen kann der Euro­
parat in seiner Beurteilung keine Flexibilität 
zulassen, will er sich selbst ernst nehmen. 

Wir müssen uns allerdings bewußt sein, daß 
ein allfälliger Ausschluß der Türkei aus dem 
Europarat schwerwiegende Konsequenzen 
für die europäische Politik haben wird. 

Wenn man vom Europarat spricht, soll nicht 
unerwähnt bleiben, daß die Zusammenarbeit 
der österreichischen Delegierten in der Parla­
mentarischen Versammlung eine sehr gute 
und sehr freundschaftliche ist. 

Der Herr Bundesminister hat anläßlich der 
Sitzung des Ministerkomitees des Europara­
tes seiner Frustration darüber Ausdruck gege­
ben, daß die EG-Minister wieder einmal Wich­
tigeres zu tun gehabt hätten, als zum Mini­
sterkomitee des Europarates zu kommen. 
Diese offensichtliche Mißachtung des Europa­
rates ist für uns alle sehr bedauerlich. 

Natürlich mag es manchmal Verhinde­
rungsgründe geben, schließlich konnten ja 
auch Sie selbst, Herr Bundesminister, nicht 
am Kolloquium Ministerkomitee - Parla­
mentarische Versammlung teilnehmen, in 
dem es immerhin um ein wichtiges politisches 
Problem ging, nämlich, ob die Türkei weiter­
hin Mitglied des Europarates bleiben soll und 
kann. Aber was durch die EG-Minister 
geschehen ist, zeigte leider eine immer wie­
derkehrende Haltung gegenüber dem Europa­
rat. 

Und gerade auch der sogenannte Genscher­
Plan zur engeren Zusammenarbeit innerhalb 
der EG, der sicherlich in dieser Form für die 
EG begrüßenswert ist - wir begrüßen auch 
jede Verfestigung der inneren Integration der 
Gemeinschaft -, hat allerdings auch einen 
für den Europarat sehr unerfreulichen 
Aspekt, weil nämlich große Teile der kulturel­
len Aktivitäten nunmehr in die Europäische 
Gemeinschaft hin verlagert werden sollten. 
Ich glaube, es gibt ganz einfach nicht eine EG­
Kultur und eine übrige europäische Kultur, 
sondern nur eine einzige europäische Kultur. 

Es ist allerdings einfach zuwenig, wenn 
man einmal im Jahr bei einer Sitzung des 
Ministerkomitees im Europarat bedauert, das 
Interesse am Europarat sei im Absinken. 
Sowohl von der Parlamentarischen Versamm­
lung als auch vom Ministerkomitee müssen 
ohne Zweifel mehr Initiativen gesetzt werden, 
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um dem Europarat jene Bedeutung zurückzu­
geben, die er in einer langen und geschicht­
lich entscheidenden Periode der Nachkriegs­
zeit für Europa hatte. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Schuld der Parlamentarischen Ver­
sammlung ist es zweifellos, daß man sich seit 
einiger Zeit sehr gern auf außereuropäische 
Probleme allgemeiner Art stürzt und im 
innereuropäischen Bereich quasi alles als 
geregelt ansieht. Es ist wahr, viel Arbeit für 
Europa wurde in der Vergangenheit von euro­
päischen Institutionen wie dem Europarat 
schon geleistet. In der Vergangenheit sind 
zahlreiche bedeutende Konventionen vom 
Europarat beschlossen worden, die heute für 
viele Europäer selbstverständlich sind. Die 
Parlamentarische Versammlung muß sich 
aber ebenso wie der Ministerrat wieder 
bewußt werden, daß es in der politischen 
Zus~mmenarbeit der demokratischen Staaten 
Europas große Mängel zu beheben gilt, damit 
es nicht zunehmend zu einer Separierung der 
EG-Staaten von den anderen Staaten des 
freien Europa kommt. 

Dabei sollten wir allerdings auch daran 
denken, daß wir alle und nicht immer nur die 
anderen zum besseren Verständnis beitragen 
sollten. Ich habe den Eindruck, daß in unserer 
Außenpolitik die Pflege - ich wiederhole 
mich da immer wieder - der bilateralen 
Beziehungen im westeuropäischen Raum 
nicht so intensiv ist, wie sie sein müßte und 
sollte. Beziehungen, die an sich gut sind, ein­
fach als selbstverständlich zu betrachten, ist 
nun einmal zuwenig. Sie unterliegen so einer 
gewissen Verödung. Es ist für mich immer 
wieder erschreckend, feststellen zu müssen, 
wie wenig die Probleme unserer speziellen 
Position in Mitteleuropa, der Position des neu­
tralen Österreich, in den demokratischen Län­
dern Europas bekannt sind. 

Erst jüngst habe ich ein dafür typisches 
Beispiel erlebt, als bei einer Tagung von 
EFTA-Parlamentariern mit Mitgliedern des 
Europaparlaments ein Europaparlamentarier 
seine Ausführungen damit begann, daß er 
feststellte, Österreich sei zum Unterschied 
von der Schweiz durch den Staatsvertrag zur 
Neutralität gezwungen worden, und die Rus­
sen hätten uns verboten, der EG beizutreten. 
- Damit ist es aber nicht genug! Als ich den 
Sachverhalt aufklärte, kamen zwei andere 
Europa-Parlamentsabgeordnete zu mir und 
meinten: Ach, Sie haben die Dinge so überzeu­
gend dargestellt, man könnte wirklich glau­
ben, Österreich hätte ohne jeden Zwang die 
Neutralität beschlossen. - Und wieder mußte 
mit einer Aufklärung fortgefahren werden. 
Derartige Äußerungen hört man im Ausland 

immer wieder, auch von Abgeordneten, die in 
ihren nationalen Parlamenten etwa im außen­
politischen Ausschuß oder in Gremien sind, 
die sich mit der Integration befassen. 

Man muß sich wirklich fragen, ob von unse­
rer Seite alles geschieht, um auch einer neuen 
Politikergeneration in Europa die speziellen 
Gegebenheiten unseres Landes näherzubrin­
gen, sie davon zu überzeugen, daß die öster­
reichische Neutralität nicht eine eigensinnige 
Marotte der Geiger und Tänzer und Schuh­
plattler ist, daß sie nicht aus egoistischen und 
opportunistischen Gründen weiterhin von uns 
vertreten wird, daß Österreich für die Stabili­
tät Mitteleuropas von entscheidender Bedeu­
tung ist und die Neutralität somit nicht nur in 
unserem, sondern im wohlverstandenen 
Interesse von ganz Europa liegt. 

Man muß sich fragen, ob unsere Botschaf­
ten ständig entsprechende Weisungen haben, 
immer wieder Politikern und Journalisten in 
den Empfangstaaten über die Grundzüge der 
österreichischen Position genügende Informa­
tionen zukommen zu lassen. Schaut man sich 
die Reden des Herrn Bundeskanzlers, des 
Herrn Bundesministers im Ausland an, so fin­
det man allerdings wenig, was die Sorgen 
Österreichs gegenüber den europäischen Pro­
blemen betrifft. Da geht es meist schon mehr 
um den Nahen Osten, vielleicht auch um Pro­
bleme Südostasiens und um andere Weltpro­
bleme weit ab von Europa. Es ist schon lange 
eine Spezialität der Bundesregierung gewor­
den, über die Regelung aller wichtigen Welt­
probleme angeblich genau zu wissen, wie es 
geht, nur mit der Regelung von Problemen 
gegenüber europäischen Institutionen tut 
man sich halt manchmal ein bißchen schwer. 

Österreich hat ja noch wichtige Probleme 
mit der EG zu lösen. Dies ist nur möglich, 
wenn in den Ländern der EG, in den Haupt­
städten der EG und bei der EG-Kommission 
in Brüssel das Wissen um die Bedeutung 
Österreichs im mitteleuropäischen Raum für 
die Erhaltung des Friedens bei jenen vorhan­
den ist, die Entscheidungen zu treffen haben. 
Wir müssen uns klar sein, daß man auch wirt­
schaftliche Probleme der europäischen Inte­
gration nur dann lösen kann, wenn dies 
einem politischen Willen entspricht. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Ein wichtiger Bereich der Außenpolitik, in 
dem ohne Zweifel Gemeinsamkeiten vorhan­
den sind, ist die Südtirolpolitik. Dies aller­
dings nur, wenn nicht gerade Finanzminister 
Salcher bei einer Tagung seiner Partei­
freunde in Bozen Erklärungen abgibt, die zu 

. der österreichischen Südtirolpolitik und der 
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Politik der überwiegenden Mehrheit der Süd­
tiroler in klarem Widerspruch stehen. 

Seit der Vereinbarung von Operationska­
lender und Autonomiepaket sind zwölf Jahre 
vergangen. Die volle Verwirklichung aller 
Paketbestimmungen ist schon lange überfäl­
lig. Die überaus wichtigen Bestimmungen des 
Autonomiepakets, die den Sprachgebrauch 
bei Gericht und Polizei und die Errichtung der 
autonomen Sektion des Verwaltungsgerichts­
hofes Bozen betreffen, müssen baldigst erlas­
sen werden, soll es nicht zu einem ernsthaften 
Rückschlag des einmal eingeschlagenen 
Weges kommen. 

Die 30. Landesversammlung der Südtiroler 
Volkspartei am vergangenen Samstag hat an 
Österreich als Vertragspartner des Pariser 
Abkommens appelliert, sich in die Bemühun­
gen zur Lösung der noch offenen Fragen ein­
zuschalten. Nun werden die praktischen 
Schritte mit den gewählten Vertretern Südti­
rols, so wie dies bisher immer der Fall war, 
abzusprechen sein. Der Herr Bundesminister 
hat bereits ein solches Gespräch vorgeschla­
gen, ich danke ihm dafür und bin überzeugt, 
daß es bald stattfinden wird. 

Ich freue mich, daß die grundsätzliche 
Bereitschaft besteht, von österreichischer 
Seite her alles zu tun, was zur vollen Verwirk­
lichung einer echten Autonomie für Südtirol 
nützlich sein kann, einer Autonomie, die die 
Überlebenschancen der Südtiroler nach 
menschlichem Ermessen sichert. (Beifall bei 
der ÖVP.) Es werden also diese Bestrebungen 
unserer Fraktion sicherlich auch von allen 
anderen Parlamentsparteien voll unterstützt. 

Vor zwei Tagen endete auch die Frist der 
Volkszählung in Südtirol und damit die Frist 
für die Sprachenfeststellung. Die ganze Kam­
pagne, die sich in diesem Zusammenhang 
gegen die Südtiroler gerichtet hat, hat sich als 
recht wirkungslos herausgestellt. Damit ist 
wieder eine normale politische Arbeit in Süd­
tirol möglich. 

Ich möchte aber nicht ohne Bedauern fest­
stellen, daß sich auch einige österreichische 
Kreise dazu hergegeben haben, sich in diesen 
Streit in unsachlichster Weise einzumischen. 
Vor allem solange es für die Südtiroler Volks­
gruppe einen Nachholbedarf bei der Beset­
zung von Positionen gibt, um das richtige 
Gleichgewicht in allen Bereichen 'des öffentli­
chen Lebens herzustellen, wird es notwendig 
sein, daß man möglichst verläßliche Metho­
den findet, um die Volksgruppenzugehörig­
keit festzustellen. Entgegen allen böswilligen 
Prophezeihungen vor dieser Volkszählung hat 
es sich auch gezeigt, daß sich niemand ängsti-

gen muß, seine Volksgruppenzugehörigkeit 
offen einzubekennen und dafür einzutreten. 

Landeshauptmann Magnago hat wiederum 
dieser Tage festgestellt, daß zweifellos viel für 
die Südtiroler erreicht wurde, daß aber noch 
bedeutende Regelungen ausstehen. Er hat 
auch ein klares Bekenntnis zur Förderung der 
ladinischen Volksgruppe abgelegt und zum 
friedlichen Zusammenleben mit der italieni­
schen Gruppe in Südtirol. Es ist zu hoffen, daß 
die italienische Regierung jene Erwartungen 
erfüllt, die Ministerpräsident Spadolini in sei­
nen Ausführungen hat anklingen lassen. Es 
ist aber auch zu hoffen, daß die italienische 
Regierung auch selbst den genügend langen 
Atem hat, um die noch offenen Probleme zu 
lösen. 

Ich glaube auch, das Hohe Haus sollte klar 
und deutlich machen, daß es voll und ganz 
hinter den Bemühungen der Südtiroler steht, 
den im Operationskalender beschrittenen 
Weg nach Möglichkeit fortzusetzen und abzu­
schließen. 

Ich möchte meine Ausführungen nicht 
schließen, ohne den Mitarbeitern des Außen­
ministeriums den herzlichen Dank meiner 
Fraktion für ihre Arbeit, die oft unter außeror­
dentlich schwierigen Bedingungen stattfindet, 
abzustatten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Über Fragen des Personals im Außenmini­
sterium wird heute noch zu reden sein. 
Gerade auf diesem Gebiet sind die Dinge lei­
der noch lange nicht so, wie wir sie gerne 
sehen würden. 

Das Bundeskapitel Äußeres weist im Voran­
schlag 1982 zwar eine Erhöhung um 17,5 Pro­
zent aus, diese Erhöhung beruht allerdings 
fast zur Gänze auf einer gewaltigen Steige­
rung der Ausgaben, die für Konferenzen und 
Beiträge für internationale Organisationen 
notwendig sind. Für das Außenministerium 
selbst, dem eigentlichen Instrument der 

. Außenpolitik, bleibt kaum etwas als Steige­
rung übrig. 

Auch das Budget Äußeres bewegt sich im 
übrigen Rahmen der gesamten Budgetmisere. 
Wir lehnen das Gesamtbudget ab, konsequen­
terweise daher auch das Kapitel Äußeres. 
(Beifall bei der ÖVP.) 18.28 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster . 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Marsch. Ich erteile es ihm. 

18.29 

Abgeordneter Marsch (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Das Kapitel Äußeres war lange Jahre 
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die einzige Möglichkeit, über und zur Außen­
politik zu sprechen. Es ist wieder einmal Gele­
genheit, daran zu erinnern, daß sich im Laufe 
der letzten Jahre mehrere Möglichkeiten 
ergeben haben, weil wir als Regierungspartei 
es als unsere Aufgabe gesehen haben, gerade 
auf dem Gebiet der Außenpolitik möglichst 
Übereinstimmung zu erzielen. 

Das wird nicht in jedem Fall möglich sein 
- es haben das auch die Ausführungen mei­
nes Vorredners gezeigt -, aber wir haben 
heute mit dieser Debatte und mit dem Außen­
politischen Bericht, der alljährlich nun schon 
frühzeitig kommt, sowie mit dem Außenpoliti­
schen Rat Einrichtungen, denen die im Parla­
ment vertretenen Parteien angehören. Mit 
den Gesprächen, die der Herr Minister 
jeweils mit den Vertretern aus den drei Par­
lamentsklubs führt, und mit den Nachrichten, 
die wir aus den Botschaften über das Außen­
ministerium bekommen, besteht eine breite 
Informationsmöglichkeit und damit auch die 
Chance, uns auf parlamentarischer Ebene zu 
informieren und zu den Problemen, die ja oft 
so sehr verzweigt und umfassend sind, auch 
die notwendigen Grundlagen zu haben. 

Ich glaube, das allein zeigt schon - und 
dafür möchte ich in erster Linie dem Herrn 
Bundesminister Pahr danken -, daß er 
immer wieder einen Weg findet, um die Ver­
treter, die sich mit außenpolitischen Fragen in 
den Parlamentsklubs befassen, zu informie­
ren. Denn wir sind uns ganz klar darüber: Es 
kann eine Gemeinsamkeit in der Außenpoli­
tik und Betrachtungen - und dazu gehört 
auch die Kritik, die zum Beispiel der Kollege 
Steiner angebracht hat - überhaupt nur 
geben, wenn man die entsprechenden Infor­
mationen hat. 

Der Ausgabenrahmen für dieses Ressort im 
Vergleich zu den hervorragenden Leistungen 
des Außenministeriums ist gewiß eher 
bescheiden. Mein Vorredner hat darauf hinge­
wiesen, daß es Steigerungen gegeben hat, 
aber umso mehr müssen wir dem Herrn 
Außenminister und allen Mitarbeitern seines 
Hauses, aber auch den im Ausland tätigen 
Diplomaten und den anderen Beamten sehr 
herzlich für ihre Mühewaltung danken. (Rufe 
bei der ÖVP: Applaus! Applaus! Hesele, Ap­
plaus!) 

Meine Herren! Das ist selbstverständlich, 
und den Applaus hätte ich auch von Ihnen 
erwartet, weil es doch eine Tatsache ist, daß 
wir gerade in unseren diplomatischen Vertre­
tungen heute Persönlichkeiten am Werk 
haben, die die Politik, die Außenpolitik dieses 
Landes würdig und sehr fest vertreten, und es 
ist gerade ein Zeichen einer aktiven Neutrali-

tätspolitik, daß man einen festen Standpunkt 
dazu hat. 

Ich möchte mich aber entgegen den Ausfüh­
rungen meines Vorredners doch auch mit Pro­
blemen befassen, die weit über Europa hin­
ausgehen und gehe dabei von der Tatsache 
aus, daß gerade ein neutrales Land, das eine 
so lange Geschichte und in ihrer unmittelba­
ren Vergangenheit aber doch eine sehr 
bewegte Geschichte gehabt hat in diesem 
Jahrhundert, interessiert sein muß, auf der 
Welt das Augenmerk auch auf sich zu richten, 
und zwar in einer Form, wie es sich gehört, 
wenn man die aktive Neutralitätspolitik ver­
folgt. 

Daher glaube ich: So gesehen hat das 
Madrider Folgetreffen der Europäischen 
Sicherheitskonferenz der KSZE für Öster­
reich besondere Bedeutung. Es ist ja die ein­
zige gesamteuropäische Einrichtung, die wir 
haben. Österreich hat wesentlich dazu beige­
tragen, einen ordnungsgemäßen Beginn der 
Madrider Konferenz zu gewährleisten. Der 
Herr Bundesminister Dr. Pahr war entspre­
chend dabei beteiligt, und seine Initiative hat 
sich ja positiv ausgewirkt. Aber nun ist es 
wichtig, zu konkreten Aussagen in allen 
Bereichen zu kommen. Das muß substantiell 
und ausgewogen sein, bei den Menschenrech­
ten, bei wirtschaftlicher und technologischer 
Zusammenarbeit, bei den Fragen der militäri­
schen Sicherheit und bei den humanitären 
Fragen und bei den Informationsfragen des 
sogenannten Korbes 3, aber auch hinsichtlich 
der Zukunft des KSZE-Prozesses. 

Wir brauchen daher immer neue Impulse 
für den Entspannungsprozeß, und das ist 
dringlich notwendig. Das Ost-West-Verhält­
nis, der Modus vivendi zwischen den plurali­
stischen westlichen und den kommunisti­
schen Ländern, der unter dem Titel Entspan­
nung für uns alle sich so vorteilhaft ausge­
wirkt hat, soll fortgesetzt werden. Wir befin­
den uns derzeit leider auf einem Tiefpunkt 
der Entspannung. Der Beginn der Verhand­
lungen in. Genf ist gewiß ein Lichtblick. Ent­
spannung und Abrüstung setzen ja ein Mini­
mum an Vertrauen voraus. Es ist besonders 
hervorzuheben - mein Kollege Hochmair 
wird dann noch darauf eingehen -, daß beide 
Seiten, beide Großmächte nicht mehr von 
Vor- und Nachrüstung sprechen, sondern von 
Abrüstung. Und das ist beachtenswert! 

Ich möchte aber sagen, daß die neutralen 
und paktgebundenen Staaten Europas ein 
besonderes Interesse an der Weiterführung 
des KSZE-Prozesses haben und daIDit an 
einem erfolgreichen Ausgang des Madrider 
Folgetreffens. 
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Es muß daher gerade uns mit Sorge erfül­
len, wenn die Sowjetunion eine Weiterfüh­
rung des Prozesses vom Zustandekommen 
anderer Bedingungen abhängig macht. Wir 
sind auch für eine Europäische Abrüstungs­
konferenz, wie dies 1978 von Frankreich vor­
geschlagen wurde und auch von dem War­
schauer-Pakt 1979 begrüßt wurde. Jedoch 
erscheint uns die SichersteIlung der Zukunft 
des KSZE-Prozesses von allererster Priorität. 
Ich möchte hier an die Sowjetunion appellie­
ren, diesen Prozeß an sich außer Streit zu stel­
len, unabhängig von den Verhandlungen in 
Madrid. 

Aber ebenso hat Österreich Beachtung 
gefunden durch die UNO, nicht zuletzt im heu­
rigen Sommer, als unser Außenminister Vor­
sitzender, Leiter der Verhandlungen wurde 
die sich um Kambodscha und um die Flücht~ 
linge gedreht haben. Ich glaube, man hat 
Österreich seine Festigkeit in der Neutralität 
bestätigt und anerkannt: Es war für uns ein 
~eiterer Beweis für die ausgewogene Politik 
Osterreichs. Es kann ja kein Zufall sein, daß 
gerade der österreichische Außenminister 
noch dazu per Akklamation, zum Präsidente~ 
dieser so wichtigen Konferenz gewählt wurde. 

Es ist der Beweis dafür, daß die Politik der 
?sterreichischen Regierung, insbesondere 
Ihre Außenpolitik, von der Welt anerkannt 
~ird und daß jene Prinzipien, an welchen sich 
Osterreich orientiert, nämlich dem Prinzip 
der Neutralität, der Verpflichtung zum friedli­
chen Zusammenleben, der Verpflichtung zum 
friedlichen Zusammenleben der Völker, der 
uneingeschränkten Beachtung der Menschen­
rechte, von der Staatengemeinschaft der UNO 
honoriert wurden. 

. Es war im Sommer noch ein zweites Ereig­
nIS, das besondere Beachtung in der Weltpoli­
tik gefunden hat, und das war Cancun. Allein 
das ist schon ein Erfolg gewesen, daß es Can­
~un gegeben hat. In der UNO hat man sich ja 
In prozedurale Fragen verstrickt. Man konnte 
nicht mehr weiter. Es wurden Maßstäbe aus 
den eigenen Bereichen genommen und damit 
andere beurteilt. Darin lag ja ein großer Feh­
ler vorher. 

Cancun war aber auch eine erste Konse­
quenz der Notwendigkeit des Umdenkens, zu 
der die unabhängige Brandt-Kommission für 
Entwicklungsfragen, die sogenannte Nord­
Süd-Kommission, aufgerufen hat. Eine Kom­
mission, die sich zur Aufgabe gestellt hat 
weltweite Vorstellungen zu entwickeln, wie e~ 
Brandt in seinem Bericht auch sagte. Man 
solle sich weder in Polemiken verlieren noch 
den schwierigen Themen ausweichen man 
solle gründlich alles neu überdenken ~nd zu 

einer anderen Art von Beziehungen gelangen. 
Man ist ja in diesem Bericht von der Hoff­
nung ausgegangen, daß Probleme, die von 
Menschen geschaffen werden, auch durch 
Menschen gelöst werden können. 

Natürlich erfordert das Mut und eine Vision 
von der Zukunft, ohne die große Aufgaben nie 
gelöst werden können, was getragen sein muß 
von gegenseitiger Achtung, Aufgeschlossen­
heit und Aufrichtigkeit. Ganz einfach: Der 
Brandt-Bericht gründet sich darauf, daß die 
Menschheit überleben will und auch die mora­
lische Pflicht zum Überleben hat. 

.Durc~ Cancun wurde der Nord-Süd-Dialog 
Wieder In Gang gebracht: Der amerikanische 
~räsident war dabei. Er war am Anfang skep­
tisch, aber er sagte dann, daß es ein konkretes 
Gespräch mit einem hohen Maß an Überein­
stimmung gegeben hat. Es war China dabei, 
das selbst als Entwicklungsland große Erfah­
rungen hat und sie auch anderen zuteil wer­
den lassen kann. Die Sowjetunion war nicht 
dabei, weil sie an einem uralten Standpunkt 
festhält, indem sie glaubt, daß Nord-Süd­
Angelegenheiten nur Angelegenheiten jener 
Staaten sind, die früher Kolonialreiche beses­
sen haben. 

Aber jetzt geht es darum, sehr geehrte 
Damen und Herren - und daher halte ich das 
für so wichtig -, daß man erstens in den UN 
globale Verhandlungen über den Abbau des 
Wohlstandsgefälles zwischen armen und rei­
chen Ländern erzielt und daß man zweitens 
einen Gruncikonsens erzielt, wer die Len­
kungsorgane für eine neue Weltwirtschafts­
ordnung sind. 

Die Vereinigten Staaten wollen die beste­
hende Weltbank und den Währungsfonds . 
Man muß aber verstehen - weil 'diese Ein­
richtungen von den Industriestaaten kontrol­
liert werden -, daß gerade bei den Entwick­
lungsländern Skepsis besteht. Man muß also 
flexibel bleiben. Die Kompromißformel, die 
man in Cancun erarbeitet hat, ist jedenfalls 
Ausgangspunkt für einen Lichtblick in die 
Zukunft. 

Cancun war nicht als Verhandlungskonfe­
renz konzipiert. Die Teilnehmer haben ja kein 
Mandat zu bindenden Vereinbarungen 
gehabt. Der Charakter war der eines Forums 
für ein freies, informelles Gespräch, für einen 
Meinungsaustausch, um neue Impulse für den 
Nord-Süd-Dialog zu setzen. 

Ich glaube, das ist gelungen, und darauf 
können gerade wir in Österreich sehr stolz 
sein, weil unser Außenminister als Teilneh­
mer wesentlich dazu beigetragen, hat, vor 
allem aber unser Bundeskanzler als Einlader 
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gemeinsam mit dem mexikanischen Präsiden­
ten Lopez. Dafür gebührt dem Herrn Bundes­
kanzler und dem Herrn Außenminister sehr 
herzlicher Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es gab also eine ausgesprochen sachliche 
un? ko~str~ktive Diskussionsatmosphäre, 
keme femdhche, wie es Reagan befürchtet 
hat. Es gab keine Gruppenbildung in Indu­
strie- und Entwicklungsstaaten. Allein das 
war schon eine Voraussetzung für ein besse­
res Verstehen. Ich glaube, es ist nicht unbillig, 
wenn gerade die Entwicklungsstaaten auf 
einer globalen Verhandlungsgrundlage beste­
hen. Die Aufgabe der UNO wird es sein nun 
vorsichtig daranzugehen. ' 

Hohes Haus! Sehr geehrte Damen und Her­
ren! Ich möchte auch noch kurz Stellung zu 
der Tatsache nehmen, die der Herr Kollege 
Steiner gebracht hat, zu dem Faktum mit den 
Abfangj ägern. 

Herr Kollege Steiner! Wir sind da nicht so 
weit auseinander. Auch wir sind der Meinung, 
daß man die Abfangjäger braucht. Nur 
bezeichnen wir es nicht als Theater, wenn 
man den Ankauf zurückstellt in einer Situa­
tion, in der man weiß, daß es darum geht, die 
Ausgaben sorgfältig zu setzen, und in der der 
Finanzminister gerade jetzt im Rahmen die­
ses Budgets den Beweis erbringt, daß er das 
Sparen sehr ernst nimmt. Das ist immerhin 
ein Betrag, wo es um 8 Milliarden Schilling 
geht. Ich glaube nicht, daß man diese Kritik 
richtig angebracht hat. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir 
haben 25 Jahre lang ohne diese Abfangjäger 
existiert, und man konnte in Österreich ein­
und ausfliegen. Das war ja der Grund dafür 
daß man das Luftüberwachungssystem Gold~ 
haube geschaffen hat. Wir haben die Luft­
raumverletzungen bis dorthin gar nicht 
bemerkt. 

Aber Faktum ist, daß wir jetzt eine Total­
überwachung haben, daß wir also feststellen 
könne.n, wenn ~us Nachbarländern eingeflo­
gen Wird, daß WIr feststellen können, von wel­
c~em Territori.um aus man uns überfliegt. Wir 
konnen nur mcht abdrängen und nachschie­
ßen; das geht nicht. Aber das so aufzuziehen 
als ob das eine Katastrophe wäre? ' 

Wir sind der Meinung, daß wir diese Flug­
abwehr brauchen - in welcher Form wird 
sich zu gegebener Zeit herausstellen ....:.. daß 
es aber jetzt nicht geht. Das ist eine Frag~ der 
Prioritätensetzung, der Maßnahmen, die jetzt 
Vorrang haben. Daran leidet auch nicht die 
Glaubwürdigkeit unserer Landesverteidi­
gung, nicht die Glaubwürdigkeit unserer Neu­
tralität. Wir sind nach 25 Jahren so weit, daß 

wir eine Totalüberwachung unseres Bundes­
gebietes haben, und das allein ist schon ein 
Erfolg. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich 
möchte mich noch kurz mit einigen Fragen, 
die mein Vorredner angeschnitten hat, befas­
sen. Über die Abfangjäger habe ich schon 
gesprochen. Er hat dann auch zu den Ereig­
nissen in Polen Stellung genommen. Ich 
glaube, dazu zwei Feststellungen machen zu 
müssen. 

Erstens - und das an die Adresse der 
Österreichischen Volkspartei gerichtet -: Wir 
haben für die Polen mehr getan als jeder 
andere Staat Europas. Das ist anerkannt. 

Wenn man hier Kohleverträge zur Kritik 
bringt: Solche schließen j a di~ Firmen und 
nicht die Regierungen ab. Diese Verträge wer­
den geschlossen, sie müssen nur erfüllt wer­
den. Aber in dieser kritischen Situation, in 
der es in Polen eine Weiterentwicklung gege­
ben hat, die wir natürlich mit Sorge betrach­
ten, haben wir jedenfalls dazu beigetragen, 
indem so intensive wirtschaftliche Beziehun­
gen bestehen, die auf der anderen Seite 
gerade Sie, meine Damen und Herren von der 
ÖVP, so kritisieren, weil Sie glauben, wir sind 
dabei in unserer Verrechnung und in· unserer 
Krediteinräumung zu weit gegangen. - Das 
ist die eine Sache. 

Die andere Sache betrifft die Polenflücht­
linge. In der Grundeinstellung zu den Polen­
flüchtlingen - da stimme ich dem Herrn Kol­
legen Steiner zu - gehen wir gewiß konform. 
Aber wir sind nicht mit einer Solidarität der 
anderen, viel größeren und reicheren Staaten 
einverstanden, die nur aus dem Zustimmen, 
aus dem Schulterklopfen, aus dem Anerken­
nen und sonst nichts besteht. Hier bedarf es 
einer Solidarität der freien Welt, und das for­
dern wir als Österreich. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich glaube, daß das keine unbillige Forde­
rung ist. Der Herr Innenrninister, der ressort­
mäßig dafür zuständig ist, hat sich ja auch an 
eine Reihe von Staaten gewandt und bereits 
einen gewissen Erfolg erzielt. Nur sind wir 
eben immer die ersten, die unmittelbar aufge­
sucht werden. Das bringt uns eine Belastung, 
auf die wir auch stolz sind. 

Das gleiche gilt ja auch für die Flüchtlinge, 
die aus dem Osten kommen, für die jüdischen 
Flüchtlinge. Ich glaube, man muß einmal die 
Tatsache anerkennen, daß Ö~~terreich dafür 
so viel getan hat. Erst dann kann man die 
Gesamtsituation in Nahost und unser Verhält­
nis zur PLO im besonderen betrachten. 

Ich glaube, nach dem Tod Sadats, nach dem 
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Mord an Sadat hat sich die Situation geän­
dert. Aber für uns Österreicher ist es wichtig, 
diese Frage weiterhin im Auge zu behalten, 
uns um das Schicksal in Nahost zu kümmern, 
weil es auch unser Schicksal ist, weil dort mit 
über die Entspannungspolitik in Europa ent­
schieden wird. Mehr denn je können wir das 
in den vergangenen Jahren feststellen. 

Wenn kürzlich der Besuch von Innenmini­
ster Burg damit ausgeklungen ist, daß er 
gesagt hat, die Beziehungen Israels zu Öster­
reich sind mehr als korrekt, so hat er damit ja 
auch eine gewisse Anerkennung dessen aus­
gesprochen, was Österreich leistet, nicht 
zuletzt für die jüdischen Flüchtlinge. 

Aber wenn wir unsere Haltung zur PLO 
nach diesen schrecklichen Ereignissen am 
1. Mai und im Sommer - sie sind heute 
erwähnt worden - geändert hätten, bliebe ja 
das Problem trotzdem bestehen. Und das ist 
das entscheidende. Was wir getan haben, ist 
nach einem Beschluß der UNO erfolgt, die die 
PLO anerkannt hat als Vertretung des palästi­
nensischen Volkes, und die auch die EG aner­
kannt hat. Sie hat festgestellt - und das 
zitiere ich jetzt -, "daß bei der Schaffung 
eines gerechten und dauerhaften Friedens die 
legitimen Rechte der Palästinenser ein­
schließlich ihres Rechtes auf ein Heimatland 
berücksichtigt werden müs~en." 

Auch diese Staatengemeinschaft hat das 
festgestellt. Daher haben wir diesen politi­
schen Akt der Anerkennung der PLO bewußt 
gesetzt, und ich glaube, das war notwendig. 

Daß es heute die Änderung in der Situation 
in Nahost gibt, beweisen ja auch die amerika­
nischen Botschafter, wie zum Beispiel der aus 
Damaskus scheidende amerikanische Bot­
schafter, der . gegenüber einem Journalisten 
der Associated Press festgestellt hat, man 
solle die Camp David-Verträge zur Gänze 
einer neuen Friedensinitiative aufgeben und 
die amerikanische Regierung möge einen Dia­
log mit der PLO eröffnen. Ähnlich hat sich der 
amerikanische Botschafter in Beirut geäu­
ßert, und auch im State Department spricht 
man davon, an einer möglichst baldigen 
Lösung des Palästinenserproblems interes­
siert zu sein. 

Man darf eben bei all diesen Fragen - auch 
in der Kritik - Analyse und Konsequenz 
nicht verwechseln. Daher ist unsere Politik 
hier eine geradlinige Politik, eine aufrichtige 
Politik, eine humane Politik, die wir nach 
allen Seiten zeigen und die auch gerade von 
der UNO, von vielen Mitgliedstaaten der UNO 
anerkannt wird, wo immer es nur geht. 

So könnte man eine Liste von Aktivitäten 

fortsetzen, die es gegeben hat und die gerade 
der österreichische Außenminister und seine 
Mitarbeiter gesetzt haben. 

Aber der österreichische Außenminister hat 
uns heute, allen drei Parteien, auch ein 
Abstimmungsverhalten bei den Vereinten 
Nationen übermittelt, und hier zeigt sich -
und ich glaube, das soll auch einmal erwähnt 
werden -, daß Österreich in den Gruppierun­
gen der Abstimmungen, in seiner Position 
eindeutig innerhalb des Westens einzuordnen 
ist. Ich glaube, das ist auch wichtig, wenn man 
in der Gesamtheit überlegt, welche Haltung 
Österreich mit seiner aktiven Neutralität 
gerade in diesem Forum einnimmt. Das ist 
sehr gut, und ich glaube, man kann es gerade 
in dieser kritischen Zeit, in der man weiß, wie 
schwierig die Arbeit der UNO ist, nicht hoch 
genug schätzen, wie Österreich sich verhält. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich habe 
mich bemüht, nur zu einigen Fragen Stellung 
zu nehmen, da meine Kollegen Dr. Hesele 
und Hochmair noch auf andere Fragen 
zurückkommen werden. Ich glaube, es ist 
gerade in der Budgetdebatte unsere Aufgabe, 
auch zu den kritischen Fragen Stellung zu 
nehmen, die von anderer Seite vorgebracht 
werden. Ich habe es getan, dazu soll ja die 
Gelegenheit sein. 

Dr. Steiner hat es in seinen Schlußsätzen 
als Konsequenz bezeichnet, daß man diesem 
Budgetkapitel die Zustimmung verweigert, 
weil man dem gesamten Budget die Zustim­
mung verweigert. Es konnte ihn aber, weil er 
selbst als politischer Direktor im Außenmini­
sterium Gelegenheit gehabt hat, maßgeblich 
mitzuwirken, zu Recht nicht davon abhalten, 
die österreichische Außenpolitik in gewissen 
Passagen positiv zu erwähnen. 

Wenn man sich - und das sage ich vor 
allem an die wenigen Herren der ÖVP, die 
jetzt da sind; aber man kann es den anderen 
auch sagen (Abg. Dr. E t tm a ye r: Viele sind 
von Ihnen auch nicht da!) - kritisch mit der 
österreichischen Außenpolitik befaßt, so ist es 
gerade Ihr· Recht als Opposition, das zu 
tun. Daß wir aber in einer ernsten Zeit der 
Weltpolitik unsere Anerkennung vergrößert 
haben, verstärkt haben in der gesamten Welt, 
soll uns doch dazu anhalten, daß wir das rich­
tige Maß für die Proportionen in der Bewer­
tung der Außenpolitik setzen. Wenn wir das 
tun, wenn wir das objektiv tun, dann werden 
wir zu einer größeren Übereinstimmung kom­
men als zu jener, die es heute gibt. Wir sind 
dazu bereit. - Danke schön .. (Beifall bei der 
SPÖ.) 18.55 
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Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete Dr. 
Frischenschlager . Ich erteile es ihm. 
18.55 

Abgeordneter Dr. Frischenschlager (FPÖ): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Es ist in den letzten Jahren leider 
nicht mehr weit hergeholt, wenn man in einer 
außenpolitischen Rede die Frage der Zukunft 
des Friedens an die Spitze stellen muß. Wir 
alle kennen die äußerst bedrohliche oder 
zunehmend bedrohliche Situation, die uns 
durch den verschärften Ost-West-Konflikt 
aufgebürdet ist, und es ist eine klare Angele­
genheit, daß die internationale Ordnung das 
Zusammenleben der Staaten durch den Kon­
flikt zwischen arm und reich in zunehmenden 
Maße belastet wird. 

Wir erleben als österreichischer Staat in 
unmittelbarer Nachbarschaft, welche immen­
sen Schwierigkeiten die einzelnen Staaten 
haben bei der Bewältigung ihrer politischen 
und sozialen Probleme. Wir erleben es im 
Bereich Westeuropas , und wir sehen es am 
Beispiel Polens besonders anschaulich, mit 
welchen immensen politischen, sozialen und 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten die Länder 
dort konfrontiert sind. 

Und so ist es auch richtig, sich des wichtig­
sten Zieles der österreichischen Außenpolitik, 
nämlich der Sicherheit dieses Landes im wei­
testen Sinne wesentlich bewußter im Zusam­
menhang mit der Außenpolitik anzunehmen, 
und nicht nur unter dem Aspekt der. territoria­
len Sicherheit. Ich meine genauso die Siche­
rung unserer Lebensvorstellungen, unserer 
Vorstellung des politischen Zusammenlebens 
im Staat. All das sind Dinge, die im weiteren 
Sinn zur Sicherheit gehören. Und dazu muß 
die Außenpolitik dieses Staates ein Maximum 
an Aktivität entfalten. (Präsident Tb a 1-
b am m er übernimmt den Vorsitz.) 

Wenn ich zunächst wie die beiden anderen 
Sprecher ebenfalls an die Spitze die Sorge um 
den Frieden stelle, so unter folgenden Aspek­
ten: Wir sind als Österreicher, ganz gleichgül­
tig, ob als Politiker der Regierung oder der 
Opposition, gleichermaßen eher Zuschauer in 
einer Konfrontation, die sich auf der 
Rüstungsebene zwischen den Großmächten 
abspielt. Und was besonders bedrohlich und 
negativ zu beurteilen ist, ist die Verschärfung 
der Sprache in bezug auf die Möglichkeit, auf 
die Denkbarkeit militärischer Auseinander­
setzungen. 

So ist es nur zu verständlich, daß sich viele 
Bürger auf allen Kontinenten, aber daß sich 
vor allem in Europa. das besonders unter dem 
Krieg, unter Kriegen gelitten hat, so viele 

Menschen verpflichtet fühlen, ihr politisches 
Engagement der Frage zu widmen, ob es nicht 
möglich wäre, durch direkte Aktion diesem 
Wettrüsten, dieser Friedensbedrohung ein 
starkes, emotionales und politisches Kontra 
entgegenzusetzen. 

Ich teile die Meinung vieler dieser Men­
schen, die sich mit ehrlichem Wollen und mit 
echtem moralischem Anliegen und Gewissen 
dieser Frage annehmen. Aber es muß eines 
sogleich angefügt werden, auch für die öster­
reichische Debatte: Ein Auseinanderdividie­
ren zwischen Friedensfreunden und Friedens­
feinden darf nicht hingenommen werden, und 
zwar auseinandergespalten nach dem Grund­
satz: Wer für militärische Sicherheit ist, ist 
zugleich so etwas wie jemand, der so mit der 
linken oder rechten Hand zugleich mit dem 
Krieg spielen möchte, und diejenigen, die mit 
dem großartigen moralischen Anspruch auf­
treten, weil sie generell für Abrüstung sind, 
wären die eigentlichen Friedensfreunde. Ich 
glaube, es wäre unserem Staat, es wäre der 
westlichen Demokratie ein schlechter Dienst 
erwiesen, wenn man dieses moralische Aus­
einanderspalten hinnehmen würde. 

Die Sicherheitspolitik hat auf mehreren 
Beinen zu stehen. Es ist richtig, wenn Öster­
reich in einem maximalen Ausmaß an Aktivi­
tät in den internationalen Organisationen mit­
arbeitet. Es ist zu begrüßen, wenn auch ein 
kleiner Staat wie Österreich - soweit es nicht 
zu Gschaftlhuberei auszuarten droht - bei 
konkreten Konfliktsituationen versucht mit­
zuhelfen, um diese Konflikte wenigstens zu 
mäßigen. 

Aber eines muß ganz klar ausgesprochen 
sein: Die Sicherheit dieses Landes erfordert 
auch eine Landesverteidigung. Das ist auch 
ein Instrument der außenpolitischen Sicher­
heit, es ist ebenfalls ein Bein, das wir brau­
chen, um unsere eigene Sicherheit zu bewah­
ren. Deshalb: Es geht nicht an, daß durch die 
sogenannte Friedensbewegung diejenigen 
gleichsam ins kriegerische Out gerückt wer­
den, die den Frieden, die Sicherheit und die 
Freiheit ebenso erhalten wollen, und zwar 
auch durch militärische Landesverteidigung, 
als Friedensfeinde oder als potentielle Kriegs­
führer diffamiert werden. Das muß mit Ent­
schiedenheit zurückgewiesen werden. (Beifall 
bei der FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Der Einfluß Österreichs in der internationa­
len Politik ist zweifelsohne im Laufe der Zwei­
ten Republik gestiegen, und unser Land muß 
den Spielraum, seine internationale Reputa­
tion und seinen Einfluß in internationalen 
Organisationen bestens ausnützen, um die 
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Friedenserhaltung zu unterstützen und um 
allen Entwicklungen, die auf militärische 
Konfrontation hinsteuern, entgegenzuwirken. 
Das ist sicherlich ein Schwerpunkt der öster­
reichischen Außenpolitik, der von sämtlichen 
politischen Kräften getragen wird. 

Es ist eine Aussage in diesem Zusammen­
hang zu unterstreichen, die Bundespräsident 
Kirchschläger bei gegebenem Anlaß, nämlich 
bei einem Vortrag bei der Suttner-Gesell­
schaft, gemacht hat. Vor diesem Gremium 
betonte er: 

Es wäre eine Täuschung, zu glauben, daß 
man durch Abrüstung zum Frieden kommen 
könne. Man kann leider nur durch einen wirk­
lichen Frieden zur Abrüstung kommen. 
Darum sind wir auch gegenwärtig so weit von 
dieser Abrüstung entfernt. 

Das trifft meines Erachtens den Nagel auf 
den Kopf. Man kann Konflikte nicht unter 
den Teppich kehren, man kann ideologische 
Auseinandersetzungen, die weltweit auch mit 
militärischen Mitteln geführt werden, nicht 
unter den Tisch stecken. Wir haben der Reali­
tät in die Augen zu sehen, daß militärische 
Auseinandersetzungen - zwar in Europa der­
zeit nicht, aber in der übrigen Welt - leider 
Gottes in einem hohen Ausmaß zur Praxis der 
ideologischen Auseinandersetzung gehören. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir schauen natürlich alle sehr hoffnungsfroh 
auf die Gespräche, die nun zwischen den bei­
den Großmächten in der Frage der Rüstung 
aufkommen. Es ist immerhin ein Fortschritt, 
daß der Schlagabtausch nicht militärisch 
geführt wird, sondern mit Vorschlägen zur 
Abrüstung oder zumindest zur Rüstungsbe­
grenzung. 

Genau das ist es, was man mit aller Realität 
sehen muß. Wir können nicht hoffen, daß es 
zu einer Abrüstung kommt. Aber wenn schon 
die Rüstungsbeschleunigung eingebremst 
wird, sich die militärischen Potentiale auf 
einem Gleichgewichtsniveau niedrigerer Art 
festsetzen sollten, dann wäre das sicherlich 
etwas, was sich jeder nur wünschen kann. 

In diesem Zusammenhang zur KSZE, die 
von den beiden anderen Rednern bereits 
angeschnitten worden ist. Der KSZE-Prozeß 
ist ein Kind der Entspannung. Dieses Kind 
hat inzwischen deutliche Wachstumsschwie­
rigkeiten durchzumachen im Zuge der inter­
nationalen Entwicklung. Aber jedenfalls ist 
festzuhalten, daß der KSZE-Prozeß eines der 
wenigen Instrumentarien darstellt, wo für den 
europäischen Raum die Hoffnung besteht, das 
Mißtrauen zwischen den Blöcken wenigstens 

einzuschränken und geringe Fortschritte zu 
machen. 

Ich glaube, daß die Politik Österreichs, in 
diesem Bereich ein Maximum an Aktivität zu 
setzen, eine richtige ist. Wir haben die Initiati­
ven des Außenministers in diesem Punkt 
auch immer unterstützt, weil wir glauben, daß 
das eine Rolle ist, die auf Österreich zuge­
schnitten ist. Ich meine, daß wir einen Schritt 
weiter gehen sollten. 

Damit komme ich zu einem Kapitel, das ich 
bereits im Budgetausschuß sehr stark kriti­
siert habe: Wenn wir die ganze KSZE-Frage 
unter einem Punkt besonders positiv bewer­
ten, dann deshalb, weil das immerhin eine 
Entwicklung sein könnte für ein Vermehren 
des Kontaktes zwischen den Ländern von Ost 
und West, für einen verstärkten Austausch 
von Informationen und für einen verstärkten 
Austausch, persönliche Kontakte zwischen 
Bewohnern diesseits oder jenseits der Tren­
nungslinien Europas. Wir glauben, daß der 
KSZE-Prozeß gerade hier eine Auflockerung 
erzielen könnte, und Österreich könnte in die­
sem Bereich auch vor endgültigen Ergebnis­
sen ein Mehr an Vorleistungen bewerkstelli­
gen. 

Damit bin ich bei dem Kapitel, das ich 
besonders kritisiert habe im Ausschuß, näm­
lich bei der kulturellen Außenpolitik. Wenn 
ich mir vorstelle, daß die Mittel, die für die 
kulturelle Außenpolitik in diesem Budget 
bereitstehen, zirka 20 Millionen Schilling 
betragen, daß dieser Betrag real gesehen an 
Wert geringer ist als im Vorjahr, dann meine 
ich, daß damit eine Möglichkeit nicht genützt 
wird, die sich für Österreich, und zwar aus 
dem Blickwinkel der Zielrichtung des KSZE­
Prozesses, durchaus bieten könnte. 

Das kulturpolitische Außenbudget beträgt 
20 Millionen Schilling. Ich konnte mich in 
New York vor wenigen Wochen überzeugen, 
daß ein Kulturinstitut wie das in New York, 
Herr Bundesminister, für kulturelle Aktivitä­
ten in einem so riesigen Land wie den Verei­
nigten Staaten ganze 600 000 S zur Verfügung 
hat. Ich glaube nicht, daß mich die Beamten 
dort angelogen haben. 600 000 S operatives 
Budget ist meines Erachtens für eine so große 
Nation, mit der wir uns verbunden fühlen, ein­
fach zu wenig. 

Aber ich möchte erst gar nicht hier im 
Detail auf die einzelnen Kulturinstitute zu 
sprechen kommen. Ich glaube - im Zusam­
menhang mit dem KSZE-Prozeß -: Wir 
haben eine Riesenchance, einen Vorgriff auf 
die Ergebnisse der KSZE-Folgekonferenzen 
insoweit tätigen zu können, wenn wir die kul-
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turelle Außenpolitik, und zwar insbesondere 
auch im osteuropäischen Raum, verstärken. 
Das Bedürfnis der Menschen dort, mit öster­
reichischer Kultur in Kontakt zu kommen, ist 
groß. Es würde sich hier eine stärkere persön­
liche Vertrauensbasis damit herstellen lassen, 
und damit wäre insgesamt den friedens- und 
vertrauensbildenden Zielen des KSZE-Prozes­
ses sehr gedient. Es wird damit nicht weiß 
Gott was erreicht. Aber das wäre eine echte 
Chance Österreichs, mit mehr kultureller 
Außenpolitik ein Mehr an Erfolg in Richtung 
KSZE bereits vorweg bewerkstelligen zu kön­
nen. 

Leider ist das Budget für kulturelle Außen­
politik innerhalb des Gesamtbudgets so klein, 
daß man von einem derartigen Standpunkt in 
keiner Weise sprechen kann. 

In diesem Zusammenhang: Mir ist schon 
klar, daß zu einer aktivEm Außenpolitik auch 
das gehört, was insbesondere der Bundes­
kanzler verfolgt, nämlich möglichst viele 
internationale Aktivitäten nach Wien zu zie­
hen. Das ist richtig. Für sich allein ist es zu 
wenig. Aber es ist sicherlich eine richtige Poli­
tik, in Wien die internationalen Kontakte zu 
verstärken und internationale Konferenzen 
hierher zu holen. 

Wenn ich mir aber nur vorstelle, daß für die 
im nächsten Jahr stattfindende Konferenz 
über das Weltraumrecht Österreich an die 
35 Millionen Schilling beitragen muß, und 
wenn ich das in Relation setze zu dem Budget 
der kulturellen Außenpolitik, dann frage ich 
mich, ob eine Ausgewogenheit besteht. Mit 
einem Teil dieses Geldes - oder wenn ich mir 
nur eine Verdoppelung dieser 20 Millionen 
Schilling auf 40 Millionen Schilling vorstelle 
- könnte, glaube ich, ein Maximum an Erfolg 
für Österreich im Interesse des Staates, aber 
auch im Interesse Europas erreicht werden. 
Hier könnte eine echte Schwerpunktverschie­
bung oder Schwerpunktbildung in Zukunft 
für Europa und für Österreich sehr viel Positi­
ves herausholen. 

Damit zu Europa und zur europäischen 
Integration. Ich weiß, daß wir Freiheitliche 
hier immer einen weitgehenden Standpunkt 
vertreten haben. Wir sind der Auffassung, daß 
Österreich alles, was nur möglich ist, in Rich­
tung EG tun müßte. Wir brauchen diese 
Debatte ja jetzt nicht noch einmal zu wieder­
holen, aber ich habe manchmal den Eindruck, 
daß man in der Vorstellung verhangen ist: 
Weil die EG auch ihre Schwierigkeiten haben, 
weil sie auch ihre Krisenerscheinungen 
haben, weil man sieht, sie kommen auch nicht 
weiter, können wir uns das ersparen. 

Ich meine, daß ein Staat wie Österreich, der 
auf die europäische Integration angewiesen 
ist, nicht um die EG herumkommt. Ich halte 
es daher für falsch, daß man die Frage der 
Vollmitgliedschaft überhaupt nicht diskutie­
ren will. Auch die Europäischen Gemeinschaf­
ten haben sich geändert, sie sind politisch 
vom Einstimmigkeitsprinzip abgerückt, auch 
dort sind Veränderungen im Gange. Wir soll­
ten von uns aus nicht so tun, als ob ein Voll­
beitritt überhaupt völlig außer Diskussion 
stehe. Wir vergeben uns damit eine Möglich­
keit, die politisch sicherlich schwierig ist. 
Aber wir wissen nicht, wie die Zukunft aus­
schaut, wir wissen nicht, wie sich die Europäi­
schen Gemeinschaften weiterentwickeln. Wir 
sollten uns zumindest die Option in diese 
Richtung offenhalten. 

Dies hat auch mit dem Leitgedanken, den 
ich an die Spitze meiner Ausführungen 
gestellt habe, der Sicherheit, zu tun. Wir müs­
sen uns über folgendes im klaren sein: Die 
Souveränität oder Selbständigkeit eines Staa­
tes wie Österreich besteht nicht nur darin, als 
selbständiger Akteur in der internationalen 
Politik unabhängig agieren zu können. Auch 
nicht die wirtschaftliche Autarkie ist das 
wesentliche. Wesentlich ist, ob wir als Öster­
reich uns die Lebens-, Demokratie-, Sozial­
und Wirtschaftsvorstellungen, auf denen 
unser Gemeinwesen aufgebaut ist, erhalten. 
können. 

Wenn wir sehen, daß parlamentarische 
Demokratie, daß das, was man mit freier 
Gesellschaft umschreibt, eigentlich nur in 
Europa· und in Nordamerika und noch in ein­
zelnen anderen Staaten existiert, dann müs­
sen wir erkennen, daß die Mehrzahl der Staa­
ten dieser Welt nicht frei, nicht demokr~tisch 
regiert wird. Das birgt auch eine Gefahr für 
dieses im Globalzusammenhang doch immer 
mehr an Bedeutung schrumpfende Europa. Es 
kann einmal dazu kommen, daß das, was wir 
als Grundordnung unseres Zusammenlebens 
bezeichnen, in der internationalen Auseinan­
dersetzung untergeht. Das gilt für Europa und 
das gilt natürlich insbesondere auch für einen 
Staat wie Österreich. 

Wir sind mit unseren Grundvorstellungen 
des Zusammenlebens auf Biegen und Bre­
chen mit Europa verbunden. Die Vorstellung, 
daß wir mit der Selbständigkeit, mit der dau­
ernden Neutralität über die Runden kommen, 
wenn einmal die internationale Auseinander­
setzung womöglich sogar in militärische Aus­
einandersetzungen mündet, ist ja Illusion. Wir 
können mit der dauernden Neutralität viel­
leicht die Chance haben, uns militärisch her­
auszuhalten. Aber wenn in Europa militärisch 
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etwas passiert, wenn es auch nur zu einer 
konventionellen Auseinandersetzung kommt, 
so ist doch völlig klar, daß unsere Lebensver­
hältnisse ganz massiv beeinflußt werden. Zu 
hoffen, daß wir uns so durchhanteln könnten 
wie seinerzeit die Schweiz, der das relativ gut 
gelungen ist, ist in einer künftigen Auseinan­
dersetzung auf keinen Fall als Muster anzu­
nehmen. Davon müsen wir ausgehen. 

Weil es eben das Zentrale unserer Sicher­
heitspolitik sein muß, die Lebens~erhältnisse 
einigermaßen so zu gestalten, wie wir es von 
den Grundwerten aus betrachten, müssen wir 
einen Weg gehen, der uns in Europa inte­
griert. Da ist ein Weg an den EG vorbei nicht 
zu finden. 

Kollege Steiner hat auf den Europarat hin­
gewiesen. Wir glauben auch, daß der Europa­
rat als die Dachorganisation der Demokratien 
Europas natürlich ein Instrument ist, das aus­
gebaut werden muß. Es ist vielleicht das 
Instrument, mit dem ein gewisser Zwang und 
Druck hergestellt werden kann in Richtung 
auf mehr europäische Integration und vor 
allem Kooperation zwischen den EG und den 
Nichtmitgliedern der Europäischen Gemein­
schaft. 

Ich glaube auch, daß wir als Parteien da 
eine ganz besondere Verantwortung haben, 
soweit wir in internationalen Organisationen 
und Parteibünden mitarbeiten. Wir haben, 
seitdem die Freiheitliche Partei der Liberalen 
Internationale angehört, bei allen möglichen 
Anlässen sehr bewußt die Europafrage und 
auch die Europaratsfrage angeschnitten. Wir 
hatten Gelegenheit, auf einem Kongreß der 
Europäischen Föderation liberaler Parteien 
vor einem halben Jahr den österreichischen 
Standpunkt klarzulegen, und wir haben Ver­
ständnis gefunden. Es hat uns besonders 
gefreut, in Zusammenarbeit mit den Freien 
Demokraten vom Außenminister der Bundes­
republik Deutschland hier in Wien eine Aus­
sage in Richtung Europarat zu bekommen; 
eine Aussage, die uns hoffnungsvoll stimmt, 
daß die Gefahr, daß sich das EG-Europa vom 
Europarat abkapselt, doch nicht gegeben ist. 

Genseher hat in dem Vortrag vor wenigen 
Wochen hier in Wien gesagt: "Wir haben wei­
ter vor allem im Europarat eine alle europäi­
schen Demokratien umfassende Organisa­
tion. Es muß unser gemeinsames Ziel sein, 
den Fortschritt der EG-Staaten zur Europäi­
schen Union Hand in Hand gehen zu lassen 
mit einer Stärkung des Europarates. Europä­
ische Gemeinschaft und Europarat ergänzen 
und brauchen einander. Für sie gelten die 
gleichen Wertvorstellungen. Beide sind der 
Einheit Europas verpflichtet. Das erfordert 

enge Verklammerung durch gegenseitige 
Information und Konsultation. Das muß für 
die Regierungen und für die Zusammenarbeit 
zwischen der Beratenden Versammlung des 
Europarates und dem europäischen Parla­
ment gelten." Ich glaube, es ist wirklich eine 
Aufgabe unserer Parteien, in den internatio­
nalen Parteiorganisationen diesen Stand­
punkt immer stark zu vertreten. Man kann 
auf dem Gebiet Erfolge erzielen. 

Nun zu einigen besonderen Kapiteln der 
Außenpolitik. An die Spitze sei ebenfalls die 
Nahostfrage gestellt. Wir hatten ja gestern in 
der Fragestunde die Möglichkeit, dieses 
Thema schon zu diskutieren. Wir stehen nicht 
an zu sagen, daß es natürlich auch eine Mög­
lichkeit Österreichs ist, in solch einem Kon­
flikt seinen Einfluß in Richtung Friedenser­
haltung und Entwicklung zum Frieden einzu­
setzen. Wir glauben nur, daß die Bundesregie­
rung durch den Bundeskanzler in diesem Fall 
zu weit in diese Problemlage hineingeschlit­
tert ist. Wir haben die Rückwirkungen auf 
Österreich gehabt, die wir alle bedauern. Ich 
brauche das nicht zu wiederholen, Kollege 
Steiner hat bereits darauf hingewiesen. Wir 
meinen, daß hier ein Zuviel an Aktivität 
gesetzt wurde. Das ist wiederholt auch von 
unserer Seite kritisiert worden. Ich möchte 
das jetzt gar nicht noch einmal wiederholen. 

Ich möchte nur auf ein, ich möchte fast 
sagen, psychologisches Moment in dem 
Zusammenhang hinweisen. Wir sind Zeugen 
der Entwicklung einer zunehmenden politi­
schen Isoliertheit Israels. Inwieweit das eine 
Konsequenz eigener falscher politischer 
Schwerpunkte ist oder nicht, darüber läßt sich 
natürlich debattieren. Faktum ist, daß dieser 
Staat mit dem Rücken zur Wand agiert. Da 
kommt meines Erachtens nun ein echt gefähr­
dendes Moment zu der gesamten schwierigen 

. Situation hinzu. 

Ein Staat in dieser Größenordnung, der mit 
dem Rücken zur Wand oder zum Meer steht, 
ist zumindest gefährdet, in eine Art Einkrei­
sungspsychose zu kommen. Wie gesagt, wie 
weit der eigene Schuldanteil Israels dabei 
reicht, soll hier gar nicht von mir debattiert 
werden. Aber wer sich eingekreist fühlt, hat 
zugleich auch die Psychose oder vielleicht 
auch das Bedürfnis, durchbrechen zu wollen. 
Ich sehe in dem Angriff der Israelis auf den 
irakisehen Atomreaktor ein typisches Bei­
spiel einer Überreaktion, die auch wir damals 
verurteilt haben. Aber man weiß nicht, was 
auf dem Gebiet noch alles denkbar ist. 

Ich meine deshalb, daß man in der politi­
schen Auseinandersetzung oder in den Kom­
mentaren zu dem Nahostkonflikt auf die 
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besondere Situation Israels mehr Rücksicht 
nehmen sollte. Israel droht immer stärker in 
die Isolation zu kommen, und diese Aus­
bruchsmentalität könnte natürlich eine ganz 
vehemente Kriegsgefahr bedeuten. 

Hinzu kommt, daß sich der Nahostkonflikt 
ja immer stärker in die Ost-West-Auseinan­
dersetzung hineinverlagert. Ich darf nur 
daran erinnern, daß die Ausstattung der 
Saudi-Araber mit schweren militärischen 
Gütern aus den Vereinigten Staaten dazu 
führt, daß Saudi-Arabien im Begriff ist, zu 
einer bedeutenden Militärmacht zu werden. 

Wenn man zum Beispiel mit einbezieht, daß 
Jordanien demnächst mit sowjetischen Rake­
tenwaffen - Boden-Luft-Raketen - ausge­
stattet sein wird, so sieht man, daß sich hier 
das Rüstungskarussell mit Hilfe der beiden 
Großmächte weiterhin bedrohlich verschnel­
lert. 

Die Kriegsgefahr in diesem Bereich ist eine 
ständige, und in der österreichischen Außen­
politik sollte daher auch, und zwar auch ver­
baliter, auf die Situation Israels Rücksicht 
genommen werden. 

Zu den Flüchtlingen ist auch schon einiges 
gesagt worden, ich möchte nur einige Sätze 
hinzufügen. Es ist richtig, daß ein Staat wie 
Österreich als Asylland seine Grenzen offen­
hält, wir Freiheitlichen halten das auch für 
richtig. Es ist auch logisch, daß damit 
beträchtliche Belastungen verbunden sind, 
finanzieller Natur, auch innerpolitischer 
Natur, aber ich möchte nur daran erinnern, 
daß noch bei jeder größeren Flüchtlingsbewe­
gung, die Österreich erreicht hat, in Öster­
reich aus der innerpolitischen Situation her­
aus, Kritik gekommen ist. Auch das ist viel­
leicht psychologisch verständlich, allerdings 
ist es meines Erachtens nicht richtig, denn 
eines ist klar: Bei jeder größeren Flüchtlings­
bewegung kommt, wenn ich mich so ausdrük­
ken darf, auch "Ruß" mit, es kommen krimi­
nelle Elemente mit, die dann besonders auf­
fallen. Daß Leute auf Grund ihrer besonderen 
Situation vielleicht in der einen oder anderen 
Verhaltensweise eben zu stark negativ aufge­
nommen werden, ist gleichfalls eine Realität. 
Das hat man 1956 im Falle der Ungarnflücht­
liJ;lge, auch 1968 im Zusammenhang mit den 
Tschechen und natürlich jetzt auch mit der 
Welle von polnischen Flüchtlingen erlebt. 

Aber ein Land, das sich der Freiheit ver­
pflichtet fühlt - da gebe ich dem Kollegen 
Steiner völlig recht -, das immer eine offene 
Grenze für Flüchtlinge gehabt hat, kann nicht 
einfach jetzt den Spieß umdrehen und sagen: 
Wenn es mir zu viel wird, dann sperre ich zu! 

Es ist ja die Haltung der Bundesregierung -
Außenminister Pahr hat das im Ausschuß 
deutlich gesagt -, daß von dieser offenen 
Flüchtlingspolitik nicht abgegangen wird, und 
das ist nur zu unterstützen. 

Aber eines muß in diesem Zusammenhang 
gesagt werden: Wenn gerade im Ost-West­
Konflikt immer vom Lager der Freiheit 
gegenüber dem der Unfreiheit gesprochen 
wird, kann aber auch die internationale west­
liche Welt Österreich bei diesen Belastungen 
nicht hängenlassen. 

Es läßt sich leicht sagen: Dort drüben 
herrscht Unfreiheit, hier herrscht Freiheit. 
Wenn aber Leute dort ihr Pinkerl packen und 
hierher kommen, dann spießt es sich auf ein­
mal, und dann ist von internationaler westli­
cher Solidarität und der Solidarität freier 
Länder relativ wenig zu spüren. Spüren muß 
es dann Österreich, das sich abstrampelt, mit 
gutem Willen abstrampelt. 

Aber es ist ebenso klar: Einwanderungsland 
kann Österreich nicht sein. Wir sind daher auf 
die internationale Solidarität angewiesen, und 
die Außenpolitik Österreichs hat alles zu 
unternehmen, damit sich diese internationale 
Solidarität auch in der Praxis der Flüchtlings­
aufnahme erweist. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ein paar Sätze noch zu Südtirol. Die Südti­
rol-Politik ist ein Geduldspiel, wie man weiß, 
und es ist einfach unverständlich, daß 
36 Jahre nach dem letzten Weltkrieg, 35 Jahre 
nach dem ersten Versuch einer politischen 
Lösung über die Pariser Verträge noch immer 
eine Volksgruppe inmitten Europas darum 
kämpfen muß, ihre Rechte zu bekommen, 
die zur Erhaltung ihrer ethnischen Substanz 
notwendig sind. Man sollte das einmal wirk­
lich in diesem europäischen Zusammenhang 
sehen. 

Es ist einfach unvorstellbar, daß eine Kul­
turnation wie Italien, das uns eine Rechtstra­
dition, auch das Einhalten von Verträgen 
übermittelt hat, daß ausgerechnet dieses 
Land bei der Erfüllung von Verträgen eine 
derart zaudernde Praxis folgen läßt. 

Österreich ist als Schutzmacht aufgerufen 
worden - wie bereits Kollege Steiner 
erwähnt hat - von der Südtiroler Volkspar­
tei, jetzt auch ganz offiziell bei der italieni­
schen Regierung zu intervenieren. Wir Frei­
heitlichen unterstützen das, wir erwarten, daß 
das mit entsprechendem Nachdruck, mit den 
entsprechenden inhaltlichen Schwerpunkten 
erfolgt; das ist unsere Aufgabe. Herr Bundes­
minister! Sie können sicher sein, in dieser 
Frage werden Sie sicherlich die Unterstüt-
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zung aller politischen Kräfte im vollsten Aus­
maß haben. 

Wir sehen die Gefahr, daß die Saat der 
Gewalt wieder aufgeht, die zu überhaupt 
nichts führt. Auch die Selbstbestimmungsde­
batte, die gerade am Parteitag der SVP wieder 
ausgebrochen ist, muß ebenfalls eine realisti­
sche politische Bewertung erfahren. 

Natürlich, das Selbstbestimmungsrecht der 
Südtiroler ist eine Ultima ratio, die als Grund­
recht weiter bestehen bleibt, nur sehen wir 
bei der Selbstbestimmung die Gefahr, daß das 
Instrumentarium, das zwischen Österreich, 
Italien und der Volksgruppe entwickelt 
wurde, daß dieser Operationskalender, die 
Möglichkeit Österreichs, für die Südtiroler 
auf internationaler Ebene einzugreifen, 
womöglich durch ein vorschnelles Berufen 
auf das Selbstbestimmungsrecht erschwert 
wird. 

Die Aufgabe wird sicherlich sein, mit größ­
tem politischen Druck aus Südtirol, aber auch 
von Österreich her auf die Erfüllung des 
Paketes zu dringen. Die Autonomie ist ein 
Teil dieses Selbstbestimmungsrechtes, und 
die Verwirklichung der Autonomie, der 
Abschluß dieser Entwicklung, des Erhaltungs­
willens der Südtiroler für ihre eigene Minder­
heit, dieser Weg sollte mit Nachdruck began­
gen werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Damit möchte ich schließen. Wir werden in 
der innenpolitischen parlamentarischen 
Debatte, was die Außenpolitik betrifft, sicher­
lich in Hinkunft ein größeres Interesse finden 
müssen, als das vielleicht heute, am ersten 
Budgettag, der Fall ist. 

Daß die Außenpolitik ganz beinhart in die 
Lebensverhältnisse jedes einzelnen Bürgers 
eingreift, ist eine Binsenwahrheit. Daß das 
außenpolitische Interesse, auch die Informa­
tion über Außenpolitik zu wünschen übrig 
läßt, weiß man auch. 

Die österreichische Außenpolitik, in einem 
Satz charakterisiert, kann vielleicht so zusam­
mengefaßt werden: Die außenpolitische Phan-: 
tasie ist groß. Das, was real getan wird, das, 
was an Budgetmitteln dafür bereitgestellt 
wird - ich habe besonders auf die kulturelle 
Außenpolitik hingewiesen -, hinkt nach. 

Aus diesen Gründen und deswegen, weil 
wir in verschiedenen Schwerpunktbereichen 
anderer Ansicht sind, lehnen wir das Kapitel 
Äußeres des Budgets ab. (Beifall bei der 
FPÖ.) 19.28 

Präsident Thalhammer: Nächster Redner 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Hesele. Ich 
erteile ihm das Wort. 

19.28 

Abgeordneter DDr. Hesele (SPÖ): Herr Prä­
sident! Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Die Sozialistische Partei wird diesem 
Budgetkapitel die Zustimmung geben, weil 
wir der Auffassung sind, daß damit dem 
Herrn Außenminister die notwendigen finan­
ziellen Mittel zur Verfügung gestellt werden, 
damit die erfolgreiche Außenpolitik so wie 
bisher auch im kommenden Jahr fortgesetzt 
werden kann. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte nur eine kleine Berichtigung 
anbringen. Herr Abgeordneter Steiner! Es ist 
richtig, daß die Budgetansätze für die interna­
tionalen Organisationen um einen sehr hohen 
Prozentsatz angehoben wurden. Der Herr 
Bundesminister hat ja im Ausschuß erklärt, 
warum das so sein mußte. Aber ich bitte, auch 
die zwei anderen Erhöhungen, den Sachauf­
wand mit 8,72 Prozent Erhöhung und die 
Erhöhung des Personalaufwandes um 
6,54 Prozent, in diesem Zusammenhang zu 
beachten. 

Natürlich können, meine Damen und Her­
ren, an jedes Budget mehr Anforderungen 
gestellt werden, als man dann tatsächlich 
auch erfüllen kann. Es ist kein Krisenbudget. 
Ich glaube, so ungefähr war die Äußerung des 
Abgeordneten Steiner. Nein, noch ärger: 
"Budgetmisere" sagte er. 

Wir bezeichnen unser Budget als Sparbud­
get, und diesem Sparbudget müssen sich 
natürlich auch die Angehörigen des Außenmi­
nisteriums unterordnen. Der Herr Bundesmi­
nister hat sich diesem Sparappell auch ange­
schlossen. Daher kann man mit der geringen 
Steigerung - Sachaufwand 8,72 Prozent und 
Personalaufwand 6,54 Prozent - das Auslan­
gen finden. Eine zweite Replik an den Abge­
ordneten Steiner: Das ist die Frage des Ver­
hältnisses der multilateralen Außenpolitik zur 
bilateralen Außenpolitik. Wir beide kennen 
den Mechanismus der Vereinten Nationen 
und haben, so glaube ich, auch eine reale Ein­
schätzung der Möglichkeiten, die eine inter­
nationale Organisation vollbringen kann. Ich 
verweise auf den Vortrag, den der Präsident 
der XXXV. Tagung der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen, Rüdiger von Wech­
mar, in Wien gehalten hat, der all das auf­
zählte, was die Vereinten Nationen können 
bzw. was sie nicht können. Der Vortrag ist 
sehr gut. Zwei Sätze daraus, meine Damen 
und Herren, ohne eine UNO-Debatte zu en­
trieren: 

Wir sollten die Vereinten Nationen nicht 
überfordern. Wir sollten keine Wunder von 
ihnen erwarten, aber wir sollten sie ernst neh­
men. 
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Ich glaube, das ist eine sehr vernünftige 
reale Einschätzung, nicht nur der Vereinten 
Nationen, sondern aller multilateralen Verei­
nigungen und Institutionen. 

Noch ein weiterer Satz daraus. Ich kann 
nicht beurteilen, ob das, Herr Bundesmini­
ster, für unsere Außenpolitik auch zutrifft. 
Rüdiger von Wechmar meinte, daß wir jetzt in 
den achtziger Jahren in eine Phase eintreten, 
von der ich annehmen möchte, daß sie uns 
noch eine ganze Weile begleitet. 

Ich möchte sie das multilaterale Zeitalter 
nennen. Er meint dann, daß bereits heute in 
den bilateralen Botschaften 75 Prozent der 
Tagesarbeit multilateralen Themen gelten. 
Sein Schlußsatz: 

Das heißt, Regierungen, auswärtige Dien­
ste, Parlament und Öffentlichkeit werden 
umlernen und erkennen müssen, daß hier 
eine Entwicklung vom Bilateralismus zum 
Multilateralismus im Gange ist. 

Ich kann das von mir aus nicht gleich beant­
worten. Ich wäre Ihnen sehr dankbar, Herr 
Bundesminister, wenn Sie vielleicht anläßlich 
der Debatte über den Außenpolitischen 
Bericht zu dieser sehr wichtigen, parteipoli­
tisch unabhängigen Frage Stellung nehmen 
könnten. 

Ich darf noch eine letzte Frage behandeln, 
bevor ich mich als Vorsitzender der Delega­
tion zum Europarat mit Problemen Europas 
und des Europarates etwas ausführlicher 
befasse. Das ist die Frage der Flüchtlinge. 
Meine Damen und Herren! Wir alle bekennen 
uns zur humanitären Außenpolitik. Nur dürf­
ten die Kollegen Steiner und Frischenschla­
ger nicht darüber informiert sein, wie viele 
Vorsorgen innenpolitisch für die Flüchtlings­
frage getroffen worden sind, denn in Traiskir­
chen wird seit dem Jahre 1956 ein Flüchtlings­
lager aufrechterhalten; jetzt ist es auch die 
Kaserne in Götzendorf. Wie viele Maßnahmen 
getroffen werden, wie viele Transportunter­
nehmer zum Beispiel eingesetzt werden, all 
das sind Vorsorgen, die man ja nicht vor fünf 
Jahren treffen konnte, sondern die man an 
Ort und Stelle im Zuge des Flüchtlingsstro­
mes treffen muß. 

Das Zusammenleben zwischen den Flücht­
lingen und der einheimischen Bevölkerung ist 
nicht immer friktionsfrei. Ich würde Sie bit­
ten, meine Damen und Herren, einmal den 
Gemeinderat von Traiskirchen zu konsultie­
ren, der selbstverständlich voll und ganz hin­
ter der humanitären Außenpolitik steht. Aber 
alle Fraktionen, auch die Fraktion der Volks­
partei, werden Ihnen sagen, wie schwierig es 
oft ist, an Ort und Stelle im täglichen Verkehr 

mit 2 000 Flüchtlingen - bei einer Einwoh­
nerzahl von 7 000 - auszukommen. Das sind 
die menschlichen Fragen, obwohl - das muß 
ich hier offen sagen - seitens des Innenmini­
steriums für alles vorgesorgt wurde. 

Ich kann nur unterstreichen, was der Abge­
ordnete Marsch und der Abgeordnete Steiner 
gesagt haben: Wir haben uns im Europarat 
schon sehr, sehr ausführlich mit der Flücht­
lingsfrage befaßt. Es ist aber für Österreich 
immer nur beim Schulterklopfen geblieben. 
Wir haben Anerkennung gefunden, daß wir 
als Erstland so viel tun für die Flüchtlinge. 
Aber niemand war bereit - im Rahmen des 
Europarates -, auch nur eine Verwendungs­
zusage zu geben, mehr Flüchtlinge aufzuneh­
men, obwohl ja, meine Damen und Herren, 
nicht unbekannt ist, daß nicht alle Flüchtlinge 
aus Polen politische Flüchtlinge sind. 

Die internationalen Organisationen und 
Staaten unterscheiden sehr genau zwischen 
den politischen und den Wirtschaftsflüchtlin­
gen. Das möchte ich auch sagen. Aber ich 
glaube, der Betrag von 800 Millionen Schil­
ling, der genannt wurde, ist angemessen für 
das österreichischeBudget und ist Ausdruck 
einer humanitären Außenpolitik. 

Eine Unterkommission der Flüchtlingskom­
mission des Europarates hat das Lager Trais­
kirchen, da dieses aus allen Nähten platzt, 
besichtigt. Auch dort nur eher verbales Lob, 
ohne eine Zusage, etwas mehr zu tun. Ich 
wollte das aber nur am Rande bemerken und 
mich jetzt den Fragen der Europapolitik und 
unserer Tätigkeit im Rahmen des Europara­
tes zuwenden. 

Die Mittel für unsere Delegation sind im 
Rahmen des Budgets des Außenministeriums 
veranschlagt. Die 1,8 Millionen Schilling, die 
die Delegation kostet, ist bei einem Gesamtvo­
lumen des Ressorts von 1,5 Milliarden nicht 
ein Prozentsatz, sondern nur ein Promillesatz. 

Aber, Herr Bundesminister, ich will nicht 
über die Höhe dieses Budgetansatzes klagen, 
denn ich kann Sie wirklich versichern, daß 
wir unsere Reisen sehr sparsam gestalten. -
Auch das sollte im Hohen Haus einmal in der 
Plenardebatte gesagt werden! - Wir werden 
auch im nächsten Jahr mit dem Voranschlag 
auskommen. Das werden sicher nur wenige 
Abteilungen und Vertretungsbehörden in 
Ihrem Haus, Herr Minister, von sich sagen 
können. Es ist das letzte Mal, daß dieser Vor­
anschlagssatz beim Kapi tel Äußeres auf­
scheint. Ab nächstem Jahr, ab 1. 1. 1983, soll 
die Delegation des Europarates beim Parla­
ment veranschlagt werden. Wir bedauern die 
Verschiebung der Budgetpost ganz besonders, 
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weil wir glauben, daß ein guter Kontakt zwi­
schen Delegation und Beamten des Außenmi­
nisteriums für den Meinungsaustausch sehr 
förderlich wäre. 

Meine Damen und Herren! Ich darf von die­
ser Stelle aus als derzeitiger Vorsitzender der 
Delegation, aber sicher auch im Namen der 
anderen Mitglieder allen Bediensteten des 
Außenministeriums, die für unsere Delega­
tion im ganz besonderen Maße tätig sind, mei­
nen herzlichen Dank aussprechen, vor allem 
der zuständigen Abteilung im Hause, dem 
Büro, aber auch allen Bediensteten bei den 
Vertretungsbehörden, die uns bei unseren 
Reisen betreuen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Sorgen, Herr Außenminister , die die 
gesamte Delegation bewegen, sind nicht 
finanzieller, sondern grundsätzlicher Natur. 
Wir haben anläßlich der letzten Parlamentari­
schen Versammlung sehr ausführlich darüber 
gesprochen, wie wir unsere künftige Arbeit 
im Europarat gestalten sollen, weil wir der 
Auffassung sind, daß manche Entwicklungen 
heute anders laufen, als sich dies unsere Vor­
gänger vorgestellt haben. Wir glauben - da 
gehen sicher alle drei Fraktionen konform -, 
daß der Europarat in den achtziger Jahren 
neue Impulse für seine Tätigkeit brauchen 
wird. 

Wir sind gut vertreten im Europarat: Wir 
stellen den VizGpräsidenten, wir stellen den 
Präsidenten der Christlichen Fraktion und 
des Wissenschafts ausschusses in der Person 
des Kollegen Blenk, wir stellen in der Politi­
schen Kommission als Berichterstatter den 
Abgeordneten Steiner, wir haben einige Stell­
vertreter und sind sehr aktiv. 

Aber, meine Damen und Herren: Wie meine 
beiden Vorredner Frischenschlager und Stei­
ner gesagt haben, sollen wir trotz dieser guten 
Vertretung und der vielen Aktivitäten nicht 
betriebsblind werden - wie ich das bereits 
erwähnt habe - für Entwicklungen, die in 
Europa vor sich gehen. 

Man kann dem Grundsatz zustimmen, daß 
Österreich den Europarat als _ Plattform für 
die Zusammenarbeit aller europäischen 
Demokratien betrachtet, wo wir als gleichbe­
rechtigtes Mitglied mitarbeiten können, und 
daß wir an der Tätigkeit des Europarates und 
seiner inneren Stärkung im besonderen Maße 
interessiert sind. Wir alle sind auch einer Mei­
nung, daß der Europarat ein Bindeglied zwi­
schen den 10 und den 21 Staaten in Europa 
sein soll. 

Aber leider, meine Damen und Herren, ist 
es meiner Ansicht nach etwas zu milde von 
meinen Vorrednern ausgedrückt worden, daß 

von den hohen Idealen des Europarates in der 
Realität und im politischen Alltag nicht viel 
mehr geblieben ist, weil die Entwicklung 
etwas anders läuft. Ich freue mich, daß der 
Außenminister Genscher sich so lobend über 
den Europarat ausgesprochen hat. Nur die 
Realität stimmt nicht, Steiner hat bereits 
zitiert, daß in der letzten Sitzung des Mini­
sterkomitees, wo alle Außenminister hätten 
vertreten sein sollen, um einen politischen 
Meinungsaustausch zu pflegen, die 10 Mini­
ster der Gemeinschaft gefehlt haben. Es war 
nicht das erste Mal, daß nur die Vertreter, die 
Außenminister der anderen Staaten anwe­
send waren. Dabei sind Genscher und 
Colombo ja gar nicht nach Brüssel gefahren, 
weil Genscher am 19. November vor dem 
Europäischen Parlament seine Europäische 
Union vorgestellt hat. 

Und noch etwas ist symptomatisch: Er wird 
ja den Vortrag nicht selbst konzipiert haben, 
den du zitiert hast. Die Beratende Versamm­
lung des Europarates ist sehr wichtig, wurde 
gesagt. Diese Institution heißt nämlich seit 
fünf Jahren Parlamentarische Versammlung. 
Es ist auch symptomatisch, daß man nicht 
einmal genau die Bezeichnung dieser Institu­
tion weiß. Aber daran soll es nicht liegen. Wir 
freuen uns über diese Zusage des Außenmini­
sters Genseher. Die Realität ist etwas anders, 
und wir begrüßen, Herr Bundesminister, Ihre 
sehr deutliche und Ihre eindeutige Stellung­
nahme in dieser Angelegenheit. 

Ab Mai des nächsten Jahres werden Sie auf 
ein halbes Jahr Präsident des Ministerkomi­
tees sein. Wir bitten Sie, Ihren Einfluß dahin 
gehend geltend zu machen, daß das Minister­
komitee ein Forum des politischen Meinungs­
austausches bleibt, in dem alle anstehenden 
politischen Fragen Europas besprochen wer­
den sollen, aber in Anwesenheit der Funktio­
näre, die in ihren Ländern für die Führung 
dieser Angelegenheiten zuständig sind und 
dort die politische Verantwortung tragen. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Das ganze ist eine Haltungsfrage. Ich 
würde sie ganz einfach eine Brüskierung des 
Ministerkomitees nennen, wenn 10 Außenmi­
nister, die maßgebenden Außenminister, feh­
len. 

Der Plan einer Europäischen Union, Kol­
lege Frischenschlager, ist von der Gemein- . 
schaft her, von den zehn Staaten der Gemein­
schaft, sehr zu begrüßen, weil sie sich zum 
Ziel setzt, alle derzeitigen Institutionen, wie 
Europäische Politische Zusammenarbeit, den 
Rat und so weiter, in einem Vertragswerk 
zusammenzuführen. 
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Was aber noch besonders gravierend ist in 
diesem Zusammenhang: Es soll auch ein Rat 
für kulturelle Zusammenarbeit geschaffen 
werden innerhalb der zehn oder sicherlich 
bald der zwölf Staaten der Gemeinschaft, weil 
man der Auffassung ist, daß der Europarat 
bisher kulturell überhaupt nichts zusammen­
gebracht hat. 

Der Herr Bundesminister hat im Finanz­
und Budgetausschuß diesbezüglich eine sehr 
klare Anwort gegeben: Es gibt für uns, da 
kann man meinen Vorrednern zustimmen, 
nur eine europäische Kultur, eine einheitliche 
europäische Kultur, und doch nicht um Gottes 
Willen eine Kulturaktivität der Gemeinschaf­
ten und Kulturaktivitäten der anderen Mit­
glieder des Europarates. Da wird mit ja der 
Herr Kollege Blenk vollinhaltlich zustimmen 
müssen. Er ist ja der Obmann des Wissen­
schaftsausschusses. Ich glaube, Herr Bundes­
minister, es ist nicht Sache der Parlamenta­
rier allein, sondern wir müssen auch im Mini­
sterkomitee versuchen, diese Zersplitterung 
Europas auf kulturellem Gebiet abzuwehren. 

Wir bekommen ja dankenswerterweise , 
Herr Außenminister , die Protokolle des Euro­
päischen Parlaments und auch die Vorschau 
auf die Tagesordnung. Das Parlament ist eben 
dabei, diese europäische politische Zusam­
menarbeit auszubauen, die Union zu stärken. 
Worum es dem Parlament in Straßburg geht, 
ist doch, dabeizusein und Mitwirkungsmög­
lichkeiten zu haben. Das ist durchaus begrü­
ßenswert. 

Nur bleibt mit einem Stärkerwerden, wie es 
von Außenminister Genseher vorgeschlagen 
wird, wie es auch die anderen Außenminister 
befürworten, der Europarat auf der Strecke. 
Das ist für uns überhaupt keine Frage. Wir 
haben ja - Frischenschlager war leider 
abwesend - die Möglichkeit gehabt, mit dem 
Präsidenten der Kommission, die seitens des 
Europäischen Parlaments zuständig ist, Kon­
takt aufzunehmen, mit dem Ministerpräsiden­
ten außer Dienst Goppel, und sehr ausführlich 
über die Fragen der Europäischen Union, der 
Europäischen politischen Zusammenarbeit zu 
sprechen. 

Herr Bundesminister! Er hat doch bestätigt, 
daß mit einem Stärkerwerden, mit einem Aus­
bau der Union die Rolle des Europarates 
geschwächt wird und wir vor der Situation 
stehen, neue Wege, neue Möglichkeiten der 
Belebung für den Europarat zu suchen. 

Diesem Informationsnotstand, den wir über 
die Tätigkeit des Europäischen Parlaments 
haben, soll abgeholfen werden durch die Kon­
taktgruppe, die voraussichtlich im nächsten 

Jahr dem Europäischen Parlament einen 
Besuch abstatten soll. Alle drei Fraktionen 
waren der Auffassung, daß man bei diesen 
Gesprächen nicht nur Fachfragen, wie Agrar­
fragen und Transitfragen, die sehr wichtig 
sind, sondern vor allem außenpolitische Fra­
gen und politische Fragen in den Mittelpunkt 
stellen sollte. 

Herr Bundesminister! Ich glaube, dieses 
Unbehagen über die Rolle des Europarates 
hat auch Ihr Außenministerium ergriffen. Bei 
der Botschafterkonferenz im April haben Sie 
ja einen eigenen Tagesordnungspunkt ge­
schaffen, nämlich die Rolle des Europarates 
in den Integrationsbestrebungen in Europa. 
Sie haben Grundlagen ausarbeiten lassen. 

Ein Zitat aus dem Papier der zuständigen 
Abteilung Ihres Hauses: 

Die Gefahr, daß der Europarat von den nun­
mehr zehn Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft und hier vor allem von den vier 
großen, der BRD, Frankreich, Großbritan­
nien ... , zu einer Alibi-Institution degradiert 
wird, wird sich noch vergrößern. 

Das ist, meine Damen und Herren, eine 
sehr, sehr ernste Aussage für unsere Mitwir­
kungsmöglichkeiten in der europäischen Inte­
gration, wenn die zuständige Abteilung zu die­
ser Feststellung kommt. 

Ich habe aber auch die Stellungnahme des 
Botschafters in Straßburg. Es gibt viele 
Gründe dafür, und es gibt viele Gründe dage­
gen. Ich glaube, der wichtigste Punkt ist, daß 
der politische Wille bei den Großen in Europa 
fehlt, über die eigene Union auf das größere 
Europa zu schauen. Sie haben ja sehr viele 
Vorschläge - ich kann in der Kürze der Zeit 
nicht alle nennen -, daß man bilateral - da 
gehe ich völlig konform mit dem außenpoliti­
schen Sprecher der ÖVP - immer wieder auf 
die Bedeutung des Europarates hinweisen 
müßte. Die Analysen der Berichte der Vertre­
tungsbehörden aus den Mitgliedstaaten des 
Europarates sind durchaus positiv, wenn man 
auch zwischen den Zeilen lesen kann, daß der 
eine oder andere Staat Bedenken gegen man­
che Kompetenzen des Europarates hat. 

Herr Außemninister! Zum Schluß drei Stel­
lungnahmen, von denen ich glaube, daß sie 
sehr ernst zu nehmen sind: Die Botschaft 
Genf berichtet - ich will das gar nicht wört­
lich vorlesen. -, daß der Europarat in Genf 
überhaupt keine Rolle spielt, daß im Rahmen 
der Vereinten Nationen in Genf als geschlos­
sene Staatengruppe nur die Europäische 
Gemeinschaft auftritt und daß der Europarat 
eine vollkommen periphere Rolle spielt - ich 

93. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 115 von 131

www.parlament.gv.at



9278 Nationalrat XV. GP - 93. Sitzung - 2. Dezember 1981 

DDr. Hesele 

will das nicht so zitieren -, daß nur krampf­
haft gesuchte Fragen seitens der Europarats­
mitglieder gestellt werden, wenn der General­
sekretär des Europarates gelegentlich nach 
Genf kommt. 

Meine Damen und Herren! Zweite Stellung­
nahme von der OECD, auch einer Organisa­
tion, an der wir sehr interessiert sein müssen, 
daß wir nicht nur bilateral dort vertreten sind, 
sondern daß wir vor allem als Europarat dort 
mitsprechen können. Es wird berichtet, daß 
wir seitens einzelner Funktionäre der OECD 
eher als eine provinzielle Organisation 
betrachtet werden, aber es wäre für die 
Zukunft des Europarates bedeutsam, auch die 
OECD stärker als bisher zur Zusammenarbeit 
mit dieser Organisation zu verhalten, wobei 
entsprechende Initiativen aus den Hauptstäd­
ten zu kommen haben werden. Die Stellung­
nahme aus den Vereinigten Staaten ist uns 
bekannt. Wir waren vor zwei Jahren mit der 
politischen Kommission des Europarates im 
State Department. Wir haben nicht die Auf­
nahme gefunden, die wir uns vorgestellt 
haben. Wir können eben nicht konkurrieren 
mit dem Europäischen Parlament, das an 
Wirtschaftskraft sehr viel mehr zu bieten hat, 
oder mit der Westeuropäischen Union usw. 

Ich glaube, Herr Bundesminister, wir müs­
sen versuchen, alle diese Erfahrungen, die wir 
gewonnen haben, die Parlamentarier und Sie 
als Vertreter des Ministerkomitees, zusam­
men und gemeinsam zu besprechen, daß der 
Europarat auch in den achtziger Jahren sei­
ner Rolle als Plattform für alle demokrati­
schen Staaten Europas gerecht werden kann. 
Dazu, meine Damen und Herren, bedarf es 
der Zusammenarbeit aller: des Ministeriums, 
aber auch der Parlamentarier und der priva­
ten Institutionen, die sich mit der Einigung 
Europas befassen. 

Dem Budgetkapitel Äußeres geben wir gern 
unsere Zustimmung. (Beifall bei der 
sm.) 19.53 

Präsident Thalhammer: Zum Wort gemel­
det ist der Herr Abgeordnete Dr. Ettmayer. 
Ich erteile es ihm. (Ruf bei der ÖVP: Warum 
hat der Hesele eigentlich aufgehört zu reden?) 

19.54 

Abgeordneter Dr. Ettmayer (ÖVP): Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Die heutige Budgetdebatte ist sicher­
lich geprägt von der ernsten internationalen 
Situation, in der wir uns befinden. Wir haben 
erst jetzt wieder von der neuen Enwicklung in 
Polen gehört, und es vergeht kaum ein Tag, 
wo wir nicht sehen, daß gerade im internatio-

nalen Bereich die Macht immer noch ein 
wesentliches Mittel der Politik ist. 

Es wird sehr viel vom Frieden gesprochen, 
aber die Rüstung steigt ständig. Wir haben 
immer neue Konferenzen, die einberufen wer­
den, und nach einer kurzen Euphorie müssen 
wir dann feststellen, welche Ernüchterung 
folgt. Und vor allem eines ist nach wie vor der 
Fall: Der ideologische Kampf geht unvermin­
dert weiter, vor allem deshalb, weil gerade 
eine Seite glaubt, daß die friedliche Koexi­
stenz für sie einen Sieg ohne Waffen bedeuten 
müsse. 

Darüber hinaus glaube ich, daß die Span­
nungen innerhalb der einzelnen Lager weiter 
anhalten werden. Wir wissen, daß so wie in 
Polen in anderen osteuropäischen Ländern 
eine Diskrepanz besteht zwischen den Wün­
schen der Bevölkerung und den Aspirationen 
der Regierung. 

Weil Kollege Hesele meines Erachtens rich­
tig und in richtiger Einschätzung der UNO 
gesagt hat, man soll nichts Unmögliches ver­
langen, möchte ich auch sagen, daß die Frie­
densordnung, wie sie 1945 konzipiert wurde, 
doch auf ganz anderen Voraussetzungen auf­
gebaut hat und heute eben weitgehend über­
holt und wenig effizient ist, zumindestens 
nicht so effizient, wie wir uns das seinerzeit 
vorgestellt haben. 

Ich glaube, gerade in dieser internationalen 
Situation braucht Österreich eine Außenpoli­
tik, die ausgewogen ist, wo die Neutralitäts­
politik im Vordergrund steht und eine Außen- . 
politik gerade durch ihre Ausgewogenheit die 
Sicherheit unseres Landes erhöht. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Ich sage dies deshalb ganz bewußt, Herr 
Bundesminister, weil ich gern einmal längere 
Zeit dafür verwendet hätte, mich der internen 
Führung des Hauses zu widmen: Den Fehlern, 
die Sie bei der Führung des Ressorts machen, 
beziehungsweise überhaupt einmal der Darle­
gung, wie Sie von innen her das Außenmini­
sterium führen. Sie sind als Minister gekom­
men und haben gesagt, die Strukturen des 
Ministeriums sind hoffnungslos überholt. Sie 
haben dabei nicht bedacht, daß Sie mit dem 
österreichischen diplomatischen Dienst wohl 
einen der besten, wenn nicht überhaupt den 
besten diplomatischen Dienst auf der ganzen 
Welt übernommen haben. Ich sage das nicht' 
so von ungefähr. Der Bundespräsident Öster­
reichs kommt aus dem diplomatischen Dienst, 
die Führer der beiden großen Parteien kom­
men aus dem diplomatischen Dienst, der Prä­
sidentschaftskandidat der FPÖ kommt aus 
dem diplomatischen Dienst, und die General-
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sekretäre des Europarates und der Vereinten 
Nationen kommen aus dem diplomatischen 
Dienst. 

Herr Bundesminister! Ich glaube, das allein 
zeigt schon, wie qualifiziert der österreichi­
sche diplomatische Dienst ist. (Abg. K i t tl : 
Der Ettmayer aber auch!) Ich habe mich nicht 
erwähnt. Das können Sie jederzeit machen. 
Ich bin Ihnen gar nicht böse, wenn Sie das 
machen. Herr Abgeordneter Kittl! Sie können 
das bei jeder Gelegenheit erwähnen. Ich bin 
sehr stolz darauf. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber ich möchte hier nur eines sagen: Da 
kommen Sie, Herr Bundesminister, überneh­
men diesen diplomatischen Dienst und sagen 
dann: Mit diesen Leuten kann man nicht 
arbeiten, mit dieser Organisation kann man 
nicht arbeiten! 

Jetzt möchte ich Sie fragen: Was haben Sie 
getan, um die Organisation dieses Hauses zu 
verbessern? Haben Sie ein entsprechendes 
Konzept entwickelt, und was haben Sie dabei 
erreicht? 

Ich kann Ihnen sagen, was in der Zwischen­
zeit geschehen ist, während Ihrer Amtsfüh­
rung: Ich habe hier ein Schreiben, das von 
Beamten des auswärtigen Dienstes verfaßt 
wurde, und zwar an die Personalvertretung 
im Bundesministerium für Auswärtige Ange­
legenheiten. Es wurde von Kollegen der ver­
schiedenen Fraktionen verfaßt. Hier heißt es: 

Zahllose Gespräche mit Kollegen haben die 
Unterzeichner dieses Schreibens in ihrem 
Eindruck bestärkt, daß die Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Bediensteten des 
Bundesministeriums für Auswärtige Angele­
genheiten sich zunehmend verschlechtern. 
Die dadurch hervorgerufene Frustrationen 
unc;l Resignationen haben nach unserem Ein­
druck bereits Auswirkungen auf Effizienz und 
Ansehen unseres Dienstes. 

Sehen Sie, Herr Bundesminister: ,Das ist 
passiert! Sie sind gekommen, haben diesen 
hervorragenden diplomatischen Dienst über­
nommen, haben gesagt, mit dem kann man 
nicht arbeiten, und die Kollegen haben jetzt 
in Reaktion darauf festgestellt, daß sich die 
Arbeits- und Lebensbedingungen im Außen­
ministerium ganz entscheidend verschlech­
tert haben. 

Das waren leider nicht die einzigen Maß­
nahmen, die Sie intern getroffen haben. Sie 
haben ein Redeverbot gegenüber Abgeordne­
ten erlassen, wo Sie in einer Weisung den 
Beamten mitgeteilt haben, daß der Verkehr in 
dienstlichen Angelegenheiten mit Mitgliedern 
der Parlamentsklubs und der politischen Par-

teien nur über das Generalsekretariat oder 
über ausdrückliche Weisung des Bundesmini­
sters erfolgen darf. (Abg. Dr. B 1 e n k : Aber! 
Aber!) 

Herr Bundesminister! Das ist doch unge­
heuerlich. Wenn ich als Abgeordneter mit 
einem Bediensteten des diplomatischen Dien­
stes des Außenministeriums reden will, dann 
darf ich das nicht. Ich hoffe, ich darf es als 
Bürger noch. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Das ist doch eine Diskriminierung des 
Abgeordneten, die meines Erachtens wirklich 
ungeheuerlich ist. 

Wenn Sie erst gerade in letzter Zeit wieder 
dargelegt haben, daß Sie durch Diskriminie­
rungen von Zeitschriften mit der Drohung, 
verschiedene Abonnements einzustellen, 
erreichen wollen, daß eine Affäre vertuscht 
wird, dann möchte ich Sie, Herr Bundesmini­
ster, fragen, welche Gesinnung daraus 
spricht, ob das eine demokratische Einstel­
lung ist. 

Ich habe bereits zu Beginn meiner Ausfüh­
rungen gesagt, daß die internationale Situa­
tion zu ernst ist, als daß wir uns ausschließ­
lich mit der internen Führung des Außenmini­
steriums befassen können. Ich möchte daher 
die Frage aufwerfen, was denn in unserer 
Außenpolitik geschehen ist, um das Vertrauen 
der Welt in Österreich in dieser international 
schwierigen Situation zu stärken, beziehungs­
weise auch fragen, wo dieses Vertrauen beein­
trächtigt wurde. 

Das Ziel unserer Außenpolitik und unserer 
Neutralitätspolitik muß es sein, die Sicherheit 
und die Stabilität unseres Landes zu erhöhen. 
Neutralität muß das Ziel verfolgen, daß 
unsere Unabhängigkeit nach außen glaubhaft -
dargestellt wird, vor allem auch im Hinblick 
auf die Zukunft, wo es darum geht, daß wir 
bei möglichst vielen Staaten möglichst viel 
Vertrauen genießen müssen. (Beifall bei der 
()VP.) . 

Österreich muß ein Interesse daran haben, 
daß man unsere Politik berechnen kann, und 
vor allem auch daran, daß wir in möglichst 
wenig Konflikte hineingezogen werden. 

Wir von der Österreichischen Volkspartei 
haben eine ganz klare Priorität. Wir wollen, 
daß wir möglichst gute Beziehungen, optimale 
Beziehungen zu den Signatarmächten des 
Staatsvertrages haben, daß wir gute 
Gesprächspartner in Washington, in Moskau, 
in Paris und in London vorfinden. Wir wollen 
unsere Beziehungen zu den Nachbarn immer 
weiter verbessern, und wir glauben, daß die 
internationale und die europäische Zusam-

641 
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menarbeit ein breites Betätigungsfeld offen­
lassen. 

. Wir glauben aber auch eines, Herr Bundes­
minister: Daß die einseitige Einmengung in 
Konflikte, ganz gleich, wo das ist und wo diese 
stattfinden, nicht dazu geeignet ist, das Ver­
trauen in unser Land und die Sicherheit unse­
res Landes zu erhöhen. Nicht nur deshalb, 
weil wir durch diese Einmengung in Kon­
flikte, wo immer sie stattfinden, von Mrika 
über Südamerika bis in den Nahen Osten, 
einen der Konfliktspartner uns gegenüber 
entfremden, sondern darüber hinaus auch 
Mißstimmungen bei den Großmächten her­
vorrufen. 

Der Status der dauernden Neutralität ist 
sicherlich nicht unabhängig von der Gesamt­
situation zu sehen. Wir haben uns 1955 zu 
einer Neutralität nach dem Muster der 
Schweiz bekannt. Ich sehe durchaus ein, und 
die Österreichische Volkspartei hat diesbe­
züglich sehr viel gemacht, etwa die Regierun­
gen Raab und Klaus, die die internationalen 
Organisationen nach Österreich geholt haben, 
daß wir im Rahmen dieser Neutralität ein gro­
ßes Feld von Aktivitäten entwickelt haben: im 
politischen Bereich, im wirtschaftlichen 
Bereich, im humanitären Bereich. 

Ich glaube aber, Herr Bundesminister 
und das möchte ich jetzt ganz deutlich unter­
streichen -, daß Sie Österreich und unserer 
Neutralitätspolitik einen schlechten Dienst 
erweisen, wenn Sie in internationalen Kon­
flikten einseitig Stellung nehmen. (Zustim­
mung bei der ÖVP.) 

Herr Bundesminister! Sie nehmen in wich­
tigen Auseinandersetzungen einseitig Stel­
lung, etwa im Nahost-Konflikt, im Verhältnis 
Ost-West, wenn Sie den Westen attackieren 
und gegenüber Übergriffen des Ostens tole­
rant sind. Und Sie nehmen einseitig Stellung 
in Entwicklungen in der Dritten Welt, etwa 
wenn es - ich werde dann noch näher darauf 
eingehen - um bürgerkriegsähnliche Situa­
tionen in Lateinamerika geht. 

Ich möchte jetzt zuerst die einseitige Hal­
tung, die Sie, Herr Bundesminister, im 
N ahost-Konflikt an den Tag gelegt haben, 
näher erörtern. 

Wir haben immer wieder gehört, daß Sie 
und der Herr Bundeskanzler als Wegbereiter 
für die PLO hervorgetreten sind. Da heißt es 
etwa in einer großen Überschrift der "Presse" 
vom 14. März 1980 bereits: 

Österreich als Wegbereiter der PLO. 
Kreisky urgiert Palästinenserstaat .. 

Dann heißt es weiter: 

Die nunmehrige offizielle Anerkennung der 
PLO durch die österreichische Bundesregie­
rung soll den Alleinvertretungsanspruch des 
palästinensischen Volkes dokumentieren. 
(Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Die gefährlichen 
Hobbys des Herrn Dr. Kreisky!) 

Der Herr Zentralsekretär Marsch hat schon 
versucht, als erfahrener und dialektisch 
geschulter Politiker doch noch zu erklären, 
daß diese Politik nicht so viele Nachteile für 
Österreich gebracht hat, wie das verschie­
dentlich dargelegt wird. 

Ich glaube aber, die Tatsache, daß es einem 
so erfahrenen Politiker - noch einmal gesagt 
- wie dem Herrn Zentralsekretär Marsch 
nicht gelingt, in wenigen Worten zu sagen, 
welche Vorteile diese Politik hat, das zeigt 
schon, daß wir uns auf einen sehr gefährli­
chen Weg begeben haben. 

Auf einen gefährlichen Weg deshalb, weil 
die Situation im Nahen Osten nicht nur 
undurchsichtig, sondern auch unklar und ver­
worren ist, wenn wir etwa die jüngste Gipfel­
konferenz der arabischen Staatsoberhäupter 
betrachten, wo ein Teil der arabischen Staa­
ten gar nicht vertretbar war. Oder wenn wir 
die schwierige Stellung der Palästinenser in 
ihrer gesamten Entwicklung betrachten, wo 
die Vorläuferorganisation der PLO, das palä­
stinensische Exekutivkomitee, ursprünglich 
von Saudi-Arabien gegen Ägypten unterstützt 
wurde, dann 1968 die ägyptische Unterstüt­
zung gefunden hat, die Palästinenser im 
Jahre 1970 aber aus Jordanien vertrieben 
wurden. 1976 ist es dann zum Konflikt mit 
Syrien gekommen. Syrien hat später eine 
eigene Gruppe geschaffen, die Saika-Gruppe. 
Abu Nidal wurde damals vom Irak unter­
stützt, heute wird die Abu-Nidal-Gruppe von 
Syrien unterstützt. Einige arabische Staaten 
werfen Syrien bereits vor, daß es die PLO zu 
stark beherrscht. 

Und in dieser verworrenen Situation glau­
ben Sie, Herr Bundesminister, irgendwelche 
Lorbeeren holen zu können! 

Das kann doch nicht richtig sein, weil wir 
uns mit dieser Politik nicht nur Feinde auf 
der anderen Seite schaffen, weil wir damit 
nicht nur einen Staat wie Israel entfremden, 
sondern, wie sich immer deutlicher zeigt, 
Konflikte, die dort stattfinden, nach Öster­
reich transportieren und importieren, und 
zwar deshalb nach Österreich importieren, 
weil es auch innerhalb der arabischen Länder 
verschiedene Gruppen und verschiedene 
Gruppierungen gibt, die dann durchaus auch 
nicht, wie die jüngste Entwicklung in Öster­
reich zeigt, positiv auf unser Land zu spre-
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chen sind. (Lebhafte Zustimmung bei der 
ÖVP.) 

Ich möchte Sie daher ganz deutlich fragen: 
Welche positiven Ergebnisse hat Ihre einsei­
tige, meines Erachtens nicht mehr neutrali­
tätsgerechte Nahost-Politik gebracht, wenn 
etwa der langjährige österreichische Bot­
schafter in Israel, Dr. Mussi, nach seiner 
Rückkehr nach Österreich darauf hingewie­
sen hat, daß die Beziehungen Österreichs zu 
Israel auf einem Tiefpunkt angelangt sind, 
wenn der Terror nach Österreich gebracht 
wurde und - das möchte ich auch ganz deut­
lich bei dieser Gelegenheit sagen - wenn 
durch die Politik der Bundesregierung im 

. Nahen Osten auch eine Verstimmung in Dritt­
ländern, etwa in den Vereinigten Staaten, ent­
standen ist? 

Ich glaube, daß die Nahost-Politik, die Sie· 
heute führen, Herr Bundesminister, derart 
einseitig ist, daß das mit einer ausgewogenen 
Neutralitätspolitk nichts mehr zu tun hat. 
(Lebhafte Zustimmung bei der ÖVP.) 

Ich möchte ein zweites Beispiel bringen, 
das sehr deutlich zeigt, wie einseitig Ihre Hal­
tung in wichtigen internationalen Auseinan­
dersetzungen ist: Sie attackieren den Westen, 
etwa wenn Sie die USA wegen der N eutronen­
bombe angreifen, und Sie unterstützen Kuba 
bei den Vereinten Nationen. 

Ich möchte eines ganz deutlich sagen: Nie­
mand ist für das Wettrüsten. Im Gegenteil, 
wir alle müssen sehr besorgt sein, vor allem 
deshalb, weil im Rüstungsbereich die techno­
logische Entwicklung bereits utopische 
Dimensionen angenommen hat, während das 
politische Krisenmanagement immer noch 
sehr konventionell ist. 

Aber noch etwas möchte ich ganz deutlich 
sagen: Illusionen nützen dem Frieden über­
haupt nichts, und auch Attacken auf die Verei­
nigten Staaten nützen dem Frieden nichts. 
Denn als Präsident Carter auf den Bau des 
Bombers B 1 verzichtet und die Produktion 
der Neutronenbombe vertagt hat - Sie wis­
sen, das war im letzten Jahr der Regierung 
Carter -, hat die Sowjetunion das sehr, sehr 
wohl benützt, entsprechend aufzurüsten. 

Das wird nicht nur von Leuten gesagt, die 
sich immer diesem Lager verbunden gefühlt 
haben, das wird auch heute in der "Zeit" ganz 
offen dargelegt. Ich habe erst in der heutigen 
Ausgabe von "Le Monde" einen größeren 
Artikel über die Entwicklung der Sicherheit 
in Europa gefunden. "Le Monde" dürfte Ihnen 
als Zeitung bekannt sein. Es ist eine große 
französische Zeitung, die innenpolitisch Mit­
terrand nahesteht. Und sogar diese Zeitung 

schreibt, daß es das Ziel der sowjetischen 
Strategen ist, die europäische Verteidigung zu 
spalten, und zwar so zu spalten, daß sich die 
Amerikaner möglichst zurückziehen und 
dann nur mehr Europa überbleibt. Und dann 
heißt es hier wörtlich, daß dadurch in Europa 
ein militärisches Übergewicht von 1 : 5 zugun­
sten der Sowjetunion bestünde. 

Und da glauben Sie, Herr Bundesminister, 
daß es etwa nützt, auf die Amerikaner loszu­
schlagen! 

Sie kennen den Ausspruch vom früheren 
Bundeskanzler Julius Raab, der einmal 
gesagt hat, man soll den russischen Bären 
nicht immer in den Schwanz zwicken. - Ich 
glaube, das ist eine ganz richtige Aussage. 

Ich möchte aber eines noch dazusagen: Man 
soll auch den amerikanischen Adler nicht 
immer in den Federn rupfen, Herr Bundesmi­
nister (Zustimmung bei der ÖVP), noch dazu, 
wo es die Schwingen dieses Adlers sind, die 
das Gleichgewicht in Europa sicherstellen, 
und unsere Freiheit und Unabhängigkeit ist 
weitgehend eine Auswirkung dieses Gleichge­
wichtes. (Abg. Dr. He seI e: Die Beziehun­
gen zu den Vereinigten Staaten stehen über­
haupt nicht zur Debatte!) Zur sozialistischen 
Haltung komme ich schon zu sprechen. (Abg. 
Dr. He seI e : Im Oktober waren wir in Ame­
rika! Kollege Höchtl, du mußt wissen, welch 
gutes Entree wir hatten!) 

Wenn ich hier etwa, Herr Bundesminister, 
in der "Kronen-Zeitung" lese: Pahr empört 
über Neutronenbombe Außenminister 
Pahr hat in einem ORF-Interview den Bau 
der Neutronenbombe als bedauerliche Ent­
wicklung zu einer neuen gefährlichen 
Rüstungsrunde bezeichnet und die Entschei­
dung Präsident Reagans als schweren Schlag 
gegen die Bemühungen zur Weiterführung 
der Entspannung kritisiert!, dann frage ich 
mich: Wozu machen Sie das? - Offensichtlich 
deshalb, um als heimatloser Politiker - um 
nicht zu sagen als grundsatz loser Politiker -
irgendwo und irgendwann einen Halt zu fin­
den, einen Halt zu finden bei Gruppen, von 
denen Sie glauben, daß Sie sich damit in einer 
politischen Partei in Österreich verankern 
können. 

Ich möchte ganz deutlich sagen, daß ich 
mich mit den Erklärungen von Zentralsekre­
tär Marsch zur Neutralität und zur Ausgewo­
genheit durchaus identifizieren kann. Ich 
kann mich aber nicht identifizieren mit den 
Äußerungen, die Sie, Herr Bundesminister, 
gemacht haben beziehungsweise die man 
manchmal in der ,,Arbeiter-Zeitung" liest. 

Ich habe die "Neue Zürcher Zeitung" vom 
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20. November 1981 vor mir. Hier steht ein gro­
ßer Artikel über den wachsenden Antiameri­
kanismus in Österreich. Und da heißt es dann 
weiter in einer Zwischenüberschrift: 

Tendenziöse ,,Arbeiter-Zeitung". Und zur 
,,Arbeiter-Zeitung" wird dann folgendes 
gesagt: 

Hier wird die amerikanische Politik nicht 
mehr kritisiert, sondern entweder ins Lächer­
liche gezogen oder als Werk von Verantwor­
tungslosen dargestellt. Über den Inhalt der 
Artikel ließe sich noch diskutieren, die Über­
schriften hingegen verraten eine eindeutige 
Tendenz. In einer einzigen Ausgabe waren die 
folgenden Titel zu lesen: Reagan-Kurs 
bedroht den Weltfrieden. Haig zündelt. US­
Hilfe für Umsturz in Nicaragua. Der atomare 
Holocaust droht. Keine Rettung durch Politik 
der Stärke. Und dergleichen. 

Ich weiß sehr wohl, Herr Bundesminister, 
daß es diese Strömungen innerhalb der Sozia­
listischen Partei gibt. Und Sie glauben offen­
sichtlich, Sie müssen sich, um Ihre grundsatz­
politische Leere etwas aufzufüllen, gleich die­
sen Tendenzen anschließen und nicht jenen 
gemäßigten, die es innerhalb der Sozialisti­
schen Partei sehr wohl auch gibt. 

Ich kann mir vorstellen, daß Sie mir jetzt 
entgegenhalten, Sie haben ja erst unlängst 
den amerikanischen Außenminister Haig 
besucht. (Abg. Dr. He seI e: Über Einla­
dung!) Über Einladung. Der Kollege Hesele 
weiß es. Ich war gerade auch in den Vereinig­
ten Staaten. Ich habe gehört, die Unterredung 
mit Außenminister Haig - so wurde gesagt 
- hat ganze 181f2 Minuten gedauert und wird 
auch noch entsprechend belächelt in Washing­
ton. 

Aber es ist ja nicht das einzige Beispiel 
dafür, Herr Bundesminister, welch einseitige 
Haltung Sie in einer wichtigen ideologischen 
Auseinandersetzung einnehmen. Es war eine 
Brüskierung des gesamten Westens, daß auf 
Ihre persönliche Weisung hin Österreich in 
den Vereinten Nationen Kuba unterstützt hat 
(Zustimmung bei der ÖVP), worüber nicht nur 
die westlichen, sondern auch viele blockfreie 
Staaten empört waren. Ich lese Ihnen jetzt 
vor, was die "Neue Zürcher Zeitung" zu dem 
Votum schreibt, das Kuba nach der Invasion 
Mghanistans durch sowjetische Truppen 
abgegeben hat. Hier heißt es: 

Kuba meldete sich - also bei der Verteidi­
gung dieser Invasion von Mghanistan - erst 
zuallerletzt zu Wort, ließ dann aber eine vehe­
mente Verteidigungs rede für die Sowjets vom 

. Stapel. Man werde niemals Wasser aUf die 
Mühlen der Reaktionäre und Imperialisten 

gießen, rief der kubanische Delegierte aus, 
und man werde nicht gegen den Sozialismus 
und für die Komplizen des Zionismus stim­
men. 

Und dieses Land, Herr Bundesminister, 
diese antiwestliche Haltung, haben Sie durch 
Ihre Weisung unterstützt. (Abg. Fi ster: Er 
begreift die inneren Zusammenhänge nich t!) 
Ich begreife die inneren Zusammenhänge 
sehr wohl, und ich hoffe, daß auch Sie lang­
sam begreifen, daß diese Politik mit einer aus­
gewogenen Neutralitätspolitik nichts mehr zu 
tun hat. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Diese harte Kritik der Amerikaner, diese 
harte Kritik des Westens wird auf der ande­
ren Seite ausgeglichen durch eine Beschöni­
gung dort, wo es um Übergriffe des Ostens 
geht, die unser Land sehr wohl direkt berüh­
ren. Sie sprechen immer wieder davon, daß 
sich unsere Beziehungen zur CSSR weiter 
positiv entwickelt haben, wie es im letzten 
Außenpolitischen Bericht etwa noch heißt. 
Trotz des Spionagefalls Hodic. Im Gegensatz 
- das möchte ich auch klarstellen - zu Ihrer 
Aussage, Sie hätten den Akt nur unterschrie­
ben, hat der Herr Innenminister gesagt, Sie 
haben sehr wohl für Hodic eine Empfehlung 
abgegeben. Trotz der Tatsache, daß etwa der 
Erzbischof Jachym keine Einreisebewilligung 
erhalten hat, als er zur Amtseinführung des 
Erzbischofs nach Prag fahren wollte. Oder 
daß ein österreichischer Staatsbürger wie Dr. 
Aigner aufgehalten wurde, als er für Amnesty 
International zu Dissidentenprozessen in die 
Tschechoslowakei fahren wollte. Daß die Ver­
handlungen über die Kontrolle des Kernkraft­
werkes, das die Tschechoslowakei in Grenz­
nähe gebaut hat, in keiner Weise weitergegan­
gen sind. Daß ein Vertreter der tschechoslo­
wakischen Botschaft Österreich beschimpft 
und gesagt hat, wir sind auf die Tschechoslo­
wakei sehr viel stärker angewiesen als umge­
kehrt. 

Und es ist eine Tatsache, daß das Gastspiel 
des Burgtheaters in der Tschechoslowakei tot­
geschwiegen wurde, ja daß sogar ein ORF­
Team zum Zeitpunkt, wo Sie, Herr Bundesmi­
nister, den Besuch durchgeführt haben, in 
Prag verhaftet wurde. Da habe ich nicht 
gehört, Herr Bundesminister, daß Sie entspre­
chend protestiert hätten. Nein, Sie gehen auf 
den Westen los, Sie gehen auf die Vereinigten 
Staaten los; offensichtlich ist das leichter für 
Sie. 

Ich habe auch nicht gehört, Herr Bundesmi­
nister, daß Sie Syrien einmal in irgendeiner 
Weise zurechtgewiesen hätten, wo wir doch 
wissen, daß die Terrorakte, von denen wir 
hier in diesem Hohen Haus schon oft und 
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immer wieder gesprochen haben, inklusive 
des tragischen Nittel-Mordes, inklusive des 
Anschlages auf das Bethaus, inklusive des 
Anschlages auf die israelische Botschaft von 
einer Gruppe ausgehen, die in Syrien ihren 
Sitz hat, und wo uns bekannt ist, daß heute in 
Syrien ein politisches System herrscht, das 
genau weiß und das genau kontrollieren kann, 
welche Aktivitäten diesbezüglich gesetzt wer­
den. 

Ich glaube, Herr Bundesminister, daß das 
einige Beweise dafür sind, daß Sie in der Poli­
tik, die den Nahen Osten betrifft, in der Poli­
tik, die Länder der Dritten Welt betrifft, in den 
ganzen Ost-West-Beziehungen heute bei wei­
tem nicht mehr die ausgewogene Neutralitäts­
politik verfolgen, von der wir glauben, daß sie 
die Sicherheit und die Interessen unseres 
Landes schützt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn ich sage, daß Sie auch im Hinblick 
auf die Dritte Welt, dort, wo bürgerkriegsähn­
liche Situationen herrschen, nicht ausgewo­
gen sind, dann könnte ich Beispiele nennen 
von Südafrika über Namibia bis zu Kambod­
scha, wo, glaube ich, heute einmal gesagt 
wurde, Sie hätten dort eine großartige Rolle 
gespielt, wo ich aber weiß, daß Sie mit einem 
Streitpartner, nämlich mit Vietnam, nicht ein­
mal ins Gespräch kommen konnten. Oder 
wenn Sie seinerzeit einmal nach einer Rück­
kehr aus Nicaragua gesagt haben, wie großar­
tig die Entwicklung dort ist und wieviel Öster­
reich für die Entwicklung der Sandinisten in 
diesem Land getan hat, dann können wir 
heute feststellen, daß die Presse dort unter­
drückt wird, daß die Gewerkschaften dort ver­
boten wurden und daß Unternehmer einge­
sperrt worden sind. Also auch hier kann man 
sehr deutlich feststellen, daß die Politik der 
Einseitigkeit, wie sie vom Außenminister ~er­
folgt wurde, nichts bringt. 

Wir von der Österreichischen Volkspartei 
wollen eine ausgewogene Neutralitätspolitik. 
Wir glauben, daß man insbesondere bei Kon­
flikten nicht einseitig Stellung beziehen kann, 
daß man sich bei Konflikten nicht einseitig 
einmischen kann. 

Die Aktivität und die Tatsache, daß auch 
ein Neutraler aktiv sein kann, soll durchaus 
und in keiner Weise bestritten werden. Aber 
die immerwährende und dauernde Neutralität 
dient der Verteidigung der Unabhängigkeit 
unseres Landes und dient, Herr Bundesmini­
ster, nicht dazu, daß Sie sich in für uns und 
für unsere Sicherheit gefährlicher Weise ein­
seitig exponieren. 

Es wurde in den letzten Tagen wieder ein­
mal diskutiert, ob unsere Neutralitätspolitik 

mehr nach dem Muster der Schweiz oder 
mehr nach dem Muster Schwedens ausge­
richtet ist. 

Ich darf Ihnen dazu, Herr Bundesminister, 
eines sagen: Wenn Sie weiterhin in so ent­
scheidenden Fragen, wie ich sie aufgezählt 
habe, wie Nahost, Ost-West, Dritte Welt, eine 
derart einseitige Politik machen, dann ist das 
überhaupt keine Neutralitätspolitik mehr. 
(Zustimmung bei der OVP.) 

Ich möchte mich an die 20-Minuten-Grenze 
halten, sonst hätte ich Ihnen noch eine ganze 
Reihe von Bereichen aufzählen können, wo 
Sie sich sehr wohl aktiv engagieren könnten, 
etwa im Bereich der Auslandskulturpolitik, 
wo der Name und der Begriff Sparbudget 
wirklich gerechtfertigt ist, weil in diesem 
Bereich die Mittel stark zurückgegangen sind, 
was den operativen Bereich betrifft. Ich 
könnte die KSZE anführen, wo die österrei­
chischen Vertreter hervorragend gearbeitet 
haben und wo wir durchaus versuchen sollten, 
daß das Vertrauen, das einmal geschaffen 
wurde, weiter erhalten bleibt. 

Ich möchte aber noch einmal zum Abschluß 
sagen, Herr Bundesminister: Eine Neutrali­
tätspolitik liegt nur dann vor, wenn sie ausge­
wogen ist, und nur dann nützt sie den Interes­
sen und der Sicherheit unseres Landes. (Bei­
fall bei der OVP.) 20.23 

Präsident Thalhammer: Zum Wort gemel­
det hat sich der Herr Bundesminister Dr. 
Pahr. 

Bitte, Herr Bundesminister. 

20.23 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Pahr: Herr Präsident! Hohes Haus! 
Das Budget des Außenministeriums ist, wie 
das ja schon zur Tradition gehört, wieder das 
kleinste, verglichen mit den Budgets aller 
anderen Ministerien. Aber immerhin sind es 
heuer wieder über 0,4 Prozent mehr als in den 
letzten Jahren. Das ist, glaube ich, auch ein 
Zeichen der Bedeutung, die diese Regierung 
der Außenpolitik beimißt. 

Wir hätten uns natürlich - und ich persön­
lich - sehr wohl noch viel mehr gewünscht, 
denn es gäbe sehr viel mehr noch zu tun, 
wenn mehr Mittel dafür vohanden wären. 

Das gilt insbesondere für die Auslandskul­
turpolitik. Allerdings darf man den Umfang 
der Auslandskulturpolitik nicht allein an 
jenen Ansätzen messen, die dafür im Budget 
des Außenministeriums vorhanden sind. Ein 
sehr erheblicher Teil der Auslandskulturpoli­
tik wird ja auf Grund von Budgetansätzen 
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durchgeführt, die sich in den Budgets des Wis­
senschaftsministeriums und des Unterrichts­
ministeriums finden. Das Außenministerium 
hat ja gerade auch auf dem Gebiet der 
Auslandskultur neben eigenen Aktivitäten 
eine sehr wichtige koordinierende Funktion. 
Daher müßte man die Gesamtheit der 
Ansätze sehen, um zu wissen, wieviel diese 
Regierung für die Auslandskulturpolitik in 
Wahrheit aufwendet. (Beifall bei der SPÖ.) 

Trotz des sehr sparsamen Budgets, das 
auch wir nur zur Verfügung haben, ist es mög­
lich gewesen, immerhin für die Verbesserung 
unserer Arbeitsbedingungen, für den Sach­
aufwand heuer um 18,7 Prozent mehr vorzuse­
hen als im vergangenen Jahr. Ich betrachte 
das als einen Fortschritt in den Bedingungen 
für die Arbeit im Rahmen des Außenministe­
riums. 

Beim Personalaufwand muß ich zunächst 
feststellen, daß die schwierigen Arbeitsbedin­
gungen vor allem im Ausland noch nicht in 
voller Weise abgegolten werden konnten. 
Aber auch hier sind es heuer trotz größter 
Sparsamkeit immerhin 6,54 Prozent mehr als 
im Vorjahr. Wenn man in Betracht zieht, daß 
der Personalstand gleichgeblieben ist, wenn 
man in Betracht zieht, daß die normale Stei­
gerung 6 Prozent beträgt, so bedeutet dies 
doch eine gewisse Verbesserung bei den Aus­
landsbezügen, die über diesen 6 Prozent liegt 
- etwas, wofür ich, wenn dieses Budget ange­
nommen wird, im Namen der Bediensteten 
meines Hauses schon jetzt danken möchte. 

Auf dem Personalsektor kann man, glaube 
ich, überhaupt eine sehr positive Entwicklung 
feststellen, die vor allem auch darin zum Aus­
druck kommt, daß im letzten Jahr das Inter­
esse am auswärtigen Dienst überdurch­
schnittlich gestiegen ist. Wir haben heute 
mehr Interessenten beim Prealable als jemals 
zuvor, seit es ein Prealable gibt. Das zeigt, 
welches Ansehen die Arbeit im Außenministe­
rium auch in der öffentlichen Meinung 
genießt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Auf politischem Gebiet haben wir unsere 
Arbeit konsequent fortgesetzt. Wir haben kon­
sequent unsere Sicherheitspolitik auf den 
Grundlagen der immerwährenden Neutrali­
tät, der Zugehörigkeit zu den Vereinten Natio­
nen, der Zugehörigkeit zu den pluralistisch­
demokratischen Staaten dieser Welt und vor 
allem auch auf der Grundlage des Staatsver­
trages durchgeführt. 

Und hier lassen Sie mich vielleicht zwei 
Probleme aus der Nachbarschaftspolitik 
besonders erwähnen, weil sie uns mit großer 
Sorge erfüllen. 

Das Verhältnis zur CSSR ist nicht so, wie 
wir es uns wünschen würden. Wir haben nach 
wie vor die Hoffnung, daß es möglich ist, 
durch konstruktive Verhandlungen jenen 
Zustand herbeizuführen, den wir im Verhält­
nis zu anderen Staaten haben, die ebenfalls 
eine verschiedene ideologische Wirtschafts­
und Sozialordnung haben. 

Wir haben wegen dieser Probleme den 
Besuch des tschechischen Staatspräsidenten 
in Österreich hinausgeschoben, und wir hof­
fen, daß es gelingt, diese Probleme so recht­
zeitig zu lösen, daß es möglichst bald zu einer 
Nachholung dieses Besuches kommen kann. 
Diese Probleme sind bekannt, sie sind vor 
allem auch unseren tschechischen Partnern 
bekannt, und wir hoffen, daß sie nicht nur mit 
leeren Worten immer das Interesse an guten 
Beziehungen mit Österreich unterstreichen, 
sondern auch durch Taten, durch eine kon­
struktive Verhandlung über diese offenen 
Probleme. 

Ein zweites Problem unserer Nachbar­
schaftspolitik ist Südtirol. Südtirol war und ist 
und wird immer ein Anliegen der österreichi­
schen Außenpolitik sein. Das Bekenntnis zum 
Pariser Vertrag ist Grundlage dieser Südtirol­
Politik. 

Wir müssen heute nach zwölf Jahren fest­
stellen, daß die Vereinbarung über die Auto­
nomie Südtirols noch immer nicht voll erfüllt 
ist, und zwar in sehr wesentlichen Punkten 
nicht voll erfüllt ist, in Punkten, die für die 
Erhaltung des Tiroler Volkstums in Südtirol 
von essentieller Bedeutung sind, hier vor 
allem was die Frage der Verwendung der 
deutschen Sprache vor den Gerichten und 
Verwaltungsbehörden betrifft. 

Ich habe mit großer Befriedigung zur 
Kenntnis genommen, daß heute wieder eine 
aktive Mitwirkung Wiens und Österreichs bei 
der Regelung dieser noch offenen Fragen 
gewünscht wird. Ich habe von allem Anfang 
an eine solche Unterstützung Österreichs 
angeboten. Estmals im Herbst 1979 hat man 
sich bereit erklärt mit einer Intervention 
Österreichs, die wir in der Folge mehrmals 
wiederholt haben. Es ist in den Vereinbarun­
gEm, die wir zwischen Bozen, Innsbruck und 
Wien getroffen haben, stets eine formelle 
Intervention gewesen. Ich hoffe, daß wir in 
den von mir angeregten Gesprächen, wieder 
zwischen Bozen, Innsbruck und Wien, zu 
einer mehr konkreteren Intervention kom­
men können. 

Zur Europa-Politik, um auch auf diese für 
uns so wichtige Frage einzugehen, möchte ich 
zu den Ausführungen von Herrn Abgeordne­
ten Frischenschlager vor allem eines sagen: 
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Wir wünschen eine sehr enge Zusammenar­
beit mit der Europäischen Gemeinschaft, aber 
wir glauben, daß eine Vollmitgliedschaft nicht 
in Frage kommt. (Zwischenruf: Wer ist" wir"?) 
Die Bundesregierung. (Beifall und Heiterkeit 
bei der SPÖ. - Zwischenruf des Abg. Dr. 
K 0 h 1 mai er.) Eine Vollmitgliedschaft 
kommt nicht in Frage, weil sie nach aner­
kannter Auffassung mit der immerwähren­
den Neutralität nicht vereinbar ist. Und ich 
glaube, daß wir gerade im gegenwärtigen 
Zeitpunkt jede Diskussion über die Neutrali­
tät, die ja eines der Grundgesetze unserer 
Außenpolitik und unserer Verfassungsrechts­
ordnung ist, vermeiden müssen. 

Im Verhältnis zur Europäischen Gemein­
schaft gibt es Fragen, die zweifellos noch 
nicht befriedigend gelöst sind. Das gilt für die 
Landwirtschaft genauso wie für das Transit­
problem, und wir werden uns weiterhin für 
die Lösung dieser Fragen einsetzen. 

Aber das Instrument der europäischen 
Zusammenarbeit ist für Österreich der Euro­
parat. Daher kann ich die große Sorge, die 
von mehreren der Herren Abgeordneten zum 
Ausdruck gebracht wurde - vom Abgeordne­
ten Steiner, vom Abgeordneten Hesele, vom 
Abgeordneten Frischenschlager -, nur voll 
unterstreichen und teilen. 

Der Europarat ist für uns ein gemeinsames 
Forum der Zusammenarbeit aller plurali­
stisch-demokratischen Staaten Europas. Wir 
müssen mit Besorgnis feststellen, daß dieser 
Europarat immer mehr austrocknet. Ich darf 
wirklich sagen "austrocknet" , denn wenn 
man sich nur das heurige Budget des Europa­
rates anschaut, das vor kurzem genehmigt 
wurde, sieht man: Es ist ein Budget, das in 
Wahrheit, wenn man die Inflationsrate in 
Frankreich in Betracht zieht, ein Minus­
wachstum aufweist, ein Minuswachstum, das 
noch deshalb viel größer wird, weil ja der Per­
sonalaufwand des Europarates auf Grund der 
bestehenden Verträge mehr als Null und 
mehr als Minus wächst. Das heißt, für die sub­
stantielle Arbeit des Europarates bleibt 
immer weniger übrig. 

Besonders deutlich für die geringe Beach­
tung, die der Europarat heute bei den Staaten 
der Europäischen Gemeinschaft findet, ist 
nicht nur die schon erwähnte Tatsache, daß 
bei der letzten Sitzung des Ministerkomitees 
nicht nur, was auch schon in der Vergangen­
heit geschehen ist, wenige, ja in diesem Fall 
kein Minister von Staaten der Europäischen 
Gemeinschaft anwesend waren, sondern auch 
die Tatsache - und das ist erstmals in der 
Geschichte -, daß an dem Tag, für den der 
Europarat schon ein Jahr vorher die Sitzung 

seines Ministerkomitees festgesetzt hatte, die 
Europäische Gemeinschaft kurzfristig eine 
andere Ministertagung einberufen hat. Das 
ist etwas Einmaliges und zeigt, welch geringe 
Beachtung der Europarat leider bei der Euro­
päischen Gemeinschaft findet. (Abg. S te i n -
bau e r: Und was haben Sie jetzt getan? -
Zwischenruf des Abg. Dr. BI e n k.) 

Ich glaube, daß es notwendig ist (Abg. 
S te i n bau er: Was haben Sie getan?), daß 
alle gemeinsam sich wieder für die Notwen­
digkeit einsetzen, daß der Europarat eben in 
seiner Bedeutung erhalten wird. Daher ist es 
notwendig, daß man auch versucht, die Arbeit 
des Europarates zu intensivieren. Ich habe 
einen diesbezüglichen Vorschlag dem Gene­
ralsekretär des Europarates unterbreitet. Die­
ser Vorschlag ist vom Ministerkomitee des 
Europarates angenommen worden. Ich bin 
sicher, daß der Generalsekretär Mittel und 
Wege finden wird, die Behinderungen, die 
bürokratischen Behinderungen, die sich im 
Laufe der Jahre hinsichtlich der Arbeit des 
Europarates entwickelt haben, abzubauen. 
(Beifall bei der' SPÖ. - Abg. DDr. K ö n ig: 
Können wir den auch erfahren, Herr Mini­
ster?) Ich bin gern bereit, auf eine parlamen­
tarische Anfrage darauf zu antworten, ich 
würde jetzt die mir zustehende Zeit weit über­
ziehen. (Abg. DDr. K Ö n i g: Wir haben den 
Generalsekretär' da! Es wäre interessant, das 
zu wissen! - Abg. S t ein bau er: Er wird 
sich das in der Nacht zurechtlegen!) 

Der dritte Bereich der europäischen Zusam­
menarbeit ist die Zusammenarbeit im Inter­
esse der europäischen Sicherheit, und hier 
wurde im Rahmen von Madrid ein Forum 
geschaffen, das bemüht ist, Fortschritte zu 
erzielen. Wir müssen gerade im gegenwärti­
gen Zeitpunkt feststellen, daß die Fortschritte 
in Madrid sehr gering sind. Man hat sich auf 
der Grundlage einer Arbeitsunterlage, die von 
den Neutralen und den Blockfreien vorgelegt 
wurde, auf etwa 80 Prozent der offenen Fra­
gen geeinigt, weitere 20 Prozent sind offen, 
und hier ist die Chance für eine Lösung noch 
vor Weihnachten sehr gering. Wir müssen 
daher damit rechnen, daß diese Konferenz, 
die bereits mehr als ein Jahr andauert, über 
die Zeit hinaus andauern wird. Aber ich 
glaube, daß wir uns weiterhin dem KSZE-Pro­
zeß verbunden fühlen müssen, denn dieser 
Prozeß hat trotz mancher Kritik, trotz man­
eher. berechtigten Kritik uns allen, den Völ­
kern, den Staaten und der &:cherheit, sehr 
viel gebracht. (Abg. Dr. B 1 e n k: Schade, daß 
Sie uns die einzig interessante Information 
vorenthalten!) 

Was die Weltpolitik im allgemeinen betrifft, 
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so glaube ich, daß es hier genügen soll, darauf 
hinzuweisen, daß es nicht möglich ist, in der 
Welt von heute sich zurückzuziehen und zu 
glauben, daß die Probleme in der Welt, die 
Krisen in der Welt auf uns keinen Einfluß 
haben. Gerade wenn wir die Sicherheit Öster­
reichs vor Augen und als Ziel haben, müssen 
wir uns auch mit den Problemen in der Welt 
auseinander setzen , umsomehr, als diese Pro­
bleme heute Fragen sind, die unsere Sicher­
heit im hohen Maße berühren. (Beifall bei der 
sm.) 

Wenn man mir verzeiht, daß ich die 20 
Minuten überschreite, will ich sehr gern auch 
auf die im Zwischenruf aufgeworfene Frage 
eingehen (Abg. Ben y a: Herr Blenk, horchen 
Sie zu!), nämlich: Wie kann die Arbeit des 
Europarates aktiviert werden? (Zwischenrufe 
bei der ÖVP. - Zwischenruf des Abg. 
Ben ya.) Ich möchte nur drei Dinge kurz 
sagen: Weniger Komitees, weniger Pläne, 
mehr Arbeit. 

Und zum Abschluß noch eine Frage zur 
humanitären Politik. Es wurde sehr richtig 
und sehr zutreffend darauf hingewiesen, daß 
sich Österreich in der Vergangenheit immer 
für die humanitäre Außenpolitik - dazu 
gehört auch eine humanitäre Flüchtlingspoli­
tik - entschieden hat. 

Aber, Hohes Haus, meine Damen und Her­
ren: Das kann natürlich nur für politische 
Flüchtlinge gelten, für Menschen, die im 
Interesse ihrer Sicherheit zum Schutz gegen 
politische, rassische oder religiöser Verfol­
gung in unserem Land Schutz suchen. Es 
kann sicherlich nicht für alle Menschen gel­
ten, die aus irgendeinem Grund ein besseres 
Leben suchen. Wir haben für sie sicherlich 
immer Verständnis, aber ich glaube, man muß 
doch eine Unterscheidung machen zwischen 
politischen Flüchtlingen, Flüchtlingen im 
Sinne der Flüchtlingskonventionen, und ande­
ren Menschen, die durchaus in Not sind. Ich 
danke Ihnen! (Beifall bei der sm.) 20.39 

Präsident Thalhammer: Nächster Redner 
ist der Herr Abgeordnete Hochmair. Ich 
erteile ihm das Wort. 

20.40 

Abgeordneter Hochmair (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Bevor ich 
zum eigentlichen Thema Abrüstung komme, 
einige Sätze zu Amnesty International. Ich 
glaube, ich brauche zu der Arbeit und zu den 
Erfolgen dieser Organisation nichts zu sagen. 
Die sind Ihnen bekannt, Sie lesen davon, Sie 
werden informiert. 

Aber vor wenigen Stunden ist eine Informa­
tion an uns gegangen, die uns doch alle mit­
sammen einigermaßen berühren sollte: Eine 
völlig neue Form von Menschenrechtsverlet­
zungen ist aufgetaucht durch staatlichen oder 
staatlich gebilligten Terror. Mißliebige Perso­
nen, unter anderem Politiker und Gewerk­
schafter, werden verhaftet, entführt und blei­
ben verschwunden. Diese Aufklärungs- und 
Informationskampagnen, glaube ich, die 
Amnesty International in dieser Angelegen­
heit betreibt, sollten wir uns auch angelegen 
sein lassen, um darüber mit den Menschen zu 
reden und, wenn möglich, sich auch selbst 
aktiv an der Mitarbeit dieser Organisation zu 
beteiligen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Nun einige Worte, die im Mittelpunkt ste­
hen in der Diskussion 1981: Entspannung, 
Abrüstung, Genf 1981. Weitere Schlagworte, 
die im Mittelpunkt stehen: Neutronenbombe, 
Erstschlagstheorie, begrenzter Atomschlag in 
Europa. Schlagworte der Vergangenheit sind 
Realität, jetzt, im Dezember 1981. 

Ich habe mich doch einigermaßen gewun­
dert, und mit mir werden sich in der Zukunft 
manch andere wundern, welche Stellung­
nahme von ÖVP-Politikern zur Neutronen­
bombe abgegeben worden sind. Ja wer denn 
sonst als der österreichische Außenminister 
sollte sich dazu äußern, wenn in einem Land 
die Neutronenbombe erzeugt wird? Und -
Herr Abgeordneter Bergmann, Sie stehen auf 
- bei der Neutronenbombe lautes Lachen 
Ihrerseits und Zwischenrufe. Ich weiß gar 
nicht, wie Sie das rechtfertigen, bei der Frie­
densdiskussion mit der katholischen Aktion, 
wenn die der Meinung sind, die Neutronen­
bombe müßte nicht produziert werden. Haben 
Sie denn noch nicht begriffen, Herr Abgeord­
neter Bergmann, daß mit der Neutronen­
bombe die Schwelle zu einem neuen Krieg 
niedriger geworden ist? Haben Sie nicht 
kapiert, daß die Gefahr damit wächst? Und 
genau Sie reizt es zum Lachen? (Zustimmung 
bei der SPÖ. - Abg. DDr. K ö ni g: Der Herr 
Bundeskanzler hat gesagt, dazu haben wir 
uns nicht zu äußern als neutrales Land!) 

Aber es gibt eben Menschen, die sich dazu 
äußern, die mit der Angst 1981 leben. (Abg. 
Dr. BI e n k: Da lobe ich mir die SS 20! - Abg. 
Be r gm an n n: Woher nehmen Sie die 
Rechtfertigung zu dieser Äußerung her?) Weil 
ich Sie gehört habe, Herr Abgeordneter Berg­
mann. (Abg. Be r gm a n n: Ich bin aufgestan­
den, weil mich Ihre Bemerkung interessiert 
hat! Nehmen Sie das zurück!) Mir ist dann 
wieder Ihr Zwischenruf und Ihr lautes Lach~n 
in Erinnerung gekommen. Herr Abgeordneter 
Bergmann! Die Summe Ihrer Zwischenrufe 
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würde doch eine Wortmeldung ergeben. Erin­
nern Sie sich an die Geschäftsordnung? 
(Zustimmung bei der SPÖ.) 

Die Argumente des Gleichgewichts des 
Schreckens verblassen. Plötzlich können sich 
die Menschen an die Katastrophe von Hiro­
shima wieder erinnern: Datum 6. August und 
9. August 1945, sie haben Angst, und ich 
glaube, sie haben dazu auch Berechtigung. 
Sie spüren die Ohnmacht, schutzlos zu sein, 
wenn es tatsächlich zu einem Atomschlag 
kommen sollte. Daher der Zusammenschluß 
in Friedensbewegungen. Vielleicht haben wir 
manchmal nicht allzu große Freude mit den 
Friedensbewegungen. (Abg. Dr. BI e n k: 
Aber der Breschnew hat eine!) Aber ich 
glaube, wir sollten diejenigen, die es ernst 
meinen, auch ernst nehmen, Herr Abgeordne­
ter Blenk. Wir und ich für meine Person wer­
den dies sicherlich in der Zukunft tun. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Und Sie meinen, das wäre nur eine Angele­
genheit der Großmächte. Amerika: Pershing 
H, Cruise-Missiles. UdSSR: SS 4, SS 5, SS 20. 
Wenn wir dann mit jungen Menschen disku­
tieren und dann aufzeigen, daß sich der näch­
ste Kriegsschauplatz unter Umständen nicht 
bei den Großmächten befindet, sondern in 
Europa, dann, glaube ich, können wir uns 
durchaus der Meinung mancher anschließen. 

Nukleartheater; begrenzter Atomkrieg; Spe­
kulation, den Erstschlag zu gewinnen. In 
einem Bericht der medizinischen Gruppe der 
Bugwash-Bewegungen wird einiges ausge­
führt, werden Feststellungen getroffen, die 
die Angstschwelle sicherlich nicht senken. 

Erstens: Medizinische Katastrophenpla­
nung für Kernkraftkrieg ist völlig zwecklos. 

Zweitens: Wirksame Zivilverteidigung 
gegen Kernwaffenangriff ist unmöglich. Es 
gibt keine Verteidigung gegen Kernwaffen, 
hat diese Bewegung festgestellt. Und daher 
verstehe ich die Menschen, denen es völlig 
egal ist, ob diese Nuklearsprengköpfe den 
Sowjetstern oder das Sternenbanner tragen, 
sie wollen überhaupt keine Nuklearwaffen 
und haben vor beiden Seiten gleichviel Angst. 
Und auch Österreich kann sich dieser Frage 
nicht entziehen. (Abg. Dr. BI e n k: Wir sind 
in einer Parlamentsdebatte!) Herr Abgeordne­
ter Blenk! Österreich kann sich dieser Frage 
nicht entziehen. 

Es beschäftigt sich damit die Sozialistische 
Internationale, es gibt Gespräche im Ausland, 
es nützt der Herr Bundeskanzler im Ausland 
jede Gelegenheit, auf diese Probleme hinzu­
weisen, und selbstverständlich auch der Herr 
Bundesminister. Es wird an diesen Reisen, an 

diesen Gesprächen oft Kritik um der Kritik 
willen geübt. Horchen Sie sich um im Aus­
land, und Sie erfahren den Stellenwert Öster­
reichs. 

Cancun hat es gezeigt. Ich möchte das noch 
einmal als positives Beispiel anführen: Ausge­
hend vom kleinen Österreich! Ich glaube, wir 
könnten mitsammen auf dieses Ergebnis, auf 
diese Aktivitäten durchaus stolz sein. - Aber 
nein, genau das Gegenteil passiert: Wir haben 
die Schlagzeilen noch in Erinnerung. 

Wir haben die Palme-Kommission mit Sitz 
in Österreich installiert; wir haben dieser 
Kommission Privilegien eingeräumt. Und ich 
habe auch noch die Diskussion in Erinnerung 
vom vorigen Jahr über die negativen Einstel­
lungen zu dieser Kommission; sie sind noch 
immer nicht ausgeräumt. In der Zwischenzeit 
liegen die ersten nichtveröffentlichten 
Berichte vor, einige Stellungnahmen. Interes­
sant, wie aktiv diese Kommission ,arbeitet, 
und ich hoffe nur für meine Person, sie errei­
chen auch die Ziele. 

Ich habe heuer im Sommer Gelegenheit 
gehabt, in Caux zu sein, und ich war über­
rascht, daß dort relativ viele Menschen aus 
Politik und Wirtschaft sind, 650! Ihr Parteio b­
mann kennt Caux und kennt das Weltzentrum 
für moralische Aufrüstung. Ich habe disku­
tiert und lange Gespräche geführt mit Radma­
han Gandhi, mit Archibald Mackenzie, dem 
früheren ·englischen UNO-Botschafter, mit 
Ernest Bulle aus Zimbabwe, dem ehemaligen 
Finanzminister aus dem Kabinett Muzorewa, 
und alle äußerten sich positiv über Österreich. 
Da ist man als kleiner Österreicher stolz, 
wenn man hört, wie wir internationale Aner­
kennung finden, wenn Mackenzie sagt: Mir 
taugen die Aktivitäten, die in Österreich 
gesetzt werden, es taugt mir einfach, wie ihr 
Politik betreibt als kleines neutrales Land 
und ihr in der Welt gehört werdet. - Nur: In 
diesem Land gibt es leider allzu viele negative 
Kritik. Wir hoffen jetzt auf Genf; dort können 
wir nur hoffen. Aktiv können wir uns ein­
schalten bei den KSZE-Verhandlungen in 
Madrid. Für Genf sollten wir uns keiner Illu­
sion hingeben. Es wird Jahre dauern, bis dort 
die ersten Erfolge zu verzeichnen sind. Aber 
ich glaube, es ist doch gut, daß dort wenig­
stens geredet wird, daß begonnen wird, sich 
mit diesen Problemen auseinanderzusetzen. 
Viele formale Fragen werden zuerst bereinigt 
werden müssen, um dann globale Fragen zu 
erledigen. 

Wenn man die Pressemitteilungen liest: 
Washington zeigt Interesse an Null-Option!, 
dann fragen wir uns: Wird das genügen? Wird 
Amerika, die NATO, ihre Nuklearraketen mit 
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mittlerer Reichweite in Europa stationiern?­
Eine Frage, die viele bewegt. Sind die Russen 
bereit, ihre SS 20 nicht nur hinter dem Ural 
zurückzuziehen, sondern sie auch zu vernich­
ten? Wird man die Raketen zerstören? Wird 
man sich einigen über den Begriff "Mittel­
streckenwaffen"? - Die Gespräche über die 
Verminderung strategischer Waffen in Genf 
werden das zeigen. Wichtiger aber als all 
diese Ausblicke in eine fürchterliche, in eine 
sich hoffentlich nicht ereignende Zukunft ist 
die Tatsache, daß überhaupt Antworten gege­
ben werden. Niemand, der sich davon 
bedrängt fühlt, soll - und das ist psycholo­
gisch wohl das wichtigste - mit den sicher­
heitspolitischen Fragen allein gelassen wer­
den. 

Daher ist die Frage berechtigt: Was kann so 
ein kleiner, neutraler Staat wie Österreich 
tun? - Großmächte werden wir nicht direkt 
beeinflußen können, aber wir müssen bewußt 
auf wichtige Aufgaben hinweisen. Österreich 
muß seine aktive außenpolitische Tätigkeit 
fortsetzen. Es muß sich bemühen um die Frie­
denssicherung im Vorfeld von Konflikten zur 
Stabilisierung der internationalen Lage. Wir 
können vielfältig unsere guten Dienste anbie­
ten, und haben sie in der Vergangenheit ange­
boten. 

Unsere aktive Neutralitätspolitik muß wei­
terhin folgende Inhalte haben: Österreich 
muß glaubwürdig sein, Österreich muß ver­
läßlich sein, und unsere Außenpolitik muß 
berechenbar sein. Als Beweis können wir die 
Tätigkeit in den Vereinten . Nationen, die ver­
mittelnden Tätigkeiten und auch die KSZE­
Vorbereitungskonferenz . anführen. 

Wir brauchen in Österreich ausreichende 
militärische Stärke im konventionellen 
Bereich. Wir müssen und wir sollen unseren 
Nachbarn zeigen, daß es keinen Anlaß gibt, 
sich Sorgen um uns zu machen, und daß auch 
keine Chance besteht, wohlfeile geostrategi­
sehe Vorteile zu holen. Unser Land müssen 
wir im Falle eines offenen Konfliktes aus­
reichend militärisch verteidigen können. 

Wir sollten das auch denjenigen vor Augen 
halten, die derzeit mit Eifer daran sind, das 
Friedensbanner zu tragen, sonst laufen sie 
Gefahr - jene, die das Friedensbanner tra­
gen -, daß ihre Bemühungen, und wären sie 
noch so gut gemeint, dort, wo sie Wirkung 
haben sollten, nichts erreichen und somit vie­
les in Frage stellen und schwächen, was einer 
echten Friedenssicherung dient. (Beifall bei 
der sm.) 20.52 

Präsident Thalhammer: Zu einer tatsächli­
chen Berichtigung zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Abgeordnete Bergmann. 

Ich mache auf die geschäftsordnungsmäßi­
gen Bestimmungen aufmerksam. 

20.52 

Abgeordneter Bergmann (ÖVP): Meine 
Damen und Herren! Mein Vorredner hat von 
der Neutronenbombe gesprochen und in die­
sem Zusammenhang darauf aufmerksam 
gemacht, daß er jetzt ein paar Stellungnah­
men von ÖVP-Politikern dazu bringen wird. 
Dies war in der letzten Reihe dieses Hauses 
für mich der Anlaß aufzustehen, weil mich 
interessiert hat, welche Stellungnahmen nun 
dargelegt werden. 

Ich sage noch einmal: aufzustehen. (Zwi­
schenrufe bei der SPÖ.) Es tut mir leid: Es hat 
mich eine Rede eines Kollegen von Ihnen 
interessiert. Ich bedaure das trotzdem nicht. 
Sie hat mich interessiert. Ich bin aufgestan­
den, weil ein Kollege vor mir gestanden ist, 
und ich wollte hören, was der Redner sagt. 
Diese Geste hat der Herr Abgeordnete Hoch­
mair offensichtlich mißverstanden. 

Ich weiß nicht, woher er abgeleitet hat, daß 
ich einen Zwischenruf gemacht habe. Er ist in 
einer für mich nicht akzeptablen Form verbal 
im Anschluß über mich hergefallen. . . (Rufe 
bei der SPÖ: Keine tatsächliche Berichti-. 
gung!) Die tatsächliche Berichtigung, Herr 
Kollege - noch einmal -, besteht darin, daß 
der Abgeordnete Hochmair behauptet hat, 
daß durch Lachen meinerseits und aus einer 
Summe von Zwischenrufen er eine bestimmte 
Haltung in der Frage der Neutronenbombe 
ableiten konnte. 

Ich habe weder gelacht, noch einen Zwi­
schenruf, noch eine Summe von Zwischenru­
fen im Zusammenhang mit den Äußerungen 
des Abgeordneten Hochmair und der .Neutro­
nenbombe gemacht. 

Ich möchte noch einmal folgendes feststel­
len (Neuerliche Rufe bei der SPÖ: Keine tat­
sächliche BerichtIgung!): Das ist eine gepflegte 
tatsächliche Berichtigung, wenn Sie genug 
aufpassen. (Zustimmung bei der ÖVP. - Zwi­
schenrufe bei der SPÖ.) 

Ich sage noch einmal: Ich habe im Zusam­
menhang mit den Bemerkungen des Abgeord­
neten Hochmair keinen Anlaß gegeben, der 
ihn zu diesem verbalen Überfall berechtigt 
hätte. Ich gestehe noch einmal zu, daß sich 
der Herr Abgeordnete Hochmair in früheren 
Fällen vielleicht über mich geärgert hat. Viel­
leicht hat er mich aber auch mißverstanden. 

Ich würde ihn daher bitten, daß er das, was 
er hier gesagt hat, als eine solche mißver­
ständliche Interpretation auch zurückzieht. 
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Und das ist jetzt mein Schlußsatz. Mein 
Schlußsatz, Herr Abgeordneter Hochmair: 

Nehmen Sie bitte eines zur Kenntnis: Wenn 
es um Fragen geht, Krieg - Neutronen­
bombe, können Sie mich stundenlang anspuk­
ken, ich werde mit Ihnen gemeinsam dagegen 
auftreten. Ich danke Ihnen. (Beifall bei der 
ÖVP.) 20.54 

Präsident Thalhammer: Nächster Redner 
ist der Herr Abgeordnete Steinbauer . Ich 
erteile ihm das Wort. 

20.55 

Abgeordneter Steinbauer (ÖVP): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Wir sind am Ende eines 
langen Arbeitstages des Parlaments, einer 
langen Debatte zu den Kapiteln Oberste 
Organe und Bundeskanzleramt und einer 
spät angesetzten oder am späten Nachmittag 
angesetzten Debatte zum Kapitel Äußeres. 

Ich will trotzdem, obwohl der Zeitpunkt 
schon fortgeschritten ist, noch ein paar 
Aspekte und ein paar Dinge aus dieser für 
Österreich nicht unerheblichen Debatte, weil 
es doch in diesen schwierigen Jahren auch in 
der Außenpolitik gilt, gemeinsam zu überle­
gen,herausheben. 

Da ist zuerst einmal - und in direkter 
Anknüpfung an die Wortmeldung des Herrn 
Ministers - die Frage: Herr Minister! Wir 
verstehen ganz einfach nicht, wie Sie hier auf­
stehen können an einem Tag, an dem der 
Generalsekretär des Europarates in Öster­
reich ist, und an einem Tag, bevor er im Parla­
ment zu einer Aussprache geladen ist, um uns 
anzudeuten, Sie hätten zum Europarat Vor­
schläge im Ministerrat gebracht, aber Sie 
könnten diese hier nicht enthüllen. 

Herr Minister! Das Parlament fragt sich: 
Warum eine außenpolitische Debatte, warum 
eine Debatte, wenn der Minister in einer 
wichtigen Frage Vorschläge entwickelt hat? 
Bei einer Frage, bei der er die ganze Zeit 
betont, daß aus seiner Sicht die Welt schon 
sehr meint, der Europarat sei unbedeutend. 
Der Minister meinte dann, er hätte dem Mini­
sterrat berichtet, aber hier im Parlament 
kann er das nicht enthüllen, weil er dazu die 
Zeit nicht hat. 

Herr Minister! Wir bedauern das, weil mor­
gen das Gespräch mit dem Generalsekretär 
des Europarates viel fruchtbarer geführt wer­
den könnte, wenn alle Fraktionen des Hauses 
wissen, was der Minister hier in pectore oder 
in der Kammer des Ministerrats vorgetragen 
hat. (Zustimmung bei der ÖVP. - Abg. Dr. 
K Ö ni g: Vielleicht erfahren wir es doch noch 
heute!) 

Vielleicht erfahren wir es schriftlich vor 
dem morgigen Gespräch mit dem Generalse­
kretär. Es würde uns zur Vorbereitung die­
nen. Wir haben auch zahlreiche Mitglieder in 
unserer Fraktion, die im Europarat mitarbei­
ten. Vielleicht würden es diese verdienen, daß 
man ihnen den Vorschlag vorlegt. 

Aber, Herr Minister, Sie liebten ja immer 
schon die Vergleiche mit Metternich, und so 
hängen Sie eben der Geheimdiplomatie dort 
nach, wo es Ihnen - wie Sie glauben - am 
wenigsten schadet, nämlich hier im Parla­
ment. Aber da schadet es Ihnen gerade am 
meisten. Das möchte ich auch betonen! 

Ein zweites Thema, das heute in der 
Debatte eine immer wiederkehrende Rolle 
spielte, beschäftigt mich auch sehr, weil ich 
glaube, hier sollten wir versuchen, zu Gemein­
samkeiten nicht nur in den Aussagen, son­
dern auch im Handeln kommen: Das ist die 
Frage der polnischen Flüchtlinge. 

Hier muß ich eines aus dem Ausschuß wie­
dergeben, was mich doch bestürzt hat: Im 
Ausschuß hat der Minister Pahr eine, wie ich 
meine, sehr theoretische Unterscheidung im 
Zusammenhang mit den Polenflüchtlingen 
vorgetragen. Er hat nämlich daran erinnert, 
daß man unterscheidet zwischen politischen 
Flüchtlingen und Arbeitssuchenden, die über 
die Grenzen kommen. 

Herr Minister! Das erinnert mich an das 
Problem der Chicanos in Kalifornien. Das 
erinnert mich an viele Probleme. Aber das 
deckt sicher nicht die gegenwärtige Frage der 
Behandlung der polnischen Flüchtlinge ab. 
Natürlich können wir hier nicht mit den Kate­
gorien arbeiten, die fein theoretisch entwik­
kelt werden: Da sind einmal politische Flücht­
linge - große Pause -, und dann kommen 
Menschen, die vielleicht bessere Gastarbeiter 
sind. Die Lage ist gerade in Polen so, und 
zwar besonders in diesen Stunden und Tagen, 
daß man nicht mehr genau unterscheiden 
kann, warum ein Mensch sein Heimatland 
verläßt und versucht, in einem anderen Land 
Brot zu finden. 

Ich hätte mehr Verständnis für diese SitUa­
tion vom Außenminister erwartet. Ich hätte 
erwartet, daß er zunächst das Bekenntnis sei­
ner Fraktionskollegen zur Flüchtlingsfrage 
mitträgt und nicht so fein unterscheidet. Ich 
hätte aber auch erwartet, daß er auch in aller 
Konsequenz an der öffentlichen Haltung und 
am öffentlichen Bewußtsein mitarbeitet, um 
ganz einfach diesen Menschen zu helfen. Dies 
auch dann, wenn sie nicht genau in den feinen 
Raster seiner diplomatischen Unterscheidung 
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zwischen politischen Flüchtlingen und -
Pause - nur Arbeitssuchenden passen. 

Wir hätten wahrscheinlich auch 1956 und 
noch viel mehr 1968 die Leute nicht in jedem 
Fall im einzelnen befragen können, warum 
sie jetzt gerade österreichischen Boden betre­
ten. Wir haben das damals nicht getan, wir 
haben versucht zu helfen, so gut es ging und 
unter Übernahme von großen Belastungen. 
Herr Minister! Ich würde empfehlen, daß dies 
auch in Zukunft bei uns so gehandhabt wird, 
daß wir in Konsequenz der österreichischen 
Haltung sehr wohl an das anknüpfen, was wir 
1956 und 1968 geleistet haben. 

Wenn ich schon zum Them~ Flüchtlinge 
rede, dann doch einige Worte des Dankes an 
all jene, die sich im Lauf der letzten zwölf 
Monate um die immer schwieriger, immer 
undurchsichtiger werdende und auch immer 
mehr aus dem Rampenlicht des öffentlichen 
Bewußtseins tretende Frage der Vietnam­
flüchtlinge gekümmert haben. (Beifall bei der 
ÖVP.) Hier haben unbedankt Menschen -
auch jetzt noch, wo Vietnam nicht mehr mit 
schrecklichen Berichten von Boot-Flüchtlin­
gen und von untergehenden Schiffen in der 
Weltpresse gehandelt wird - in den Gemein­
den tatsächliche tätige Hilfe geleistet. Ich 
sage: Auch die Bundesregierung, aber bitte 
auch die Stellen des Landes, der Bürgermei­
ster, der Pfarrer. Hier hat sich wirklich eine 
Kette der Hilfsbereitschaft gebildet. Ich 
appelliere nur daran, daß man diese Men­
schen nicht vergißt, nur weil das Problem 
international nicht mehr so im Rampenlicht 
steht. 

Ein dritter Aspekt - wir führen darüber 
seit drei Jahren eine Debatte im Ausschuß -: 
Das ist die Frage, inwieweit sich Österreich 
um die wachsame Verfolgung jener Fälle 
kümmert, wo berichtet wird, daß Giftgas 
international zur Verwendung kommt. Ich 
darf auch hier das unterstreichen, was ich im 
Ausschuß gesagt habe. Mir ist sehr wohl 
bewußt, daß eine Arbeitsgruppe der UNO 
tätig ist, daß die Verwendung von Giftgas 
noch nicht nachgewiesen ist, daß aber zumin­
dest Indizien dafür sowohl in Kambodscha als 
auch in Afghanistan vorhandEm sind. Diese 
Verwendung wird von einer UNO-Gruppe dis­
kutiert. Ich hätte nur eine Bitte: Daß wir als 
kleiner neutraler Staat gerade in solchen Fra­
gen nicht locker lassen, sensibel danach zu 
forschen und mitzuhelfen, daß es auch dort zu 
einer klaren Beantwortung kommt, wo viel­
leicht die "on site"-Inspektion nicht möglich 
ist. 

Damit bin ich bei einem vierten Punkt. Wir 
berühmen uns sehr, ein humanitäres Land zu 

sein. Trotz alledem möchte ich an die Regie­
rung die Frage richten, ob sie noch mit jener 
Deutlichkeit die Ereignisse im Iran verfolgt, 
wie sie sie damals verfolgt hat, als es Mode 
war. Der Bundeskanzler selbst ist in seiner 
Eigenschaft als Vorsitzender der Sozialisti­
schen Internationale mit einem spektakulä­
ren Begleitprogramm - der portugiesische 
Sozialistenführer und, wie ich glaube, der 
schwedische Sozialistenführer sind mit ihm 
gereist - dorthin gefahren, und es gab aller­
hand Erklärungen, die ich den Herren nicht 
mehr in Erinnerung rufen möchte, etwa wie 
großartig diese Revolution im Iran zu beurtei­
len ist. Ich hätte nur eine Bitte: Daß die Regie­
rung heute den Mut hat, an die hymnischen 
Erklärungen zu Beginn der Revolution immer 
wieder ernste Erklärungen anzuschließen, 
wenn es darum geht zu fragen, wohin das füh­
ren soll. 

1 600 Hinrichtungen sind bereits nachge­
wiesen. Hier warte ich auf die Sozialistische 
Internationale. (Zustimmung bei der 6vp.) 
Hier warte ich auf die Bundesregierung. Hier 
warte ich auf ebensoviel Vehemenz wie in den 
Erklärungen, die soeben hier von diesem Pult 
aus von sozialistischen Kollegen und die 
damals vom Bundeskanzler abgegeben wur­
den. Aber Iran hat sich offensichtlich erledigt, 
als Ihr Vertreter und Kulturattache Iran ver­
ließ. Als Pusch in die Heimat zurückkehrte, 
wurde Iran beendet. 

Damit bin ich beim nächsten Punkt, wo ich 
auch glaube, daß sich Österreich im Grunde 
richtig verhalten hat, bei der Abstimmung der 
UNO in Sachen Afghanistan. Aber eigentlich 
schauen wir dem ganzen distanziert zu. Ein 
Fünftel der Bevölkerung ist geflohen. Noch im 
Juli - das ist der Grund, warum ich das 
erwähne - hat der Kollege Gorton eine dies­
bezügliche Frage an den Bundesminister 
gerichtet, und im Grunde haben wir keine 
Antwort bekommen. Ich stelle die Frage -
jetzt würde ich gern den Abgeordneten Hoch­
mair fragen, aber er ist vertieft, er hört woan­
ders zu -, ob man es für richtig gefunden hat, ' 
daß noch im Juli 1981 die österreichische Bun­
desregierung ein Glückwunschtelegramm 
nach Afghanistan zum Jahrestag der afghani­
sehen Regierung geschickt hat. Ich frage 
mich, wo die Courtoisie aufhört und wo die 
Menschenrechtsverletzung beginnt. Das 
Glückwunschtelegramm hat sicherlich nicht 
die richtige Ausdrucksweise unserer österrei­
chischen Haltung zu den Ereignissen in 
Afghanistan dargestellt. (Zustimmung bei der 
ÖVP.) 

Damit bin ich bei der Frage unseres Ver­
hältnisses zu einigen Staaten der Dritten Welt. 
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Ich will es nicht zu lang machen. Cancun und 
der Geist von Cancun: Der Herr Bundeskanz­
ler hat gestern auch vom Ende der Sackgasse 
gesprochen. Nur bitte: Wer Sackgassen zu 
Ende geht, endet an einer Mauer. Der Geist 
von Cancun und das Ende der Sackgasse: Von 
Cancun weiß ich inzwischen, was der Bundes­
minister und der Staatssekretär, die dort 
waren, gesagt haben. Aber ich frage mich, 
was wirklich unter dem Strich herausgekom­
men ist. 

Unter dem Strich ist in Cancun nicht das 
herausgekommen, was an Voraushoffnung 
etwa von der Nord-Süd-Kommission entwik­
kelt wurde, nämlich neue Ausblicke. Neue 
Ausblicke hat Cancun nicht gebracht. Es hat 
für mich eher - von den vielen Berichten 
ausgehend - den Eindruck eines interessan­
ten Familientreffens gemacht. Ich weiß seit­
her, daß Cancun einer der schönsten Luxusba­
deorte in der Karibik ist. Es war schon eher 
ein Hauch von Tourismus und wenig Erinne­
rung an Hunger über Cancun zu verspüren. 

Ich frage mich, ob nicht die Erklärung der 
Industrienationen im Juli in Ottawa, lautend 
auf Verpflichtung zur Hilfe für die Entwick­
lungsländer, mehr gebracht hat als all das, 
was in Cancun geredet wurde. 

Damit bin ich bei der Frage: Was hat Öster­
reich dort wirklich überreicht? Wir haben ein 
Papier in Cancun verteilt. Es hieß: Programm 
zur Verbesserung von Infrastruktur und wirt­
schaftlichen Basissektoren in Entwicklungs­
ländern. 

Ich habe dieses Programm studiert. Es ent­
hält ein Volumen von 200 Milliarden Dollar, 
die wir in Bewegung setzen wollen. Herr 
Minister! Ich verfolge diesen Marshall­
Kreisky-Plan seit einigen Jahren. Ich frage 
mich, welche neue Wendung dieses Papier in 
Cancun wirklich darstellt. Ich erinnere daran, 
daß im Juli 1976 Dr. Veselsky - er ist inzwi­
schen wieder in die Reihen der einfach-bür­
gerlichen Abgeordneten zurückgetreten - in 
Abidjan den Kreisky-Plan präsentiert hat. Ich 
erinnere daran, daß schon damals die Frage 
gestellt wurde, ob es wirklich geschickt war, 
im damaligen Kreisky-Plan, damals in Abi­
djan, von ungenützten Erzeugungskapazitäten 
zu reden, die man den Entwicklungsländern 
zur Verfügung stellen will. Ich habe mit Ver­
tretern solcher Länder über diese Formeln 
gesprochen. Sie haben den Eindruck gehabt, 

. daß sie die nicht mehr ausgenutzten Maschi­
nen entweder direkt bekommen oder Waren, 
die keiner mehr will. So einfach geht Entwick­
lungshilfe nicht. 

Ich habe dann diesen Kreisky-Plan Jahr für 

Jahr in allen möglichen Ausschüssen verfolgt. 
Ich kann Ihnen sagen, es ist der größte Gei­
sterplan, der je über Mrika hinwegzog. Ein­
mal ging es unter diesem Titel darum, imagi­
näre Eisenbahnlinien über Westafrika zu zie­
hen. Dann wanderte es hinunter nach Südost­
afrika. Dann brach allerdings Uganda zusam­
men, und wieder wanderte der Kreisky-Plan 
in neue Regionen. Und wenn ich jetzt das 
Papier von Cancun anschaue, hat man über­
haupt darauf verzichtet, es irgendwie zu 
regionalisieren. Es hat sich nicht nur der 
Geist von Cancun, sondern auch der Geist des 
Kreisky-Plans nicht lokalisieren lassen. 

Ich fürchte nur, daß das Papier mit dem 
200 Milliarden Dollar-Volumen sich auch 
nicht materialisieren läßt, daß nämlich das 
Geld dazu nicht aufzutreiben ist. Ich frage 
mich, wie die Reaktion darauf wirklich war. 
Das Papier, das wir überreicht haben, ist mir 
im Schlußkommunique von Cancun nicht wie­
der begegnet. Es wurde nicht einmal, wenn 
ich dieses Kommunique richtig deute, dort in 
irgendeiner Weise angesprochen. Ich glaube 
- und zunehmend habe ich ernste Einwände 
-, daß wir etwas vorschlagen an neuer inter-
nationaler Organisation, wofür Robert Musil 
- die Nähe Kreisky und Robert Musil ist ja 
bekannt - einen bestimmten Ausdruck ver­
wenden würde. Robert Musil würde den Aus­
druck "Parallelaktion" verwenden. Stellt 
nicht dieser Kreisky-Plan in Wahrheit eine 
Parallelaktion zur bestehenden Weltbank, zu 
bestehenden UNO-Einrichtungen, zu den 
bestehenden multilateralen Einrichtungen 
dar? Da frage ich mich, ob sie gerade auf uns 
gewartet haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn ich schon bei den Irrwegen bin, dann 
lassen Sie mich doch noch zwei Themen 
anschneiden, weil man sie ganz einfach nen­
nen muß, damit die Kollegen von der Soziali­
stischen Partei ein bißehen nachdenken, ob 
das, was sie auf den Seiten Weltpolitik über­
blättern, wenn sie nach ihren täglichen 
Kreisky-Äußerungen suchen, wirklich von 
uns richtig gemacht wird. 

Ich nenne nur die Signalworte "Kuba" und 
"Nicaragua". Meine Damen und Herren von 
der Sozialistischen Partei! Wir sollten in die­
sem Lande nicht imaginäre Papiere vorlegen, 
sondern erstens einmal unsere Entwicklungs­
hilfe wirklich steigern. Wir sollten zweitens 
schwerpunktmäßig diese Entwicklungshilfe 
in jene Länder leiten, wo die Armut und der 
Hunger am größten sind. Und was tun wir? -
Es berichtet stolz die österreichische Presse 
auf Grund einer Aussendung von Staatssekre­
tär Nussbaumer, daß er die Gelegenheit hatte, 
zwei Stunden mit Fidel Castro in einem 
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Gespräch zu verweilen. Soweit ich Fidel 
Castro beobachten konnte: In den letzten J ah­
ren ist der Mann zu sechs- bis achtstündigen 
Reden allein fähig. Er braucht den Nussbau­
mer gar nicht zwei Stunden lang. (Heiterkeit 
und Beifall bei der ÖVP.) 

Dann schreitet, von zwei Stunden offen­
sichtlich beeindruckt, dieser Staatssekretär 
allen Ernstes daher und verkündet in der 
österreichischen Presse: Er glaubt Fidel 
Castro, als dieser ihm sagte, Kuba entsendet 
nur Lehrer und Ärzte nach Südamerika. Ja 
bitte, frage ich nur: Haben unsere Diplomaten 
dem Staatssekretär Nussbaumer nicht Zahlen 
mitgegeben: 40 000 bis 60 000 Soldaten in 
Afrika. Das sollen bitte alles Lehrer und Ärzte 
sein? Das kann doch nicht im Ernst unsere 
Entwicklungspolitik sein! Ich bezweifle, ob 
wir in Kuba richtig investieren. (Zustimmung 
bei der ÖVP.) Ich bezweifle, ob wir richtig 
handeln, wenn wir das wenige Entwicklungs­
hilfegeld, das wir haben, gerade dieser Mili-
tärmacht zur Verfügung stellen. . 

Ich bezweifle das ernstlich! Und ich 
bezweifle auch, ob das, was die Kollegen von 
der Sozialistischen Partei noch vor einigen 
Jahren oder vor einiger Zeit als Modell emp­
funden haben, nämlich Nicaragua, heute noch 
ein Modell ist. Meine Damen und Herren! Seit 
1978 gibt die österreichische Bundesregierung 
jährlich 4Vz Millionen Schilling dafür aus, daß 
Nicaragua geholfen wird. Wir sind schon bei 
etwa 15 Millionen, die wir für Nicaragua 
gespendet haben. Im Außenpolitischen 
Bericht steht, das Modell Nicaragua könnte 
beispielgebend sein. 

Jetzt frage ich bitte: Was sind das für Bei­
spiele? - Wenn der Verteidigungsminister im 
August 1981 sagte, und zwar stolz sagte: Wir, 
die sandinistische Revolution, haben uns 
nicht verpflichtet, Wahlen abzuhalten!, dann 
frage ich, weshalb eine sozialistische Regie­
rung, die solches hört, im Ministerrat 
beschließt, auch für das nächste Jahr, für das 
kommende Jahr, Geld nach Nicaragua zu 
schicken. Das soll geschehen, obwohl eine 
führende Persönlichkeit, etwa der Verteidi­
gungsminister, sagt: Wir haben uns nicht zu 
Wahlen verpflichtet!, und er fügt dazu: Wie die 
Oppositionellen bisweilen glauben! - Das ist 
die Grundhaltung. 

Wir wissen, daß es dort regelmäßig Zei­
tungsverbote gibt, wir wissen, daß der Unter­
nehmerverband, der sogar den Somoza 
bekämpft hat, verboten wurde und daß seine 
Führungsspitze inhaftiert wird. Wir wissen, 
daß dort natürlich von Recht und Ordnung 
schon lange nicht mehr die Rede sein kann. 

Meine Damen und Herren von der soziali­
stischen Bundesregierung! Hier wird Geld in 
einen marxistischen Experimentierstaat tota­
litären Zustands hineingepumpt. Ich halte 
auch das nicht für richtig! (Zustimmung bei 
derÖVP.) 

Jetzt frage ich mich, was nach Kuba und 
Nicaragua Pahr sagt. Pahr sagte im Aus­
schuß, er könne keine Unterscheidung der 
Empfängerländer machen, weil damit politi­
sche Elemente in die Entwicklungshilfe hin­
eingetragen werden. Bitte: Diese an sich -
ich möchte wirklich ausnahmsweise persön­
lich werden, Herr Minister - naive Erklä­
rung ist wirklich nicht aufrechtzuerhalten! 
(Zustimmung bei der ÖVP.) 

Ich komme zum Schluß. (Ruf bei der SPÖ: 
Gott sei Dank!) Weil das Thema Frieden ange­
sprochen wurde vom Kollegen Hochmair: 
Herr Kollege Hochmair! Ich möchte Ihnen 
erstens einmal sagen: Wenn Sie hier hertre­
ten und über den Frieden reden, dann nehme 
ich an, daß Sie Stunden in der sozialistischen 
Führungsspitze verbracht haben, um dort 
Reden zur Friedenspolitik zu halten. Dann 
müssen Sie sich nämlich erstens - was 
sicher für Sie schwierig ist als Gewerkschaf­
ter - mit Ihrem Präsidenten verständigen, 
um zu einer gemeinsamen Aussage in dieser 
Frage zu kommen. Zweitens: Wenn wir uns 
gemeinsam auf Frieden verstehen, dann ist 
dies doch wohl selbstverständlich. Sie können 
doch nicht auch nur ahnungsweise glauben 
und sagen, diese Hälfte des Hauses (Redner 
weist auf die Reihe der ÖVP) mit einer ande­
ren Friedensgesinnung vor sich zu haben, als 
es diese (Redner weist auf die Bänke der 
SPÖ) haben. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Eine der großen Gemeinsamkeiten Öster­
reichs ist die Neutralität, und wir feiern 
gerade in diesen Tagen Julius Raab, das 
Gedächtnis von Julius Raab. Aber über Julius 
Raab hinweg: Gemeinsam haben wir uns in 
diesem Land, als. wir uns zur, Neutralität 
bekannt haben, zum Frieden bekannt. Und 
wir lassen uns von niemandem in dieser 
Gemeinsamkeit auseinanderdividieren. Auch 
nicht von· Ihnen, Herr Kollege! (Zustimmung 
bei der OVP.) 

Es ist selbstverständlich - auch das ruht in 
unserer Neutralität -, daß für uns Frieden 
und Freiheit unabdingbar zusammengehören. 
Auch da sind wir in Österreich einer Auffas­
sung. (Beifall bei der OVP.) 21.19 

Präsident Thalhammer: Zum Wort gemel­
det hat sich der Herr Bundesminister Dr. 
Pahr. 

Bitte, Herr Minister. 
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Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Pahr: Herr Präsident! Hohes Haus! 
Es wurde. mir der Wunsch zur Kenntnis 
gebracht, ich möge doch etwas mehr über die 
von mir erwähnte Vereinfachung der Arbeit 
des Europarates sagen. 

Zunächst: Es handelt sich um eine Frage, 
die nicht etwa im österreichischen Minister­
rat diskutiert wurde, sondern im Ministerko­
mitee des Europarates. 

Zweitens: Es bezieht sich nicht auf die par­
lamentarische Arbeit des Europarates, son­
dern auf die intergouvernementale. Hier geht 
mein Vorschlag dahin, jene organisatorischen 
administrativen Vorkehrungen, die sich etwa 
in den letzten 15 Jahren entwickelt haben, 
wieder abzubauen, das System ständiger und 
nichtständiger Komitees mit verschiedenen 
Aufgaben und verschiedenen Verzahnungen 
abzubauen und wieder zum alten System der 
Expertenkomitees, die ad hoc zur Behandlung 
einer konkreten Frage eingesetzt werden, 
zurückzukehren. 

Es handelt sich bei meinem Vorschlag 
darum, die ebenfalls seit rund 15 Jahren 
zunehmende Verplanung zurückzunehmen. 
Heute ist es ja so, daß die Arbeit des Europa­
rates, intergouvernementaler Teil, in Fünfjah­
res-, in Zweijahresplänen festgelegt wird, die 
jedes Jahr revidiert werden müssen, Das 
führt dazu, daß heute·die Ministerdelegierten 
des Europarates etwa doppelt so viele Sit­
zungstage haben als etwa noch im Jahre 1965. 

All diese Dinge zu vereinfachen, würde 
zweifellos etwas jener Schlagkraft dem Euro­
parat zurückgeben, die er in den fünfziger 
und sechziger Jahren gehabt hat. 

Ich habe auf dieses Problem, auf diese Fra­
gen, auf diese Schwierigkeiten im Ministerko­
mitee des Europarates hingewiesen und vor­
geschlagen, daß das Ministerkomitee den 
Generalsekretär ersuchen möge, hier Verein-

fachungsvorschläge zu unterbreiten. Dieser 
mein Vorschlag wurde vom Ministerkomitee 
angenommen, und ich weiß, daß Generalse­
kretär Karasek sehr froh ist, daß er diesen 
Auftrag bekommen hat, der ihm wahrschein­
lich auch die' Arbeit in Zukunft erleichtern 
wird. (Beifall bei der SPÖ.) 21.23 

Präsident Thalhammer: Zum Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter wünscht kein 
Schlußwort. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s tim -
m u n g über die Beratungsgruppe III des 
Bundesvoranschlages 1982. 

Diese umfaßt das Kapitel 20 in 815 der Bei­
lagen in der Fassung des Spezialberichtes 
900 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist mit M ehr h e i t 
an gen 0 m me n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe bekannt, daß in der heutigen Sit­
zung die Selbständigen Anträge 142/A und 
143/ A eingebracht worden sind. 

Ferner sind die Anfragen 1532/J bis 1547/J 
eingelangt. 

Die n ä c h s te Sitzung berufe ich für mor­
gen, Donnerstag, den 3. Dezember, um 9 Uhr 
mit folgender Tagesordnung ein: 

Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1982 samt 
Anlagen (815, Zu 815 und 900 der Beilagen): 

Beratungsgruppe IV: Inneres, 

Beratungsgruppe V: Justiz, und 

Beratungsgruppe XII: Landesverteidigung . 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluß der Sitzung: 21 Uhr 25 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. L61 40931 f/f 
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